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Vorwort 

 

Die Landesregierung legt mit dem Statistisch-prognostischen Bericht 1982/83 den 
zehnten Band dieser Reihe vor. 

Neue Untersuchungsbereiche werden imdiesjährigen Bericht durch die Analysen "In-
vestitionsentwicklung und Altersstruktur des Produktionskapitals", "Konkurrenz-
situation Baden-Württembergs auf dem Weltmarkt" und"Struktur der Forschungs-

 

kapazitäten im öffentlichen Bereich und in der Wirtschaft" erschlossen. Sie liefern in 

dieser Zusammenstellung erstmalig Ergebnisse für Baden-Württemberg. Im Hinblick 
auf die Erfordernisse und die Notwendigkeit eines grundlegenden Strukturwandels 

sind besonders die Ergebnisse dieser Analysen von großer politischer Bedeutung. 

Aber auch die übrigen Schwerpunktbereiche und Analysen des Berichts — zum Bei-
spiel die Untersuchungen zur Struktur und Entwicklung des Fremdenverkehrs, zu 
den Eigentums- und Pachtverhältnissen in der Landwirtschaft, zu Vermögensverhält-
nissen von Haushalten, zum Wanderungsverhaltender Ausländer, zur Berufsausbil-
dung im dualen System oder zu den Entwicklungen im Fachhochschulbereich — stel-
len immer wieder wichtige Basismaterialien dar, die für die Ausgestaltung der Politik 
der Landesregierung von Bedeutung sind. 

Der vorliegende Bericht verdeutlicht auch, daß das Statistische Landesamt Baden-
Württemberg wiederum mit größter Sorgfalt und hervorragendem Sachverstand Da-
ten und Statistiken zusammengetragen und ausgewertet hat, die einen Rückblick ge-
ben und Trends aufzeigen. Der Bericht wird den politisch Verantwortlichen in Land-
tag und Regierung eine zuverlässige Datensammlung und informative Analysen zur 
Verfügung stellen, die zugleich Grundlagen für verantwortungsbewußte politische 
Entscheidungen sein werden. Auch der zehnte Bericht in dieser Reihe verdeutlicht 
Situationen und Entwicklungen im Lande und weist auf mögliche Tendenzen hin. 
Nicht zuletzt sollen damit auch die Bürger über einzelne Schwerpunkte der Landes-

 

politik aus statistisch-analytischer Sicht informiert werden. 

Diesen Zielen dient der Statistisch-prognostische Bericht 1982/83, dessen breites 
Informationsangebot eine solide Hilfestellung für Entscheidungen ist. 

Im Namen der Landesregierung danke ich dem Präsidenten des Statistischen Landes-
amtes, Herrn Prof. Dr. Max Wingen und seinen Mitarbeitern für die Erarbeitung des 
Berichts 1982/83. 
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Stuttgart, im Juli 1983 

 

Ministerpräsident 

Lothar Späth 
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Teil 1 

Rückblick 1982 - Ausblick 1983 

Im Jahr 1982 konnte das Land Baden-Württem-
berg auf sein 30jähriges Bestehen zurück-
blickent. 1952 war die für die Bundesrepublik 
bis heute einzigartig gebliebene Länderneure-
gelung durch Zusammenschluß der Länder Ba-
den, Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern zu einem neuen Bundesland 
erfolgt. Nach diesen drei Jahrzehnten kann 
das Land auf vielen wichtigen Gebieten her-
ausragende Ergebnisse vorweisen. Allerdings 
sind derzeit wie in der Bundesrepublik und 
der Weltwirtschaft so auch im Land die Aus-
wirkungen eines vielfältigen Strukturwandels 
zu spüren. 

Die erhoffte wirtschaftliche Belebung trat 
1982 noch nicht ein, vielmehr waren auf fast 
allen Gebieten rückläufige Entwicklungen zu 
verzeichnen. Im Jahr 1982 nahm die Bevölke-
rung des Landes - erstmals seit 1976 - wieder 
ab, und zwar um 0,2 % auf 9,27 Mill. Personen, 
ursächlich war insbesondere ein Wanderungs-
defizit bei den Ausländern, das weniger durch 
die Zahl der Fortzüge als durch eine stark 
gesunkene Zahl der Zuzüge bewirkt wurde. Bei 
anhaltend schlechter Arbeitsmarktlage dürfte 
diese Tendenz auch 1983 anhalten, so daß auch 
in diesem Jahr die Bevölkerungszahl leicht 
abnehmen könnte. Die Situation im Verarbeiten-
den Gewerbe war durch eine Fortsetzung der 
konjunkturellen Abschwächung gekennzeichnet. 
Im Jahresdurchschnitt fiel die Produktion 
um 2,6 % - ebenso stark wie bundesweit -
unter das Vorjahresniveau, die.Zahl der Be-
schäftigten verminderte sich mit 3,4 % fast 
in gleichem Maße wie im Bundesgebiet (- 3,6 $), 
nachdem das Auftragsvolumen sowohl aus dem 
Inland (- 1,5 %) wie aus dem Ausland (- 3,9 %) 
rückläufig war. Weniger stark als im Bundes-
gebiet war Baden-Württemberg von der Rezes-
sion in der Bauwirtschaft betroffen, im Bau-
hauptgewerbe sank die Zahl der- geleisteten 
Arbeitsstunden um 2,6 % (Bundesgebiet -
5,7 %), entsprechend weniger stark mußte 
die Zahl der.Beschäftigten zurückgenommen 
werden (- 1,5 %, Bundesgebiet - 6,0 %). 

1 Aus diesem Anlaß hat das Statistische Landesamt die Broschiire 

"30 Jahre Baden-Württemberg im Spiegel der Statistik".  herausge-

geben. 

 

Die bei verminderter Auslastung schlechter 
gewordene Ertrags- und Finanzierungssitua-
tion der Unternehmen äußerte sich in einem 
nochmaligen starken Anstieg der Insolven-
zen. Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
stieg um 44 % (Bundesgebiet + 40 %), doch 
war die Insolvenzhäufigkeit - bezogen auf 
je 10 000 Unternehmen - in Baden-Württem-
berg mit einem Wert von 51 nach wie vor 
unter allen Bundesländern am geringsten 
(Bundesdurchschnitt: 71). Auch in den er-
sten Monaten dieses Jahres ist die Zahl der 
Konkurs- und Vergleichsverfahren weiter 
angestiegen . (Schaubild 1). 

Auch die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat 
sich 1982 nochmals verschlechtert, im Jah-
resdurchschnitt stieg die Zahl der Arbeits-
losen - die im Jahresdurchschnitt 1982 bei 
182 400 Personen lag - mit einer Rate von 
+ 51,0 % etwas schneller als im Bundesdurch-
schnitt (+ 44,2 $), doch lag die jahresdurch-
schnittliche Arbeitslosenquote mit 4,8 % wei-
terhin deutlich unter derjenigen des Bundesge-
bietes (7,5 %). Auch '1983 wird die Arbeits-
marktlage unbefriedigend sein. Ende April 
waren in Baden-Württemberg mit 232 000 Per-
sonen 38 % mehr Arbeitslose registriert als 
ein Jahr zuvor. Selbst bei der in diesem 
Jahr sich abzeichnenden konjunkturellen Bes-
serung ist für 1.983 im Jahresdurchschnitt 
kein erheblicher Rückgang der Arbeitslosig-
keit zu erwarten, zumal die Unternehmen 
auf eine verbesserte Wirtschaftslage in aller 
Regel wegen freier Personalkapazitäten erst 
verzögert mit Neueinstellungen reagieren. 

Gedrückt war 1982 insbesondere die inlän-
dische Nachfrage. Bei abermals gesunkenen 
Realeinkommen der Arbeitnehmer war der 
private Verbrauch, wie bereits 1981, real 
rückläufig (bundesweit - 2,3 $), was sich 
auch im Rückgang der realen Einzelhandels-
umsätze dokumentiert, die in Baden-Würt-
temberg allerdings weniger stark zurück-
gingen (real - 2 %) als bundesweit (knapp 
- 5 %). Obwohl sich für 1983 die realen 
Einkommen der Arbeitnehmer .nicht erhöhen 
dürften, zeichnet sich ein besseres Konsum-
klima ab, insbesondere für langlebige 
Konsumgüter wie PKW. 
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Vergleichsverfahren vorausgegangen na. 

 

Die Ausrüstungsinvestitionen gingen 1.982 
bundesweit real um 7 % zurück, etwa in der 
gleichen Größenordnung dürfte auch der 
Rückgang in Baden-Württemberg sein. Seit 
dem Spätherbst belebte sich die inländische 
Nachfrage nach Investitionsgütern im Zusam-
menhang mit dem Fristablauf der Investitions-
zulage zum Jahresende. Ein daraufhin befürch-
tetes ausgesprochenes Auftragsloch im Frühjahr 
blieb zudem aus. Das Frühjahrsgutachten 
der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschäfts-

- wissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V. 
erwartet entsprechend für 1983 einen realen 
Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von 
+ 1 % (Tabelle 1). 

Die realen Bauinvestitionen gingen 1982 bun-
desweit um 4,5 % zurück, dieser Rückgang 
dürfte in Baden-Württemberg, wie die gelei-
steten Arbeitsstunden des Bauhauptgewerbes 
zeigen, geringer gewesen sein. Im Wohnungs-
bau, aber auch im gewerblichen Hochbau 
haben die öffentlichen Förderungsmaßnah-
men inzwischen gegriffen. Im ersten Quar-
tal von 1983 lagen so die wertmäßigen Auf-
tragseingänge im Hochbau in Baden-Württem-
berg um + 9,6 % über dem Vorjahresstand. 
Dagegen deuten die entsprechenden Daten 
des Tiefbaus (+ 14,6 %) vor dem, Hintergrund 
des extrem niedrigen Vorjahresniveaus noch 
auf keine nachhaltige Belebung hin, insbe-
sondere wegen der schwierigen Haushaltssi-
tuation der hier maßgeblichen öffentlichen 
Auftraggeber, vor allem der der Gemeinden. 
Das Frühjahrsgutachten erwartet bundesweit 
eine reale Zunähme der gesamten Bauinvesti-
tionen um 3 %. 

.8  

Allein von der außenwirtschaftlichen Seite 
her kamen 1982 noch spürbare konjunkturel-
le Impulse, die allerdings im Jahresverlauf 
deutlich nachließen. Der Export in Baden-
Württemberg stieg mit nominal 8,8 % (real gut 
3 %) etwas stärker als bundesweit (+ 7,8 %) 
an. In der Leistungsbilanz der Bundesrepu-
blik konnte so 1982 wieder ein Überschuß von 
8,1 Mrd. DM erzielt werden, nachdem das 
Vorjahr noch ein Defizit von 15 Mrd. DM 
ergeben hatte. Dazu beigetragen hatte, daß 
die wertmäßigen Einfuhren konjunkturbedingt 
und durch geringere Importe von Energieträ-
gern 1982 im Bundesgebiet nur wenig stiegen 
(+ 1,6 $), in Baden-Württemberg stagnierten 
(- 0,5 $). Mit maßgeblich für den raschen 
Umschwung der Leistungsbilanz war aber 
auch, daß die Einfuhrpreise kaum noch stie-
gen, was durch die höhere Bewertung der DM 
und durch sinkende Weltmarktpreise für Roh-
stoffe und insbesondere für Erdöl bewirkt 
wurde. Das reale Austauschverhältnis im 
Außenhandel (Terms of Trade) hat sich so 
1982 zum ersten Mal seit vier Jahren merk-
lich, und zwar um 4 $ verbessert. Für 1983 
erwartet das Frühjahrsgutachten bei einer 
weiteren Verbesserung der Terms of Trade 
einen noch deutlicheren Leistungsbilanzüber-
schuß von 15 Mrd. DM, obwohl eine Stagnation 
der realen Ausfuhr und gleichzeitig eine 
minimale Erhöhung der realen Einfuhr er-
wartet wird. Auch die Entwicklung der'aus-
ländischen Bestellungen im baden- württem-
bergischen Verarbeitenden Gewerbe spricht 
für eine gedämpfte Exportentwicklung, im er-
sten Quartal trat gegenüber dem allerdings _ 
noch hohen Stand des Vorjahres ein mäßiger 
realer Rückgang ein(- 5,5 $). 

Der verringerte Köstendruck von der Einfuhr-
seite her, der sich über die einzelnen Pro-
duktions- und Handelsstufen hinweg auswirk-
te, hat auch mit dazu beigetragen, daß 1982 
die Verbraucherpreise im Jahresdurchschnitt 
nur noch um 5,3 % gestiegen waren, wobei 
insgesamt gesehen die Tendenz im Jahresver-
lauf nach unten gerichtet war. Diese Entwick-
lung setzte sich nach 1983 weiter fort, im 
April lag der, Preisindex für die Lebenshal-
tung noch 3,4 % über dem Vorjahresstand. 
Der vom Frühjahrsgutachten prognostizierte 
jahresdurchschnittliche Anstieg um 3 % er-
scheint so erreichbar. 

 

Insgesamt gesehen hat Baden-Württemberg 
das Rezessionsjahr 1982 etwas besser über-
standen, als dies im Bundesdurchschnitt 
der Fall war, So konnte Baden-Württemberg 
ein - wenn auch bescheidenes - Plus beim 
realen Bruttoinlandsprodukt verzeichnen 
(+ 0,1 $), während bundesweit ein Rückgang 
eintrat (- 1,0 %). Hierbei haben mehrere 
Faktoren zusammengewirkt: das im Verarbei-
tenden Gewerbe des Landes etwas weniger 
rückläufige Arbeitsvolumen (gemessen an 
den geleisteten Arbeiterstunden: - 4,7 % 
gegenüber - 5,1 % im Bundesgebiet), das 
deutlich weniger als im Bundesgebiet gesun-
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kene Arbeitsvolumen im Bauhauptgewerbe, 
der geringere reale Umsatzrückgang im Ein-
zelhandel sowie die besonders in Baden-Würt-
temberg überdurchschnittlich gute Ernte. 

Für 1983 erwartet das Frühjahrsgutachten 
ein reales Wachstum des BIP um 0,5 %. Ein 
selbsttragender Aufschwung, der anders als 
in früheren Konjunkturzyklen nicht vom Ex-
port, sondern allein von der inländischen Nach-
frage kommen könnte, wird allerdings nicht er-
wartet, jedoch zumindest eine Belebung. Ins- 
gesamt gesehen könnte das Wirtschaftswachs-
tum auch 1983 in Baden-Württemberg etwas 
stärker ausfallen als im Bundesdurchschnitt. 
Von der leichten Belebung der Investitionstä-
tigkeit der Unternehmen dürften das baden-
württembergische Verarbeitende Gewerbe mit 
seinem hohen Anteil an der Investitionsgüter-
erzeugung besonders profitieren, auch die Be-
lebung des Wohnungsbaus könnte hier beson-
ders kräftig sein. Risikobehaftet bleibt aber 
die weitere Exportentwicklung. Hier ist auch 
zu berücksichtigen, daß von der erwarteten 
weiteren Konjunkturbelebung der westlichen  

Industrieländer die exportorientierten heimi-
schen Investitionsgüterhersteller nicht über-
durchschnittlich profitieren dürften, da nach 
Aussage des Frühjahrsgutachtens in den mei-
sten Ländern die kurzfristige Wirtschaftsent-
wicklung nicht von einer Investitionsbelebung 
bestimmt wird, sondern gegenwärtig vor-
wiegend von der Konsumbelebung und vom 
Wohnungsbau ausgeht. 

Als ein Beitrag zu der Bewältigung des Struk-
turwandels hat die Landesregierung am 14./15. 
Dezember 1982 den Kongreß "Zukunftschancen 
eines Industrielandes" einberufen. Die hier 
unter anderem vorgestellten Ergebnisse der 
drei Expertenkommissionen "Forschungsförde-
rung" 2  "Exportförderung" und "Neue Kom-
munikationstechniken" gaben der Landesre-
gierung Entscheidungshilfen zur weiteren 
Gestaltung der Rahmenbedingungen. 

2 Siehe hierzu auch Teil 11 4.3, Struktur der Forschungskapazitäten 
im öffentlichen Bereich und in der Wirtschaft. 

 

Tabelle 1 

Vergleich wirtschaftlicher Vorhersagen für das Bundesgebiet 

1983 1982 

Prognosen 
Prognosen des 

Sachwr-

 

ständigenratsl ) 

Einheit Merkmal 
Ist2) Frühjahrs-

gutachten5) 
Sachver. 

ständigenratl ) DIW41 RW131 

Verteilung des Volksein-
kommens (nominal) 

Volkseinkommen 
Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit 

Bruttoeinkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen 
Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte 

Leistungsbilanzsaldo 

1) Zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung; 1982: (November/Dezember 1981); 1983: (November/Dezember 1982). —

 

2) Vorläufiges Ergebnis. —3) Rheinisch•Westfälisches Institutfür Wirtschaftsforschung (Februar 1983).-4) Deutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung (Januar/Februar 1983). — 5) Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen Wirtschaft im Frühjahr 1983 (Arbeitsge-
meinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V.). — 6) Ohne nichtentnommene Gewinnä der Unternehmen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit. 
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Bevölkerungsbewegung 

Der leichte Bevölkerungsrückgang im Jahre 
1,982 war - wie auch derjenige in den Jahren 
1974 bis X1976.- durch ein Wanderungsdefizit 
verursacht (- 24 400 Personen), zu dem vor-
nehmlich die Ausländer (- 36 900) beitrugen, 
während der Wanderungssaldo bei den Deut-
schen positiv blieb (12 600). Der Geburten-
überschuß (Saldo der Lebendgeborenen und 
Gestorbenen) belief sich auf 7100 Personen, . 
wobei wie in den Vorjahren' bei den Deutschen 
ein .Geburtendefizit (- 6800), bei den Auslän-
dern ein Geburtenüberschuß (13 800) zu ver-
zeichnen war. Unter Berücksichtigung' von 
rund 2500 Einbürgerungen belief sich die 
Anzahl der Ausländer 1982 auf 916 900, das 
sind 9,9 % der. Gesamtbevölkerung; 1981 waren 
es noch 942 400 oder 10,1 % (Tabelle 2). 

Im einzelnen ergaben sich bei der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung vergleichsweise ge-
ringe Veränderungen zum Vorjahr: Die Zahl 
der Lebendgeborenen nahm um - 0,4 % auf 

.100 300, die Zahl der Sterbefälle um - 0,8 % 
auf 93 200 Personen ab. Hervorzuheben ist 
allerdings, daß bei den Deutschen sich die 
seit 1978 zu beobachtende Zunahme der Gebur-
ten noch fortgesetzt hat (+ 1,6 %), während 
bei den Ausländern deutlich weniger Geburten 
registriert wurden als im Vorjahr (- 10,0 %). 
Die Entwicklung bei den Deutschen ist vor-
nehmlich, das heißt etwa zu zwei Dritteln 
darauf zurückzuführen, daß die Jahrgangsstär-
ken der Fauen in den Altersgruppen, in denen 
erfahrungsgemäß die meisten Geburten zu er-
warten sind, weiter angestiegen sind. Bei 
den Ausländern hat neben der Tendenz zu 
einer Angleichung an das generative Ver-
halten der Deutschen auch die Nettoabwande-
rung dieser Bevölkerungsgruppe eine Rolle 
gespielt.  

Der negative Wanderungssaldo resultierte 
aus einer leichten Zunahme bei .den Fortzü-
gen, aber noch mehr aus einer starken Ab-
nahme bei den Zuzügen. Diese Entwicklung 
betraf sowohl die Deutschen (Fortzüge + 2,3 %; 
Zuzüge - 8,4 %), vor allem aber die Ausländer 
(Fortzüge + 3,4 %; Zuzüge - 32,7 %). Ober die 
durchaus vielschichtige Motivation der Wan-
derungsbewegung von Ausländern informiert 
Kapitel 3.2. im Teil ll; danach dürfte die 
wirtschaftliche, Entwicklung im Lande die 
wesentliche Rolle gespielt haben, da die ge-
setzlichen Bestimmungen bezüglich des Fami-
liennachzugs sich nicht geändert haben und 
so hier keine Beeinflussung der Zuwanderung 
von Ehegatten und Kindern ausgeübt haben 
dürften. 

 

Die Unsicherheit über die Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung und die sich hieraus 
ableitenden Wanderungsbewegungen bei den 
Ausländern machen eine Beurteilung der zu 
erwartenden Bevölkerungsentwicklung im 
Jahr 1983 besonders schwierig. Wenn man 
davon ausgeht, daß selbst eine stärkere 
wirtschaftliche Belebung gerade auch bei 
den Berufen mit hohem Ausländeranteil keine 
rasche Verbesserung bringen wird, könnte 
sich auch 1983 wieder ein negativer Wande-
rungssaldo bei den Ausländern ergeben. 
Die zu erwartende Nettoabwanderung bei 
den Ausländern könnte wieder so groß sein, 
daß der voraussichtliche traditionelle Zu-
wanderungsüberschuß bei den Deutschen aber-
mals überkompensiert wird und sich auch für 
die Gesamtbevölkerung ein Wanderungsdefizit 
einstellt..ln Verbindung mit einem ähnlich 
leichten Geburtenüberschuß. wie 1981 oder 1982 
wäre dann für.1983 wieder eine Stagnation 
bzw. eine leichte Abnahme der Bevölkerungs-
zahl zu erwarten. 

 

Tabelle 2 
Bevölkerungsbewegung 

1982 1981 

davon  davon 

Personen 
insgesamt  Deutsche  Ausländer  

Personen 
insgesamt  Deutsche  Ausländer 

Merkmal 

Anzahl 

Lebendgeborene 
Sterbefälle 

Geburtenüberschuß bzw. -vertust (—) 

Zuzüge S über die Landesgrenze 
Fortzüge J 
Wanderungssaldo 

Ein-bzw. Ausbürgerung (—) 

Bevölkerungszunahme bzw. -albnahme (—) 

Bevölkerungsstand am Jahresende  

100 673 83 562 17 111 100 268 84 873 15 395 

93 979 92 469 1 510 93 197 91 635 1 562 

6 694 — 8 907 15 601 7 071 — 6 762; 13 833 

232 880 121 277 111 603 192 261 117 130 . 75 131 

210 600 102 201 108 399 216 645 104 578 " 112 067 

22 280 19 076 3204 — 24 384 12 552 — 36 936 

— + 2 734 —2.734 — + 2450 — 2 450 

28 974 12 903 16 071 — 17 313 8 240 — 25 553 

9287921 8 345 497 942 424 9270608 8353737 916 871 
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Wie bereits im laufenden Schuljahr wird auch 
im Schuljahr 1983184 die Zahl der Schüler 
in allen allgemeinbildenden Schularten auf-
grund d 

-
er zunehmend geringer besetzten Al-

tersjahrgänge abnehmen. Im einzelnen kann 
davon ausgegangen werden, daß die Zahl der 
Erstkläßler um rund 1000 (- 1 %), zurückgeht. 
An den Grundschulen wird der Rückgang der 
Schülerzahlen 11 000' betragen (- 3 %); stär-
ker wird wohl der Rückgang bei den Haupt-
schulen (16 000 bzw. - 6 $), und bei den 
Realschulen (13 000 bzw. - 5 %) ausfallen. 
An den allgemeinbildenden Gymnasien dürf-
te der Rückgang wegen der stark besetzten 
Altersjahrgänge der Oberstufe bei 13 000 
Schülern (- 4 %) liegen. 

Bei den beruflichen Schulen ist im Teilzeit-
bereich eine weitere Abnahme der Schüler-
zahlen zu erwarten. Bei den beruflichen Voll-
zeitschulen ist mit einer insgesamt gleichblei-
benden hohen Schülerzahl zu. rechnen. Die 
Versorgung der Schulabgänger mit Ausbil-
dungsplätzen ist auch 1983 vordringlich, 
da mit rund 100 000 etwas mehr Lehrstellen-
bewerber als im Vorjahr zu erwarten sind 
und für die Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
entwicklung keine rasche Verbesserung in 
Aussicht steht. Erst zum Jahresende kann 
abschließend beurteilt werden, wieviel Aus-
bildungsverträge abgeschlossen wurden. 

Die Zahl der Studienanfänger und Studenten 
dürfte weiter steigen, da zum Schuljahresende 
allein an den allgemeinbildenden Gymnasien 
rund 29 000 Abgänger mit Hochschulreife zu 
erwarten sind; hinzu kommen Studienanfänger 
als Absolventen früherer Schuljahre. Damit 
wird die Zahl der Studierenden aller'Voraus-
sicht nach an den Hochschulen im Winterseme-
ster 1983184 bei über 180 000 liegen, davon 
knapp 130 000 an den Universitäten. _ 

1982 zunehmende Arbeitslosigkeit 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich 1982 
in Baden-Württemberg wie im gesamten Bun-
desgebiet nochmals deutlich verschärft, und 

Weiterhin Rückgang der Schüler- und Anstieg lag zwar mit 3400 höher als 'ein Jahr zuvor, 
der Studentenzahlen doch ist zu beachten, daß ihnen 4000 offene 

Ausbildungsstellen gegenüberstanden. 

An den 61 Hochschulen (einschließlich Fach-
hochschulen ohne Bundesfachhochschulen) in 
Baden-Württemberg haben sich im Winterseme-
ster 1982183 rund 27 900 Studenten neu ein-

 

seit den frühen 70er Jahren als Auswirkung geschrieben, darunter 18 200 an den Universi-

 

des Geburtenrückgangs zu beobachten ist, täten. Die Gesamtzahl der Studenten belief 
hat sich damit weiter fortgesetzt. Da der sich auf 171 400 Personen, das sind 5,9 % 
Tiefpunkt des Geburtenrückgangs erst im Jahr mehr als vor einem Jahr. An den Universitä-

 

1978 liegt, ist vor 1984185 nicht mit einer ten waren 116 400 Studenten eingeschrieben, 
Wende bei den Erstkläßlern zu rechnen. Insge- - an den Fachhochschulen4  (ohne diejenigen des 
samt wurden an den Grundschulen noch 381 000,! Bundes in Baden-Württemberg) 35 300 und an 
an den Hauptschulen 259 000 Schüler gezählt, den Pädagogischen Hochschulen 12 200. 
das sind 6,1 bzw. 4,7 % weniger-als im vor-
ausgegangenen Jahr. In diesem Zusammenhang 
ist auch zu beobachten, daß - auch als Kon-
sequenz der Maßnahmen um eine Stärkung und 
Aufwertung der Hauptschule - die Übergangs-
quote von der 4. Grundschulklasse in die 
Hauptschule wieder angestiegen ist, und 
zwar von 40,6 % auf 43 %. Dies wirkte sich 
bei den Gymnasien aus, für die die Übergangs-
quote von 29,2 % auf 26,5 % abnahm. Die Real-
schulen waren bei einem Rückgang der Quote 
von 26,3 $ auf 25,7 % kaum davon berührt. 
Da sich. die Oberstufe der Gymnasien noch 
aus den geburtenstarken Jahrgängen zusam-
mensetzt, diese aber aus den Realschulen 
in größerem Umfang schon entlassen wurden, 
betrug der Rückgang der Schüler zum Vor-
jahr trotz der unterschiedlichen Entwicklung 
der Übergangsquoten in beiden Schularten 
knapp 4 %. Der Bestand umfaßt derzeit 324 000 
Gymnasiasten und 243 000' Realschüler. Bei 
den Sonderschulen ergab sich ein Rückgang 
um 4,6$ auf 53 000 Schüler. .Die Gesamtschü-
lerzahl des Schuljahres 1982183 liegt mit rund 
1;291 Mill. um 4,7 $ unter dem Vorjahr. Von 
den Gymnasien sind im Sommer letzten Jahres 
rund 36 000 Abiturienten abgegangen, das 
sind 2000 (7 %) mehr als 1981. 

 

An den beruflichen Schulen werden im Schul-
jahr 1982183 rund 442 300 Schüler unterrichtet, 
das ,sind .2800 (-.0,6 %) weniger als im Vor-
jahr. In den Berufsschulen lag die Schüler-
zahl _mit 276 200 erstmals seit längerem nied-
riger als im Vorjahr (- 3,2 %). Dagegen hiel-
ten die Zunahmen bei den wichtigsten berufli-
chen Vollzeitschulen an (Berufsfachschulen. 
+ 2,7 %, berufliche Gymnasien + 3,6 %, Berufs-
kollegs + 14,2 %). 

Auch 1982 konnten, die Betriebe und die Ver-
waltungen in Baden-Württemberg die gestiege- 
ne Nachfrage nach- Lehrstellen trotz wirtschaft-
licher Rezession auffangen3. Im einzelnen wur-
den 97 000 neue Ausbildungsverträge abge-
schlossen, das sind 2,3 % mehr als 1981. Die 
Zahl der unversorgten Lehrstellenbewerber 

3 Siehe hierzu auch Teil 11 4.1, Die Berufsausbildung im dualen 

System. 4 Siehe hierzu auch Teil 4.2, Entwicklung im Fachhochschulwesen. 
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In den ersten Klassen der Grundschulen 
wurden zu Beginn des Schuljahres 1982183 
rund 93 000 Erstkläßler und damit 2,5 $ we-
niger als im Vorjahr unterrichtet. Die rück-
läufige Bewegung der Schülerzahl, die schon 



Tabelle 3 

Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung 

1982 1983 

Einheit Nachweis 1. 

Vierteljahr 

2. 
Vierteljahr 

3. 
Vierteljahr 

4. 
Vierteljahr 

Jahres. 

durchschnitt 

1. 

Vierteljahr 

Arbeitslose 
(Voll- und Teilzeitarbeit) 

Arbeitslosenquote 
(Voll- und Teilzeitarbeit) 

Kurzarbeiter 

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 

  

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 

18O 929 163 547 181 342 213 946 

+57,5 +56,2 +46,3 +42,5 

4,671 4,31) 491) 6O1) 

11OO34 95 O48 72583 181 53O 114 817 192 736 

+74,7 +44,8 + 73,2 +1O2,7 +76,6 +75,2 

25 512 23 568 18836 12 178 2O 573 1288O 

-45,6 -51,3 -53,O -54,2 -5O,2 -49,5 

182 365 249 065 

+51,O +37,7 

4,8 6,31) 

Offene Stellen 
(Voll- und Teilzeitarbeit) 

1) Stand: jeweils zum Quartalsende. 

zwar aus zwei Gründen. Zum einen führte die 
sich weiter verschlechternde konjunkturelle 
Situation mit der Folge von Produktionsrück-
gängen, Betriebseinschränkungen und Konkur-
sen dazu, daß die Beschäftigtenzahlen beim 
Verarbeitenden Gewerbe um 3,4 % und beim 
Bauhauptgewerbe um 1,5 % niedriger lagen 
als 1981; eventuelle Beschäftigtenzunahmen bei 
den Dienstleistungen sind sicherlich nicht so 
hoch gewesen, um diese Abnahmen auszuglei-
chen. Zum anderen ist die Zahl der Erwerbs-
personen durch den Berufseintritt stärkerer 
Geburtsjahrgänge bei gleichzeitiger Berufsbe-

 

endigung schwächerer Jahrgänge nochmals an-
gestiegen, und zwar trotz der bereits er-
wähnten Nettoabwanderung von Ausländern. 
Im Jahresdurchschnitt wurden 1982 rund 
182 400 Arbeitslose registriert, das sind 
51,O $ mehr als im Vorjahr. Die Tatsache, 
daß bei einer Betrachtung der vier Quartale 
sich die Zunahme zu den Vorjahresquartalen 
jeweils verlangsamte (von + 57,5 $ über 
+ 56,2 % und + 46.,3 % auf + 41,8 $), gibt 
von sich aus noch keinen Anlaß zu einer 
optimistischen Bewertung, da bereits in den 
beiden letzten Quartalen des Jahres 1981 
die Arbeitslosenzahlen besonders stark zu-
genommen haben (Tabelle 3). Weiterhin ist zu 
bedenken, daß zwischen den Monaten Januar 
und Dezember 1982 sich die Arbeitslosenzahl 
um rund 41 400 oder 22,0 % auf 229 1OO er-
höht hat. 

Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 
(+ 44,2 %) war die Zunahme 1981/82 der Ar-
beitslosen im Land (+ 51,0 %) stärker, doch 
lag die jahresdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote im Land mit 4,8 % (1981: 3,3 %) nach 
wie vor deutlich unter derjenigen des Bun-
desgebietes (7,5 %; 1981: 5,5 %). 
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Die Dramatik der Arbeitsmarktsituation wird 
zusätzlich dadurch deutlich, daß sich zwi-
schen 1981 und 1982 die Zahl der gemeldeten 
offenen Stellen auf 20 6OO halbiert und da-
mit den niedrigsten Stand seit 1953 erreicht 
hat. 1982 entfielen auf eine offene Stelle 
8,9 Arbeitslose (7981: 2,9) - im Bund waren 
es mit 17,5 doppelt so viele (1981: 6,1). 

Bei den Kurzarbeitern war der Anstieg in 
Baden-Württemberg mit 76,6 % nur gering-
fügig höher als im Bundesdurchschnitt (74,8 $); 
im 2. Halbjahr war er im Land mit + 93,3 $ 
sogar wesentlich geringer (Bundesgebiet 
+ 114,9 %). Gleichwohl war der Anteil Baden--
Württembergs am Bundesgebiet bei den Kurz-
arbeitern auch 1982 mit 18,9 % höher als bei 
den Arbeitslosen (9,9 %). Die Problematik 
der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage verdeut-
licht auch die Tatsache, daß im vergleich-
baren Krisenjahr 1975 die Zahl der Kurzarbei-
ter (184 800) diejenige der Arbeitslosen 
(128 100) übertraf, jedoch 1982 trotz der 
geschilderten Zunahme zum Vorjahr um 75 % 
mit 114 800 deutlich weniger Kurzarbeiter 
als Arbeitslose (182 400) zu verzeichnen wa-
ren (Schaubild 2). Der Schwerpunkt der Kurz-
arbeit lag 1982 - erstmals seit längerem -
beim Maschinenbau (25 600 Kurzarbeiter), und 
zwar vor der Elektrotechnischen Industrie 
(20 100) sowie Textil und Bekleidung (7300). 

Betrachtet man die Entwicklung der Arbeits-
losigkeit einzelner Problemgruppen, so er-
gibt sich für den Dezember 1982 folgendes 
Bild: Die Arbeitslosenquote dieses Monats 
(Durchschnitt: 6,0 $) war bei den Frauen 
(7,1 %) nach wie vor höher als bei den Män-
nern (5,3 %); überdurchschnittlich blieb 



-Kurzarbeiter 

Arbeitslose 

 

auch die Arbeitslosenquote bei den Ausländern 
(10,0 %) und bei den Jugendlichen unter 
20 Jahre (7,1 %). Anders als in früheren Jah-
ren wichen die Veränderungen zum entspre-
chenden Vorjahresmonat bei den einzelnen Per-
sonengruppen vom Durchschnitt (+ 37,0 % auf 
229 100 Arbeitslose insgesamt) vergleichswei-
se wenig. ab. So betrug die Zunahme bei den 
Männern 40,5 % (auf 119400), beiden Frau-
en 33,3 % (auf 109 700)„ bei den Jugendlichen 
35,4 % (auf 22 500) und bei den Ausländern 
35,0 % (auf 47 800). Mit einer Zunahme tim 
27 % verzeichnete die Gruppe der Schwerbe-
hinderten dagegen einen unterdurchschnitt-
lichen Anstieg. Hervorzuheben ist vor allem 
auch der Verlauf bei den Arbeitslosen "59 Jah-
re und älter". Hier war eine Abnahme um 
rund 3 % (Vorjahr: + 72 %) auf 8900 zu ver-
zeichnen. 

Die Entwicklung der ersten drei Monate des 
Jahres 1983 deutet noch nicht auf eine nach-
haltige Entlastung der Arbeitsmarktsituation 
hin. Der Rückgang der Arbeitslosen zwischen 
Januar und März um 10 700 auf 240 300 bzw. 
die Verminderung der Arbeitslosenquote von 
6,6 auf 6,3 % hat vor allem saisonale Grün-
de, denn nach Schätzungen des Landesarbeits-
amtes stieg die Zahl der Arbeitslosen saisonbe-
reinigt um 15 000. Lediglich der im Vergleich 
zum Vorjahr schnellere Rückgang bei den Kurz-
arbeitern bzw. die etwas schnellere Zunahme 
bei den offenen Stellen mag Anlaß zu einer 
weniger pessimistischen Beurteilung geben. 
Auch wenn sich hieraus Signale für eine 
Verbesserung der Beschäftigtensituation im 
Laufe des Jahres 1983 abzeichnen sollten, 
so darf daraus keine entscheidende Verbes-
serung bei den Arbeitslosen für 1983 abgelei-
tet werden. Zum einen reagieren Unternehmen 
auf eine wirtschaftliche Belebung wegen der 
Nutzung vorhandener freier Personalkapazitä-
ten verzögert mit Neueinstellungen, weshalb 
es nicht verwundert, daß in den ersten bei-
den Monaten die Beschäftigtenzahl beim Ver-
arbeitenden Gewerbe um 4,4 % und beim Bau-
hauptgewerbe um 1,1 % gegenüber dem Vorjahr 
abnahm. Zweitens ist auch für 1983 wieder 
mit einer demographisch bedingten Zunahme 
der Erwerbspersonen zu rechnen, die mögli-
cherweise nicht durch Nettoabwanderungen 
ausländischer Erwerbspersonen kompensiert 
wird. Daraus leitet sich unter anderem auch 
ab, daß die unter 20jährigen Berufsanfänger 
nach wie vor zum besonders gefährdeten Per-
sonenkreis zählen dürften5. Eine Prognose des 
IAB weist aus, daß die Arbeitslosen in Ba-
den-Württemberg um 48 000 auf rund 230 000 
und damit um. etwa gleich viel wie im Bundes-
gebiet (+ 26 %) zunehmen könnten. Baden-
Württemberg würde danach mit einer Arbeits-
losenquote von 6,0 % aber nach wie vor das 
Bundesland mit den niedrigsten Arbeitslosen-

 

5 Siehe hierzu auch G: R.Rückert, P.Linder, Berufschancen der 
Jungen Generation in Baden-Württemberg. Materialien und Berichte 
der Familienwissenschaftlichen Forschungsstelle im Statistischen Lan-
desamt Baden-Württemberg Heft 6, Stuttgart 1983. 

Schaubild 2 

Entwicklung des.Arbeitsmarktes 
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iquoten bleiben und erheblich unter dem Bun-
desdurchschnitt von 9,4 % liegen. Für das 
Bundesgebiet rechnet das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes-
anstalt für Arbeit (im Einklang mit anderen 
Instituten) mit 2,3 Mill. Arbeitslosen. 

 

Konjunkturelle Abwärtsbewegung im Verarbeitenden 
Gewerbe 

I Die zur Jahresmitte 1982 erhoffte konjunk-
turelle Besserung trat nicht ein. Statt 
dessen mündete die im Frühsommer 1980 
begonnene konjunkturelle Abschwächung, 
die bis zum ersten Quartal von 1982 noch 
durch eine starke Auslandsnachfrage ge-
bremst wurde, in die neben der Rezession 
Mitte der 70er Jahre längste Stagnation. 

Die realen Auftragseingänge lagen 1982 um 
2,3 % unter dem Vorjahresstand, der bereits 
1981 rückläufig (- 1,5 %) gewesen war (Tabel-
le 4), Dabei entwickelten sich Inlands- und 
Auslandsnachfrage tendenziell eher gegenläu-
fig. Während sich der im ersten Quartal noch 
überaus starke Rückgang der Inlandsnachfra-
ge bereits zum dritten Quartal hin etwas ab-
schwächte (hier wie im folgenden gemessen 
am jeweiligen Vorjahreszeitraum) und gegen 
Jahresende - insbesondere im Dezember -
durch die auslaufende Investitionszulage ein 
Plus verzeichnete, waren die ausländischen 
Ordereingänge, die im 1. Quartal noch eine 
hohe Zuwachsrate auswiesen, stark nach un-
ten..gerichtet (4. Quartal:- 10,4$). Im Jah-
resdurchschnitt lagen sowohl die inländischen 
(- 1,5 %) wie auch die ausländischen Aufträ-
ge (- 3,9 %) unter dem Stand von 1981. 

Oberdurchschnittlich war der Nachfragerück-
gang in der Grundstoff- und Produktionsgü-
tererzeugung (- 3,5 %), hier ging eine sta-
bile Auslandsnachfrage (+ 0,8 %) einher mit 
einem starken Rückgang der inländischen Or-
dertätigkeit (- 4,9 %). Relativ gut behaup-
ten konnte sich als größte Grundstoffbranche 
die Chemische Industrie (insgesamt - 0,3 %). 
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2,7 
1,1 
6,7 

0,6 
0,4 
5,0 

3,4 
2,0 
7,0 

3,3 
1,2 
6,7 

0,9 
0,4 
1,3 

7,7 
0,4 

17,7 

1,4 
2,1 
0;1 

0,4 
1,8 
2,1 

2,1 
1,0 
8,2 

+ 
+ 
+ 
+ 
- 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
-

 

- 
- 

+ 
+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

4,2 
3,6 

11,8 

    

2,3 
1.,5 
3,9 

- 
- 
- 

3,5 
4,9 
0,8 

- 
- 
+ 

0,3 
1,6 
2,7 

- 
- 
+ 

1,7 
1,0 
5,1 

- 
+ 
-

 

8,1 
1,4 

15,2 

14,5 
19,3 
11;1 

+ 
+ 

2,5 
'0,7 
6,3 

- 
- 

3,71) 

2,51) 

5,31) 

- 
- - 
- 3,5 
- 4,3 
+ 0,7 

7,8 
8,1 
6,9 

- 

- 
- 
- 

2,1 
3,0 
0,3 

0,1 
14 
4,2 

3,3 
2,1 
5,9 

3,2 
6,3 
11,8 

+ 
+ 
+ 

- 
- 
+ 
+ 
+ 
+ 

2,7 
+ 4,8 
- 10,4 

+ 20,7 
+ 26,7 
+ 16,5 

+ 
+ 
-

 

+ 
- 

- 0,9 
+ 4,6 

- 4,0 
- 4,2 

- 3,5 

- 

0,8 
2,7 - 
3,0 

071) 

1,9 i) 
1,01) 

- 

+ 0,3 
- 1,5 
+ 7,4 

218 705,9 
154 951,3 
63754,6 

39702,5 
31 907,0 
7795,5 

14524,5 
10 173,1 
4351,4 

123 129,1 
75008,3 
48120,8 

32333,0 
17458,9 
14874,0 

36732,0 
19755,9 
16 976,1 

31 750,6 
22058,0 
9692,6 

6491,6 
4078,9 
2412,8 

37581,1 
31216,4 
6364,6 

10228,3 
8015,7 
2212,6 

18293,3 
16819,6 

1 473,7 

Mäßig fiel der Bestellrückgang in der Investi-
tionsgütererzeugung aus (- 1,7 $), der nur 
vom Ausland herrührte (Inland + 1,0 %, Aus-
land - 5,1 %). Daß in dieser Hauptgruppe der 
Nachfragerückgang nur unterdurchschnittlich 
war, ist auf die Entwicklung im Fahrzeugbau 
(+ 14,5 %) zurückzuführen, wo Inlandsbestel-
lungen (+ 19,3 %) wie Auslandsbestellungen 
(+ 11 ,1 %) über dem Vorjahresstand lagen. 
Demgegenüber wiesen vor allem der Maschi- 
nenbau (- 8,1 $), aber auch die Elektrotech-
nik (- 2,5 %) oberdurchschnittliche Bestell-
rückgänge auf. Größere Auftragseinbußen er-
litt auch die Verbrauchsgütererzeugung _ 
(- 3,5 %), vor, allem bedingt durch die schwä-
chere Inlandsentwicklung (- 4,3 $), während 
die Auslandsnachfrage stabil' war (+ 0,7 %). 
Oberdurchschnittlich betroffen war das Tex-
tilgewerbe (- 7,8 $). 

Tabelle 4 

In- und ausländische Nachfrageentwicklung 1982  

Als Folge der insgesamt gesehen rückläufigen 
Nachfrage lag die Produktion, wie bereits 
1981, unter dem Vorjahresstand,(- 2.,6 $). 
Dabei waren im Grundstoff und Produktions-
güterbereich die Produktionseinbußen relativ 
geringer (- 2,0 %) als im Durchschnitt des 
Verarbeitenden Gewerbes. Den durch die Re-
zession im Baugewerbe betroffenen Berei-
chen Steine und Erden (- 8,0 %) und Holzbe-
arbeitung (- 5,8 %) stand die positive Ent-
wicklung in der Chemischen Industrie ge-
genüber (+ 3,1 $). Auch in der Investitibns-
gotererzeugung (- 2,6 %) war die Produktions-
entwicklung stark differenziert. Einem Plus' 
beim Fahrzeugbau (+ 2,9 %) standen erhebli-
che Produktionseinbußen beim Maschinenbau 
(- 5,2 %), bei der Elektrotechnik (- 4,7 $) 
und der Feinmechanik/Optik (- 7,0 %) gegen-
über. Ungebrochen weiter expansiv war die 

Umsatz Auftragseingang (1980 = 100) 

Wirtschaftsbereich 
Wirtschaftsgruppe 

Veränderung 1982/1981 

Wertindex Volumenindex  
insgesamt  Veränderung._ 

1982/1981 

% Mill. DM % 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 
Inland 
Ausland 

Grundstoff. und.Produktionsgütergewerbe 
Inland 
Ausland 

Chemische Industrie 
Inland 
Ausland 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Maschinenbau 
Inland 
Ausland 

Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kfz. usw. 
Inland 
Ausland 

Elektrotechnik, Reparatur von Haushaltsgeräten 
Inland 
Ausland 

Feinmechanik, Optik,. Herstellung von Uhren 
Inland 
Ausland 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Textilgewerbe 
Inland 
Ausland 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 
Inland 
Ausland 

1) Ohne Herstellung von Uhren. 
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118,9 

419,3 

-153,1 

125,9 

102,6 

-2,6 

-2,0 

+ 3.1 

- 2,6 
-52 

29,2 

19,6 

30,0 

39,1 

46,0 

28,0 

18,8 

29,0 

37,8 

45,8 

+4,8 

+3,6 

+4,0 

+5,6 

+62 

150,1 + 2,9 46,2 42,3 +6',2 

132,0 -4,7 30,5 31,0 +3,5 

99,8 -7,0 37,2 36,3 +3,5 

700,5 -3,1 16,9 16,0 +3,6 

84,7 -3,2 21,6 20,2 +4,4 

122,1 -2,6 8,1 7,5 +6,7 

Tabelle 5 

Strukturdaten des Verarbeitenden-  Gewerbes 1982 

 

Beschäftigte  Exportquote 
Erzeuger-

preise 
1976=10011 

Produktion Arbeiterstunden 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe  insgesamt 
MD 2) 

Ver-
änderung 
1982/81  

 

insgesamt 
Ver-

änderung 
1982/81 

Ver-
änderung 
1982/81  

Ver-

 

1981 änderung 
1982/81 

Mpe2) 1982 

% 1000 

 

Mill. % 1970=100 

1 415 383 — 3,4 

161.058 — 2,3 

63 668 + 1,0' 

684 309 —2,8, 

252 120 —2,7 

. 210 730 —0,3 

228390 — 4.6 

58 656 —4,8 

306 81 1 — 53 

86 845 —7,1 

57205 —4,0  

1 554913 — 4,7 

185991 —5,6 

56 018 —3,2 

940376 —4,1 

266243 —5,3 

251453 —0,1 

218922 —6,2 

61'083 — 5,3 

361:432 —,6,0 

104 257 —6,4 

67 114 — 4,9 

Verarbeitendes Gewerbe.Insgesamt --

 

Grundstoff- und'Produktiodsgütergewerbe 

Chemische Industrie 

Investitionsgüter pröduzierendes Gewerbe 

Mascbinenbao_ 

Straßenfahrzeugbau, Reparatur 
von Kfz. usw. 

Elektrotechnik; Reparatur 
von Haushaltsgeräten 

Feinmechanik, Optik„Horste I l u ng 
von Uhren 

Verbrauchsgüterproduzierendes Gewerbe 

Textilgewerbe 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

1) Erzeugerpreise gewerblicher Produkte; ohne Mehrwertsteuer. — 2) Monatsdurchschnitt. 

Herstellung von Büromaschinen und ADV-Ge- 
räten (+ 9.,1 %), übe durchschnittliche Pro-
duktionsrückgänge wies auch die Verbrauchs-
gütererzeugung auf (- 3,1 %), hier haben 
insbesondere die Bekleidungsindustrie 
(—'8,0 %), die Lederverarbeitung (= 7,2 %) 
und die Holzverarbeitung (- 9,9 %) hohe 
Einbußen erlitten. Gesunken ist die Produk-
tion auch im Nahrungs- und Genußmittelgewer-
be ( - 2,6 %). 

Die langanhaltende !konjunkturelle Abwärtsbe-
wegung schlug - anders als noch 1981 - im 
abgelaufenen Jahr auch verstärkt auf die Be-
schäftigtenzahl durch', die im Jahresdurch-
schnitt um 3 ; 4 % zurückging (Tabelle 5). Be- 
sonders betroffen waren die Arbeiter (- 4,5 %); 
die Zahl der Arbeiterstunden fiel kaum stärker 
ab (- 4,7 %)„. ein Zeichen dafür, daß bereits 
in einigen Branchen; so im Textilbereich, kein 
weiterer Spielraum mehr vorhanden war, noch 
stärker auf Kurzarbeit auszuweichen. Da der 
Rückgang der Beschäftigung stärker "war .als 
der Produktionsrückgang (- 2,6 %)„ stieg .die 
statistische Arbeitsproduktivität leicht an (je 
Beschäftigten + 0,7 %, je Beschäftigtenstun-
de + 1,4 $)..- Der reale Umsatz aus eigener Er-
zeugung ging wie die Produktion um ß,6 % zu-
rück,, dabei sank der Inlandsumsatz um 5,0 $. 

Der Auslandsumsatz stieg um 2,2$, die hiermit 
gemessene Exportquote stieg somit 1.982 weiter 
an 

- 
und erreichte erstmals die 30 %-Marke. Die 

nochmals schlechtere Kapazitätsauslastung hat  

dazu beigetragen, daß die Zahl der Insolven-
zen im Verarbeitenden Gewerbe wieder stark 
anstieg, 1982 wurden 322 Unternehmen zah 
lungsunfähig, 39 % mehr als im Vorjahr.' 

Insgesamt gesehen hatte die inländische Nach-
frage zu Beginn von 1983 wohl den Tiefpunkt 
der Krise überschritten. So lagen - allerdings' 
stark, beeinflußt durch den Auftragsboom im 
durch das Auslaufen der Investitionszulage 
geprägten Dezember - die inländischen Order-, 
eingänge im 4'. Quartal um 6,5 % ober dem Vor-
jahresniveau. Im 1, Quartal von 1,983 setzte 
sich diese positive Entwicklung in leicht ab-
geschwächter form fort (+ 5',0 %), wobei aller-
dings offenbar im Januar Nachmeldungen von 
durch die Investitionszulage induzierten Be-
Stellungen' das Bild beeinflußten. Ein ausge-
prägtes "Auftragsloch" im Februar und März 
blieb aber aus. Allerdings konzentrierten 
sich die inländischen Bestellzuwächse zwar 
auf die Investitionsgütererzeugung (+ 8,3 $), 
hier aber vorwiegend auf die IPKW-Herstellung 
(+ 84,7'$), während die Bestellungen im Ma-
schinenbau noch deutlich unter dem Vorjah-
resniveau lagen (- 6,6 %). Andererseits zeigt 
die' zum Teil deutliche Zunahme .der Auftrags-
eingänge bei den - auch von der Belebung im 
Baubereich profitierenden - Grundstoffbran- 
chen sowie bei den Verbrauchsgütern, daß sich 
.die Lage durchaus auf breiterer Front gebes-
sert hat (Tabelle 6). Dagegen sind die Auf-
träge aus dem Ausland nach wie vor rückläu-
fig (1. Quartal - 5,5 $), und zwar insbeson-
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Wirtschaftsbereich 
Wirtschaftsgruppe 

Produk- 
Vo- tion2) 

umen-
index 
ins-

gesamt 

Auftragseingang l) 

davon 

In-
land 

Aus-
land 

ins-
gesamt 

 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

Grundstoff-und Produktions-
gütergewerbe 
Investitionsgüter produ-
zierendes  Gewerbe 

darunter 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau, 
Reparatur von Kfz. usw. 
Elektrotechnik, Reparatur 
von Haushaltsgeräten 

Verbrauchsgüter produ-
zierendes Gewerbe 

darunter 
Textilgewerbe 

+ 1,1 +- 5,0 - 5,5 - 3,4 

+ 3,5 + 2,9 + 5,1 + 02 

+ 1,4 + 8,3 - 7,4 - 5,1 

6,7 - 6,6 - 6,7 - 3.5 

+11,4 +62,5 -16,1 - 7,0 

+ 3,4 + 3,7 + 2,8 - 92 

- 1,2 - 0-,7 - 3,3 - 1,4 

- 2,0 - 0,4 - 7,3 4¢ 

Tabelle 6 

Entwicklung des Auftragseingangs und der 
Produktion 
- Veränderung 1. Quartal 1983 gegen 1. Quartal 
1982 - 

1) 1980 = 100. - 2) 1970 = 100. 

dere bei den Investitonsgütern (- 7,4 %), 
so daß anders als bei früheren Konjunktur-
zyklen eine Belebung ;zur Zeit noch allein 
von der inländischen Nachfrage her getra-
gen sein dürfte. 

 

Zum Jahresende Belebung der Investitionsneigung 6 

Die Ausrüstungsinvestitionen gingen 1982 
bundesweit real um 7 % zurück. Negativ auf 
die Investitionsneigung hatten sich insbe-
sondere die noch durch den Einbruch der Aus-
landsnachfrage stark verringerten Absatzchan-
cen ausgewirkt. Die bundesweite Auslastung 
des Produktionspotentials sank so nach Berech-
nungen des DIW 1982 auf 85,3 %, ein Wert, der 
dem des Rezessionsjahres 1975 entsprach. Dies 
hatte Auswirkungen auf die Ertragslage der 
Unternehmen. So ,verharrten die Bruttoeinkom-
men der Produktionsunternehmen saisonberei-
nigt nach einem leichten Anstieg im ersten 
Halbjahr 1982 nach Berechnungen der Bundes-

 

bank im zweiten Halbjahr weiter auf diesem - 
immer noch tiefen Niveau. Allerdings hat 
sich 1982 der Anstieg der Lohnstückkosten 
(in Baden-Württemberg + 3,5 %) erstmals seit 
1979 verlangsamt, unterstützt durch die nur 
mäßigen Einkommenssteigerungen der Arbeit-
nehmer, während die Erzeugerpreise stärker 
gestiegen sind (bundesweit + 4,8 %), 

6 Siehe hierzu auch Teil )l 1.1, Investitionsentwicklung und Altersauf. 
bau des Produktionskapitals. 

Gegen Jahresende hatten sich allerdings einige 
Rahmenbedingungen gebessert; rückläufige 
Zinsen, Kostenentlastungen bei importierten 
Vorprodukten und eine schwach steigende 
Konsumneigung seit dem 4. Quartal wirkten 
zusammen, so daß sich das vom Ifo-Institut 
ermittelte Geschäftsklima seit Jahresbeginn 
verbessert hat, das wiederum die Investitions-
neigung mitbestimmt. Gegen Jahresende führte 
das Ablaufen der Bestellfrist im Rahmen der 
Investitionszulage zu einem Auftragsstoß aus 
dem Inland bei der heimischen Investitions-
gütererzeugung; diese Belebung der Investi-
tionsneigung setzte sich im ersten Quartal die-
ses Jahres fort (+ 8,3 %), allerdings dürften 
dabei Nachmeldungen von Dezember-Aufträ-
gen das mitenthaltene hohe Januar-Ergebnis 
nach oben getrieben haben. Allerdings pro-
fitierte der Maschinenbau als typische Inve-
stitionsgüterbranche von der Belebung im 
1. Quartal 1983 nicht mehr (Inlandsaufträge 
- 6,6 %)., Für die Ausrüstungsinvestitionen 
erwartet das Frühjahrsgutachten einen rea-
len Anstieg von 1 %; selbst wenn dieser An-
stieg in Baden-Württemberg nicht höher sein 
sollte, dürfte die heimische Wirtschaft allein 
dadurch, daß die Investitionsgütererzeugung 
hier besonders stark vertreten ist, über-
durchschnittliche Wachstumsimpulse erhalten. 

 

Beginnende Stabilisierung bei den Bauinvestitionen 

Das Bauhauptgewerbe stand im Verlauf des 
Jahres 1982 im Zeichen zunehmender Stabili-
sierung auf teilweise sehr niedrigem Niveau 
(Tabelle 7). Im Jahresdurchschnitt lagen so 
die realen Auftragseingänge um knapp 2 % 
über dem Vorjahresstand, nachdem allerdings 
1981 ein drastischer Nachfrageeinbruch 
(- 18 % gegenüber 1980) erfolgt war. 

 

Im Hochbau erreichte 1982 die Nachfrage das 
Niveau des Vorjahres nicht ganz (- 1 %), re-
lativ robust zeigte sich jedoch der Wohnungs-
bau, wo die Aufträge den Vorjahresstand er-
reichten. Im Tiefbau war dagegen eine deut-
liche Nachfragesteigerung zu verzeichnen 
(+ 7 %), allerdings war hier der Einbruch 
1981 besonders groß gewesen (- 27 %). 

Die Jahresdurchschnittsbetrachtung verdeckt, 
daß nach einem Rückgang des Auftragsvolu-
mens im 1. Quartal (hier wie nachfolgend 
stets gegenüber dem entsprechenden Vorjah-
reszeitraum) bereits im 2. Quartal die Ab- 
wärtsentwicklung zum Stillstand kam; im 
3. Quartal setzte dann eine Belebung ein 
(Hochbau + 1$, Tiefbau + 7 $), die sich im 
4. Quartal verstärkt fortsetzte (Hochbau '+ 
16 %, Tiefbau + 23 %). Hierin kommt auch. 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen zum 
Ausdruck, z.B. gesunkene Zinsen am. Kapital-
markt, die Investitionszulage und die woh-
nungsbaupolitischen Maßnahmen. 

Die nach wie vor ungenügende Auslastung im 
Bauhauptgewerbe führte 1982 zu einem Rück-
gang der Beschäftigtenzahlen (im Jahres-
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—13,5 —14,8 —20,1 

- 2,8 - 3,6 - 5,5 

- 7,9 - 9,1 -12,6 

- 0,7 - 1,3 1,3 

15,4 13,5 35,4 

6,6 5,7 16,7 

12 - 2,5 0,6 

- 7,5 

0,6 

- 3,8 

- 12,7 

6,7 

- 3,2 

- 3,5 

- 17,3 

- 4,1 

-10,1 

— 1,2 

— 23:8 

—12,3 

— 11,1 

—10,3 - 7,7 

- 1,3 4,8 

- 5,1 - 0,2 

0,5 6,6 

20,1 3,3 

8,5 5,2 

1,3 2,4 

10,9 

- 4,6 

1,9 

37,0 

14,7 

26,3 

13,4 

- 18,6 

-10,4 

-14,0 

-15,3 

24,2 

0,4 

- 7,2 

durchschnitt - 1,5 %), der allerdings schwä-
cher ausfiel als bei der Zahl der geleisteten 
Arbeitsstunden (- 2,6$). Weit stärker waren 
die Folgen der Rezession im Bundesgebiet 
(Beschäftigte - 6,0 $, Arbeitsstunden - 5,7 $)-
Im Vergleich zum .Bundesgebiet mußten so die 
heimischen Unternehmen die Beschäftigtenzahl 
auch im Vergleich zu den Arbeitsstunden 
weniger stark reduzieren, ein Zeichen dafür, 
daß in Baden-Württemberg stärker auf Kurz-
arbeit ausgewichen wurde. Deshalb hat sich 
in Baden-Württemberg im Baugewerbe 1982 die 
Zahl der Kurzarbeiter versechsfacht, im Bun-
desgebiet lediglich gut verdreifacht. Dennoch 
entfielen 1982 mit einer durchschnittlichen 
Zahl von 6500 nur 11 % der Kurzarbeiter des 
Bundesgebiets auf Baden-Württemberg. Die 
vergleichsweise günstige Lage auf dem Arbeits-
markt für Bauberufe zeigt sich auch darin, 
daß im Jahresdurchschnitt auf eine offene 
Stelle 5 Arbeitslose entfielen gegenüber 24 
im Bundesgebiet. 

Die Bauwirtschaft reagierte auf die Rezession 
1981182 mit Preissenkungen, so gingen im 
Jahresdurchschnitt die Preise. für Wohnbauten 
(Rohbauleistungen) um 2,1 %, die Preise im 
Straßenbau um 4,6 % zurück. Deutlich ver-
schlechtert hat sich die Erlössituation; dies ' 
kommt nicht zuletzt dadurch zum Ausdruck, 
daß die Zahl der Insolvenzen im Baugewerbe 
1982 nach der Insolvenzwelle von 1981 noch-
mals um 8 % auf 247 anstieg. 

Zum Jahresende 1982 lagen die realen Auf-

 

tragsbestände im Hochbau noch knapp 5 %, 
im Tiefbau 10 % unter dem Vorjahresstand. 
Zu diesem Zeitpunkt reichten die Auftrags-

 

bestände - allerdings unter Einbeziehung 
der durch Kurzarbeit entstandenen Ausfälle -

 

im Hochbau für eine Beschäftigungsdauer 
von 5,2 Monaten., im Tiefbau von 4,6 Monaten. 

Im 1. Quartal von 1983 lagen die Auftrags-
eingänge im Bauhauptgewerbe wertmäßig um 
11 $ (Hochbau + 9,6 %, Tiefbau + 14,6 %) 
über dem allerdings sehr gedrückten Vorjah-
resniveau, so daß_sich die Belebung in der 
Bauwirtschaft zu festigen scheint. Oberwie-
gend profitieren dürfte neben dem durch die 
Investitionszulage stimulierten gewerblichen 
Hochbau, wo die Baugenehmigungen im 1. Quar-
tal stark zugenommen haben, auch weiterhin . 
der Wohnungsbau, zumal die massiven Förde-
rungsmaßnahmen durch inzwischen erfolgte 
weitere Zinssenkungen und den gegenwärtig 
noch anhaltenden Rückgang der Baupreise 
gestützt werden. Impulse dürften auch vom 
Wohnungs- und Städtebauprogramm des Landes 
ausstrahlen, das mit einem Finanzumfang 
von 600 Mill. DM die Förderung von 13 400 
Wohnungen vorsieht. Im Tiefbau dagegen, 
der ganz überwiegend von den öffentlichen 
Haushalten, insbesondere den Gemeinden ab 
hängt, sind wegen der nach wie vor schwieri-
gen Haushaltssituation die weiteren Aussich-
ten eher zurückhaltend zu beurteilen. 

Das Frühjahrsgutachten schätzt bundesweit 
für die realen Bauinvestitionen eine leichte 
Zunahme (3 %), die in etwa gleicher Höhe 
auch in Baden-Württemberg zu erwarten ist, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß der bundes-
weite starke Rückgang von 1982 (- 4,5 %) 
in Baden-Württemberg deutlich geringer aus-
gefallen sein dürfte. 

Gedämpfte Entwicklung der Exporte 

 

Trotz eines erstmals seit 1975 leicht rück-
läufigen Welthandelsvolumens sind 1982 die 
bundesweiten und, sogar noch etwas stärker, 
die baden-württembergischen Ausfuhren real 
angestiegen. Die Ausfuhren Baden-Württem-
bergs lagen mit 72,1 Mrd. DM um 8,8 % über 

Tabelle 7 

-Nominale Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 1982 (1976 = 100) 
Zu- bzw. Abnahme (—) gegen Vorjahr in % 

Tiefbau Hochbau 

Bauhaupt-

 

gewerbe 
insgesamt 

zu-
sammen 

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

Gebiets-
körper. 
schaften 1  I 

Straßen-
bau 

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

Gebiets. 
körper. 

schaften 11 

Zeitraum 
zu-

sammen Woh. 
nungs. 

bau 

1. Vierteljahr 

2. Vierteljahr 

1. Halbjahr 

3. Vierteljahr 

4. Vierteljahr 

2: Halbjahr 

Jahr 

1) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbscharakter sowie öffentliche Auftraggeber. 
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Europa 
davon 
EG-Länder 

Frankreich 
Belgien-Luxemburg 
Niederlande 
Italien 
Großbritannien 
Republik Irland 
Dänemark 
Griechenland 

EFTA-Länderl ) 
Staatsha ndel slä nder2) 
Übriges.Europa 

Afrika 
Amerika 

darunter 
Vereinigte Staaten 

Asien 
Australien und Ozeanien 

Tabelle 8 stagnierte der Wert der Exporte nach Ita—

 

Ausfuhr nach Handelspartnern 1982 

  

47305,8 65,6 + 7,6 

28765,6 39,9 + 8,4 
9950,0 13,8 + 9,8 
2945,0 4,1 + 6;2 
4033,7 5,6 + 3,9 
5625,7 7,7 - 0,1 
4480,4 6,2 +22,0 

212,9 0,3 + 4,3 
922,1 1,3 +18,9 
695,7 1,0 +10,8 

13336,6 18,5 + 2,5 
2 467,7 3,4 + 25;1 

2737,0 -3,8 +l2,2 
4699,0 6,5 + 0,2 

10416,6 14,4 + 8,2 

Ausfuhr insgesamt 
davon 
Industrialisierte Länder 
Entwicklungsländer 
darunter OPEC-Länder3) 
Staatshandelsländer 
insgesamt4) 

1) Island, Norwegen, Schweden, Finnland, Schweiz, Osterreich, 
Portugal. - 2) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Albanien. - 3) Vereinigte Arabische, Emirate, 
Irak, Iran, Kuwait, Kater, Saudi-Arabien, Algerien, Ecuador, Indo-
nesien, Gabun, Libyen, Nigeria, Venezuela. - 4) Europäischer und 
asiatischer Ostblock. 

dem Wert des Vorjahres (Bundesgebiet: 
+ 7,8 %), unter Ausschaltung der Preissteige-
rungen betrug der Zuwachs gut 3 %. So gingen 
1982 vom Export als einziger positiver Nachfra-
gekomponente erhebliche konjunkturelle Impul-
se aus. Baden-Württemberg erreichte so 1982 
einen Anteil an der bundesweiten Ausfuhr von 
16,9 % (1981 : 16,7 %). 

Unterdurchschnittlich war insgesamt gesehen 
die Ausfuhrentwicklung in die europäischen 
Länder (+ 7,6 %), wobei die Ausfuhr in die 
EG-Länder etwas stärker war (+ 8,4 %), bei 
allerdings deutlichen Unterschieden nach 
Ländern (Tabelle 8). Besonders dynamisch war 
die Entwicklung mit Großbritannien (+ 22 %), 
wo zeitweise die reale Wechselkursentwick-
lung der DM wie auch der dort begonnene 
Konjunkturaufschwung besonders exportför-
dernd gewirkt haben dürften, aber auch 
mit Frankreich (9,8 %). Während die Expor-
te nach den Niederlanden sich vergleichs-
weise schleppend entwickelten (+ 3,9 %),  

lien (- 0,1 %). 

Verhalten war das Ausfuhrgeschäft mit den 
EFTA-Ländern (+ 2,5 %). Die Exporte in die 
USA - mit einem Anteil von 11 % neben 
Frankreich (14 %) unser zweitwichtigster 
Handelspartner - verliefen dagegen außer-
ordentlich expansiv (+ 17,1 %), begünstigt 
durch den hohen Dollar-Kurs. Die Ausfuhren 
in die Staatshandelsländer, die im Vorjahr 
leicht stagnierten, nahmen ebenfalls außer-
ordentlich stark zu (+ 27,1 %). Während die 
Ausfuhr in die kleineren osteuropäischen 
Staaten, die mit Verschuldungsproblemen 
zu kämpfen haben, meist stagnierte, stiegen 
die Exporte in die Sowjetunion (+ 71,1 %) 
überaus stark an: Die Ausfuhr in die OPEC-
Länder, auf die inzwischen 9 % der Ausfuhren 
entfallen, entwickelte sich nochmals dynamisch 
(+ 17,1 %), während die Exportätigkeit in die 
nicht der OPEC angehörenden Entwicklungslän-
der, die von der weltweiten Rezession beson-
ders betroffen waren, zurückfiel (- 1,9 %). 

Unter den exportierten Waren hatten erst-
mals Kraftfahrzeuge den größten Anteil mit 
27 % vor dem tradionellen Spitzenreiter, den 
Maschinenbauerzeugnissen (23 %). Ursächlich 
war eine besonders expansive Exportentwick-
lung bei Kraftfahrzeugen (+ 24,6 %), vor allem 
in die USA und nach Großbritannien, während 
die Maschinenexporte wertmäßig praktisch 
stagnierten (+ 0,3 %), was zum Teil auf die 
schwache weltweite Investitionskonjunktur 
zurückzuführen ist. Dagegen verlief die Ent-
wicklung bei elektrotechnischen Erzeugnissen 
(+ 9,0 %) und Textilien (+ 8,8 %) dulchschnitt-
lich7 . 

Die Einfuhren haben sich 1982 etwas mehr 
in andere Bundesländer verlagert, bundes-
weit stiegen die Einfuhren wertmäßig leicht 
an (+ 1,6 %), während sie in Baden-Würt-
temberg mit einem Wert von 49,8 Mrd. DM 
praktisch stagnierten (- 0,5 %). Bei leicht 
gestiegenen Einfuhrpreisen war die Ein-
fuhr nach Baden-Württemberg so real rück-
läufig (- 2 %). Diese Entwicklung ist auch 
in Zusammenhang mit den stark reduzierten 
Erdöleinfuhren zu sehen; bei leicht rückläu-
figen Einkaufspreisen lagen die baden-würt-
tembergischen Importe wertmäßig rund 13 % 
unter dem Vorjahresstand. Die Importe von 
Textilien (+ 1,7 %), elektrotechnischen Er-
zeugnissen (+ 1,4 %) und Maschinen (+ 0,9 %) 
übertrafen das Vorjahresergebnis nur ge-
ringfügig, worin nicht zuletzt auch die nach 
wie vor schwache Binnennachfrage zum Aus-
druck kommt. Oberdurchschnittlich stiegen 
die Einfuhrwerte bei chemischen Erzeugnissen 
(+ 4,4 %), Kraftfahrzeugen (+ 3,4 8) und fein-
mechanischen und optischen Erzeugnissen 

7 Siehe hierzu auch Teil 11 1.2, Die Konkurrenzsituation Baden-Würt-
tembergs auf dem Weltmarkt. 

Handelspartner Mill. DM 

Ver-

 

änderung 
gegen 

Vorjahr 
in % 

8238,0 11,4 +17,1 

8823,8 12,2 +21,2 

860,0 1,2 +l5,4 

72105,2 100 + 8,8 

57264,3 79,4 + 8,4 
12207,6 16,9 + 7,2 
6426,5 8,9 + 17,1 

2633,3 3,7 +27,1 
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13,8 

7.,7 

5,6 

4,1 

6,2 

7,8 

5,3 

11,4 

1,6 

(+ 3,3 %), Die Einfuhr aus,den EG-Ländern 
war leicht rückläufig (- 0,9 %), bei aller-
dings stark unterschiedlicher Entwicklung. 
Während die Einfuhren aus Frankreich stärker 
rockläufig waren (- 7,8 %), konnten die Nie-
derlande (+ 4,5 %) und Italien (+ 6,0 %) die 
Einfuhrwerte deutlich erhöhen. Auch die Bezü-
ge aus den USA (+, 6,8 %) und Japan (+ 6,4 %) 
und den Staatshandelsländern (+ 13,4 %) 
stiegen stärker an, während sich die rück-
läufigen Oleinfuhren in einem starken Absin-
ken der Einfuhr aus den OPEC-Ländern nieder-
schlug (- 21,6 %), 

Das Exportgeschäft hatte bereits 1982 in der 
zweiten Jahreshälfte an Dynamik verloren, 
entsprechend waren bereits ab dem 2. Quartal 
die Auslandsbestellungen im Verarbeitenden 
Gewerbe real unter den Vorjahresstand gesun-
ken. Auch im Hinblick auf die Entwicklung - 
der Ausfuhr für 198 

-
3 zeigen die Auftragsein-

gänge aus dem Ausland eine verhaltene Ent-
wicklung an, sie lagen in Baden-Württemberg 
im 1. Quartal um 5,5 % unter dem allerdings 
noch hohen Vorjahresniveau. Gestützt werden 
könnte die Ausfuhr allerdings, im späteren 
Verlauf des Jahres durch einen erwarteten 
weiteren konjunkturellen Aufschwung in den 
USA und anderen westlichen Industrieländern 
(Tabelle 9). Verhalten dürfte sich dagegen 
das Ausfuhrgeschäft mit Frankreich als unse-
rem wichtigsten Handelspartner gestalten, wo 
sich durch den Sparkurs der dortigen Regie-
rung und die abermalige kräftige Abwertung 
des Franc gegenüber der DM im März die 
Exportaussichten verschlechtert haben. Ähn-
liches gilt für die OPEC-Länder, die durch 
die rückläufigen Exporterlöse zu einer Anpas-  

sung ihrer Einfuhren gezwungen sein wer-
den. Das Frühjahrsgutachten erwartet real ei-
ne Stagnation der bundesweiten Ausfuhren. 

Nachlassender Druck der Importpreise dämpft 
Teuerungstendenzen 

Die im November/Dezember 1981 erkennbare 
leichte Dämpfung des Preisauftriebs verstärk-
te sich 1982. Mit der Verbesserung der Lei-
stungsbilanz ab September 1981 war eine po-
sitive Entwicklung des DM-Wechselkurses ge-
genüber den EWS-Währungen - nicht jedoch 
dem Dollar - einhergegangen, durch die der 
ungewöhnlich heftige Preisdruck, der zum 
Teil von der Einfuhrseite herrührte, stark 
abgeschwächt wurde. Die Einfuhrpreise waren 
so am Jahresende 0,8 % über dem Vorjahres-
stand. Dies hatte auch zur Folge, daß sich 
1982 die Terms of Trade der Bundesrepublik, 
die seit 1979 gesunken waren, wieder ver-
besserten. Die rezessionsbedingte schwache 
Nachfrage der Industrieländer nach Rohstof-
fen und Mineralölprodukten hatte ein welt-
weites Oberangebot zur Folge, das massive 
Preiseinbrüche, vor allem an den Ölmärkten, 
auslöste. Bedingt durch die fortdauernde 
Aufwertung des Dollars gegenüber der DM 
kam die Senkung der überwiegend in Dollar 
notierten Ölpreise dem deutschen Verbrau-
cher jedoch nicht in vollem Umfang zugute. 
Während für 1981 noch ein Anstieg des Preis-
index für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte um 5,9 % gegenüber dem Vorjahr 
zu verzeichnen war, sank die Teuerungsrate 
im Durchschnitt 1982 auf 5,3 % (Tabelle 10). 
Hatte die Veränderungsrate des Index gegen-
über dem entsprechenden Vorjahresmonat im 

Tabelle 9 

Daten zur internationalen Wirtschaftsentwicklung 

Veränderung gegen Vorjahr 
Anteil an 

der Ausfuhr 
Baden-

 

Württembergs 
1982 

Veränderung 
desAuBenwerts 

der DM 
gegenüber 

Ende 1987 1) 

Saldo 
der 

Leistungs-

 

bilanz 
1982 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

Ver. 
braucher-

 

preise 

Brutto-
sozialprodukt 

real 

Ver-

 

braucher-

 

preise Land 

198321 1982 

Mrd. t % 

 

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 

Großbritannien 

Schweiz 

Österreich 

USA 

Japan  

+ 15,0 

+ 10,8 

+ 1,7 

+ 16,4 

19,9 

6,7 

0,3 

6,2 

+ 2,0  

+ 3 

 

- 55 

+ 625 

- 4,0 

+ 4,5 

+ 3S 

0,5 

8,75 

+ 6,5  

- 1,1 

+ 1,6 

- 0,3 

15 

1,0 

- 0,26 

+ 1,1 

- 1,3 

+ 1,1 

1,7 

+ 3,0  

+ 3 

+ 9,5 

+ 15 

+ 3.5 

+ 7,5 

+ 5 

+ 3,5 

+ 3,5 

+ 3,5 

+ 2 

 

5,3 

11,6 

16,6 

6,0 

8,7 

94 

8.6 

5.6 

5,4 

6,1 

2,7 

+ 0,5 
+ 0 
+ 0 
+ 0 

+ 0 

+ 2 
+ 0 

+ 1 

+ 2 

+ 3 

 

1) Stand März 19831 Monatsdurchschnitd. -2) Gemeinsame Schätzung von DIW Berlin, HWWA Hamburg, Ifo München, RWI Essen und 
IfW Kiel (Frühjahrsgutachten 1983). 
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Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Jahresdurchschnitt 

Januar noch + 6,0 % betragen, fiel sie bis 
März auf + 5,2 %. Obwohl in einigen Teilbe-
reichen der Lebenshaltung, z.B. bei Mieten 
und Nahrungsmitteln überdurchschnittliche 
Verteuerungen verzeichnet wurden, hatte un-
ter anderem die Eindämmung der Energiekosten 
eine stabilisierende Wirkung auf den Gesamt-
index. Doch von April an zogen die Preise 
auf dem Energiesektor erneut an. Die Erhö-
hung der Branntwein- und Tabaksteuer sowie 
der Postgebühren kamen als preiserhöhende 
binnenwirtschaftliche Faktoren hinzu, so 

.daß der Index im Juli 5,8 $ über dem Vorjah-
reswert lag. Danach führten die durch die 
guten Ernteerträge, rückläufigen Heizölprei-
se und die - teils durch stabile Einfuhrprei-
se, teils durch die schlechte Konjunktur-
lage bedingten - schwächeren Steigerungen 
der Erzeuger- bzw. Großhandelspreise dazu, 
daß sich die Anstiegsrate der Verbraucherprei-
se bis zum Dezember auf + 4,7 % reduzierte. 

Die Verlangsamung des Preisauftriebs hat sich 
auch in den ersten Monaten dieses Jahres fort-
gesetzt. Der Verbraucherpreisindex lag im 
April 3,4 $ über dem Niveau des Vorjahresmo-
nats. 

Da von den Einfuhrpreisen und. insbesondere 
von den Rohölpreisen keine preistreibenden 
Effekte zu erwarten sind und andererseits die 
Tarifabschlüsse unter der Preissteigerungsrate  

liegen, ist für dieses Jahr eine niedrige Stei-
gerung der Verbraucherpreise zu erwarten, 
auch wenn die geplante Mehrwertsteuererhö- -
hung Mitte des Jahres von 13 auf 14 % preis-
erhöhend wirken wird. Der vom Frühjahrsgut-
achten prognostizierte jahresdurchschnittli-
che Anstieg der Verbraucherpreise um 3 % 
erscheint so erreichbar. 

Private Nachfrage gebremst 

Die nominalen Gehalts- und Lohnsteigerungen 
fielen 1982 deutlich niedriger aus als im Vor-
jahr. So erhöhte sich in Baden-Württemberg 
der Index der Bruttombnatsverdienste aller 
Angestellten in der Industrie, im Handel, bei 
Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe 
von Oktober 1981 bis Oktober 1982 um 14,2 $, 
Im Oktober hatten die männlichen Angestellten 
ein durchschnittliches Bruttogehalt von 3923 DM 
(+ 4,1 $), ihre Kolleginnen verdienten 2528 DM 
(+ 4,5 $), 

Im gleichen Zeitraum erhöhten sich die Brut-
tostundenverdienste aller in der Industrie 
beschäftigten Arbeiter, gemessen am Index 
der durchschnittlichen Bruttostundenverdien-
ste, um 4,1 %. Im vergleichbaren Zeitraum 
des Vorjahres waren es noch 5,3 %. Der Index 
der durchschnittlichen Bruttowochenverdienste 
ist allerdings nur um 1,6 % gestiegen. Diese 
,unterschiedliche Entwicklung ist auf die kon-

 

Tabelle 10 

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 1982 (1976 = 100) 
Veränderung gegen Vorjahr in 

Landwirtschaft l)  Industrie  
Lebens-
haltung 

Außenhandel Handel Wohnungsbau 

Preisindex. für Erzeuger. 
preise 

landwirt-

 

schaftlicher 
Produkte 

Einkaufs-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Betriebsmittel 

Erzeuger-

 

preise 
gewerblicher 

Produktel) 
(Inland) 

G roß-
handels, 

verkaufs-
preisel) 

Einzel-

 

handels-

 

preise2) 

Bau-

 

leistungen 
an neuen 

Wohn-
gebäuden2) 

die 
Lebens-
haltung3) 

Monat Einfuhr-
preise 

Ausfuhr-
preise 

Bundesgebiet4 Baden-Württemberg 

+ 6,9 + 5,9 + 8,8 + 7,1 + 8,5 
+ 4,6 + 5,6 + 7,2 + 6,6 + 7,7 
+ 3,9 + 5,4 + 6,2 + 5,3 + 6,7 
+ 3,1 + 5,2 + 5,7 + 52 + 6,3 
+ 0,5 + 4,6 + 6,4 +'4,8 + 5,9 
- 0,4 + 4,0 + 6,6 + 4,8 + 6,1 
- 1,5 + 3,7 + 5,1 + 3,6 + 5,4 
- 2,9 + 3,3 + 52 + 2,8 + 4,8 
- 0,6 + 3,5 + 1,9 + 2,3 + 4,8 
+ 1,7 + 3,5 -0,3 + 2,7 + 4,6 
+ 2,7 + 3,4 - 1,2 + 3,1 + 4,1 

+ 0,8 + 3,0 - 1,2 + 3,0 + 3,6 
+ 1,5 + 42 + 4,1 + 42 + 5,6  

+ 10,0 + 5,6 - + 6,0 
+ 8,4 + 5,4 + 1,9 " + 5,8 

+ 6,3 + 4,7 - + 52 
+ 62 + 4,8 - + 5,1 

+ 7,3 + 5,0 + 0,5 + 5,5 
+ 7,6 + 6,1 - + 6,0 
+ 72 + 5,9 - + 5,8 
+ 4,4 + 5,5 + 0,3 + 5,2 
+ 3,3 + 5,1 - + 5,0 
+ 3,6 + 5,1 - + 5,0 
+ 32 + 4,8 -0,1 + 4,8 
+ 2,6 + 4,6 - + 4,7 
+ 5,7 + 5,2 + 0,6 + 5,3 

 

1) Ohne Umsatz- (Me rwert-) steuer. — 2) 1980 = 100; einschließlich Umsatz- (Mehrwert-) steuer. — 3) Aller privaten Haushalte. —
4) Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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junkturbedingte, insbesondere durch die Zu-
nahme der Kurzarbeit hervorgerufene geringe-
re Zahl der bezahlten Wochenstunden zurückzu-
führen (- 2,3 %). Den Arbeiterinnen wurde im 
Durchschnitt ein Bruttowochenverdienst von 
456 DM ausgezahlt (+ 1,6 %), ihren männli-
chen Kollegen 649 DM (+ 2,0 %). 

 

Für den Lebensstandard ist jedoch weniger 
die nominelle Steigerung der Bruttoverdien-
ste entscheidend als vielmehr der reale, al-
so von Preissteigerungen bereinigte Lohnzu-
wachs, der mit Hilfe des Reallohnindex ausge-
drückt wird. Errechnet wird dieser Index, in-
dem der Index der Bruttowochenverdienste 
der Arbeiter mit dem Preisindex für die Le-
benshaltung von 4-Personen-Arbeitnehmerhaus-
halten mit mittlerem Einkommen deflationiert 
wird. Aufgrund relativ niedriger Nominal-
lohnleistungen bei gleichzeitig relativ ho-
hem Preisanstieg war im Juli 1982 ein Rück-
gang der realen Bruttowochenverdienste gegen-
über dem Vorjahr um 2,4 % zu verzeichnen. 
Auch 1981 war bereits ein Rückgang zu ver-
zeichnen (- 2 %). Entsprechend nahm die 
Kaufkraft ab, wobei zusätzlich noch berück-
sichtigt werden muß, daß die Belastung durch 
Steuern und Sozialabgaben tendenziell gestie-
gen ist. 

Die private Nachfrage war nicht nur durch 
die rückläufigen Reallöhne, sondern auch 
durch andere Faktoren negativ beeinflußt, 
vor allem durch den konjunkturbedingten 
Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen, der 
allerdings in Baden-Württemberg (- 1,5 %) 
etwas mäßiger ausfiel als bundesweit (knapp 
- 2 %). 

Der private Verbrauch hat bundesweit 1982 
um 2,3 % abgenommen, nachdem er bereits 
im Vorjahr rückläufig war (- 1,2,%).  Ent-
sprechend waren auch die Umsätze des Ein-

 

zelhandels in Baden-Württemberg rückläufig 
(real - 2 %)„ allerdings weniger als bundes-
weit (fast - 5 %). 

Auch für 1983 sind von der Einkommensseite 
her wie auch von Seiten der Beschäftigung 
wegen der Zahl der Arbeitslosen keine Impul-
se zu erwarten, so daß insgesamt gesehen das 
reale verfügbare Einkommen der privaten Haus-
halte, auch angesichts der Kürzungen bei den 
Einkommensübertragungen, rückläufig sein 
dürfte. Allerdings hat sich, wie z.B. die 
Gesellschaft für Konsumforschung feststellte, 
das Konsumklima seit Jahresbeginn deutlich 
gebessert, insbesondere was die geplante 
Anschaffung langlebiger Gebrauchsgüter anbe-
langt. Erste Anzeichen für eine Belebung im 
PKW-Bereich liegen bereits vor. Dies würde 
eine weitere Verminderung der Sparquote be-
deuten, die im 4. Quartal 1982, auch ange-
sichts geringerer Zinserträge, bereits 
leicht gesunken ist. Das Frühjahrsgutachten 
nimmt dementsprechend an, daß sich der priva-
te Verbrauch 1983 auf dem Niveau des Vorjah-
res stabilisiert. 

Öffentliche Finanzen 

Das Jahr 1982 brachte drei Nachtragshaus-
halte. So wurde der Staatshaushaltsplan Ba-
den-Württembergs für das Jahr 1982 einschließ-
lich des Dritten Nachtrags im Oktober vergan-
genen Jahres auf 32,265 Mrd. DM festgestellt. 
Im einzelnen wurden dabei die Steuern und 
steuerähnlichen Einnahmen mit 22,3 Mrd. DM, 
die Verwaltungseinnahmen mit 1,6 Mrd. DM 
und die übrigen Einnahmen mit 8,4 Mrd. DM 
veranschlagt. Bei den Ausgaben wurden u.a. 
12,7 Mrd. DM für Personalausgaben und 
4,7 Mrd. DM für Investitionen vorgesehen. 

Der Erste und der Zweite Nachtrag wurden 
im Januar bzw. März 1982 festgestellt. In-
haltlicher Schwerpunkt des Ersten Nachtrags 
war ein ,Wohnungsbausonderprogramm mit einem 
Bewilligungsvolumen von 170 Mill. DM zur 
Förderung von 6000 Wohnungen sowie ein kom-
munales Investitionsprogramm mit einem För-
dervolumen von 100 Mill. DM. 

Der Dritte Nachtrag war wegen zwangsläufiger 
Mehrausgaben von rund 185 Mill. DM erforder-
lich, die durch weitere Einsparungen und 
- in geringem Umfang - Mehreinnahmen weitge-
hend ausgeglichen werden konnten. 

Der Doppelhaushalt 1983184 wurde mit einem . 
Haushaltsvolumen von 32,76 Mrd. DM für 
das Jahr 1983 und einem Volumen von 
33,98 Mrd. DM für das Jahr 1984 am 
23. März 1983 verabschiedet. Damit wurde für 
das Haushaltsjahr 1983 eine bereinigte Wachs-
tumsrate der Ausgaben von 0,7 % und für das 
Jahr 1984 von 2,9 % gegenüber dem Vorjahr zu-
~grundegelegt. Steuern und steuerähnliche Ein-
nahmen wurden für das Jahr 1983 in Höhe von 
22,47 Mrd. DM und für das Jahr 1984 in Höhe 
von 24,25 Mrd. DM veranschlagt. Von den ge-
planten Gesamtausgaben des Jahres 1983 ent-
fallen u.a. 39,6 % auf Personalausgaben 
;(12,96 Mrd. DM) und 14,2 % auf Investitionen 
(4,646 Mrd. DM). Etwas geringer soll mit 
39 % (13,25 Mrd. DM) der Anteil der Personal-
ausgaben im Jahr 1984 sein, während der An-
teil der Investitionen mit 14,4 % 
(4,9 Mrd. DM) etwas höher sein wird. 

 

Die Personalausgaben werden damit 1983 um 
2 % und 1984 um 2,2 % wachsen, während bei 
den Investitionen Zunahmen von 4 % bzw. 
5,5 % geplant sind. Die Nettokreditaufnahme 
soll im Jahr 1983 auf 2,0 Mrd. DM (1982 
2,2 Mrd. DM) und 1984 auf 1,3 Mrd. DM 
zurückgeführt werden. 

_Die Notwendigkeit eines Zweiten Nachtrags er-
gab sich aus erheblichen Steuermindereinnah-
men und zwangsläufigen Mehrausgaben, die zu 
einer Deckungslücke von insgesamt 1,15 Mrd. DM 
führten. Der Ausgleich erfolgte ohne zusätz-
liche Neuverschuldung im Rahmen eines umfas-
senden Sparkonzepts. In diesem Nachtrag wur-
de der ursprüngliche Etat aber auch um knapp 
495 Mill. DM nach unten korrigiert. 
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Bei den Gemeindefinanzen waren 1982 nur 
leicht steigende Einnahmen und Ausgaben 
kennzeichnend. Die Nettoeinnahmen der Ge-
meinden und Gemeindeverbände aus Steuern 
stiegen so 1982 gegenüber dem Vorjahr um 
rund 115 Mill. DM oder 1,4 % auf rund 
8,5 Mrd. DM. Für denselben Vorjahreszeitraum 
wurde hier ein Rückgang um - 0,7 % verzeich-
net. Beiden Gesamteinnahmen der Gemeinden 
war im angegebenen Zeitraum ein Anstieg um 
1,8 % auf rund 28,4 Mrd. DM zu verzeichnen. 
Gleichzeitig gingen aber die Investitionsaus-
gaben der Gemeinden deutlich zurück. So ga-
ben die Gemeinden für Baumaßnahmen um 
12,6 % weniger aus als im Vorjahr. Sie in-
vestierten rund 5,48 Mrd. DM in Baumaßnahmen 
gegenüber 6,27 Mrd. DM im Jahr 1981. Entspre-
chend ging der Anteil der Baumaßnahmen an 
den Gesamtausgaben zurück. So betrug dieser 
Anteil 1981 noch 22,1 %, während für 1982 
ein Anteil von 18,9 % festzustellen war. Die 
Gesamtausgaben lagen mit rund 28,9.7 Mrd. DM 
um 2,1 % über dem Vorjahresniveau. 
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Teil 11 

Einzeluntersuchungen zu politischen Schwerpunktbereichen 

1. Wirtschaft 

1 .1 Investitionsentwicklung und Altersaufbau 

des Produktionskapitals 

 

Moderne Produktionsanlagen sind Voraussetzung 
für Wettbewerbsfähigheit 

 

Die Entwicklung des Anlagevermögens gewinnt 
im Hinblick auf die Zuführung neuer Tech-
nologien in den Produktionsapparat zur Bei-
behaltung der Wettbewerbsfähigkeit und• zur 
Produktivitätssteigerung der Wirtschaft an-
gesichts einer auf dem Binnen- und Außen-
markt verschärften ausländischen Konkurrenz 
zunehmend an Bedeutung. Insbesondere rückt, 
hervorgerufen, durch Phasen nachlassender In-
vestitionstätigkeit in den vergangenen Jähren, 
der Altersaufbau und der Modernitatsgrad der 
Anlagen immer mehr in den Vordergrund des 
Interesses. Entsprechend benötigt man zur 
Beobachtung struktureller Verschiebungen, 
des Wirtschaftsgefüges differenzierte Informa-
tionen über den Produktionsfäktor Kapital. 

Da statistische Unterlagen mit Angaben über 
Kapitalbestände nicht vorliegen,, müssen die 
Anlagevermögensgrößen auf-indirektem Wege 
berechnet weiden. Hierbei wird von der 
Überlegung ausgegangen, daß sich der heu-
te vorhandene Kapitalbestand aus den Anla-
geinvestitionen der Vergangenheit - abzüg-
lich der Abgänge - zusammensetzt. Die Be-
obachtung der Anlageinvestitionen ist somit 
nicht nur unter konjunkturellen, sondern 
ebenso unter strukturellen Gesichtspunkten 
von Bedeutung, da sie die Kapazität und Ef-
fektivität des Produktionsfaktors "Kapital" 
bestimmen. Als Anlageinvestitionen, gelten da-
bei die Käufe der Unternehmen„ des Staates 
und der privaten Organisationen ohne Erwerbs-
charakter von dauerhaften reproduzierba-
ren Gütern (einschließlich selbsterstellter An-
lagen), die der Erhaltung, Erweiterung oder 
Verbesserung des im Produktionsprozeß einge-
setzten Kapitalstocks dienen. Hinzugerechnet 
werden auch Wohngebäude, und zwar auch 
dann, wenn sie sich im Eigentum von privaten 
Haushalten befinden1  -. 

1 Nicht zu den Anlageinvestitionen gehört der Grund und Boden. Bei 
Gebäuden wird so nur der Gebäudewert, nicht aber der Wen des 
Grundstückes berücksichtigt. Weiterhin werden dauerhafte. Güter, die 

'von privaten Haushalten gekauft werden, nichthinzugerechnet, eben-
so nicht dauerhafte militärische Güter. 

Die nachfolgend' vorgelegten Daten .zur Struk-
tur und zur Entwicklung des Produktivver-
mögens des Landes - insbesondere auch im 
Hinblick auf die Entwicklung seiner- Effek-
tivität - sind Ergebnisse einer eigenen Schät-
zung des Statistischen Landesamtes, die hier 
erstmals in der Differenzierung nach Wirt-
schaftsbereichen vorgelegt werden. Für das 
umfangreiche Berechnungssystem - das im 
Anhang dargestellt wird - wurden vom Stati-
stischen Bundesamt zahlreiche Informationen 
zur Verfügung gestellt, die zum Teil über 
speziell für diese Untersuchung durchge-

 

führte Sonderrechnungen, erstellt wurden2. Bei 
diesen Berechnungen wie auch bei der Analyse 
der Investitionstätigkeit wurde auf die Anga-
ben des Arbeitskreises Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen der Länder (Vorsitz beim 
Statistischen Landesamt Baden-Württemberg) 
zu den Bruttoanlageinvestitionen zurückge-
griffen, die allerdings noch durch eigene 
Schätzungen in das Gesamtsystem.eingepaßt 
werden mußten. Nach Wirtschaftsbereichen 
differenzierte Investitionsdaten wurden im 
Arbeitskreis für alle Länder bis 1980 ermit-
telt. Für 1981 liegen für die Gesamtwirt-
schaft erste Ergebnisse vor, die erst nach 
Vorliegen aller Basisstatistiken differen-
ziert werden können. 

 

Investitionsentwicklung im Land günstiger 

In Baden-Württemberg wurden 1980 in je-
weiligen Preisen rund 56,8 Mrd. DM inve-
stiert (1960: 10 Mrd: DM),. Während die 
Anlageinvestitionen für das Jahr 1980 damit 
im Land über 5mal höher waren als 1960, 
stiegen sie im Bundesgebiet im selben Zeit-
raum nur um das 4,5-fache. Infolge dieses 

 

2: Zur Berechnungsmethode des Anlagevermögens vgl.: Walter, 1.: Zur 
Anlagevermögensberechnung Baden-Württembergs; in: Baden-Würt-
temberg in Wort: und Zahl, Heft 1/1982..Lützel, H.: Das reprodu-
zierbare Anlagevermögen, in, Preisen von 1962, Wirtschaft und Stati-
stik Heft 10/1971. Stahmer, C.: Reproduzierbares Anlagevermögen 
nach Wirtschaftsbereichen, Wirtschaft und Statistik Heft 6/1979. Die. 
Anlagevermögensgrößen für das Bundesgebiet stammen aus: Stati= 
stisches Bundesamt, Fachserie 18, Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen, Reihe S 5. Revidierte:Ergebnisse 1960 — 1981 sowie. 
Wirtschaft und Statistik 8/1982, 5..551. 
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Schaubild 1 

Veränderungsraten der Investitionen, des 
Bruttosozialprodukts und der Investitionsquote 
in jeweiligen Preisen 

stärkeren Wachstums erhöhte sich der Anteil 
Baden-Württembergs an den Anlageinvestitio-
nen des Bundesgebiets von 14 % auf 17 %. Die 
Entwicklung verlief dabei in zwei Zeitphasen. 
So betrugen die Zunahmen der Bruttoanlagein-
vestitionen im Zeitraum von 1960 bis 1970 rund 
171 % und im Zeitraum von 1970 bis 1980 da-
gegen nur noch 106 %. Für das Bundes-
gebiet erhält man entsprechend 134 % bzw. 
96 %. Im Laufe der 70er Jahre wurde also 
deutlich weniger investiert als noch in den 
60er Jahren. 

Die jährlichen Veränderungsraten der ver-
gangenen 20 Jahre zeigen dabei besonders 
eindrucksvoll den im Vergleich zur Entwick-
lung des Bruttosozialprodukts konjunktur-
reagiblen Verlauf der Anlageinvestitionen 
(Schaubild 1). Im Verlauf der 70er Jahre 
sind die Schwankungen bei beiden Größen 
allerdings deutlich geringer geworden, und 
das Entwicklungsniveau sinkt erheblich ab. 
Insbesondere bleiben die Investitionen zwi-
schen 1972 und 1976 und damit über einen 
Zeitraum von 5 Jahren in ihrer Entwicklung 
hinter dem Bruttosozialprodukt zurück. Mit 
einer gewissen Verzögerung zur wirtschaft-
lichen Erholung nehmen die Investitionsaus-
gaben dann .stärker und über mehrere Jahre 
zu, (1978: + 12,2 %, 1979: + 14,7 %, 1980: 
+ 11,6 %), und zwar in Baden-Württemberg 
etwas stärker als im Bundesdurchschnitt 
(9,6 %; 14 %; 10,9 %). Diese verdeutlichen 
das hohe Gewicht der strukturellenEntwick-
lungskomponente: Die zunächst pessimisti-
sche und dann abwartende Haltung aus der 
Zeit der Investitionslücke wird abgelöst von  

durch technischen Wandel und Kostenkalkula-
tion verstärkt geforderte Investitionsanstren-
gungen. Zu Beginn der 80er Jahre gewinnt 
aber die konjunkturelle Komponente, also 
die Orientierung an der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung, zwangsläufig wieder' die 
Oberhand: 1981 stagnieren die Investitionen 
(+ 0,5 %; Bundesgebiet: + 0,8 %), und 1982 
gehen sie im Bundesdurchschnitt rlach ersten 
Schätzungen (Ifo-Institut) um -4'$ zurück. 

In der Gliederung nach Anlagearten entfielen 
1980 von den gesamten Anlageinvestitionen 
(in jeweiligen Preisen) rund 20,8 Mrd. DM 
und damit 37 % auf Ausrüstungen und 
36 Mrd. DM auf .Bauinvestitionen (63 $)3, 
Die Ausrüstungsinvestitionen nahmen mit 
einem Wachstum von über 480 % seit 1960 
etwas stärker zu als die .Bauinvestitionen 
mit rund 45Ö %. Zu einem entsprechenden 
Ergebnis kommt man auch für das Bundesge-
biet, jedoch nahmen hier die Ausrüstungen 
nur um 372 % und die Bauten um 352 % zu. 

Von den gesamten Anlageinvestitionen ent-
fiel 1980 ein Viertel auf den Wirtschaftsbe- 
reich Wohnungsvermietung und ein Fünftel 
auf das Verarbeitende Gewerbe (Tabelle 1). 
Während es sich aber bei der Wohnungsver-
mietung hierbei ausschließlich um Bauten 
handelt - durchaus ähnlich liegen die Ver-
hältnisse beim nächstgrößeren Bereich Staat 
- bestehen die Anlageinvestitionen des Verar-
beitenden Gewerbes zu fast 80 $ aus Ausrü-
stungen, wobei dieser Anteil in den 70er 
Jahren noch deutlich zugenommen hat. Auch 
in den Bereichen Handel und besonders im 
Verkehr:ist das Gewicht dieser Anlageart ge-
wachsen. Im viertgrößten Bereich der Dienst-
leistungen sind Bauten und Ausrüstungen 
Bleichverteilt, wobei Investitionshöhe und 
-struktur hier durch das Leasing besonders 
beeinflußt sind, worauf nachfolgend noch 
eingegangen wird. 

Investitionsquoten nach wie vor zu. gering 

1.980 wurde etwa ein Viertel (24 %) des ge-
samten nominalen Bruttosozialprodukts für 
die Erhaltung, Erneuerung und Erweiterung 
des Anlagebestandes verwendet. Auch dieser 
Anteil liegt über der Bundesquote von 23 %. 
Der Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am 
Bruttosozialprodukt wird üblicherweise als 
Investitionsquote bezeichnet. Diese Quote 
sagt somit aus, wieviel von der wirtschaft-
lichen Gesamtleistung innerhalb eines Jahres 
zum Ersatz, zur Vermehrung und damit zur 
Steigerung der Modernität der volkswirtschaft-

 

3 DieAusrüstungen umfassen dabei Maschinen, maschinelle Anlagen, 
Fahrzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattungen sowie ähnliche An-
lagegüter, die nicht fest mit Bauten verbunden sind. Zu den Bauten 
zählen dagegen Gebäude und sonstige Bautenwie Straßen, Brücken, 
Tunnels, Staudämme, Flugplätze, Stahl. und Holzkonstruktionen, 
Versorgungs- undRohrleitungen sowie mit den Bauten fest wrbun-
dene Einrichtungen. 
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Anteil der Ausrüstungen 
an den Investitionen 

 

Tabelle -1 

 

Investitionen in Baden•Württemb'erg nach Wirtschaftsbereichen 

Anteil am 
Insgesamt 

Investitionen 
1980 Wirtschaftsbereiche 

bzw. Sektoren, 
1980 dagegen 7970 

Mrd. DM % 

 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Energie-und Wasserversorgung, 
Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungen ) 

Wohnungsvermietung 

Staat 

Alle Wirtschaftsbereiche~) 

darunter 

Unternehmen zusammen 

1) Ohne Wohnungsvermietung. - 2) Ein chl. -privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.,  

77,2 76,6 

71,6 67,9' 

41,0 

77,5 

84,8 

59,1 

58,6, 

48,6' 

8,9' 

36,6 36,5 

43,0 42,0 

1„4 2,4 

15',5 27,3 

2,8 4,9 

11 1,5 20,2 

1,3 2,2 

2,4 42 

3.0 52 

92 162 
14,6 25,7 

9,8 17,2 

56,8 100. 

46,1 81,1 

 

46,1 

69,5 

85,8 

57,7 

50.0 

61,7 

6,1 

lichen Produktionsmittel verwendet werden. 
In der Rezession war sie auf 20 % (1976) 

abgesunken. Konjunkturbedingt, aber auch. 
durch langfristig wirksame Faktoren beein-

 

flußt, lag der Anteil des Sozialprodukts, der 
der Reinvestition sowie dem Ausbau und der 
Verbesserung des Sachanlagenbestandes dient, 
anfangs der 80er Jahre trotz des Wiederan-

 

stiegs noch unter den Quoten, wie sie Anfang 
der-70er Jahre (1970: 26 %; 197.1:. 27 %) üblich-
waren (Schaubild 2). 

Die Höhe der Investitionsquote der Wirt-

 

schaftsbereiche ist stark abhängig von der 
Zusammensetzung der Investitionen nach 
Bauten und Ausrüstungen und gibt somit 
allein noch keinen Hinweis auf die Inten-, 
sität investiver Anstrengungen. Ein Indi-

 

kator hierfür ist allerdings die Entwicklung 
dieser Quote (Anhangtabelle 1). So liegt im 
Verarbeitenden. Gewerbe der Anteil der An-
lageinvestitionen an der Bruttowertschöpfung 
strukturell bedingt mit 12 %. im Jahr 1980 
deutlich niedriger als in der Gesamtwirtschaft 
(24 %). Betrachtet man,  hier die Entwick-

 

lung der Investitionsquoten, so ist bis. 1971 
ein deutlicher Anstieg auf rund 17 % festzu- . 
stellen (Bundesgebiet: 16 %),. Der besonders 
in Baden-Württemberg scharfe Investitionsein-
bruch von 1971172 sowie die bis 1975 rück-

 

läufigen Investitionen führten, schließlich da-

 

zu, daß 1975 nur noch 8 % der Bruttowert-
schöpfung in diesem Bereich investiert wur-
den (Schaubild 2). Ab 1976 wurde zwar von 
der Bruttowertschöpfung eines Jahres wieder 
deutlich mehr für den Ersatz und die Erwei-
terung der Produktionsmittel verwendet, auch 
war die Erholung stärker als im Bund, der_ 
Stand vom Anfang des Jahrzehnts wurde je-

 

doch nicht mehr erreicht. 

Schaubild.2 

Anteil der Investitionen und Nettoinvestitionen am 
Bruttosozialprodukt und an der Bruttowertschöp-
fung inBaden-Württemberg und im Bundesgebiet11 
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Während die Investitionsquote den Teil des 
Sozialprodukts angibt, der sowohl der Re-
investition wie dem Ausbau und der Verbes-
serung des Sachanlagenbestandes dient, gibt 
die Nettoinvestitionsquote Auskunft über 
die Bedeutung des Teils, der für Erweite-
rungsinvestitionen eingesetzt wird. Bei den 
zunächst betrachteten Bruttoinvestitionen 
wurde die Wertminderung der vorhandenen 
Anlagen durch Verschleiß und Veralten nicht 
berücksichtigt, bei der Nettoinvestitionsquote 
wird diese Wertminderung über die Abschrei-
bungen jedoch in Rechnung gestellt. Generell 
zeigt sich, daß in ausrüstungsintensiven 
Wirtschaftsbereichen im Vergleich zu den 
bauintensiven Bereichen der jeweils kleinere 
Teil der Investitionen zur Erweiterung ver-
wandt wird, da hier wegen der schnelleren 
Wertminderung der Anlagen die Ersatzinvesti-
tionen und damit die Abschreibungen höher 

sind. In Baden-Württemberg wurden im Durch-
schnitt der Gesamtwirtschaft 1980 rund 10 % 
des Bruttosozialprodukts für Investitionen, 
die über den Ersatzbedarf hinausgehen, ver-
wendet, gegenüber rund 14 % im Jahr 1970 
(vgl. dazu Schaubild 2 und Anhangtabelle 1). 
Eine deutliche Abnahme der Nettoinvestitio-
nen kann für alle betrachteten Wirtschaftsbe-
reiche mit Ausnahme des Bereichs Dienstlei-
stungen - hier spielt das Leasing eine Rolle -
verzeichnet werden, jedoch sind für die ein-
zelnen Wirtschaftsbereiche Besonderheiten 
festzustellen. Besonders hohe Nettoinvesti-
tionsquoten wurden für die Wohnungsverinie-
tung errechnet, was auf niedrigere Abschrei-
bungen bei den Bauten zurückzuführen ist. 
Auffallend ist hier, daß die Quote bis 1972 
ansteigt, danach aber kontinuierlich abnimmt. 
Erst Ende der 70er Jahre kann dann wieder 
eine leicht steigende Tendenz erkennt werden. 
Strukturell bedingt niedriger sind die Netto-
investitionsquoten in den gewerblichen Berei-
chen, so wurden im Verarbeitenden Gewerbe 
1970 rund 7 % (1971 rund 9 %) der Brutto-
wertschöpfung für Erweiterungsinvestitio-
nen verwendet. In den folgenden Jahren ist 
hier eine gravierende Abnahme dieser Quote 
zu verzeichnen bis schließlich im Jahr 1976 
die Abschreibungen, sogar etwas höher waren 
als die Nettoinvestitionen des Jahres. Der 
Anlagenbestand wurde also nicht nur nicht 
erweitert, sondern sogar etwas abgebaut. 
Nachfolgend steigt die Quote bis 1979 auf 
3 %, um dann auf diesem vergleichsweise 
niedrigen Niveau zu verharren. Jedoch zeigt 
hier der Vergleich mit den entsprechenden 
Bundeswerten für das.Verarbeitende Gewer-
be, daß in Baden-Württemberg jeweils in 
Aufschwungsphasen mehr investiert wurde als 
im Bundesdurchschnitt. So wurden im Bun-
desgebiet in den Jahren 1970 und 1971 rund 
7 % bzw. 6 % und im Jahr 1980 rund 2 % der 
Bruttowertschöpfung für Erweiterungsinve-
stitionen eingesetzt. 

Generell zeigt der Vergleich der beiden In-
vestitionsquoten, daß der Investitionsrück-
gang in den 70er Jahren durch das Nach-
lassen - im Verarbeitenden Gewerbe sogar  

durch den zeitweise völligen Ausfall (1974 
bis 1976) - der Erweitungsinvestitionen her-
vorgerufen wurde. 

 

Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen vorherrschend 

Dieser Zusammenhang erschließt sich auch 
bei einer Untersuchung der Entwicklung der 
sogenannten Ersatzquote. Sie gibt Auskunft 
darüber, wie groß der Anteil der Ersatzinve-
stitionen für verbrauchte Anlagen an den 
gesamten Investitionen ist. Der Ersatzbedarf 
für verbrauchte Anlagen wird dabei über 
die Abschreibungen gemessen. Die in dieser 
Weise ermittelte Ersatzquote (Anteil der Ab-
schreibungen an den Investitionen) belief 
sich. 1980 für die Gesamtwirtschaft auf rund 
54 % in Baden-Württemberg und auf 58 % 
im Bundesgebiet. Diese Quote war Anfang 
der 70er Jahre deutlich niedriger. Die nied-
rigste Rate wurde im Jahr 1971 mit 42 % fest-
gestellt. Sie stieg in den Jahren danach fort-
während an bis auf 59 % im Jahr 1976, um 
danach wieder etwas zu sinken. Auch hier 
zeigt sich somit, daß im Laufe der 70er Jahre 
der Anteil der Ersatzinvestitionen zunahm, 
während die Erweiterungsinvestitionen zurück-
gingen. Dabei liegt die Ersatzquote für Ba-
den-Württemberg aber deutlich unter der 
Quote für das Bundesgebiet und umgekehrt 
der Anteil für Erweiterungen darüber, was 
die stärkere Investitionstätigkeit im Land 
zum Ausdruck bringt (Schaubild 3). 

 

Eine relativ niedrige Ersatzquote ist für die 
Bereiche festzustellen, in denen Bauten den 
überwiegenden Anteil haben, da die Abschrei-
bungen hier wesentlich geringer sind als bei 
den Ausrüstungen. Dies sind im wesentlichen 
die Bereiche Wohnungsvermietung und Staat,. 
die auch die relativ niedrige Quote der Ge-
samtwirtschaft bestimmen (Anhangtabelle 1). 

Die Bereiche Verarbeitendes Gewerbe, Bau-
gewerbe, Handel und Verkehr liegen dagegen 
deutlich über dem gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt. So wurde 1971 im Verarbeiten-
den Gewerbe weniger als die Hälfte der In-
vestitionen für den'Ersatz verbrauchter An-
lagen eingesetzt (49 %), während in den Jah-
ren 1975 und 1976 die Abschreibungen sogar 
höher als die Zugänge zum Anlagenbestand 
waren. Die getätigten Investitionen dienten 
also ausschließlich zum Ausgleich der ver-
schleiß-und altersbedingten Wertminderung 
der Anlagen und reichten selbst hierfür nicht 
einmal aus. In den folgenden Jahren nimmt 
die Ersatzquote dann jedoch wieder ab und 
beträgt im Jahr 1980 rund 74 %. Der Ersatz 
an Anlagen beläuft sich also in diesem Be-
reich 1980 auf knapp drei Viertel der Inve-
stitionen. Vergleicht man die baden-würt-
tembergischen Werte mit den Werten des 
Bundesgebiets, so war der Ersatzbedarf in 
Baden-Württemberg nahezu ausnahmslos deut-
lich niedriger als im Bundesdurchschnitt. 
Im Verarbeitenden Gewerbe des Landes wurde 
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also mehr in Erweiterungsinvestitionen inve-
stiert, was für den Investitionsschub 1977 
bis 1980 besonders markant ist. 

Schaubild 3 
Ersatzquote für Baden-Württemberg 
und das Bundesgebiet') 

Als Folge der allgemeinen Nachfrageschwäche 
und der niedrigen Kapazitätsauslastung sind 
in den 70er Jahren in der gesamten Wirt-
schaft Erweiterungsbestrebungen deutlich 
in den Hintergrund getreten (siehe Anhang). 
Eine Ausnahme macht hier der Dienstlei-
stungsbereich, was aber auf die wachsende 
Bedeutung .des Leasing zurückzuführen ist, 
das seinerseits eine Konsequenz der Bem11- 
hungen der Unternehmen um Kostensenkung 
und -flexibilität ist. Bei den Investitionen 
dominieren seither die Ersatzbeschaffung und 
das Rationalisierungsmotiv, für die die Ge-
sichtspunkte der kostensenkung und Moderni- 
sierung des Produktionsapparats ausschlagge-, 
bend sind. Der Zwang zur Umsetzung techni-
scher Neuerungen und zur Anpassung der 
Produktionskapazitäten an den auch weltweit 
geltenden technologischen Standard hat stark 
den Investitionsschub der Jahre 1977/80 be- 
stimmt., .und dies besonders stark in Baden-
Württemberg. In den beiden ersten Jahren 
(1981/82) dieses Jahrzehnts sind diese Be-
mühungen aber wieder erlahmt. 

 

Verarbeitendes Gewerbe besonders betroffen 

Bedenkt man, daß rund 45 % der gesamtwirt-

 

schaftlichen Bruttowertschöpfung Baden-

 

Württembergs im Verarbeitenden Gewerbe 
erwirtschaftet werden, erscheint es zweck-

 

mäßig, diesen Bereich etwas differenzierter 
nach einzelnen Branchen zu betrachten. Dazu 
muß aber auf Daten der Investitionserhebung 
im Produzierenden Gewerbe zurückgegriffen 
werden Da In dieser Statistik jedoch nur Be-

 

triebe von Unternehmen mit 20 und mehr Be-

 

schäftigten erfaßt werden, ergibt sich zwangs-

 

läufig eine Abweichung von den bisher betrach- 20 
teten Daten aus den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. Die Aussagen über die Ent-

 

wicklung im Laufe der 70er Jahre werden 
davon aber kaum ,berührt. So zeigen auch. 
die Ergebnisse der Investitionserhebung, 
daß nach einem Investitionsboom in den Jah-

 

ren 1969/70 die Investitionsneigung bereits ab 
1.972 absackte. Die Investitionsbereitschaft 
nahm anschließend über einen Zeitraum von 
vier Jahren laufend ab. Die höchsten Investi-

 

tionsausfälle waren bei den Grundstü_cks-

 

und Bauinvestitonen zu verzeichnen, wo sich 
das Volumen nahezu halbierte. Dagegen waren 
die Schwächen bei den Ausrüstungen, schnel-

 

ler überwunden, so daß die Verluste bis 1975 
wieder ausgeglichen wurden. Dieses unter-

 

schiedliche Investitionsverhalten läßt darauf 
schließen, daß die verschleißbedingten Ersatz-

 

investitionen,. die sich hauptsächlich bei den 
Ausrüstungen niederschlagen, wenigstens 
insoweit getätigt wurden, wie es die Auf-

 

rechterhaltung der Kapazitäten trotz gesun-

 

kenem Auslastungsgrad erforderlich machte. 
Ein Teil davon wird zweifellos auch in Ratio-

 

nalisierungsinv,estitionen bestanden haben, die 
durch den damals besonders hohen Kosten-
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druck verstärkt und möglicherweise auch zeit-
lich vorgezogen durchgeführt wurden. Die ei-
gentliche Investitionslücke bestand demnach , 
bei den Erweiterungsinvestitionen. Nennens-
werte Kapazitätsausweitungen waren erst wie-
der ab 7977 zu beobachten 4  . Ein beträcht-
licher Investitonsschub vor allem bei den 
Ausrüstungen in den Jahren 1978 und 1979 
ließ die Investitionen jeweils um 1.5 % steigen. 
Diese in Gang gekommene Investitionsgüter-
konjunktur schwächte sich jedoch 1980 ab 
(+ 9,3 %) und kam 1981 zum Erliegen (+ 1,3 $). 

4 Vgl. Steiger,
rtt. 

H.. H., Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe, in: 
Bad enYJüemberg in Wort und,Zatil,. Heft 5/Mei 1980, S. 143 ff. 
Siehe dazu. auch: H. Sinn, Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe 
1960,ebenda,.Heft 3/März1982;ders., Investitionen im Verarbei. 
[enden Gewerbe 1981,ebenda, Heft i/Januar 1983, S. 11. 
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In den großen Wirtschaftsbereichen war das 
Investitionsverhalten recht unterschiedlich. 
So nahm im Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbe - in dem rund drei Fünftel der In-
vestitionen des Verarbeitenden Gewerbes ge-
tätigt werden - die Investitionsneigung be-
reits 1.971 ab, während alle anderen Bereiche 
noch mehr oder weniger starke Investitions-
steigerungen verzeichneten: Die Investitions-
neigung verringerte sich dann 1.972 im Investi-
tionsgüterbereich nochmals stärker und wurde 
von ähnlich hohen Rückgängen im Grundstoff-
und Produktionsgütergewerbe begleitet. Da-
gegen wurden die Investitionsausgaben im 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe erst ab 
1973 und im Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbe sogar erst ab 1974 gekürzt. Bereits 
1976 war in beiden Bereichen eine starke 
Erholung zu verzeichnen; die allerdings in 
den Folgejahren nicht anhielt. Der 1,977 ein-
setzende Investitionsschub wurde vielmehr 
bestimmt durch das Investitionsgüter produ-
zierende Gewerbe sowie durch den Grundstoff-
und Produktionsgüterbereich. Die großen In-
vestitionsgüterbranchen Maschinenbau, Fahr-
zeugbau;  Elektrotechnik sowie der Stahl- und 
Leichtmetallbau und die EBM-Warenherstel-
lung weiteten ihre Investitionsausgaben über-
durchschnittlich stark aus. Da dieser Bereich 
traditionell die stärksten zyklischen Bewegun-
gen hat, deutete sich der Umschwung 1980 
hier auch schon deutlich an (+ 6,7 %). Aller-
dings beeinflussen immer wieder Sonderent-
wicklungen im besonders bedeutsamen Stras-
senfahrzeugbau -hier werden rund ein Fünf-
tel, aller Investitionen des Verarbeitenden 
Gewerbes getätigt - die generellen Tendenzen. 
Die 1981 hier positiven Entwicklungen über-
decken beim Bereichsdurchschnitt (2,9 %) 
die Rückgänge der wichtigen großen Bran-
chen Maschinenbau und Elektrotechnik (vgl. 
Anhangtabelle 2). 

Die Investitionen in Grundstücken und Bauten, 
die vor allem 1.979 und 1980 im Verarbeiten-
den Gewerbe erheblich waren und Kapazitäts-
erweiterungen signalisierten, sind 1981 wie-
der rückläufig. Auch das Wachstum der Ausrü-
stungen hat entscheidend nachgelassen. Der 
den Investitionsschub Ende der 70er Jahre 
bestimmende technologische Innovationsdruck 
trotz mäßiger Konjunkturentwicklung konnte . 
somit in der rezessiven Wirtschaftsphase der 
Jahre 1981/82 nicht weiter aufrecht erhalten 
werden. 

 

Zunehmende Bedeutung des Leasing 

Neben den eigentlichen Investitionen, die 
sich als aktivierte Bruttozugänge auf den 
Sachanlagekonten niederschlagen, sind aber 
auch gemietete und gepachtete Sachanlagen 
von Interesse, zumal ihre Bedeutung ständig 
steigt. Diese Güter werden nämlich in der 
Regel beim Vermieter aktiviert und nicht 
beim Anwender, also dem Mieter, in dessen 
Produktionsprozeß sie eingehen. Hier treten 
vielmehr an die Stelle der Anschaffungsko-  

sten, die beimKauf von Maschinen, Fahr-
zeugen, Datenverarbeitungsanlagen, Betriebs-
gebäuden usw. zu aktivieren wären, die Lea-
sing-Raten für die gemieteten Leasinggüter. 
Während somit die Leasing-Güter in der Sum-
me der Investitionen enthalten sind, führen 
sie zu einer Verschiebung in der Bedeutung 
der Sektoren. So ist der starke Investitions-
anstieg im Dienstleistungsbereich im wesent-
lichen hierauf zurückzuführen. 

Die Anschaffungswerte,der im Verfahren des 
Leasing neu vermieteten Anlagen summierten 
sich beispielsweise für das Jahr 1980 - laut 
der Investitionserhebung des Ifo-lnstituts5  -
für das Bundesgebiet auf rund 13,2 Mrd. DM 
und lagen damit um 12,4 % über dem Ergebnis 
von 1979. Das Wachstum der gesamtwirtschaft-
lichen Bruttoanlageinvestitionen (ohne Wohn-
bauten) des Bundesgebiets von nominal 10,8 % 
wurde damit erneut übertroffen, allerdings 
knapper als bisher üblich. Der Anteil der 
gemieteten Anlagen an den Gesamtinvesti-
tionen ist dadurch im Jahr 1980 auf 5,1 % 
gestiegen gegenüber 2,1 % 1971. Die inzwi-
schen erreichte volkswirtschaftliche Rele-
vanz der Anlagenvermietung ist aber auch 
am Wert ihres Anlagebestandes abzulesen. 
Zum 3.1. Dezember 1980 addierten sich. die 
Anschaffungswerte der im Verfahren von 
Finanzierung- und Hersteller-Leasing ver-
mieteten Wirtschaftsgüter im Bundesgebiet 
- laut Ifo-Institut - auf rund 48 Mrd. DM, 
verteilt auf 900:000 Verträge. 

 

Der weitaus größte Teil der Investitionen im 
Bereich der Anlagenvermietung entfiel 1980, 
wie schon in früheren Jahren,. auf Büroma-
schinen und Datenverarbeitungsanlagen (34 %j 
und auf Fahrzeuge (.20 %). Produktionsmaschi-
nen sowie komplette Produktions- und Ver-
sorgungsanlagen haben einen Anteil von 13 $, 
ebenso wie die Produktions- und Lagerhallen 
einschließlich Energieanlagen. Auf Nachrich-
ten- und Signaltechnik sowie medizinische Ge-
räte entfalten 10$, auf Geschäfts- und Büro-
gebäude knapp 5 $. Der größte Teil dieser 
Investitionen ging, in das Verarbeitende Ge-
werbe (1980: 37,7 %) und in den Handel 
(1.980: 22,4'$). Aber auch der Sektor "sonsti-
ge Dienstleistungen", ein Konglomorat von Ge-
werbezweigen, das vom Hotel- und Gaststätten-
gewerbe über Rundfunkanstalten bis zu mittel-
ständischen Selbständigen wie Ärzten, Rechts-
anwälten, Architekten, Steuerberatern, Friseu-
ren usw. reicht, gehört zu den bedeutenden 
Anlagemietern..Bedeutende Kunden der Vermie-
tungsunternehmen sind weiterhin der Sektor 
Energieversorgung und Bergbau (11 %)., das 
Verkehrsgewerbe (6 %), die Bauwirtschaft ls $)., 
die Kreditinstitute und Versicherungen (2,5 %) 
sowie der Staat (1 %). Die Untersuchung der 
sektorspezifischen Verbreitung der Anlage-

 

5 Arno Städtler: Leasing: Schwierige Zeiten —gut gemeistert, Ifo-
Sclinelldienst 1-2/82, Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München; 
vgl. auch: ders. Wachstumsbranche Leasing, Ifo Schnelldienst 2/79. 
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miete anhand von "Leasing-Quoten" zeigt, daß 
sich der Handel in Relation zu den selbst-
bilanzierten Bauten und' Ausrüstungen mit Ab-
stand am intensivsten der Mietfinanzierung 
bedient. Seine Leasing-Quote betrug 1980 
- laut Ifo-Institut rund 18 %. A1it Abstand 
folgt das Baugewerbe mit einer Leasing-Quote 
von 10 %. Je rund 8 % Anteil an den eigenen 
Anlageinvestitionen erreichen die Mietanlagen 
im Verarbeitenden Gewerbe und in der Ener-
giewirtschaft einschließlich Bergbau. Es fol-
gen die Kreditinstitute und Versicherungen 
(7 %) sowie der Verkehrssektor mit einer 
Quote von rund 3 %. 

Seit 1977 werden bei den Betrieben des Verar-

 

beitenden Gewerbes auch auf Länderebene die 
Aufwendungen für gemietete und gepachtete 
Sachanlagen erfaßt. Auch hier lagen. seit 
1979 die Zuwachsraten der Leasing-Aufwen-

 

dungen jeweils stets deutlich über denen der 
Gesamtinvestitionen. So wuchsen auch 1981 
die Leasing-Aufwendungen kräftig auf 
2,1 Mrd. DM (.+ 17,9 %), so daß ihr Anteil 
an den aktivierten Gesamtinvestitionen von 
19 % im Jahr 1977 auf 22 % zunahmen. 

Mit 1,3 Mrd. DM entfielen beispielsweise 1981 
mehr als drei Fünftel aller Leasing-Aufwen-
dungen im Verarbeitenden Gewerbe auf den 
Investitionsgüterbereich. Als besonders 
"leasing-freundlich" zeigten sich der Maschi-
nenbai, die Elektrotechnik und der Straßen-
fahrzeugbau, die zusammen ca. die Hälfte der 

-gesamten Leasing-Aufwendungen auf sich ver-
einten. 

 

Nahezu 780 Mrd. DM Produktivvermögen 

Investititonen und Bestand an Produktions-
mitteln stehen in unmittelbarer Beziehung, 
da das Anlagevermögen eines Jahres aus den 
aufkumulierten Investitionen aller früheren 
Jahre - bereinigt um die Abgänge - besteht., 
Die in .den 70er Jahren zunächst stark nach-
lassende und dann vergleichsweise mäßige 
Investitionstätigkeit - die inzwischen wieder 
abflachte, aber sich im laufenden Jahr schät-
zungsweise wieder aktiviert— beeinflußt so-
mit Höhe, Struktur und Leistungsfähigkeit 
des Produktivvermögens und damit des Pro-
duktionsfaktors Kapital ganz entscheidend. 
Insbesondere rockt infolge der damit ver-
bundenenunzureichenden' Zuführung neuer 
Technologien der Moder.hitätsgrad der An-
lagen und der Altersaufbau des Kapital-
stocks immer mehr in den Vordergrund des 
Interesses. 

Das Bruttoanlagevermögen bzw. der Kapital-
stock 6  gibt an, wieviel Ausrüstungen und  

Bauten für Produktionszwecke zur Verfügung 
stehen. Da "die 

- 
Bruttogröße alle an einem 

Stichtag noch im Betrieb befindlichem dauer-
haften Produktionsmittel unabhängig von 
ihrem Alter enthält, ist sie ein Indikator 
für die Kapazität des Kapitalstocks im Sinne 
des physischen Leistungspotentials des An-
lagevermögens7. Das gesamte Bruttoanlage-
vermögen Baden-Württembergs betrug (inkon-
stanten Preisen von 1976) Anfang 1981 rund 
866,4 Mrd. DM. Davon entfielen 11,4 % oder 
89 Mrd. DM auf den öffentlichen Tiefbau. Da 
die öffentlichen Tiefbauten überwiegend für 
die allgemeine Nutzung erstellt werden, wäh-
rend das sonstige Anlagevermögen in erster 
Linie in den Sektoren eingesetzt wird, für 
die es geschätzt wurde, ist es zweckmäßig, 
bei der weiteren Interpretation der Ergebnis-
se vom öffentlichen Tiefbau abzusehen. 

Für unmittelbare Produktionszwecke stand so- -
mit Anfang 1981 ein Anlagenbestand in Höhe 
von 777,4 Mrd. DM zur Verfügung. Das Brut-
toanlagevermögen hat sich damit gegenüber 
1960 fast verdreifacht (+ 183 %). Seit 1970 
stieg es um 60 %. Seit 1970 wurden von Unter-
nehmen, Staat und privaten Organisationen 
rund 392 Mrd. DM in Ausrüstungen und Bau-
ten investiert. Diesen Zugängen standen durch 
Überalterung ausscheidende Investitionsgüter 
in Höhe von 99,2 Mrd. DM gegenüber, so daß 
die Produktionskapazität um 293 Mrd. DM aus-
gebaut wurde (+ 60 %). Im Durchschnitt der ge-
samten Wirtschaft entfiel 1981 ein knappes Vier-
tel (etwa 24 %) des Produktionsvermögens auf 
Ausrüstungen, das entspricht 187 Mrd. DM. 
Hier vergrößerte sich die Kapazität durch 
Zugänge an Maschinen, maschinellen Anlagen, 
Fahrzeugen, Büroausstattungen usw. seit 
1970 um insgesamt 75,1, Mrd. DM (+ 67$). Da-
bei wurden rund 157,4 Mrd. DM investiert, 
während Ausrüstungen in ,Höhe von rund 
82,3 Mrd. DM abgingen. Für Gebäude und son-
stige Bauten, die mit über drei Vierteln den 
weitaus größten Teil des gesamten wirtschaft-
lichen Produktivvermögens ausmachen, wurden 
seit 1970 etwa 251,5 Mrd. DM eingesetzt, wäh-
rend hier Abgänge in Höhe von 16,9 Mrd'. DM 
errechnet wurden. Der Bestand an Bauten be-
trug so 1981 rund 590,9 Mrd. DM (+ 66 %).. 

Während das 
-
.Bruttoanlagevermögen in der Ge-

samtwirtschaft im Zeitraum 1960 bi 
-
s 1970 jah-

resdurchschnittlich um 5,8 % zunahm, lag 
diese Räte seit 1970 bei 4,4 %. Dabei verrin-
gerten sich die Zunahmen gegenüber dem 
Vorjahr im Verarbeitenden Gewerbe besonders 
stark von + 8,7 % im Jahr 1972 auf schließ-
lich nur noch 1,2 % (1976), um dann bis 1981 

7 Die Anlagegüter werden hier für die ganze Dauer ihrer Nutzung mit 
ihrem Neuwert nachgewiesen. Erst mit dem Ausscheiden der Anlage-
güter aus dem Produktionsprozeß, beispielsweise durch Verschrottung 
oder Abbruch, ist die Leistungsabgabe beendet. - " 

auf wiederum 3,5 % anzusteigen. Diese Zunah-
men dürften wiederum abflachen. Bei der Be-

 

b Das Bruttoanlagevermögen gibt den Bestand jeweiWan Jahresan-

 

fangan, der Kapitalstock istder Bestand im Jahresdurchschnitt. 
Diese Größe wird für die Berechnung weiterführender Indikatoren 
(Kapitalintensität, Kapitalkoeffizient) herangezogen, während das 
Bruttoanlagevermögen dem jeweils ein Jahr aktuelleren Nachweis 
dient und sich außerdem zur Umrechnung in Nettdgrößen besser 
eignet. - -" - 
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4,8 + 72,2 
17;4 + 545 

1,6 + 29,8 

3,8 + 64,4 

55 + 640 

Bß + 129,1 

425 + 563 

92 + 66,3 

100 + 60,4  

140 8,0 + 
87;1 46,7 + 
7,3 3,9 + 

10,6 5,7 + 

17,8 9,5 + 

25,3 13,6 + 

7,9 4,2 + 

186,5 100 + 

37,8 

135,0 

122 
29,6 
42,7 
68,5 

330,1 
71.,5 

777,4 

Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 
Handel 
Verkehr 
Dienstleistungeni  ) 

Wohnungsvermietung 

Staat 

 

Alle Wirtschaftsbereiche2)3) 

darunter 
Unternehmen zusammen 

 

Tabelle 2 

Bruttoanlagevermögen für Baden-Württemberg in Preisen von 1976 zu Beginn des Jahres 198.1 

Bauten Ausrüstungen Anlagen 

 

Ver-
änderung 

1981/1970 

Ver-

 

änderung 
1981/1970 

Ver-
änderung 

1981/1970 

Wirtschaftsbereiche. 
bzw. Sektoren 

ins-
gesamt 

ins-
gesamt 

ins-
gesamt Anteil Anteil Anteil 

Mrd. DM Mrd. DM Mrd. DM 

   

Land-und Forstwirtschaft; 
Fischerei 
Warenproduzierendes. Gewerbe 

31,4 4,0 + 20.,3 

1859 23,8 + 55,9  

13,9 7,5 + 40,4 17,5 3,0 + 8,0 

109,3 58,6 + 52,4 75,8 12,8 + 61,3 

.62,0 22,9 3,9 + 81.,6 

55,8 47,9 8,1 + 52,1 

10,6 - 4,9 0,8 + 77',0 

65,6 19,0 3,2 + 63,8 

56,1 24,9, 4,2 + 71„7 

261,4 432 7,3 + 88,6, 

- 330,1 55,9 + 56,3 

92,7 63,7 10,8 + 63,3, 

67,4 590,9 100 + 58,3 

176,9 94,9 + 66,4 .510,6 86,4 + 57,8 687,4 88,4 + 59,9 

1) Ohne Wohnungsvermietung. -2) Einschl. privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. - 3) Ohne öffentlichen Tiefbau. 

 

trachtung der Entwicklung des Anlagevermö-
gens ist aber zu beachten, daß. eine Abnahme 
der Steigerungsrate des Anlagevermögens 
neben einer Abschwächung der Investitionstä-
tigkeit durch das gleichzeitige Ansteigen der 
Abgänge - also das Ausscheiden überalterter 
Anlagen aus dem Vermögensbestand - verstärkt 
wird. Dies ist auf die zuvor hohen I n vestitio-
nen (in den 50er und 60er Jahren) zurückzu-
führen, da diese Anlagegüterjahrgänge und 
hier vor allem der Ausrüstungen - nun nach 
und nach aus dem Bestand ausscheiden. 

 

Die Anlagevermögensbestände der einzelnen 
Unternehmensbereiche sind von sehr unter-
schiedlicher Bedeutung (Tabelle 2 und An-
hangtabelle 3), was insbesondere von der 
Größe der Bereiche, der Kapitalintensität. 
des für sie typischen Produktionsprozesses. 
sowie von der Zusammensetzung ihres Pro-
duktivkapitals nach Ausrüstungen und Bau-
ten abhängt. Den mit Abstand größten Anteil 
am Bruttoanlagevermögen aller Wirtschaftsbe-
reiche hat mit 42,5 % die Wohnungsvermie-
tung. Ihr Anteil liegt im Land leicht höher als 
im Bundesgebiet, was auf einen hier etwas 
höheren Wohnungsbestand hinweist. 

Das Bruttoanlagevermögen des Verarbeiten-
den Gewerbes als dem zweitgrößten Bereich 
erreichte in Preisen von 1976 Anfang 1981 
einen Betrag von 135,0 Mrd. DM, was einem 
Anteil von 17,4 % entspricht. Die Zunahme 
gegenüber 1970 .liegt bei 54,5- %, womit der 
Bundesdurchschnitt von 45 % erheblich über-
troffen wird. Im einzelnen standen hier den  

 

Zugängen von 92,8 Mrd. DM Abgänge in Höhe 
von 44,4 Mrd. DM gegenüber. Die vergleichs-
weise mäßigen Größenordnungen des Produk-
tionskapitals dieses Bereichs ergeben sich 
aus dem Sachverhalt, daß mit 64,5 % fast 
zwei Drittel seiner Anlagen aus Ausrüstun-
gen bestehen. Ihr Gewicht hat gegenüber 
1970 (57,4 %) noch erheblich zugenommen. 
Im Bundesdurchschnitt stieg der entspre-
chende Anteil nur von 59,3 % auf 61,2 % im 
Jahr 1981 (Anhangtabelle 4). In Baden-Würt-
temberg wurde also in den 70er Jahren im 
Verarbeitenden Gewerbe die strategisch wich-
tige Komponente des Produktionskapitals, 
das Ausrüstungsvermögen, erheblich stärker 
ausgebaut und damit auch stärker dem neue-
sten technischen Stand angepaßt als im Bun-
desdurchschnitt. 

Das Anlagevermögen für das Dienstleistungs-
gewerbe ist von 1970 bis 1981 weit überdurch-
schnittlich, und zwar um 129 % (38,6 Mrd. DM) 
auf 68,5 Mrd. DM angewachsen. Dabei hat der 
Anteil der Ausrüstungen an den Anlagen ins-
gesamt von 1970 bis 1981 somit von 23,4,% 
auf 37 % zugenommen. Es wurde von 1970 bis 
1980 damit wesentlich mehr in Maschinen, 
maschinelle Anlagen, Büroeinrichtungen und 
sonstige Ausrüstungen investiert als in Bau-
ten. Ein besonders großer Anstieg war hier 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre zu ver-
zeichnen (von 1970. bis 1975 rund 62 %, zwi-
schen 1975 und 1981 rund 126 %), Dieser 
starke Zuwachs dürfte vor allem auf die be-
reits erwähnte starke Ausweitung des Leasing-
Geschäfts zurückzuführen sein. Der Anteil 
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des Anlagevermögens des Wirtschaftsbereichs 
Dienstleistungen an dem Bruttoanlagevermögen 
der Gesamtwirtschaft vergrößerte sich so 
von 6,2 $ im Jahr 1970 auf 8,8 % im Jahr 1981. 
Betrachtet man die Ausrüstungen, so kann 
für 1970 ein Anteil von 6,3 % festgestellt 
werden und für 1981 ein Anteil von 13,6 $. 

 

Kapitalintensität in 10 Jahren um 50% gestiegen 

Zur Analyse der Produktionstätigkeit und 
des Einsatzes der Produktionsfaktoren im. 
Produktionsprozeß werden die beiden Indika-
toren Kapitalintensität und Kapitalkoeffizient 
herangezogen. 

Das Verhältnis, in dem die beiden Produk-
tionsfaktoren Kapital und Arbeit im Prodük-
tionsprozeß kombiniert werden, also das Ver-
hältnis von Kapitalstock zu Erwerbstätigen, 
wird als Kapitalintensität bezeichnet. Sie 
mißt den durchschnittlichen Kapitaleinsatz 
je Erwerbstätigen und ist mitbestimmend für 
die Höhe des Anlagevermögens in den Berei-
chen. Es handelt sich hier um eine Kennzif-
fer für die Kapitalisierung und damit Tech-
nisierung des Produktionsprozesses. Dabei 
ist eine höhere Kapitalintensität keineswegs 
identisch mit einer höheren technischen oder 
gar ökonomischen Effizienz des Produktions-
prozesses. Sie ist vielmehr primär abhängig 
vom erstellten Produkt und von der Art des 
zu seiner Erstellung erforderlichen Produk-
tionsverfahrens. Die Relation der Kapitalin-
tensität der Bereiche zueinander ist damit 
zugleich ein Indikator für das Gewicht des 
Produktionsfaktors Arbeit im jeweiligen, Pro-  

 

duktionsprozeß. Zwar nicht die Höhe, wohl 
aber die Entwicklung dieser Kennziffer gibt 
Hinweise auf eine mehr oder weniger zügige 
Adaption technischer Neuerungen. 

Die Kapitalintensität für die gesamte Wirt-
schaft Baden-Württembergs nahm seit 1970 
um 50 % zu und betrug 1980 im Durchschnitt 
178 000 DM (Tabelle 3). Im Bundesgebiet 
stieg die Kapitalintensität gleichfalls um 
rund 50 % auf 182 900 im Jahr 1980 an. Im 
Zeitraum von 1960 bis 1970 nahm die Kapital-
intensität dagegen noch um 66 % in Baden-
Württemberg und um 70 % im Bundesgebiet zu. 

Die Höhe der gesamtwirtschaftlichen Kapital-
intensität wird von dem Bereich Wohnungsver-
mietung als auch generell von den Bereichen 
bestimmt, in denen Bauten bzw. mit Bauwer-
ken verbundene Anlagen eine große Rolle 
spielen. Dies ist in den Bereichen Verkehr, 
besonders aber bei "Energie- und Wasser-
versorgung und Bergbau" der Fall. Dieser 
Bereich ist in Baden-Württemberg mehr als . 
doppelt so kapitalintensiv wie im Bundesge-
biet (Tabelle 3). Dies ist darauf zurückzu-
führen, daß der Anteil der Anlagen der Ener-
gie- und Wasserversorgung des Landes mit 
14,7 % am gesamten Bruttoanlagevermögen 
dieses Bereichs im Bund wesentlich höher 
ist als der entsprechende Anteil bei den Er-
werbstätigen (6,4 %)„ Bei den Ländern mit 
einem hohen Strukturanteil des arbeitsinten-
siven Bergbaus sind die Relationen umgekehrt. 

Eine wesentlich niedrigere. Kapitalintensität 
errechnet sich für das Verarbeitende Gewerbe. 
Sie ist im Land um 55,1 % von 47 600 DM im 

Tabelle 3 

Kapitalintensität und Kapitalkoeffizient für Baden-Württemberg und das Bundesgebiet 

Kapitalintensität Kapitalkoeffizient 

Wirtschaftsbereiche 
bzw. Sektaren  

Baden-Württemberg  Bundesgebiet -  Baden-Württemberg  Bundesgebiet 

1970  1980  1970  1980 
1970  1980  1970  1980 

1000 OM 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Energie. und Wasserversorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungen 1) 

Staat , 

Alle Wirtschaftsbereiche2) 3) 

darunter 

Unternehmen zusammen  

709 138,3 81,5 144,8 5,88 6.99 6,09 6,43 

53,3 822 60,9 962 1,59 1,80 1,77 2,04 

704,0 1236,4 327,3 565,5 6,70 6,91 5,03 5,88 

47,6 73,8 55,8 86,8 1,45 1,64 1,64 1,84 

26,4 36,1 19.9 27,8 0,82 093 0,69 0,77 

41,9 63,4 40,7 58,7 1,45 1,78 1,48 1,68 

148,4 222.4 162,4 244,1 4,12 4113 4,13 4,36 

590,4 737,9 536.3 687,0 14,00 13,72 12,13 11,73 

113,6 1342 80,5 94,3 325 3,49 2,31 2,58 

118,7 178.0 121,2 182,9 3.36 3,84 3,36 3,80 

118,7 1852 127,0 201,0 3,32 3,72 3,63 4,06 

1) Einschl. privater Wohnungsvermietung. - 2) Einschl. Organisationen ohne Erwerbscharakter. - 3) Ohne öffentlichen Tiefbau. 
Quelle: Die Bundeswerte wurden nach Angaben des Statistischen Bundesamtes errechnet. 
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Jahr 1970 auf 73 800 DM im Jahr 1980 angestie-
gen, im Bundesgebiet erreichte sie 55 800 DM 
im Jahr 1970 und 86 800 DM im Jahr 1980 
(+ 55,6 %). Im Verarbeitenden Gewerbe wird 
somit in Baden-Württemberg weniger Kapital 
je Erwerbstätigen eingesetzt als im Bundes-
durchschnitt. Die Bruttowertschöpfung dieses 
Bereichs ist allerdings zwischen 1970 und 
1980 im Land mit + 29,4 % wesentlich stärker 
gestiegen ist als im Bundesgebiet (+ 24,1 %). 
Entsprechend der im Land besonders starken 
Spezial- und Veredlungsfertigung werden 
die Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit 
hier in einem etwas anderen Verhältnis ein-
gesetzt als im Bundesdurchschnitt, wobei die-
se spezifische Produktionsstruktur die lei-
stungsfähigere ist. Dies ergibt sich auch, 
wenn man die Entwicklung der Kapitalinten-
sität zwischen 1970 und 1980 genauer unter-
sucht. So hat sich hier der Abstand zwischen 
dem Bundesgebiet und Baden-Württemberg 
zwar vergrößert. Dies aber ist zurückzufüh-
ren auf ein in Baden-Württemberg mit 46 % 
deutlich stärkeres Ansteigen des Kapital-
stocks als im Bundesgebiet (+ 39 %) bei gleich-
zeitig erheblich geringerem Beschäftigtenab-
bau (Abnahme Erwerbstätige: Baden-Württem-
berg - 5,8 %, Bundesgebiet - 11,0 %). Diese 
Entwicklungskonstellation in Baden-Württem-
berg ist zweifellos günstiger zu bewerten 
als die im Bundesgebiet. Sie ist zu erklären 
durch eine günstigere Branchenstruktur in 
Verbindung mit der besonderen Qualifika-
tion des Produktionsfaktors Arbeit. Sie un-
terstützt zugleich die These, daß die Mo-
dernisierung des Kapitalstocks der Siche-
rung der Arbeitsplätze dient. 

Bei Analysen der Produktionstätigkeit wird 
vielfach das Produktionsergebnis den einge-
setzten Produktionsfaktoren gegenüberge-
stellt, um eine Vorstellung über die Effi-
zienz des Produktionsprozesses zu bekommen. 
Dabei wird das Verhältnis von Kapitalstock 
zur Bruttowertschöpfung bzw. zum Bruttoin-
landsprodukt als Kapitalkoeffizient bezeichnet. 
Der Kapitalkoeffizient gibt den Wert der ein-
gesetzten Produktionsanlagen im Verhältnis 
zum Produktionsergebnis an. Der Kapitalkoef-
fizient betrug im Jahr 1980 in Baden-Württem-
berg 3,8. Der Wert des Kapitalstocks war 
damit nahezu viermal so groß wie das Brutto-
inlandsprodukt. Derselbe Wert wurde auch 
für das Bundesgebiet festgestellt. Um also 
.eine Produktionseinheit_ zu erstellen, ist im 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt sowohl 
im Land wie im Bundesdurchschnitt ein rund 
4mal höherer Kapitaleinsatz erforderlich. 
Im Jahr 1970 betrug der Kapitalkoeffizient 
für alle Wirtschaftsbereiche (ohne öffentli-
chen Tiefbau) noch 3,4; es wurde 1980 also 
mehr Kapital eingesetzt als 1970. 

Der Anstieg gegenüber 1970 ist darauf zu-
rückzuführen, daß in Baden-Württemberg 
der Kapitalstock im Zeitraum 1970 bis 1980 um 
53 $ anstieg, während das Bruttoinlandspro-
dukt demgegenüber um 34 $ anstieg. Der Kapi-  

talstock des Bundesgebiets stieg im selben 
Zeitraum um 49 $ und das Bruttoinlandspro-
dukt um 32 $. 

Bei diesen gesamtwirtschaftlichen Durchschnit-
ten ist aber auch hier wiederum zu beachten, 
daß die Höhe des Kapitalkoeffizienten sowohl 
von dem Bereich Wohnungsvermietung als auch 
generell von dem kapitaliritensiven Bereich Bau-
ten bestimmt wird (Tabelle 3). So beträgt der 
Wohnungsbestand fast das 30-fache (29) der 
Bruttowertschöpfung des Bereichs Wohnungs-
vermietung. Ein überdurchschnittlich hoher 
Kapitaleinsatz ist auch in den Bereichen Ener-
gie- und Wasserversorgung (einschließlich 
Bergbau) sowie in der Land- und Forstwirt-
schaft und im Verkehr erforderlich. Der 
Kapitalkoeffizient für die Unternehmen ohne 
Wohnungsvermietung betrug 1980 für Baden-
Württemberg 2,1 und für das Bundesgebiet 
2,4. Im Unternehmensbereich wurde damit in 
Baden-Württemberg etwas weniger Kapital ein-
gesetzt, um eine Produktionseinheit zu erstel-
len, als im Bundesgebiet. 

 

Im Verarbeitenden Gewerbe stieg der Kapital-
stock von 1970 bis 1980 um 46 $, während die 
Bruttowertschöpfung um rund 29 $ anstieg, 
so daß der Kapitalkoeffizient im Jahr 1970 
knapp 1;5 betrug und 1980 gut 1,6. Gleich-
zeitig stieg der Kapitalstock im Bundesge-
biet um 39 $ und die Bruttowertschöpfung um 
24 $. Im Bundesdurchschnitt betrug der Kapi-
talkoeffizient im Jahr 1970 daher 1 ,6 und 
1980 'etwa 1,8. Es wird hier deutlich, daß 
im Durchschnitt sdes Verarbeitenden Gewer-
bes ih Baden-Württemberg weniger Kapital 
zur Erzielung der wertmäßig gleichen Brutto-
wertschöpfung eingesetzt werden muß als 
im Bundesgebiet, was auf die vom Bundes-
durchschnitt abweichende Struktur innerhalb 
des Verarbeitenden Gewerbes des Landes 
zurückzuführen ist. 

Der Altersaufbau des Anlagevermögens 

 

Für die Beurteilung der Effektivität des Pro-
duktivvermögens spielt nicht nur das Kapital-
niveau, sondern auch der Altersaufbau eine 
ebenso wichtige Rolle. Jüngere Anlagen ent-
halten in der Regel den jeweils neuesten 
Stand der Technik sowohl im Hinblick auf 
das Produktionsverfahren wie auch mit Blick 
auf das herzustellende Produkt. 

Das Anlagevermögen setzt sich zu jedem Zeit-
punkt aus einer Anzahl von Anlagevermögens-. 
teilen verschiedener Investitionsjahrgänge 
zusammen. Die Größe und die Nutzungsdauer 
jedes Investitionsjahrganges bestimmen dabei 
den Altersaufbau. So erlaubt unter anderem 
die Kenntnis des Altersaufbaus des Anlagever-
mögens Rückschlüsse auf die Effizienz des 
Produktionsapparates und auf die Notwendig-
keit von Ersatzinvestitionen. Im einzelnen 
läßt die Darstellung der Altersstruktur er-
kennen, wieviel Prozent des im Berichtsjahr 
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Bruttoanlagevermögen im Alter von ... bis ... Jahren 

Wirtschaftsbereiche 
bzw. Sektoren bis 5 5-10 10-15 15-20 über 20 über 10 

in % des Bestandes Anfang 1981 

vorhandenen Anlagevermögens beispielsweise 
vor 1961, zwischen 1S70 und 1975 oder im Jahr 
1980 investiert wurden bzw. wieviel Prozent 
des Anlagevermögens im Berichtsjahr bei-
spielsweise fünf Jahre, zehn Jahre alt oder 
älter ist. 

So bestand Anfang 1981 trotz der enormen 
Zunahme der Investitionen in den 60er Jah-
ren noch ein beträchtlicher Teil des Anlage-
vermögens aus Investitionsgütern vor 1960, 
die zum Teil sogar vor dem 2. Weltkrieg in-
vestiert worden sein dürften. Dies gilt in 
erster Linie für das Bauvermögen, da Bauten 
eine wesentlich längere ökonomische Nut-
zungsdauer haben als Ausrüstungen. So wur-
de im Durchschnitt der Gesamtwirtschaft ein 
Drittel (34,1 %) aller Bauten vor 1961 erstellt 
(Tabelle 4), in der Land- und Forstwirt-
schaft sind es sogar zwei Drittel. 

Zwischen 1975 und 1981 wurden 21 % des ge-
samten Bauvermögens gebildet-, wobei für die 
einzelnen Wirtschaftsbereiche teilweise ein 
günstigerer Altersaufbau festgestellt werden  

kann. So wurden bei den Dienstleistungen 
(ohne Wohnungsvermietung) beispielsweise 
31 % und in der Energiewirtschaft 27 % des 
Bauvermögens nach 1975 erstellt, während 
es im Verarbeitenden Gewerbe lediglich 19 % 
waren. 

Erwartungsgemäß ist, da die Ausrüstungen 
eine wesentlich kürzere Nutzungsdauer haben 
als die Bauten, der Altersaufbau der Ausrü-
stungen günstiger. Vom Ausrüstungsvermögen 
insgesamt wurden nur 5,0 % des vorhandenen 
Anlagevermögens vor 1961 beschafft. Weit 
unter dem Durchschnitt liegen hier die Berei-
che Baugewerbe, Handel und Dienstleistungen. 
Deutlich über dem Durchschnitt liegen dage-
gen die Energiewirtschaft (8,5 %) sowie der 
Verkehr (9,9 %). Im Verarbeitenden Gewerbe 
wurden 5,4 % des Ausrüstungsvermögens vor 
1961 beschafft. Zwischen 1975 und 1981 wur-
den im Durchschnitt der Gesamtwirtschaft 
48 % und damit knapp die Hälfte des Ausrü-
stungsvermögens gebildet. In den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen errechnen sich aber vom 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt abwei-

 

Tabelle 4 

Altersaufbau des Bruttoanlagevermögens für Baden-Württemberg 1981 

Ausrüstungen 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungen l) 
-

 

Staat. 

Alle Wirtschaftsbereiche2) 3) 

darunter 

Unternehmen zusammen  

36,4 29,3 202 9.6 4,4 34,2 
28,8 35,7 16,4 10,4 8,6 35,4 

39,7 29,0 18,1 7.9 5,4 31,3 
50,0 35,3 11,1 2,5 1.1 14,6 

51,5 31,5 . 11,4 3,9 1,6 16.9 
33,4 30,7 162 9,7 9,9 35,8 

62,9 23,9 91 3,1 1,0 13,2 

37,8 31,1 162 9,5 5,2 30,9 

42,0 29,4 16,0 7,5 5,0 28,4 

42,3 29,3 16,0 7,4 5,0 , 28,3 

Bauten 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungenl) 

Wöhnungsvermietung 

Staat 

Alle Wirtschaftsbereiche2) 3) 

darunter 

Unternehmen zusammen  

6,9 6,5 10,3 9,6 66,7 86,6 

22,7 20,1 16,3 13,6 27,3 572 
16,4 20,0 18,5 11,7 33,6 63,8 

14,4 27,0 192 24,4 14,8 58,4 

18,8 18,3 18,3 15,0 29,4 62,7 

21-,9 23,5 15,7 13,5 25,4 54,5 

262 20,0 13,5 15,1 25,0 53,6 

16,8 182 152 13,8 36,0 65,0 

17,3 192 17,6 14,4 31,4 63,4 

17..,7 18,6 15,8 13,9 34,1 63,7 

17„8 18,6 15,4 13,7 34,5 63,7 

1) Ohne Wohnungsvermietung. — 2) Einschl. privater Organisationem,ohne Erwerbscharakter. — 3) Ohne öffentlichen Tiefbau. 
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Altersstruktur der Ausrüstungen ' 

chende Werte. So wurden bei den Dienstlei-

 

stungsunternehmen ohne Wohnungsvermietung 
71,2 % der Ausrüstungen nach 1975 beschafft, 
im Verarbeitenden Gewerbe 44,5 % und in 
der Energiewirtschaft sogar nur 35,7 %. 

Die Alterspyramiden für den Ausrüstungsbe-
stand der Gesamtwirtschaft und des Verarbei-
tenden Gewerbes (Schaubild 4) zeigen deut-
lich, daß die (asymptotische) Pyramidenform 
als Ausdruck einer möglichst günstigen Zusam-
mensetzung des Produktivkapitals - da hier 
die aktuellsten Jahrgänge ein hohes Gewicht 
haben - nur bis Anfang der 70er Jahre besteht. 
In der Gesamtwirtschaft geht sie dann in ei-
nen stufenförmigen Aufbau über, bei dem sich 
Phasen der stagnierenden Modernisierung 
mit solchen einer Steigerung abwechseln. Beim 
Verarbeitenden Gewerbe ist darüber hinaus  

ein Einbruch im Bestand jeweils moderner 
Ausrüstungsjahrgänge zu verzeichnen. Diese 
Diskontinuität im Altersaufbau des Produktiv-
vermögens bewirkt neben der unzureichenden 
Einführung neuer Technologien im aktuellen 
Jahr eine Zunahme des Gewichts älterer Jahr-
gänge. Beide Komponenten beeinträchtigen die 
Effektivität des Kapitalstocks, zumal Moderni-
sierungsphasen den Ausfall kaum ausgleichen 
können. So bestand das Bruttoausrüstungs-
vermögen Anfang 1970 zu 43 % aus Gütern mit 
einem Alter bis zu 5 Jahren, 30,8 % waren 
zwischen 5 und 10 Jahre und 26,2 % waren 
über 10 Jahre alt (Tabelle 5). 1981 tritt hier 
trotz der wieder stärkeren Investitionstätig-
keit Ende der 70er Jahre eine leichte Ver-
schlechterung gegenüber 1970 zu Tage. Der 
Anteil der bis zu fünf Jahre alten Ausrüstun-
gen sank auf 42 %, während der Anteil der 
über 10 Jahre alten Güter auf 28,4 % anstieg. 
In einzelnen Wirtschaftsbereichen muß jedoch 
eine noch deutlichere Verschlechterung des 
Altersaufbaus verzeichnet werden. So waren 
im Verarbeitenden Gewerbe 1970 rund 44 % 
der Ausrüstungen bis zu 5 Jahre alt, wäh-
rend es 1981 nur noch 40 % waren. Umgekehrt 
waren hier 1970 rund 27 % über 10 Jahre im 
Bestand, 1981 aber rund 31 %. 

Modernitätsgrad gesunken 

Die nicht nur technische, sondern auch ökono-
mische Effizienz des Anlagevermögens hängt 
also vom möglichst hohen Anteil moderner 
und damit jüngerer und technisch hochstehen-
der Anlagen ab. Ein Indikator hierfür ist 
neben dem Altersaufbau auch der sogenannte 
Modernitätsgrad, der über den Vergleich der 
beiden Größen Bruttoanlagevermögen und Net-
toanlagevermögen ermittelt wird. Der Ver-
gleich zwischen dem Brutto- und Nettoan-
lagevermögen gibt Aufschluß über den Alte-
rungsprozeß der Anlagen. 

Im Bruttoanlagevermögen werden alle Anlage-
bestände unabhängig von ihrem Alter erfaßt, 
es werden nur die tatsächlichen physischen 
Abgänge in Abzug gebracht. Demgegenüber 
wird beim Nettoanlagevermögen zusätzlich 
die ökonomische Wertminderung durch Ver-
schleiß und Alterung in Rechnung gestellt. 
Dies erfolgt über kalkulatorische Abschrei-
bungen, die unter Wirtschaftlichkeits- und 
Bewertungsgesichtspunkten den Werteverzehr 
der Ausrüstungen und Bauten durch Nutzung 
und Alterung berücksichtigen. Das Nettoan-
lagevermögen ist daher stets niedriger als 
das Bruttoanlagevermögen8. Dies ist um so 

8 Das Nettoanlagevermögen (in konstanten Preisen von 1976) betrug 
Anfang 1981 in Baden-Württemberg 530 Mrd. DM (ohne öffentlichen 
Tiefbau). Davon entfielen 103 Mrd. DM (19,5%) auf Ausrüstungen, 
die einer schnelleren Wertminderung unterliegen als Bauten, deren Be. 
deutung für das Nettoanlagevermögen entsprechend hoch ist (80,5%, 
das entspricht 427 Mrd. DM1. Gegenüber 1970 nahm das Nettoaus-
rüstungsvermiigen mit 62% stärker als das gesamte Nettoanlagever-
mögen (+ 57%) zu, und zwar In Baden-Württemberg stärker als im 
Bundesgebiet (56%). 
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mehr der Fall,je länger sich die Anlagen im 
Bestand befinden. Das. Verhältnis von Netto-
anlagevermögen zu Bruttoanlagevermögen 
drückt damit aus, wieviel Prozent des Ver-
mögens noch nicht durch Verschleiß im Wert 
gemindert sind bzw. noch nicht abgeschrieben 
sind. Ein hoher Anteil des,Nettoanlagever-
mögens am Bruttoanlagevermögen ist danach 
ein Indikator für die zeitnahe Zusammenset-
zung des Produktivvermögens. Diese Kennzif-
fer wird Modernitäts- oder Gütegrad genannt. 

 

Zwischen 1960 und 1970 lag der Schwerpunkt 
der Modernisierung im Verarbeitenden Gewer-
be sowie in den Bereichen Verkehr und Staat 
bei den Ausrüstungen, in den übrigen Berei-
chen beim Bauvermögen. Diese Tendenzen setz-
ten sich infolge der starken Investitionstätig-
keit Anfang der 70er Jahre verstärkt fort, 
und zwar bei den Ausrüstungen bis 1972 und 
bei den Bauten - hier zog jetzt auch das 
Verarbeitende Gewerbe nach - noch bis 1973. 
Entsprechend hat der Anteil der jüngeren 
Anlagen am gesamtwirtschaftlichen Produk-
tivvermögen Anfang der 70er Jahre ständig zu-
genommen, so daß sich der Modernitätsgrad 
bis auf 70 im Jahr 1973 verbesserte. Aufgrund 
der schwachen Investitionstätigkeit der folgen-
den Jahre ist diese Aufwärtsentwicklung des 
Modernitätsgrades nicht nur zum Stillstand 
gekommen, sondern nahm sogar bis auf 68 im 
Jahr 1981 ab. Eine Verschlechterung des Mo-
dernitätsgrades kann dabei sowohl für das 
Bauvermögen als auch, und zwar in wesentlich 
stärkerem Ausmaß, für das Ausrüstungsvermö-
gen festgestellt werden. Da neue Technologien 
jedoch vorwiegend über das Ausrüstungsvermö-
gen in den Produktionsprozeß eingehen, ist 
der Gütegrad für Maschinen, maschinelle An-
lagen, Büroeinrichtungen und ähnliche Anla-
gen von besonderem Interesse. So kann für 
das Ausrüstungsvermögen des Verarbeitenden 
Gewerbes bis 1972 eine Zunahme des Moderni-  

tätsgrades bis auf 59 festgestellt werden, 
danach folgt eine überdurchschnittlich star-
ke Abnahme bis auf 52,5 im Jahr 1978. Ab 
1979 ist durch die wieder anziehende relativ-
starke Investitionstätigkeit in den Jahren 1978 
bis 1980 dann wieder eine Verjüngung des 
Ausrüstungsvermögens zu verzeichnen auf 
53,6 (1981), womit allerdings der frühere 
Gütegrad noch nicht wieder erreicht ist 
(Schaubild 5 und Anhangtabelle 5). Diese 
Entwicklung kann im wesentlichen auch für 
das Bundesgebiet verzeichnet werden. In 
Phasen steigender Modernisierung vollzieht 
sich allerdings die Entwicklung im Land stär-
ker als im Bundesdurchschnitt. Dies ist be-
sonders auffällig in der Phase ab 1978. Das 
Verarbeitende Gewerbe Baden-Württembergs 
modernisierte sowohl sein Ausrüstungsvermö-
gen wie auch sein Bauvermögen intensiver 
als das des Bundesgebiets 9  und als der 
Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. 

Bei der Beurteilung des Modernitätsgrades der 
Ausrüstungen ist aber zu berücksichtigen, 
daß gemietete Anlagen ebenfalls in den Pro-
duktionsprozeß eingehen, aber diese Investi-
tionen teilweise im Wirtschaftsbereich Dienst-
leistungsunternehmen verbucht werden, ob-
wohl die entsprechenden Investitionsgüter 
in anderen Wirtschaftsbereichen eingesetzt 
werden. Wie schon erwähnt, gewinnt das Lea-
sing sowohl im Verarbeitenden Gewerbe als 
auch im Handel, in der Energiewirtschaft und 
im Baugewerbe gerade auch in den letzten 
Jahren fortwährend an Bedeutung, so daß 
der Modernitätsgrad der Anlagen hier durch-
aus etwas höher sein dürfte, als er ausgewie-
sen wird. 

9 Diese Ergebnisse bestätigt auch ein nach Abschluß der Analyse-
arbeiten erschienener Beitrag über den Altersaufbau des Anlagever-
mögens im Bundesgebiet. Siehe dazu: C. Stahmer, Altersaufbau des 
Anlagevermögens nach Wirtschaftsbereichen, in: Wirtschaft und Sta. 
tistik, Heft 411983. 

Tabelle 5 

Anteil der bis zu 5 Jahre alten Ausrüstungsgüter in Baden-Württemberg 

Zu Beginn das Jahres in % 
Wirtschaftsbereiche 

bzw. Sektoren 
1976 1978 1975 1977 1981 1979 1980 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungen1) 

Staat 

Alle Wirtschaftsbereiche2) 3) 

darunter 

Unternehmen zusammen  

37,5 35,4 35,1 35.7 34,9 36.0 36.4 

40.0 40,5 39,1 35,9 33,4 30,1 28,8 

44,3 37,5 35,9 34,7 35,1 36,7 39,7 

55,6 51,6 47,3 42,3 41,4 46,9 50,0 

55,1 532 51.7 50,6 49,1 50,5 51,5 

405 39,8 37,8 35,6 33,6 33,4 33,4 

54,7 55,0 55,8 58,1 59,9 63.7 62,9 

422 42,5 41,0 402 39,3 382 37,8 

44,6 42,6 39,7 38,8 38,8 40,4 42,0 

45,1 42,7 39,8 38,8 38,9 40,6 42,3 

1) Ohne Wohnungsvermietung. — 2) Einschl. privater Organisa  onen ohne Erwerbscharakter. — 3) Ohne öffentlichen Tiefbau. 
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In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung 
des Modernitätsgrades der Ausrüstungen 
des Bereichs Dienstleistungsunternehmen 
von Bedeutung. Er steigt Anfang der 70er 
Jahre bis auf 63 (1971), nimmt aber danach 
auf 60,6 im Jahr 1975 ab. Ab 1976 ist je-

 

doch eine kontinuierliche deutliche Verbes-

 

serung des Modernitätsgrades bis auf 64,2 
im Jahr 1981 festzustellen. Es wird also hier 
ein höheres Niveau als 1971 erreicht. Dies dür-
fte nicht zuletzt auf die. Ausweitung des Lea-
sings zurückzuführen sein. Für das Bundes-
gebiet ist ein entsprechendes Ergebnis fest-

 

zustellen, jedoch liegen die baden-württem-

 

bergischen Werte über dem Bundesdurch-
schnitt. Betrachtet man allerdings den Moder-
nitätsgrad des zusammengefaßten gewerblichen 
Bereichs, in den auch die Leasing-Unter-
nehmen eingehen, so kann auch hier ab 1972 
ein Rückgang des Gütegrades.festgestellt 
werden. So wird für das Jahr 1970 rund 
57,1 und 1981 rund 55,5 verzeichnet. Es 
ist daher davon auszugehen, daß selbst bei 

Schaubild 5 

Modernitätsgrad der Ausrüstungen und Bauten für 
Baden-Württemberg und das Bundesgebiet" 
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Baden-
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Berücksichtigung der Anlagenmietung in den 
betrachteten Bereichen der Modernitätsgrad 
aller im Produktionsprozeß vorhandenen Anla-

 

gen heute niedriger ist als noch 1970. 

Durch die neuerliche Investitionsschwäche 
in den Jahren 1981/82 dürfte sich der Alters-
aufbau und damit auch der Modernistätsgrad 
des Kapitalstocks wiederum verschlechtert 
haben. Es bleibt abzuwarten, inwieweit Ten-
denzen einer sich für 1983 abzeichnenden In-
vestitionsbelebung diesen Effekt kompensieren 
oder gar überkompensieren werden. 

Zusammenfassung 

 

- In Baden-Württemberg wurden 1980 rund 
56,8 Mrd. DM investiert gegenüber 10 Mrd. 
DM 1960. Der Anteil Baden-Württembergs 
am Bundesgebiet stieg in dieser Zeit von 
14 $ auf 17 $. Zwischen 1970 und 1980 wur-

 

de deutlich weniger investiert als in den 
60er Jahren, und zwar in Baden-Württem-
berg 106 $ gegenüber 171 $ und im Bundes-
gebiet 96 $ gegenüber 134 $. 

- Von den gesamten Anlageinvestitionen ent-
fielen 20,8 Mrd. DM oder 37 $ auf Ausrü-

 

stungen und 36. Mrd. DM (63 $) auf Bauten. 
Ein Viertel aller Investitionen wurde im 
Bereich Wohnungsvermietung investiert 
(:ausschließlich Bauten), ein Fünftel im 
Verarbeitenden Gewerbe (zu 80 $ Ausrü-
stungen). 

Alle Wirtschaftsbereiche 

Bauten 

1 

  

70 

65 

Mit dem Betrag von 56,8 Mrd. DM wurde 
1980 ein knappes Viertel (24 $) des er-
wirtschafteten Bruttosozialprodukts (no-
minal.) für Ersatz, Verbesserung und Aus-
bau des Sachanlagenbestandes verwendet 
(Bundesgebiet 23 $), - 1970 lag dieser An-
teil noch bei 26 $. Durch den hohen Anteil 
an Ausrüstungen liegt diese Investitions-

 

quote im Verarbeitenden Gewerbe struktu-
rell bedingt niedriger. Wegen des starken 
Investitionseinbruchs Mitte der 70er Jahre 
unterlag sie hier starken Schwankungen 
von 17 $ im Jahr 1970 (Bundesgebiet: 16.$) 
über 8 $ 1.975 auf 1.2 $ im Jahre 1980 (Bun-
desgebiet: 12 $). 

Die sogenannte Nettoinvestitionsquote er-

 

mittelt den Investitionsanteil im Verhält-

 

nis zur gesamtwirtschaftlichen Leistung, 
der zur Erweiterung des Anlagebestandes 
verwendet wird. Sie ging für die Gesamt-
wirtschaft deutlich zurück von 14 $ im 
Jahr 1970 auf 10 $ 1980. Besondere Ein-
bußen verzeichnet das Verarbeitende Ge-
werbe (1971: 9 $, 1978 bis 1980: rund 3 $), 
wobei aber im. Land speziell in Aufschwungs-

 

phasen ein etwas höherer Teil der Brutto-

 

wertschöpfung für Erweiterungsinvesti- 
bonen eingesetzt wurde als im Bundesgebiet 
(1971: 6 $, 1980: 2 $). 
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- Die Ersatz- und Rationalisierungsinvesti-
titionen gewannen demgegenüber an Bedeu-
tung. Die Ersatzquote (Anteil der Abschrei-
bungen an den Investitionen) der Gesamt-
wirtschaft stieg von 42 % im Jahr 1971 
auf 54 % 1980 (Bundesgebiet: 58 %). 

- Wegen der starken verschleiß- und alters-
bedingten Wertminderung von Ausrüstun-
gen liegt die Ersatzquote im Verarbeitenden 
Gewerbe besonders hoch. 1,980 wurden rund 
drei Viertel der Investitionen für den Er-
satz verbrauchter Anlagen eingesetzt (ge-
genüber knapp 50 % 1971). Im Bundesdurch-
schnitt waren es sogar 86 %. Im Verarbeiten-
den Gewerbe Baden-Württembergs wurde be-
sonders.im Investitionsschub 1977 bis_ 1980 
stärker in Erweiterungsinvestitionen in-
vestiert als im Bundesgebiet. 

- Neben den eigentlichen Investitionen, die 
sich als aktivierte Bruttozugänge auf Sach-
anlagenkonten niederschlagen, gewinnen ge-
mietete und gepachtete Sachanlagen in den 
vergangenen Jahren an Bedeutung. Sie wer-
den bei den Vermietern aktiviert, was die 
Sonderentwicklungen des Dienstleistungssek-
tors erklärt. Der Anteil der gemieteten An-
lägen an den Gesamtinvestitionen ist im Bun-
desdurchschnitt - laut Ifo-Institut - von 
2.,1 % im Jahr 1971 auf 5,1 % im Jahr 1980 
angestiegen. Der größte Teil dieser Inve-
stitionen ging in das Verarbeitende Gewer-
be (37,7 %) und in den Handel (22,4 %), er 
entfiel auf Büromaschinen und Datenverar-
beitungsanlagen (34 %) sowie auf Fahrzeuge 
(20 ä). 

- Die Kumulation aller Investitionen ergibt 
- bereinigt um die Abgänge - das Bruttoan-
lagevermögen (Jahresanfang) bzw. den 
Kapitalstock (Jahresdurchschnitt). Es 
gibt die Kapazität an Ausrüstungen und 
Bauten für Produktionszwecke an. Das 
Produktivvermögen Baden-Württembergs 
(ohne öffentlichen Tiefbau) betrug Anfang 
1981 in konstanten Preisen von 1976 rund 
777,4 Mrd. DM (Anteil am Bundesgebiet: 
16,2 %) und stieg damit seit 1970 um 60 
% (1960 bis 1970: 76 %). Es bestand zu 
rund drei Vierteln aus Bauten, zu einem 
knappen Viertel (,24 %) aus Ausrüstungen. 

Größter Sektor ist die Wohnungsvermie-
tung mit 42,5 %, das Verarbeitende Ge-
werbe als zweitgrößter Sektor erreicht 
einen Anteil von 1.7,4 %. Davon entfallen 
fast zwei Drittel (64,5 %) auf Ausrü-
stungen. Ihr Gewicht ist gegenüber 1970 
(57,4 %) erheblich gestiegen, und zwar 
stärker als im Bundesgebiet (von 59,3 % 
auf 61.,2. %). In Baden-Württemberg, wurde 
also das Ausrüstungsvermögen im Verar-
beitenden Gewerbe stärker ausgebaut und 
damit nach dem neuesten Stand angepaßt 
als im Bundesdurchschnitt. 

- Je Erwerbstätigen werden 1981 im Durch-
schnitt der Gesamtwirtschaft 178 000 DM 
eingesetzt und damit 50 % mehr als 1970  

(Bundesgebiet: 1.82 900 DM; + 50 %). Der 
Kapitalkoeffizient; also.das Verhältnis 
von Kapitalstock zum Bruttoinlandspro-
dukt, beträgt im Land und im Bundesge-
biet knapp 4. Um also eine Produktionsein-
heit zu erstellen, ist im Durchschnitt. ein 
rund 4mal höherer Kapitaleinsatz erfor-
derlich. 

- Zur Beurteilung der Effizienz des Produk-
tionsvermögens spielt der Altersaufbau 
eine wichtige Rolle. Die nicht nur tech-
nische, sondern auch ökonomische Effi-
zienz hängt vom möglichst hohen Anteil 
moderner Anlagen ab. So bestand das Brut-
toausrüstungsvermögen Anfang 1970 zu 43 % . 
aus Gütern mit einem Alter bis zu 5 Jahren, 
26,2 % waren über 10 Jahre alt; 1981.be-
trugen die entsprechenden Anteile 42 % 
bzw. 28,4 %. 

- Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich der 
Altersaufbau trotz der stärkeren In-
vestitionstätigkeit Ende der 70er Jahre 
noch deutlicher verschlechtert. So sank 
der Anteil der bis zu 51 Jahre alten 
Ausrüstungen von 44 % (1970) auf 40 % 
(1981), umgekehrt nahm der Anteil der 
über 10 Jahre alten Ausrüstungen 
von 27 % auf 31 % zu. 

- Der Modernitätsgrad - ein weiterer Indi-
kator für die zeitnahe Zusammensetzung, 
des Produktivkapitals (er gibt das Ver-
hältnis von Netto- zu Bruttoanlagevermögen 
an) - weist allerdings aus, daß das Aus-
rüstungsvermögen des Verarbeitenden Ge-
werbes Baden-Württembergs mit 54 % etwas 
günstiger zusammengesetzt ist als im 
Bundesdurchschnitt (52 %): Wegen des 
stärkeren Investitionsschubs Ende der 
70er Jahre in Baden-Württemberg ver-
schlechterte sich die Altersstruktur 
dieses Bereichs im Land weniger stark als 
im Bundesgebiet. Ausgehend von einem Mo-
dernitätsgrad von jeweils 58 % im Jahr 
1970 sank dieser in Baden-Württemberg 
auf 54 %, im Bundesgebiet aber auf 52 % 
(1981). 
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1 .2 Die Konkurrenzsituation 

Baden - Württembergs auf dem Weltmarkt 

 

Die Gefährdung der bundesdeutschen, ja der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit ist in den 
letzten Jahren zusehends deutlich geworden. 
Die hiermit verbundenen Fragen sind insbeson-
dere auch für Baden-Württemberg von Rele-
vanz, das sich innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland durch eine überdurchschnittlich 
hohe Exportintensität auszeichnet; so ent-
fielen 1981 in Baden-Württemberg auf jeden 
Einwohner (rein rechnerisch) exportierte Wa-
ren im Werte von 7148 DM - das ist über ein 
Zehntel mehr als im Bundesdurchschnitt 
(6431 DM je Einwohner). In Baden-Württem-
berg selbst ist nach Berechnungen des Stati-
stischen Landesamtes etwa jeder sechste Er-
werbstätige direkt oder indirekt vom Export 
abhängig; im Verarbeitenden Gewerbe ist es 
sogar jeder drittel. Die Bedeutung Baden-
Württembergs als internationaler Handelspart-
ner wird dadurch unterstrichen, daß dieses 
Land, in dem etwa 0,2 % der Weltbevölkerung 
leben, rund 1,5 % der Weltexporte bestreitet; 
bei sechs Warenarten beträgt der Anteil Ba-
den-Württembergs sogar ein Zehntel oder mehr. 

Die Problematik der Wettbewerbsfähigkeit wird 
jedoch .bereits dadurch unterstrichen., daß 
seit Mitte der siebziger Jahre und vor allem 
in den letzten Jahren Baden-Württemberg biw, 
die Bundesrepublik Deutschland - trotz einer 
Steigerung der Exportaktivitäten (abzulesen 
aus den jeweiligen Exportquoten) - Weltmarkt-
anteile verloren haben. So fiel der Anteil Ba-
den-Württembergs an den Wettexporten von 
2,0 % (1.973) über 1,8 % (1977 bis 1979.) auf 
1,5 % im Jahre 1981. Dabei ist zu bemerken, 
daß der sprunghafte Rückgang der Weltmarkt-
anteile zwischen 1973 und 1974 von 2,0 auf 
1,7 % vornehmlich auf die ölpreisbedingten 
nominalen Exportsteigerungen der OPEC-Staa-
ten zurückzuführen war, während der aberma-
lige Rückgang zu Beginn der 80er Jahre eher 
auf Verschiebungen zugunsten außereuropäi-
scher Konkurrenten beruhte. 

 

Im Zusammenhang mit dieser Konkurrenzsitua-
tion muß auch darauf hingewiesen werden, daß 
die genannten Verluste bei den Weltexportan-
teilen nicht unbedingt mit einer nachlassen-
den Exportorientierung_zusammenhängen muß. 
Neben der schon erwähnten anhaltenden Stei-
gerung der Exportquoten - definiert als An-
teil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz 
des Verarbeitenden Gewerbes - ist auch zu er-
wähnen, daß die Außenhandelsüberschüsse der 
Bundesrepublik Deutschland in den 70er Jah-
ren durchaus andere Entwicklungen nahmen als 
die Weltexportanteile. Beispielsweise erreich__ 

1 Die Berechnungen zur Exportabhängigkeit basieren unter anderem 
auf der Input-Output-Tabelle Baden- Württemberg. Vgl. dazu: W. Mün-
zenmaier: Direkte und indirekte Exportabhängigkeit der Wirtwhafts-
bereiche, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 7/1980. 

te der Außenhandelsüberschuß der Bundesre-
publik 1974 mit 50,8 Mrd. DM den höchsten 
Wert während der 70er Jahre, obwohl in die-
sem Jahr erstmals ein starker Rückgang der 
bundesdeutschen Weltexportanteile von 11,6 
auf 10,6 % zu verzeichnen war. In den. bis-
herigen Jahren des achten Jahrzehnts ging 
zwar 1980 die Verminderung der Weltexport-
anteile von 10,3 auf 9,6 % parallel zu einem 
starken Rückgang des Außenhandelsüberschus-
ses von 22,4 auf 8,9 Mrd. DM, doch hat die 
Zunahme im Jahre 1981 auf 27,7 Mrd. DM den 
Rückgang der Weltexportanteile auf 8,9 % 
nicht verhindern können. Insofern kann die 
Tatsache, daß der Außenhandelsüberschuß 1982 
die Rekordhöhe von 51,2 Mrd. DM erreichte, 
nicht unbedingt schon Anlaß zu einer entspre-
chenden Verbesserung bei den Weltexportantei-
len geben. 

Im Vorgriff auf eine detailliertere und dif-
ferenziertere Untersuchung ist in Schaubild 1 
für die sechs Warenarten mit den höchsten, je-
weils über 10 % liegenden Weltexportanteilen 
Baden-Württembergs aufgeführt, wie sich die 
veränderte Konkurrenzsituation für dieses 
Land ausgewirkt hat. Hierbei zeigt sich aber 
bereits eine erhebliche Differenzierung bei 
den einzelnen Exportartikeln, die - zumindest 
bis 1980 - vor einer Pauschalisierung warnen 
sollten. So ergaben sich bei drei der in Schau-
bild 1 aufgeführten Warenarten sogar beträcht-
liche Erhöhungen der baden-württembergischen 
Anteile an den jeweiligen Weltexporten zwi-
schen 1975 und 1980 (Druckereimaschinen, Spe-
zialfahrzeuge, Optische Instrumente). Insbe-
sondere waren die Anteilsverbesserungen bei 
diesen Exportartikeln stärker als die Anteils-
verluste bei Werkzeugmaschinen oder bei den 
"sonstigen Maschinen", woraus,sich eben auch 
Strukturveränderungen der baden-württember-
gischen Industrie selbst ablesen lassen, die 
ihrerseits jedoch auch Reaktionen auf Signale 
des Weltmarkts darstellen. Der hieraus ables-
baren Differenziertheit soll diese Untersu-
chung auch Rechnung tragen. 

Entsprechend der Bedeutung der Exporte für 
die Wirtschaftsentwicklung Baden-Württem-
bergs wurde im letztjährigen Statistisch-
prognostischen Bericht (1981/82) neben der 
Konkurrenzsituation zu ausländischen Anbie-
tern auf den bundesdeutschen Inlandsmärkten 
auch die Stellung des Landes auf wichtigen 
Auslandsmärkten diskutiert. Die vorliegende 
Untersuchung baut hierauf auf und bringt 
- erstmals für dieses Bundesland - eine Über-
sicht über die Entwicklung der Weltexportan-
teile Baden-Württembergs und seiner wichtig-
sten Konkurrenten auf wichtigen Weltmärkten 
sowie für 1980 eine detailliertere, länderspe-
zifische Betrachtung der 'Konkurrenzsituation 
in einzelnen Absatzmärkten (Importregionen) 
aus der Sicht Baden-Württembergs. Baden-
Württemberg wird dabei in der Regel als ei-
ne eigenständige Volkswirtschaft aufgefaßt 
und ,in Konkurrenz zu anderen Staaten sowie 
zu den übrigen Bundesländern der Bundesre-
publik Deutschland gesehen. Dabei wird natür-
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[ich nicht verkannt, daß Baden-Württemberg 
in die nationale Arbeitsteilung der Bundesre-
publik Deutschland eingepaßt ist bzw. für alle 
Bundesländer gleiche Lider sehr ähnliche Rah-
menbedingungen für die internationalen Außen-
handelsbeziehungen bestehen und mithin die 
"Konkurrenz" zwischer. Baden-Württemberg 
und den anderen Bundesländern der Bundesre-
publik Deutschland ganz anders zu beurteilen 
ist als diejenige zu anderen Staaten. Auch 
ist zu beachten, daß bei diesen Daten keine 
"Export-Import-Beziehungen" zwischen Baden-
Württemberg und den anderen Bundesländern 
untersucht werden können. 

Die nachfolgenden Untersuchungen basieren 
auf einem Datensystem, für das umfangreiche, 
im Anhang detailliert beschriebene Sonder-
aufbereitungen erforderlich waren. Unter an-
derem hat das. Statistische Bundesamt für die 
Umstellung der Daten aus der nationalen Au-
ßenhandelsstatistik auf die internationale 
Systematik der UN-Statistiken Leitbänder zur 
Verfügung gestellt. 

Im folgenden Abschnitt wird die Entwicklung 
der Anteile Baden-Württembergs am Weltexport 
insgesamt seit 1970 dargestellt, und zwar un-
tergliedert nach drei Zeitphasen, deren Fest-
legung sich aus den Änderungen in den Rah-
menbedingungen für den internationalen Han-
del ergibt. Dabei wird auch auf die Anteils-
entwicklung der wichtigsten Konkurrenzländer 
und der anderen Bundesländer eingegangen. 
Anschließend wird diese Analyse nach Waren 
weiter differenziert: Zunächst wird dazu für 

Schaubild 1 

Exportgüter Baden-Württembergs mit besonders 
hohen Weltmarktanteilen 1975 und 1980 

die von der Datenlage her aktuellsten Jahre 
1979/80 die internationale Konkurrenzsitua-
tion der Bundesrepublik und Baden-Württem-
bergs im Verhältnis zu den jeweils sechs wich-
tigsten Konkurrenzländern näher untersucht, 
und zwar für diejenigen 30 Produktgruppen, 
bei denen Baden-Württemberg einen Weltmarkt-
anteil von über 5 % aufweist. Für Warengrup-
pen, bei denen sich in der Vergangenheit be-

 

Tabelle 1 

Daten zur Ausfuhr der 17 wichtigsten Exportnationen 

Exportvolumen Anteil am Weltexport Export je Einwohner 

Land' 
1980 1981 1980 1987 1980 1981 

Mill. DM DM je Einwohner 

 

Vereinigte Staaten, 
Bundesrepublik Deutschland 

darunter Baden-Württemberg 
Japan 
Großbritannien und Nordirlandl ) 

Frankreich 
Saudi-Arabien 
Italien 
Sowjetunion 
Niederlande 
Belgien/Luxemburg 
Kanada 
Schweden 
Schweiz 
Irak 
Südafrika 
Nigeria 
Libyen 
übrige Länder  

401 824 
350 328 
59287 

235 767 
208 173 
201 -774 
198 582 
142924 
139 138 
133 470 
116 407 
114 846 
56 033 
53 637 
50 858 
46 591 
45 657 
40 107 

1 110884  

528 250 
396 898 

66 299 
342 498 
249 700 
228 866 
271 742 
170 124 
179 051 
154 720 
125 376 
159 466 
63 868 
60 803 
23 954 
47 135 
45 290 
35 929 

1 375 330 

11,0 
9,6 
1.6 
6,5 
5,7 
5,5 
5,4 
3,9 
3,8 
3,7 
32 
3,1 
1,5 
1,5 
1,4 
1,3 
1.3 
1,1 

30.5 

11,8 
8,9 
1,5 
7,7 
5,6 
5.1 
6,1 
3,8 
4,0 
3,5 
2,8 
3,6 
1,4 
1,4 
0,5 
1,1 
1.0 
0,8 

30.8 

 

1 739 
5 690 
6 421 
2079 
3 707 
3 755 

22 163 
2505 

524 
9 439 

11 390 
4 797 
6 743 
8 381 
3 891 
1 591 

592 
13 459 

x 

2 262 
6 431 
7 148 
2 936 
4 460 
4 241 

29 157 
2 974 

669 
10 865 
12 268 
6 587 
7 676 
9 398 
1 770 
1 564 

569 
11 590 

x 

Welt 

1) Angaben für 1981 geschätzt.  

3 647 000 4 459 000  100 100  x x 
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sonders interessante Verschiebungen im inter-
nationalen Wettbewerbsgefüge ergeben haben, 
wird die Analyse auf die Jahre 1971 bis 1980 
ausgedehnt. In einem vierten Abschnitt wird 
für wichtige baden-württembergische Export-
produkte die Situation auf den jeweils sechs 
wichtigsten Auslandsmärkten (Importländer) 
für das Jahr 1980 näher analysiert; dazu 
werden die Exporte Baden-Württembergs und 
der anderen Bundesländer in diese Länder 
im Verhältnis zu den jeweils weltweit wich-
tigsten 16 Exportkonkurrenten einbezogen. 

Die Position auf dem Weltmarkt 

Im Jahre 1981 erreichten die Exporte der Bun-
desrepublik Deutschland an den gesamten Welt-
exporten einen Anteil von 8,9 $, womit die 
Bundesrepublik hinter den USA (11,8 %), aber 
noch vor Japan (7,7 %) die zweite Stelle ein-
nahm (Tabelle 1). Der Anteil Baden-Württem-
bergs an den Weltexporten belief sich auf 
1,5 % - dies entspricht Platz 12 und bedeutet 
einen höheren Weltmarktanteil als z.B. der-
jenige Schwedens oder der Schweiz (je 1,4 $), 
Südafrikas oder Australiens (je 1,1 $), Nige-
rias oder Spaniens (je 1,0 $).. Bei dieser Be-
trachtung würde übrigens auf die anderen 
Bundesländer mit einem Anteil von 7,4 % 
der dritte Platz hinter Japan (7,7 %), aber 
noch vor Saudi-Arabien (6,1 %), Großbritan-
nien (5,6 %) oder Frankreich (5,1 %) entfallen. 
Diese Zahlen dürfen aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß damit Baden-Württemberg 
(wie auch die anderen Bundesländer) im Laufe 
der 70er und beginnenden 80er Jahre an Bo-
den verloren haben. Für eine entsprechende 
Analyse können die nachfolgenden drei Phasen 
unterschieden werden; die Phaseneinteilung 
orientiert sich an der bereits geschilderten 
stufenweisen Reduzierung der bundesdeutschen 
bzw. baden-württembergischen Weltexportantei-
le und spiegelt unterschiedliche internationale 
Einflußkomponenten wider. 

1970 bis 1973 

Anfang der 70er Jahre lag der Anteil Baden-
Württembergs am Weltexport bei 2 %, derjenige 
der anderen Bundesländer bei 9 bis 10 % (Ta-
belle 2). In dieser Zeit konnte die Bundesre-
publik - nicht zuletzt auch aufgrund ihrer 
exportbegünstigenden Wechselkurse - fast das 
Niveau der US-amerikanischen Exporte errei-
chen; die USA hielten in dieser Zeit einen 
Weltexportanteil von 13,6 bis 12 % mit eher 
fallender Tendenz. Der Abstand des bundes-
deutschen Exportvolumens zu denjenigen 
der drei folgenden Handelsnationen, das 
sind Japan (tendenziell steigender Anteil 
von gut 6 auf- knapp 7 %), Frankreich (stei-
gende Tendenz von 5,7 bis 6,2 %) und Groß-
britannien (fallende Tendenz von 6,2 auf 
5,3 %) war in den genannten Jahren 1970 bis 
1973 beachtlich. Der Weltexportanteil der 
in Tabelle 2 genannten zehn wichtigsten In-
dustrienationen ging leicht von 63,4 % auf 
61,8 % zurück. 

1974 bis 1979 

 

Zwischen 1973 und 1974 fiel der Anteil Baden-
Württembergs am Weltexport von 2,0 auf 1.,7 %, 
und derjenige der anderen Bundesländer ging 
von 9,6 auf 8,9 % zurück. Vergleichbare Ent-
wicklungen ergäben sich - abgesehen von Ja-
pan -. auch für die anderen Industrienationen. 
Wie Tabelle 2 zeigt, reduzierte sich der An-
teil der zehn wichtigsten westlichen Indu-
strienationen am Weltexport von 61,8 % .(1973) 
auf 57,0 $ (1974). Dieser Rückgang der Welt-
handelsausfuhren westlicher Industrienatio-
nen ist wesentlich auf die nominal stark ge-
stiegenen Rohölausfuhren zurückzuführen, die 
hauptsächlich zu der starken Steigerung des 
gesamten Weltexports 1973/74 um 41 % und vor 
allem zu einer Verschiebung zugunsten der Ex-
porte aus OPEC-Staaten führte. Beispielswei-
se hat Saudi-Arabien zwischen 1972 und 1974 

Tabelle 2 

Anteil Baden-Württembergs, anderer Bundesländer sowie der zehn wichtigsten westlichen Industrienatio-

 

Export 
Baden-

 

Württemberg Baden. 
Württemberg  Japan Großbri-

 

tannien  
Nieder-
lande  

Anteil am 

Belgien 
und 

Luxemburg 

Welt-
export 

Bundesländer 
andere USA Frankreich Kanada Jahr 

Mill, DM 

 

1 144 866 22 641 2,0 9,0 13,6 62 62 5,7 5,3 3,8 3,7 
1 219 780 23 675 1,9 9.2 12,5 6,9 6,4 5,8 5,1 4,0 3,6 
1 336 300 26 535 2,0 9,2 12,0 6,9 5,9 6,2 4,9 3,9 ,3,9 
1 544700 30803 2,0 9,6 12,4 6,4 5,3 62 4,4 42 3,9 
2 176 600 37 283 1,7 8,9 11,7 6,6 4,6 5,5 3,9 3,9 3,4 
2 146 800 35 917 1,7 8.6 12,3 6,4 5,0 5,9 3,7 4,0 3,3 
2491900 41942 1,7 8,6 11,6 6.8 4,7 5,6 3,9 4,1 3,3 
2 608 500 45 575 1,8 8,7 10,7 7,2 5,1 5,6 3,7 3,9 3,3 
2 613 900 47 698 1,7 9,1 11,0 7,5 5,5 5,9 3,5 3,9 3,4 
3 010 000 53.109 1,8 8,7 11,1 6;3 5,5 6,0 3,4 3,9 3,4 
3 647 000 59 287 1,6 8,0 11,0 6,5 5,7 5,5 3,1 3,7 3,2 
4 459 000' 66 299 1,5 7,4 11,8 7,7 5,6 5.1 3,6 3,5 2,8 

1970 
1971-
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
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seinen Anteil an den Weltmarktexporten von 
1,3 über 1,6 auf 4,2 % erhöht; 1981 war die-
se Nation mit einem Anteil von 6,1 % an den 
Weltexporten die fünftwichtigste Exportna-
tion, während sie 1973 erst an 14. Stelle lag. 

In den Jahren 1975 bis 1979 konnten Baden-
Württemberg und die anderen Bundesländer 
ihre Weltmarktstellung in etwa auf dem Niveau 
des Jahres 1974 halten. Die beiden anderen 
führenden Exportnationen (USA und Japan) 
mußten zwischen 1974 und 1979 leichte Ver-
luste ihrer Weltmarktpositionen hinnehmen, 
wobei dieser Prozeß bei den USA relativ kon-
tinuierlich verlief (insbesondere zwischen 
1975 und 1978), während Japan bis 1.978 einen 
Ausbau auf 7,5 % erzielte, im Folgejahr 1979 
aber auf 6,3 % zurückfiel. Da die anderen 
wichtigen Industrienationen (vor allem Groß-
britannien, Frankreich, Italien) im genannten 
Zeitraum ihre Weltmarktanteile recht konti-
nuierlich ausbauen konnten, nahm der Anteil 
der zehn wichtigsten Industrienationen am 
Weltexport ebenfalls wieder leicht von 57,0 % 
(1974) auf 59,4 % (1978) zu, um dann - paral-
lel zum genannten Rückgang Japans - auf 
57,5 % (1979) abzunehmen. 

1980/81  

In den beiden ersten Jahren des achten Jahr-
zehnts gingen die Weltmarktanteile der bun-
desdeutschen (und darunter baden-württem-
bergischen) Exporte wieder zurück, und zwar 
in einem stärkeren Ausmaß als es den Anteils-
verlusten zwischen 1973 und 1975 entspricht; 
dies gilt insbesondere für die anderen Bun-
desländer (Tabelle 2). Die Gründe für die 
Anteilsverluste der Bundesrepublik Deutsch-
land zwischen 1979 und 1981 um 1,6 Prozent-
punkte auf 8,9 % (bzw. Baden-Württembergs 
um 0,3 Pro-zentpunkte auf 1,5 %) sind andere 
möglicherweise gravierendere als damals, 
denn es erfolgte eine relativ einseitige Um-

 

nen am Weltexport 

Weltexport 

Schweden Italien I Schweiz aufgeführte 
Länder 

zusammen 

nachrichtl. 

Saudi-Arabien 
    

 

2,2 4,2 1,6 63,4 0,8 
2,1 4,3 1,6 63,4 1,1 

2,1 4,5 1,7 63,0 1,3 
2,1 3,9 1,6 61,8 1,6 
1,9 3,6 1,4 57,0 4,2 
2,0 4,0 1,5 58,4 3,2 
1,9 3,7 1,5 57,3 3,9 
1,7 4,0 1,5 57,2 3,7 
1,7 4,3 1,8 59,4 3,1 
1,7 4,4 1,6 57,5 3,9 
1,5 3,9 1,5 55,3 5,4 
1,4 3,8 1,4 55,6 6,1  

Schichtung zwischen den Industrienationen: 
Für die anderen westeuropäischen Industrie-
nationen (außer Großbritannien) ergab sich 
eine ähnliche Entwicklung wie für die Bundes-
republik Deutschland, doch konnten die beiden 
führenden nichteuropäischen Industrienationen 
in diesen zwei Jahren :ihre Weltmarktposition 
weiter ausbauen und dadurch den Rückgang 
der Weltexportanteile westlicher Industrienatio-
nen (1979: 57,5 %; 1981: 55,6 %) in Grenzen 
halten. Der Weltexportanteil der USA nahm 
zwischen 1979 und 1981 von 11,1 auf 11,8 % 
zu, derjenige Japans sogar von 6,3 % auf 
7,7 %. Bemerkenswert bei der japanischen 
Entwicklung ist vor allem der Anstieg um 
1,2 Prozentpunkte 1980/81, der mehr beinhal-
tet als ein Aufholen der Weltmarktverluste 
zwischen 1978 und 1980. Hierin spiegelt sich 
durchaus eine fast "kontinentale" Herausfor-
derung (Japan und USA gegenüber Europa) 
wider, deren Auswirkungen auf die Bundesre-
publik bzw. auf Baden-Württemberg beträcht-
lich sind. 

Für eine Beurteilung der genannten globalen 
Weltmarktverluste Baden-Württembergs ist es 
von besonderem Interesse zu untersuchen, 
wie die Entwicklung der Weltmarktstellung 
Baden-Württembergs und seiner Konkurren-
ten bei den wichtigen baden-württembergi-
schen Exportgütern war. Nachfolgend wird 
hierzu zunächst die Konkurrenzsituation und 
ihre Entwicklung 1979/80 für diejenigen Waren 
analysiert, bei denen Baden-Württemberg hohe 
Weltmarktanteile aufweist. Sodann wird für 
einige ausgewählte Waren ein Überblick über 
die Entwicklung der Weltmarktanteile Baden-
Württembergs, der Bundesrepublik Deutschland 
und der wichtigsten ausländischen Konkurren-
ten seit 1971 gegeben; in diese Untersuchung 
werden vornehmlich diejenigen Waren einbezo-
gen, bei denen sich in diesem Zeitraum aus 
der Sicht Baden-Württembergs besonders 
bemerkenswerte Verschiebungen in der Kon-
kurrenzsituation ergeben haben. Entspre-
chend der Bedeutung für Baden-Württemberg 
werden nachfolgend nur Waren der Gruppe 
Maschinenbauerzeugnisse, elektrotechnische 
Erzeugnisse, Fahrzeuge und sonstige bear-
beitete Waren (SITC II- Positionen 7 und_ 8) 
untersucht. 

Die Konkurrenzsituation bei den wichtigsten 
baden-württembergischen Exportgütern 1979/80 

In Anhangtabelle 6 ist die internationale Kon-
kurrenzsituation für diejenigen Waren aufge-
führt, bei denen Baden-Württemberg eine her-
vorgehobene Bedeutung im Rahmen des interna-
tionalen Handels hat2. Es handelt sich hierbei 

2 Zur Methode der Berechnung dieser Daten vgl. Statistisch-progno-
stischer Bericht 1981182, Teil II, Kapitel 3.1. Im einzelnen mußten 
hierzu die Daten für den Export Baden-Württembergs auf die inter-
nationale Systematik SITC II umgestellt werden; diese Daten sind auf 
DM-Basis voll mit entsprechenden Daten des Statistischen Bundes-
amtes für die Bundesrepublik vergleichbar und können somit zur Um-
rechnung auf die Daten der UN bezüglich des Welthandels auf Dollar-
Basis in dieser Systematik SITC II verwendet werden. 
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in der Regel um Waren, bei denen der Anteil 
Baden-Württembergs am Weltexport 1980 5 % 
und mehr betrug; darüber hinaus sind einige 
andere.Waren aufgenommen, bei denen Baden-

 

Württemberg kleinere Weltmarktanteile aufwies, 
die aber aus anderen Gründen 'bedeutsam sind 
und deshalb in den folgenden Kapiteln auch 
noch behandelt werden - sei es wegen ihrer 
absoluten Bedeutung (zum Beispiel Lastkraft-
wagen), wegen eines besonders starken Kon-

 

kurrenzdrucks (zum Beispiel Musikinstrumen-

 

te) oder wegen interessanter regionaler Märk-
te (zum Beispiel Landwirtschaftsmaschinen 
oder Möbel). Die in dieser Tabelle aufgeführ-
ten 30 Waren umfaßten 1980 rund 58 % des 
baden-württembergischen Exportvolumens. 

Bei 17 dieser 30 Warenarten war die Bundes-
republik Deutschland 1980 das wichtigste Ex-
portland der Welt; 1979 waren es noch 18 Wa-
renarten, doch wurde Japan 1980 der welt-

 

wichtigste Exporteur an Personenkraftwagen. 
Die Hauptkonkurrenten der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Weltmarkt sind - unge-

 

fähr in. dieser Reihenfolge - die USA, Japan, 
Großbritannien, Frankreich, Italien, die 
Schweiz und Schweden; bei einigen Waren 
sind auch noch die Niederlande, Belgien/-

 

Luxemburg, Österreich, Finnland, Kanada, 
Hongkong, Südkorea, Jugoslawien und Irland 
zu nennen. Im allgemeinen entfallen bei den 
aufgeführten Warenarten auf Baden-Württem-

 

berg, die anderen Bundesländer sowie die 
sechs wichtigsten internationalen Konkur-

 

renten drei Viertel bis neun Zehntel des 
gesamten Weltexports. Bei den sechs nach-
folgend aufgeführten Warenarten ist die 
Stellung. Baden-Württembergs auf dem Welt-

 

markt nach wie vor so groß, daß dieses Land 
1980 rund ein Zehntel oder mehr des Welt-

 

exportvolumens bestritt. 

Bei den Druckerei- und Buchbindereimaschi-

 

nen, -apparaten und -geräten entfielen 1980 
auf Baden-Württemberg 15,5 % aller Weltexpor-

 

te, womit dieses Bundesland hinter den ande-

 

ren Bundesländern (22;2 %) und den USA 
(19,5 %) auf Platz drei lag. Die Entwick-
lung zwischen 1979 und 1980 war geprägt 
durch Anteilsverluste Baden-Württembergs 
und der anderen Bundesländer um 0,7 bzw. 
1,3 Prozentpunkte, wovon neben den USA 
(+ 0,5 Prozentpunkte) und Großbritannien 
(+ 0,7 Prozentpunkte) vor allem Japan profi-

 

tierte (+ 1,4 Prozentpunkte), das gleichwohl 
mit einem Weltexportanteil von 5,2 % im Jahre 
1980 (noch) nicht zu den stärksten Konkurren-

 

ten Baden-Württembergs zählte. 

Bei den Werkzeugmaschinen zur Bearbeitun4 
von Metallen oder Hartmetallen konnte Ba-

 

den-Württemberg 1980 sogar seinen dritten 
Platz (11,6 % mit + 0,4 Prozentpunkten ge-
genüber 1979) hinter den anderen Bundes-
ländern (17,7 %, - 1,1 Prozentpunkte) und 
Japan (14,0 %, + 0,2 Prozentpunkte) festi-
gen, wenngleich die USA (11,4 %, + 0,9 Pro-
zentpunkte) stark aufgeholt haben. 

Den dritten Platz ebenfalls halten konnte 
Baden-Württemberg bei den Anderen nichtelek-

 

trischen Maschinen, Apparaten_ Geraten,  
Werkzeugen und Werkzeugmaschinen, obwohl 
ein Ruckgang um 0,6 Prozentpunkte zu einem 
Absinken seines Weltexportanteils auf unter 
ein Zehntel (9,7 %) führte. Die anderen Bun-

 

desländer konnten ihre Spitzenstellung (19;4 %) 
behaupten, die wichtigsten Konkurrenzländer 
- allen voran USA (18,6 %) und Italien 
(8,8 %) - zum Teil beachtlich ausbauen. 

 

Demgegenüber haben gewisse Anteilsverluste 
bei Spezialfahrzeugen. (das sind vor allem 
Kraftomnibusse und Sattelschlepper) dazuge-
führt, daß Baden-Württemberg zwischen 1979 
und 1980 vom dritten auf den vierten Platz 
zurückgefallen ist. Hier konnten die ande-
ren Bundesländer. ihre Spitzenposition (16,1 
auf 18,2'$) ausbauen, und Japan konnte sich 
durch eine Zunahme von 11,9 auf 15,7 % auf 
die zweite Stelle vor die USA schieben, de-
ren Anteil an den Weltexporten von 14,9 auf 
13,1 % zurückging. Fast gleich hoch waren 
die Anteilsverluste Baden-Württembergs (13,8 
auf 11,6 %). 

Noch dramatischer sind die Verluste Baden-

 

Württembergs zwischen 1979 und 1980 bei 
den Optischen Instrumenten, Apparaten und  
Geräten zu beurteilen. Hier waren die An-

 

tei—'s~luste Baden-Württembergs mit 3,8 Pro-

 

zentpunkten (auf 11,3 %) stärker als diejeni-

 

gen Japans (- 1,7 Punkte auf 20,9 %), der an-

 

deren Bundesländer (- 1,6 Punkte auf 14,4.$) 
oder der USA (- 0,8 Punkte auf 13,0 %)„ die 
damit 1980 einen höheren Exportanteil auf-

 

wiesen als Baden-Württemberg. Möglicherwei-
se ist diese für Baden-Württemberg beson-

 

ders schlechte Entwicklung in engem Zusam-

 

menhang _mit .einer Exportoffensive des Nach-
barlandes Schweiz zu sehen, die ihre Weltex-

 

portanteile zwischen 1979 (3,2 %) und 1980 
(12,2 %) stark ausbauen konnte und sich 
damit auf Platz vier vorgeschoben hat. 

Trotz Ieichter.Anteilsverluste um 0,8 Prozent-
punkte blieb Baden-Württemberg dagegen bei 
Gas-, Flüssigkeits- und Elektrizitätszählern,  
Tachometern, Taxametern und anderen Zählern  
auch 1980 das weltweit wichtigste Exportland. 
15,4 % aller Exporte wurden 1980 von Baden-
Württemberg bestritten, und 14,6 % von der 
Schweiz, die stärkere Einbußen zu verzeich-
nen hatten. Japan hat sich bei dieser Waren-
art 1979/80 etwas zurückgezogen (- 1,4 Pro-
zentpunkte) und liegt nun mit 10,2 % Weltex-

 

portanteil hinter Großbritannien (11,2 %), 
den anderen Bundesländern (10,8 %) und 
Frankreich (10,3 %) auf Platz sechs. 

Unter den Waren, bei denen Baden-Württem-

 

berg weniger als ein Zehntel der Weltexporte 
bestreitet, sind die folgenden von gewissem In-
teresse, weil eine starke Auslandskonkurrenz 
1979/80 zu größeren Marktanteilsverlusten ge-
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führt hat. Bei den Maschinen, Apparaten und  
Geräten zur Papier- und Papierhalbstoffher-

 

stellun4  haben vornehmlich, Exportoffensiven 
angelsächsischer Länder (USA + 1,2 Punkte 
auf 12,3 %; Großbritannien + 2,1 Punkte auf 
8,9 %; Kanada + 2,4 Punkte auf 7,4 %) dazu 
geführt, daß neben anderen europäischen 
Staaten auch der Marktführer "andere Bun-
desländer" (- 1,8 Punkte auf 20,3 %) sowie 
Baden-Württemberg (- 1,0 Punkte auf 6,4 %) 
Anteile an den Weltexporten verloren haben. 
Ebenfalls aufgrund einer starken angelsäch-
sischen Konkurrenz, noch mehr aber durch 
Exportausweitungen Japans mußte die Bundes-
republik bei den Elektrischen Maschinen,  
Apparaten .und Geräten 1979 starke Verluste 
auf den Weltmärkten in Kauf nehmen. Die 
anderen Bundesländer haben ihre Spitzenstel-

 

lung von 1979 .(16,5 $) nach einem Rückgang 
auf 13,4 % im Jahre 1980 an die USA (16,4 %) 
und Japan (16 ; 0 %) verloren, die ihre Weltex-

 

portanteile um 1,2 bzw. 2,7 Prozentpunkte 
erhöhten: 

Baden-Württemberg, das 1979 (6,6 %) noch 
einen fast gleich hohen Weltexportanteil wie 
Großbritannien hatte (6,9 %), verlor 1980 
1,0 Prozentpunkte, während Großbritannien 
um 2,1 Prozentpunkte auf 9.,0 $,zulegte. 
Schließlich können die baden- württember-
gischen Verluste von Weltexportanteilen bei 
Uhrmacherwaren (- 0,8 Prozentpunkte auf 
5,2 %) und vor allem bei Musikinstrumenten  
(- 1,1 Prozentpunkte auf 4„0 %) vornehmlich 
auf einen -starken Ausbau der Konkurrenz aus 
Fernost zurückgeführt werden, da die anderen 
europäischen Konkurrenten oder die USA ihre 
Weltmarktanteile entweder knapp halten (vor 
allem Musikinstrumente) oder aber durchweg 
zurücknehmen mußten (Uhren). Bei den Musik-

 

instrumenten hat Japan seine führende Position 
um 4,0 Prozentpunkte auf 26,1 % Weltexportan-
teil ausbauen können.. Bei den Uhrmacherwa-
ren, bei denen die Schweiz nach wie vor der 
weltweit wichtigste Exporteur blieb, waren es 
zwar "nur" + 2.,7 Prozentpunkte (auf 23,1 %), 
doch haben Hongkong (+ 4,7 Prozentpunkte 
auf 22,4 %) und auch Südkorea (+ 0,3 Pro-
zentpunkte auf 2,5 %) ebenfalls stark zuge-

 

legt. 
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Der Rückgang bundesdeutscher bzw. l7aden-

 

württembergischer Weltexportanteile bei eini-
gender genannten Waren zwischen 1979 und 
1980 muß teilweise im Zusammenhang mit schon 
längere Zeit anhaltenden Verschiebungen der 
weltweiten Konkurrenzsituation gesehen wer-
den; in einigen anderen Fällen ist jedoch die-

 

se kurzfristige Entwicklung anders zu beur-
teilen als die längerfristigen Tendenzen. 
Außerdem sind, wie bereits bei der Kommen- 
tierung von Schaubild 1 angedeutet, in der 
langfristigen Entwicklung starke Unterschie-
de zwischen den einzelnen Waren festzustellen. 
Zur Erhellung entsprechender Entwicklungsmu-
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Noch. Schaubild 2 

Entwicklung der Weltexportanteile der 
Bundesrepublik Deutschland, Baden-Württembergs 
sowie der vier wichtigsten, Konkurrenzländerll  

ster wird nachfolgend die Weltexportentwick-
lung bei einigen Waren näher untersucht; aus 
Platzgründen werden dabei nur solche Waren 
einbezogen„ bei denen sich mittelfristig be-
sonders auffallende Verschiebungen ergeben 
haben. Es sind naturgemäß teilweise andere 
als die zuvor für 1979/80 kommentierten. 
Die Untersuchung bezieht sich auf die Jahre 
1971 bis 1980; baden-württembergische Daten 
können allerdings erst ab 1975 einbezogen 
werden (vgl. im einzelnen Schaubild 2), 

Bei Maschinen und Apparaten 'für die Papier-
und die Papierhalbstoffherstellung blieb die 
Bundesrepublik Deutschland auch 1980 noch 
der weltweit mit Abstand wichtigste Exporteur, 
obwohl seit 1973 (Weltexportanteil 39,3 $) 
ein fast kontinuierlicher, dramatischer Rück-
gang bis auf zuletzt 26,7 $ im Jahre 1980 
erfolgte. Für Baden-Württemberg ergab sich 
eine nahezu parallele Entwicklung. Die anderen 
traditionellen Anbieter auf dem Weltmarkt wie 
USA (1980: 12,3 $), Großbritannien (8,9 $), 
Schweiz (7,2 $) und Schweden (7,1 $) konnten 
demgegenüber (auf das ganze gesehen) in die-
sem Zeitraum ihre Position halten, wobei noch 
zu erwähnen wäre, daß die starke Zunahme 
des bundesdeutschen Weltmarktanteils zwi-
schen 1971 und 1973 dem Weltmarktverlust 
Großbritanniens genau gleichkam. Demgegen-
über war der starke Verlust bundesdeutscher 
Weltexportanteile nach 1973 auf ein Vordrin-
gen bislang kleinerer Konkurrenten zurückzu-
führen. Neben Italien (1973: 4,4 $; 1980: 
6,4 $), Finnland (3,4 $/6,1 $) und Frankreich 
(3,4 $I 5,7 $) ist dabei vor allem Kanada her-
vorzuheben, das seinen Weltexportanteil zwi-
schen 1973 (2,4 $) und 1980 (7.,4 $) mehr als 
verdreifachte. Japan hat besonders stark zwi-
schen 1972 (1,8 $) und 1978 (4,3 $) an Bedeu-
tung gewonnen, sich anschließend jedoch 
offensichtlich wieder etwas zurückgezogen 
und war so 1980 (3,6 $) kein besonders ge-
wichtiger Konkurrent bei diesen Maschinen. 
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Dies ist bei den Druckerei- und Buchbinde-
reimaschinen und -apparaten, einer weiteren 
Domane des bundesdeutschen Exports, anders. 
Dort waren die Anteilsverluste der Bundes-
republik Deutschland bei den Weltexporten 
viel geringer. Zwar ergab sich nach dem Höhe-
punkt 1973 (43,7 $) und 1974 (43,2 $) im Jah-
re 1975 ein starker Einbruch auf 34,7 $, von 
dem die USA, Großbritannien und verschie-
dene westeuropäische Staaten profitierten, 
doch konnte dieser Rockgang 1976 etwa zur 
Hälfte wieder kompensiert werden. Bis 1979 
(39,7 $) konnte dann der Weltexportanteil 
gut behauptet werden. Der abermalige Rück-
gang auf 37,7 $ im Jahre 1980 erklärt sich 
zumindest rein rechnerisch durch einen fast 
gleich hohen Anstieg Japans (1979: 3,8 $; 
1980: 5,2 $), das bis dahin seine Position 
nur langsam ausgebaut hat; es wird von Inte-
resse sein, ob hiermit eine Offensive Japans 
auch bei diesen Maschinen eingeläutet wird. 
Baden-Württemberg konnte - parallel zur 
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britannien 

Bundesentwicklung - seine hervorgehobene 
Position auf dem Weltmarkt im wesentlichen 
behaupten (1980: 15,5 $). 

Die Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von  
Metallen und Hartmetallen  sind ein nahezu 
klassisches Beispiel für die japanische Stra-
tegie einer vergleichsweise raschen, aber 
punktuellen Eroberung spezieller Märkte. Zwi-
schen 1976 und 1978 verdoppelte Japan seinen 
Anteil an den Weltexporten bei Werkzeugmaschi-

 

nen von 7,2 auf 14,0 $, nachdem in den voran-

 

gegangenen Jahren nur relativ leichte, aber 
kontinuierliche Zunahmen (1971:4,7 %) zu ver-

 

zeichnen waren; in den Jahren nach 1978 
konnte dieser hohe Weltmarktanteil gehalten 
werden, womit Japan sich seit 1978 hinter 
der Bundesrepublik Deutschland (bzw. den 
anderen Bundesländern), aber vor den USA 
und Baden-Württemberg auf Platz 2 ange-. 
siedelt hat. Der genannte stürmische Auf-
schwung 1976!78 ging zunächst zu Lasten 
der USA (1976: 13,4 $; 1978: 10,5 %) und 
der Bundesrepublik Deutschland (35,2 %; 
31,0 %); während die USA in den Jahren 
der japanischen Konsolidierung auf höherem 
Niveau wieder leicht an Boden gewinnen konn-

 

ten (1980: 11,4 %), hielt der Prozeß eines 
Rückgangs der Weltexportanteile für die Bun-

 

desrepublik Deutschland an (1980: 29,3 $), 
da auch andere europäische Staaten wie Italien 
und Großbritannien ihre Exporte überdurch-

 

schnittlich stark ausbauten. Baden-Württein 
berg hat diese Entwicklung bundesdeutscher 
Marktanteilseinbußen nicht im genannten Aus-

 

maß mitgemacht, sondern den Anteil des Jah-

 

res 1976 (11,9 %) auch 1.980 noch ungefähr 
gehalten (11,6 %). - 

Die (vornehmlich elektrischen) Haushaltsge-
räte sind ein Beispiel für Waren,—  e>~nen 
japanische Offensiven die Position der Bun-
desrepublik Deutschland bislang weniger stark 
tangierten als diejenigen anderer Konkurren-

 

ten. Bei dieser Warengruppe hat Japan zwi-
schen 1975 und 1977 den Weltexportanteil von 
7,9 auf 12,0 % ausgeweitet; nach einem gewis-

 

sen Rückgang 1979 hält dieses Land 1980 mit 
12,6 % Platz 3 knapp hinter Italien (12,8 $). 
Italien, das bis etwa 1975 mit der Bundesre-
publik Deutschland um die Vormachtstellung 
beim Weltexport konkurrierte, fiel von 21,0 $ 
(1975) auf 12,8 % (1980) zurück, .und zwar 
ziemlich parallel zum Vordringen Japans wie 
auch Hongkongs (1971: 0,5 %; 1975: 1,,5 $; 
1980: 5,1 $). 

Die Bundesrepublik Deutschland konnte dem-

 

gegenüber ihre inzwischen führende Stellung 
zumindest bis 1980 (21,1 %) gegenüber 1975 
(20,1 %) sogar noch ausbauen. Entgegen die-
sem Bundestrend hat Baden-Württemberg nach 
1975 (6,4 %) an Boden verloren (1980: 5,4:$). 

Eine Produktgruppe, bei der die Bundesrepu-

 

blik Deutschland ihre weltweite Vorrangstel-

 

lung einzubüßen droht bzw. Baden-Württem-
berg inzwischen auf Platz 6 hinter Frankreich 
und Großbritannien zurückgefallen ist, sind  

'/o Optische Erzeugnisse, a.n.g. 



die elektrischen Maschinen, Apparate und  
Gerate, zu denen in der vorliegenden Abgren-
zung z.B. Batterien und Akkumulatoren, Glüh-
lampen und Entladungslampen, elektrische 
Ausrüstungen für Verbrennungsmotoren und 
Fahrzeuge, Elektrowerkzeuge und verschiede-
ne andere elektrische Maschinen, Apparate 
und Geräte gehören. Noch mehr als Japan 
hat die Bundesrepublik bei diesen elektri-
schen Maschinen zwischen 1975 (22,2 %) Und 
1978 (27,2 %) ihren Anteil an den Weltexporten 
zu Lasten u.a. der USA und Großbritanniens 
ausgebaut. Während jedoch Japan bis 1980 
seinen Weltmarktanteil weiter erhöhen bzw. 
die USA und Großbritannien inzwischen wie-
der die Anteilswerte des Jahres 1975 erreichen 
konnten, hat die Bundesrepublik Deutschland 
seit 1978 binnen zweier Jahre über 8 Pro-
zentpunkte verloren (1980: 19,0 %). Damit ist 
der Vorsprung gegenüber den USA (16,4 %) 
und Japan (16,0 %) erheblich zusammenge-
schmolzen, nachdem 1978 die Bundesrepublik 
noch ungefähr einen gleich hohen Weltexport-
anteil hatte wie Japan und die USA zusammen. 
Baden-Württemberg hat sich diesem Bundes-
trend nicht entzogen; es hat gegenüber 1978 
(8,4 %) fast drei Prozentpunkte eingebüßt 
und so 1980 (5,6 %) einen. geringeren Weltex-
portanteil aufgewiesen als 1975 (6,1 %). 

Das Vordringen Japans auf verschiedenen, 
vornehmlich europäischen und amerikanischen 
Märkten wurde in letzter Zeit besonders stark 
bei den Straßenfahrzeugen diskutiert. Export-
offensiven auf breiter Front haben Japan . 
zunächst (1976) bei Lastkraftwagen einschließ-
lich Kraftwagen für besondere Zwecke, dann 
auch bei Personenkraftwagen (1980) zum welt-
weit wichtigsten Exporteur von Straßenfahr-
zeugen gemacht. Während bei den Exporten 
von Personenkraftwagen im Jahre 1980 die 
Bundesrepublik Deutschland (24,8 %) noch 
relativ nahe bei Japan (27,4 %) lag, beträgt 
der Abstand bei den Lastkraftwagen (Bundes-
republik Deutschland: 17,7 %, Japan: 29,5 %) 
inzwischen fast 12 Prozentpunkte = das ist 
mehr als der Weltmarktanteil des drittwich-
tigsten Exporteurs (Kanada). Lediglich bei 
den Spezialfahrzeugen - das sind vornehmlich 
Kraftomnibusse und Sattelschlepper - blieb 
die Bundesrepublik Deutschland auch 1980 
weltweit an der Spitze und erlangte mit ei-
nem Weltexportanteil von 29,8 % mehr als 
Japan (15,7 %) und die USA (13,1 %) zusam-
men. 

Was die Entwicklung im einzelnen anbelangt, 
so haben vornehmlich die USA durch die ja-
panische Offensive an Boden verloren. Bei 
den Lastkraftwagen wurde der US- amerika-
nische Anteil an den Weltexporten zwischen 
1975 (22,3 %) und 1980 (9,8 %) mehr als hal-
biert; diesem kontinuierlichen Rückgang um 
12,5 Prozentpunkte entsprach eine etwa gleich 
starke Zunahme Japans von 16,7 auf 29,5 %. 
1978 stellte sich dann auch bei den kanadi-
schen Exportanteilen ein Rückgang von 14,7 
auf 10,8 % ein, von dem (rein rechnerisch)  

die Bundesrepublik Deutschland und Frank-
reich profitierten; die Bundesrepublik 
Deutschland konnte durch eine Verbesse-
rung der Weltmarktanteile zwischen 1978 
(15,0 %) und 1980 (17,7 %) nicht nur den 
Rückgang zwischen 1976 (18,6 %) und 1978 
fast wieder kompensieren und damit wieder 
die Weltmarktanteile der frühen siebziger 
Jahre erreichen, sondern sich auch deutlich 
wieder an die zweite Stelle setzen nun 
aber nicht mehr hinter den USA, sondern 
hinter Japan. 

Auch bei den Personenkraftwagen hat die Ex-
portausweitung Japans bislang die nordame-
rikanischen Konkurrenten stärker getroffen, 
doch sind Gefahren für Westeuropa hier schon 
deutlicher zu erkennen. Zwischen 1975 .und 
1978 erhöhten .sich die Weltexportanteile Ja-
pans von 16,1 auf 22,6 %, während diejenigen 
der USA von 11,6 auf 8,2 % bzw. Kanadas von 
11,6 auf 8,8 % abnahmen. Die Bundesrepublik 
Deutschland konnte von diesen Verlusten 
Nordamerikas bis dahin sogar profitieren 
und ihre Weltmarktanteile von 22,5 auf 25,2 % 
ausbauen, freilich ohne die Einbußen .zwischen 
1973 und 1975 wieder ganz kompensieren zu 
können. Die nach einem zwischenzeitlichen 
leichten Rückgang 1979180 wieder stark von 
21,7 auf 27,4 % angestiegenen Exportanteile 
Japans trafen dann aber auch Westeuropa; im 
einzelnen gingen die Weltmarktanteile der Bun-
desrepublik Deutschland um 1 Prozentpunkt 
auf 24,8 % zurück, diejenigen Frankreichs 
sogar um 1,5 Punkte auf 11,5 %; bei den 
USA betrug dieser Verlust 1,7 Punkte mit 
dem Ergebnis, daß diese führende Industrie-
nation 1980 bei den PKW-Exporten einen An-
teil von nur noch 7,2 % erlangte, mit dem 
es genau zwischen Belgien/Luxemburg (7,8 %) 
und Baden-Württemberg (6,6 %) an 5. Stel-
le lag. 

Bei den Spezialfahrzeugen lassen sich auf-
grund der aus Sonderaufträgen resultieren-
den starken jährlichen Schwankungen der Ex-
porte und damit auch der nationalen Export-
anteile keine ganz klaren Linien erkennen. 
Generell kann jedoch gesagt werden, daß 
die Zunahme der bundesdeutschen Weltexport-
anteile zwischen 1971 und 1973 um 4 Prozent-
punkte auf 38,6 % einhergingen mit Verlusten 
Japans und der USA und daß der Rückgang 
zwischen 1974 (38,4 %) und 1976 (32,5 %) im 
wesentlichen durch US-amerikanische Export-
steigerungen bedingt war, während der dann 
bis 1980 (29,8 %) relativ moderate Abbau mit 
der seit 1976 wieder einsetzenden Exportof-
fensive Japans zusammenhängen dürfte. Japan 
hat 1980 mit einem Weltexportanteil von 15,7 % 
erstmals wieder sein Ergebnis von 1971 (13,8 %) 
übertroffen und sich wieder auf die zweite 
Position hinter die Bundesrepublik Deutsch-
land gesetzt, ohne deren führende Position 
bislang ernsthaft zu gefährden; gleichwohl 
sind bei diesen Spezialfahrzeugen die Ver-
luste der Bundesrepublik vergleichsweise 
am höchsten (Rückgang um fast 9'Prozent-
punkte beim Weltexportanteil). 
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Bezüglich der Bedeutung baden-württembergi-
scher Kraftfahrzeugexporte innerhalb der 
sTiiiierten weltweiten Entwicklung ist zum ei-
nen auf das Gewicht Baden-Württembergs in- 
nerhalb der bundesdeutschen Exporte hinzu-
weisen. Dies ist wie erwähnt besonders bei 
Personenkraftwagen und Spezialfahrzeugen 
recht groß, weshalb weniger von einer Ent-
wicklung im Bundestrend als von einer star-
ken Beeinflussung der Bundesentwicklung 
durch Baden-Württemberg gesprochen werden 
muß. Auf diesem Hintergrund ist es besonders 
bemerkenswert, daß'Baden=Württemberg die 
Bundesentwicklung, die bei Kraftfahrzeugen 
trotz starker Konkurrenz insgesamt nicht 
schlecht war, noch übertroffen hat. So war 
bei den Personenkraftwagen, wo die Weltex-
portanteile zwischen 1976 und 1980 um 1.,4 
Punkte auf 6,6'$ zunahmen, ein relativ star-
ker Anstieg für Baden-Württemberg zu ver-
zeichnen, während der Anteil der anderen 
Bundesländer bei 15,2 % stagnierte. Bei 
den Lastkraftwagen ist die'Entwicklung Ba-
den-Württembergs, zwischen Mitte und Ende 
der 70er Jahre etwas günstiger verlaufen 
als im Bundesdurchschnitt. Gleichermaßen 
ist bei den Spezialfahrzeugen festzustellen, 
daß seit Mitte der 70er Jahre Baden-Württem-
berg wie Japan„ wenn auch nicht im gleichen 
Ausmaß, seine Anteile an den Weltexporten 
ausweiten konnte (1975: 7,5 %; 1980: 11,6 $), 
während die Bundesrepublik ohne Baden-Würt-
temberg im selben Zeitraum Anteilsverluste 
um gut 8 Prozentpunkte in Kauf nehmen mußte 
(1975: 26,3 %; 1980: 18,2 %). 

 

Ein Beispiel für eine Produktgruppe,-  bei der 
Japan in den 70er Jahren Marktanteile ver-
loren bzw. sich schrittweise und relativ kon-
tinuierlich aus dem Weltmarkt zurückgezogen 
hat, sind die optischen Instrumente, Appa-
rate und Geräte. Während Japan bei,  diesen 
Artikeln 1971 mit einem Weltexportanteil von 
36,8 $ nochmit 10 Prozentpunkten vor der 
Bundesrepublik Deutschland an der Spitze 
aller Exporteure lag, erlangte es 1980 nur 
noch 20,9 %; dies sind fast 5 Prozentpunkte 
weniger als die Bundesrepublik Deutschland, 
die seit 1975 die höchsten Exporte aller 
Staaten aufweist. 

Die gute Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland, vor allem zwischen 1976 und 
1978, war vornehmlich durch starke Export-
anstrengungen Baden-Württembergs geprägt, 
das in diesem Zeitraum seinen Weltexportan-
teil von 8,1 auf 16,3 % verdoppelte bzw. den 
Anteil an den bundesdeutschen Exporten von 
gut ein Viertel auf die Hälfte steigerte; 1978 
war Baden-Württemberg zusammen mit den an-
deren Bundesländern hinter Japan der-zweit-
wichtigste Exporteur überhaupt. Der dann bis 
1980 erfolgte Rückgang der bundesdeutschen 
Exportanteile um über 7 Prozentpunkte war 
dann aber auch überproportional stark durch 
entsprechende Entwicklungen Baden-Württem-
bergs geprägt - mit der Folge, daß die 1979/80 
stark expandierende Schweiz (von 3,2 auf  

12,2 %) und die USA Baden-Württemberg auf 
Platz 5 verdrängt haben. Auffallend ist im 
übrigen der seit 1978 fast parallele Rück-
zug der führenden Exporteure (Bundesrepu-
blik mit Baden-Württemberg sowie Japan) 
vom Weltmarkt, wovon ausschließlich westli-
che Industriestaaten profitierten. 

Ganz anders ist demgegenüber die Entwick-
lung bei optischen Erzeugnissen wie. Linsen, 
Prismen., Spiegeln;  Brillen und Brillenfassun-
gen. Hier ist für den 1971. (26,9 %) bereits 
führenden Exporteur Japaneine kontinuierli-
che Festigung bzw. Verbesserung der Marktpo-
sition-bis auf 33,8 % im Jahre 1980 zu beob-
achten, die :mit einer :ebenso schrittweisen 
Abnahme der Weltmarktanteile bei den Konkur-
renten aus Westeuropa (Bundesrepublik 
Deutschland mit Baden-Württemberg, Frank-
reich und Italien) sowie aus den USA einher-
ging. 

Auch bei den Uhrmacherwaren hat Japan zwi-
schen 1971 und 1980 seinen Anteil an den Welt-
exporten von 13,3 % auf 23,1 % stark ausge-
baut, wobei das Tempo nur durch dasjenige 
Hongkongs (von 4,8 auf 22,4 %) übertroffen 
wurde. Diese fernöstlichen Exportoffensiven 
betrafen aber vor allem die Schweiz, die 
.1971 noch 51,5 $ aller Exporte bestritt, in-
zwischen mit einem Weltexportanteil von 28,2 % 
(1980) nur noch relativ knapp vor beiden Kon-
kurrenten aus Fernost liegt. Die Verluste 
der anderen westeuropäischen Anbieter hielten 
sich demgegenüber in Grenzen, wenngleich für 
die Bundesrepublik Deutschland ein relativ 
deutlicher Rückgang von_12,6 $ (1971) auf 
7,2 $ (1980) zu konstatieren ist. Im Zeitraum 
1975 bis 1980 war dieser Rückgang allein 
durch das wichtigste Bundesland, nämlich 
Baden-Württemberg, geprägt, dessen Welt-
marktanteile sich von 7,5 auf 5,2 % redu-
zierten und in diesem Bundesland wegen der 
regionalen Konzentration der Produktionsstät-
ten zu recht markanten Problemen geführt hat; 
die anderen Bundesländer konnten ihren 
Anteil von 2 % dagegen halten. 

Wiederum anders für die Bundesrepublik und 
Baden-Württemberg sind die Auswirkungen 
der japanischen Exportsteigerungen bei Musik-
instrumenten zu werten, die Mitte der 70e~h-
re einsetzte. Japan hat zwischen 1971 und 
1975 - im Gegensatz zu den beiden anderen 
führenden Exportnationen USA und Bundesre-
publik Deutschland - seine Weltexportantei-
le von 21,1 auf 16,3 $ abgebaut, in der Folge-
zeit jedoch wieder stark erhöht (1980: 26,1 $). 
Während über die 70er Jahre hinweg der An-
teil der USA an den Wettexporten relativ 
konstant um 20 % blieb, hat vor allem die 
Bundesrepublik Deutschland im Ausmaß der 
japanischen Expansion seit 1974 (21,6 $) 
an Boden verloren (1980: 12,5 $). Baden-
Württemberg hat sich dabei noch vergleichs-
weise gut gehalten. Während nämlich die Bun-
desrepublik insgesamt zwischen 1.975 (20,2 %) 
und 1.979 (14,5.$) fast 6 Prozentpunkte einge-
büßt hat, ging der Anteil Baden-Württembergs 
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Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundesländern 

USA 
Großbritannien 

Schweiz 

Japan 

Italien 

Frankreich 

Schweden 
Niederlande 

Belgien/Luxemburg 
Dänemark 

Kanada 
Österreich 

Australien 

Singapur 

Spanien 
Hong-Kong 

in dieser Zeit lediglich um 0,5 Prozentpunkte 
auf 5,1 % zurück. 1,979/80 war dann allerdings 
der Rückgang Baden-Württembergs auf 4,0 $• 
(- 1,1 Punkte) stärker als derjenige der 
anderen Bundesländer (- 0,9 Punkte). 

 

Konkurrenzsituation gegenüber wichtigen Exportländern. 
auf bedeutenden Auslandsmärkten 

Für eine Beurteilung der Weltmarktsituation 
Baden-Württembergs ist es des weiteren inte-
ressant zu wissen, auf welche ausländischen 
Konkurrenten Baden-Württemberg mit seinen 
wichtigen Exportgütern in den. jeweils bedeu-
tendsten Importländern trifft. Für eine dies-
bezügliche Untersuchung sind nachfolgend 
waren- und länderspezifische Importdaten aus 
UN-Statistiken (in US-$) sowie vergleichba-
re Exportdaten für Baden-Württemberg und 
die Bundesrepublik (in DM) zugrundege-
legt3. Mit Hilfe der baden-württembergi-
schen Exportdaten wurden die von Baden-Wört- 
temberg in die Auslandsmärkte exportierten 
Werte berechnet (vgl. Anhang). 

 

3 Die Daten Baden-Württembergs (auf DM-Basis) entstammen einer 
Sonderaufbereitung des Statistischen Landesamtes für die Exporte 
nach der Systematik SITC 11; diese Sonderaufbereitung konnte nur 
deshalb durchgeführt werden, weil das Statistische Bundesamt die~für. 
die maschinelle Aufbereitung benötigten Zusatzprogramme zur Ver-
fügung stellte. 

Aus verschiedenen datentechnischen Gründen, 
die im einzelnen im Anhang genannt sind, 
konnten in diese Untersuchung nicht alle 
für die Exportindustrie Baden- Württembergs 
wichtigen Waren einbezogen werden. Insofern 
ist die Untersuchung punktuellerNatur, 
das heißt einige' wichtige. Auslandsmärkte 
können nicht hinsichtlich ihrer Konkurrenz-. 
situation untersucht werden. 
Dem Thema entsprechend werden die für 
die baden- württembergischen Exportprodukte 
wichtigsten Auslandsmärkte (Importländer) 
untersucht; es handelt sich hierbei in der 
Regel .um Märkte in EG-Ländern, in den Nach-
barländern Schweiz und Österreich und in 
den USA. Bei einzelnen Waren gehören aber 
auch Japan, Brasilien, Jugoslawien, Schweden 
oder Saudi-Arabien zu den wichtigsten Abneh-
merländern. Alle Angaben beziehen sich auf 
das Jahr 1980. 

Die in den nachfolgenden Ausführungen ange-
gebenen Anteilswerte beinhalten stets den An-
teil der einzelnen Exportländer an den Impor-
ten des jeweiligen Verbrauchslandes, drucken 
akso nicht den Marktanteil im eigentlichen 
Sinne aus, da hierzu auch die Produktion des 
importierenden Landes selbst für den Inlands-
absatz gehört. 

Bei dieser- detaillierten, länder- und waren-
spezifischen Untersuchung der internationa-

 

Tabelle 3 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei Druckerei-

 

Importaand2) 

Weltexport 

 

Exportregionl) Frankreich Großbritannien USA 

%41 Mill. US-1 
% 3) y641 964) Mill. US-9 Mill. US-

 

Mill. US-

 

 100 373,9 

546,6 55 64,7 

782,4 222 78,7 

686ß 195 x 

4136 1 1,7 49,0 

2669 7,6 20,8 

84,4 52 60,7 

176,3 5,0 51,,1 

1 38,8 39 8,1 
89ß 2 14,5 

64,7 1ß 1,5 

35,3 1,0 3,7 

25,2 0,7 0,6 

24,4 0,7 8,6 

21 ,6 0,6 02 
13,1 0,4 02 
13,1 0,4 OA 
29 0,4 0,6 
68 02 1,3  

100 373,4 100 304,3 100 

73. 55,2 4,6 52,1 17;1 

21,0 86,8 232 81,6 26,8 

x 73,2 19;6 51,6, 17,0 

13,1 x x 25,5 8,4 

5;6 27,5 7,4 28,0 9,2 

62 21,0 5,6 48 1,6 

13,7 20,4 515 26,1 8,6 

zz 31,6 8,5 x x 

39 14.5 39 0,6 3,5 

0,4 15,7 42 4,5 1,5 

i„0 5,4 4 4,0 1,3 

Oz 2,8 0;7 1,6 0,5 

23 2,7 0,7 0,4 0,1 
0,1 2,9 08 0,3 0,1 
0,1 0,6 oz 
OA 0;1 0,0 

0,2 0;5 0;1 2,8. 0,9 

03 0,1 0,0 

Um. 
Spalten 
1) In',Spalte 1 sind die Wel exporte der in der Vorspalte Benannten Exportregionen aufgeführt; nichtdeutsche Exportländer sind nach dem 

3ff. ist zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (3 652.0 Mill. US-$) von den Weltexporten (3 525,9 Mill- US-$)geringfügig ab-

 

genannten Importländer aufgeführt; sie sindinach dem Umfang ihrer Importecus Baden-Württemberg geordnet.- 3) Anteil der Exporte der 
41 Anteil der Importe aus den in -der Vorspalte aufgeführten Exportregionen am Import des in der Kopfzeile genannten Importlandes. 

3525,9
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len Konkurrenzsituation handelt es sich um 
eine für Baden-Württemberg erstmalige Daten-
zusammenstellung und somit um Ergebnisse, 
die prinzipiell neu sein. dürften. Es erscheint 
deshalb erforderlich, bei der Zahlenkom-
mentierung sich eng an die entsprechenden 
Tabellen zu halten und keine "Generallinie" 
aufzuzeigen, zumal sich eine solche wegen 
der Eigenheit der Absatzmärkte nicht immer 
einfach herauskristallisiert. Die Tabellen 
sind soweit nicht anders vermerkt, im An-
hang aufgeführt (Anhangtabellen 7 bis 18). 

Landwirtschaftliche Maschinen 

Die landwirtschaftlichen Maschinen (ohne 
Ackerschlepper) gehören zu denjenigen Ma-
schinen, bei denen der Ausfuhrabsatz regio-
nal relativ eng begrenzt ist. So tauschen die 
USA und Kanada - was 'aus Anhangtabelle '7 
nur teilweise hervorgeht - landwirtschaftli-
che Maschinen größtenteils untereinander4, 

4 In Anhangtabelle 7 ist zu beachten, daß aus den im Anhang genann. 
ten Gründen in Spalte 1 die Angaben des Exportlandes, in den Spalten 
3 ff, dagegen die Angaben des Importlandes aufgeführt sind..Stati-
stische Differenzen in den UNSfatistiken führen dazu, daß die US-Im-
porte aus Kanada etwas'höher ausgewiesen wurden als die kanadischen 
Exporte insgesamt. 

und Buchbindereimaschinen 1980 

Japan Niederlande Schweiz 

Mill. US-# %4) Mill. usl %4) Mill. us.$ %4) 

138,1 100 184,9 100 115.5 100 

38,7 28,0 31,1 16,8 22,6 19.6 
38,5 27,9 57,9 31,3 58,4 50,6 
25,7 18,6 26,9 14,5 6,5 7,4 
52 3,8 18,0 9,7 5,1 4,4 
7,7 5,6 27,9 15,1 x x 

x x 5,3 2,9 2,6 2,3 
10,6 7,7 3,9 2,1 3,2 2,8 
02 0,1 2,7 1,5 7,6 6,6 
3,2 2,3 1,9 1,0 3,5 3,0 
0,9 0,7 x - x 0,7 0,6 
0,6 0,4 3,1 1,7 0,5 0,4 
0,4 0,3 0,7 0,4 0.9 0.8 
02 0.1 1.,3 0,7 0,0 0.0 
0,0 0,0 0,3 02 0,7 0.6 
0,0 0,0 0,1 0,1 
0,0 0,0 0,0 0,0 

02 0,1 0,1 0,1 
0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

fang ihrer Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der 
weicht. - 2) In den Spalten 3ff. sind die Importe der in der Kopfzeile 
in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen am Weltexport. -  

und die Bundesrepublik Deutschland als zweit-
wichtigster Exporteur der Welt liefert vor-
nehmlich an europäische Abnehmer. Baden-
Württemberg weist bei landwirtschaftlichen 
Maschinen einen relativ geringen Weltmarkt-
anteil (2,4 %) auf, erreicht aber bei den 
Nachbarländern Schweiz und Osterreich mit 
16„1 % bzw. 14,4 $relativ hohe Marktanteile. 
Das Bundesland liegt auf diesen Märkten je-
weils an zweiter Stelle hinter den anderen 
Bundesländern, aber vor Italien und Frank-
reich. Der quantitativ bedeutendste Abnehmer 
baden-württembergischer Landwirtschaftsma-
schinen (34,9 Mill. US-$) ist Frankreich, 
der drittwichtigste Importeur dieser Maschi-
nen überhaupt; Baden-Württemberg liegt 
auf diesem Markt mit einem Anteil von 6,1 % 
an 7. Stelle aller Importeure. Beim weltweit 
wichtigsten Importeur, den USA, beträgt der 
Marktanteil gerade 1 %; wegen der dominieren-
den Bedeutung von Importen aus Kanada (79  $) 
erlangen die zweit- und drittwichtigsten Im-
porteure (andere Bundesländer mit 3,6 % und 
Großbritannien mit 3,1 %) auch kein sehr viel 
höheres Gewicht. Auf den genannten Märkten 
war Japan 1980 nur in den USA (1,3 %) oder 
Frankreich (2,1 %) ein quantitativ gewichti-
ger Konkurrent. 

Maschinen für die Textil- und Lederin-
dustrie  

Der weltweit mit Abstand wichtigste Expor-
teur für Textil- und Ledermaschinen"(Anhang-
tabelle 8) ist die Bundesrepublik Deutsch-
land (27,8 %), Die anderen Bundesländer al-
lein erreichten 1980 gut 20 %, gefolgt von 
der Schweiz (15,1 %), Japan (14,2 %) Ita-
lien (9,8 %), Baden-Württemberg (7,7 %), 
den USA (7,7 %) und Großbritannien (7,4 $). 
Betrachtet man in Anhangtabelle 8 die wich-
tigsten Abnehmer baden-württembergischer 
Textil- und Ledermaschinen5, so fällt auf, daß 
Baden-Württemberg für Jugoslawien (13,9 %) 
hinter den anderen Bundesländern der zweit-
wichtigste Exporteur, für die Schweiz (12,8 $), 
für Italien (16,1 %) und für Frankreich 
(13,1 %) der drittwichtigste Exporteur ist. 
In diesen kontinentaleuropäischen Ländern 
ist die Konkurrenz aus Japan und den USA re-
lativ gering. Bereits in Großbritannien sind 
jedoch die Importe aus den USA (dritte Stelle 
hinter den anderen Bundesländern und Italien) 
und Japan (vierte Stelle) bedeutender als 
die Importe aus Baden-Württemberg (9,3 %). 
Auf dem US-amerikanischen Markt liegt die 
Schweiz (22,8 %) vor den anderen Bundeslän-
dern (21,7 %), Japan (14,9 %), Italien (7,3 $) 
und Baden-Württemberg (6,3 %). Unter den 
hier aufgeführten, für Baden-Württemberg 
wichtigen Absatzmärkten erreichte Japan 
- abgesehen vom US-Markt (Importanteil 

5 Es ist darauf hinzuweisen, daß Österreich und die Sowjetunion ei-
gentlich gewichtigere Importeure sind als Jugoslawien, doch sind hier-

 

für keine UN-Zahlen verfügbar. 
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14,9 %) - durchweg Anteile an den Importen, 

die weit unter Weitmarktanteil dieses Lands 
von 14,2 % liegen; dies erklärt sich durch 
die sehr viel höheren Marktanteile in Südko-

rea, Hongkong und anderen Fernoststaaten, 

bei denen wiederum europäische Anbieter 
(einschließlich der Bundesrepublik Deutsch-
land) keine hervorgehobene Bedeutung. haben. 

Druckerei- und Buchbindereimaschinen 

Bei den Druckerei- und Buchbindermaschi-
nen hat Baden-Württemberg in mehrerer 
Hinsicht eine herausragende Stellung auf 
dem Weltmarkt inne (Tabelle.3). Zum einen 
erreichte Baden-Württemberg 1980 bei diesen 
Maschinen unter allen seinen Exportprodukten 
mit 15,5 % den höchsten Weltmarktanteil, 
und zwar hinter den anderen Bundesländern 
(22,2 %) bzw. den USA (19,5 %), aber verhält-
nismäßig deutlich vor Großbritannien (11,7 %), 
der Schweiz (7,6 %), Japan (5,2 %) bzw. Ita-
lien (5,0 %). Zum zweiten ist die Attraktivität 
dieser Maschinen aus Baden-Württemberg auch 
außerhalb Europas offensichtlich besonders 
hoch. So sind die USA der wichtigste und Ja-
pan (hinter Großbritannien und Frankreich) 
der viertwichtigste Kunde, vor allem aber 
liegen in beiden Industrieländern die Import-  

antejle Baden-Württembergs über dem Durch-
schnitt der baden-württembergischen Weltex-
portanteile für diese Maschinen (Spalte 2) von 
15.,5 %. Bei den USA ist Baden-Württemberg . 
hinter den anderen Bundesländern (21,0 %) 
der •zweitwichtigste Lieferant mit 17,3. %, 
noch vor Japan, Italien und Großbritannien, 
die selbst aber durchweg überdurchschnittlich 
stark in den USA engagiert sind; für Japan 
ist Baden-Württemberg gar mit 28,0 % -Marktan- 
teil der wichtigste Lieferant vor den anderen 
Bundesländern (27,9 %), und zwar relativ deut-
lich vor den geographisch günstiger liegenden 
USA (18,6 %); die anderen europäischen Kon-
kurrenten sind relativ unbedeutend. Gleicher-
maßen ist bemerkenswert, daß in den wichti-
gen europäischen Importländern die Reihenfol- 
ge stets andere Bundesländer, Baden-Württem-
berg, USA lautet, wobei die hervorgehobene 
Stellung Baden-Württembergs gegenüber an-
deren europäischen Anbietern und noch mehr 
gegenüber Japan 1980 nicht gefährdet war. 
Besonders hoch war dabei der baden-würt-
tembergische Anteil in den Nachbarländern 
Schweiz (19,6 %) und Frankreich (17,1 %). 

Werkzeugmaschinen 

Auch bei den Werkzeugmaschinen zum Bear-
beiten von Metallen und Hartmetallen gehört 

Tabelle 4 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei Werkzeug-

 

Importland2) 

Weltexport 
Exportregion 1) USA Frankreich Großbritannien 

Mill. US-4 %4) Mill. US-1 %4) %4) %3) Mill. US-# Mill. US-# 

Alle Exportländer 
darunter aus 
Baden-Württemberg 
anderen Bundesländern 
Japan 
USA 
Schweiz 
Italien 
Großbritannien 
Frankreich 
Spanien 
Schweden 
Belgien/Luxemburg 
Österreich 
Kanada 
Niederlande 
Jugoslawien 
Dänemark 
Singapur 
Südkorea  

11 205;5 100 1 665,6 

1 305,0 
1 9820 
1 568,0 
1 275,0 
1 049,0 

972,6 
867,4 
660.0 
255,5 
2406 
1866 
171,0 
153,3 
130,7 
101,7 
68,4 
50,7 
260  

100 706,5 100 780,0 100 

107,0 13,7 
138,9 17,8 
81,6 10,5 

136,9_ 17,6 
712 9,1 
65,3 8,4 

38.6 4,9 
22,0 2,8 
26,6 3,4 
146 19 
12,1 1,6 
5,6 0,7 

20,5 2,6 
1,6 0,2 
8,7 1,1 
02 0,0 
0,2 0,0 

11,6 118,0 7,1 1172 16,6 
17,7 199,7 120 150,3 21,3 

14,0 582,3 35,0 44,1 6,2 
11,4 x x 50,0 7,1 

9,4 110,6 6,6 86,1 12,2 

8,7 55,7 3,3 113,5 16.1 
7,7 1636 9,8 50,4 71 

59 37,1 2,2 x x 

2,3 315 19 22,1 3,1 
2,1 446 2,7 13,1 1,9 
1,7 21,8 1,3 19,0 2,7 
19 7,5 0,5 6,5 0,9 
1,4 990 59 06 0,1 
12 8,3 0,5 129 1,8 
09 4,8 0,3 0,6 0,1 

06 4,6 0;3 1,3 0,2 

0,5 15,0 09 
0,2 8.3 0,5 0,0 0,0 

1) In Spalte 1 sind die Wel exporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt; nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Um-
Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (10 1006 Mill. US-1) von den Weltexporten (11 205,5 Mi1I. US-#) gerinfügig ab-
genannten Importländer aufgeführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus-Baden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der 
4) Anteil der Importe aus den in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen am Import des in der Kopfzeile genannten Importlandes. 
Aus Gründen fehlender Daten konnte die Sowjetunion nicht untersucht werden; die baden-württembergischen Exporte in dieses Land betru-
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Baden-Württemberg, zu den führenden Export-
nationen (Tabelle 4). Weltweit erreichte 
Baden-Württemberg 1980 hinter den anderen 
Bundesländern (17,7 %) und Japan (14,0 %) 
den dritten Rang mit 11,6 %, noch vor den 
USA (11,4 %), der Schweiz (9,4 %) und Ita-
lien (8,7 %). 

Das für Baden-Württemberg wichtigste Im-
portland ist die Sowjetunion,. die hier aller-
dings mangels entsprechender UN-Daten nicht 
aufgenommen werden konnte; ansonsten lautet 
die Reihenfolge der wichtigen Importeure 
USA vor vier westeuropäischen Staaten und 
Brasilien. Die Konkurrenzsituation auf den 
einzelnen Auslandsmärkten ist bei diesen 
Werkzeugmaschinen viel uneinheitlicher als 
bei anderen Exportgütern. Beispielsweise 
erlangte Baden-Württemberg auf seinem quan-
titativ wichtigsten Absatzmarkt (USA) nur 
einen Marktanteil von 7,1 %, da dieser Markt 
von Japan recht deutlich beherrscht wird; 
fast zwei Fünftel aller japanischen Werkzeug-
maschinenexporte gehen in die USA; der Im-
portanteil Japans beträgt dort 35 % gegenüber 
12 % der anderen Bundesländer und 9,8 % 
Großbritanniens. Baden-Württemberg hält mit 
den erwähnten 7,1 % Platz 4 vor der Schweiz 
und Kanada, das rund zwei Drittel seiner 
Ausfuhren in die USA liefert. 

maschinen zum Bearbeiten von Metallen 1980 

Schweiz. Italien - Brasilien 

Mill. US-# %4) Mill. US-$ %4) Mill. USJ %41 

311;1 100 432,5 100 260,8 100 

87,8 28,2 74,8 17,3 73,0 28,0 
83,4 26,8 109,8 25,4 692 26,5 
15,9 5;1 6,6 1,5 13,0 5,0 
15,7 5,0 20,0 4,6 31,8 122 

x x 62,7 14,5 10,6 4,1 
33,5 10,8 x x 20,1 7,7 
212 6,8 37,9 8,8 10,3 32 
20,6 6,6 32,8 7,6 2,3 0,9 

5,5 1,8 15,1 3,5 2,0 0,8 
52 1,7 1.1,5 2,7 9,7 3,7 
1„6 OS 52 1,4 1,7 0,7 
9,2 3,0 2,8 0,6 0,5 0,2 
0;1 0,0 02 0,0 0,4 02 
3,7 12 2,5 0,6 1,7 0,7 
0,1 0,0 2,0 0,5 
1,9 0,6 05 0,1 0,4 02 
0,1 OA 0,0 0,0 
0,0 0,0 0,1 0,0 

fang ihrer Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der 
weicht. - 2) In den Spalten 3ff. sind die Importe der in der Kopfzeile 
in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen am Weltexport. - 

gen ungefähr 121 Mill. US-t  

In der Schweiz und in Brasilien ist Baden-
Württemberg der bedeutendste Anbieter mit 
einem überaus bemerkenswert hohen Anteil an 
den jeweiligen Importen von rund 28 % vor 
den anderen Bundesländern mit jeweils knapp 
27 %. Der Abstand zu den. folgenden, geogra-
phisch zum Teil günstiger gelegenen Konkur-
renten (in der Schweiz Italien mit 10,8 %, 
in'Brasilien die USA. mit 12,2 %) ist recht . 
hoch. Japan hielt sich in beiden Ländern 
(Importanteil je 5 %) offensichtlich noch zu-
rück; die anderen - vornehmlich europäische 
Konkurrenten - erreichten dort ebenfalls nur 
selten höhere Anteilswerte. In den EG-Staaten 
Frankreich, Großbritannien und Italien sind 
die anderen Bundesländer jeweils führend und 
Baden-Württemberg liegt an zweiter oder drit-. 
ter- Stelle; ausländische Konkurrenten (meist 
aus Europa, in Großbritannien jedoch USA und 
Japan) weisen aber oft ähnliche hohe Anteils-
werte auf. 

Nichtelektrische Teile und Zubehör für 
Maschinen, Apparate und Geräte  

Diese Position, zu der z.B. Kugellager, Zahn-
räder, Dichtungen, Armaturen u.ä. zählen, ge-
hört zu den typischen Vorprodukten. Weltweit 
ist die Bundesrepublik der wichtigste Expor-
teur (Anhangtabelle 9). Baden-Württemberg 
erreichte 1980 mit 4,9 % zwar nur Platz 7, ist 
jedoch (jeweils hinter den anderen Bundeslän-
dern) für die Nachbarländer Schweiz und 
Österreich (jeweils 16 %) der mit Abstand 
zweitwichtigste Exporteur.. Die Konkurrenz 
aus anderen vornehmlich europäischen Län-
dern ist relativ gering. Demgegenüber sind, 
aus der Sicht Baden-Württembergs, die Märkte 
bei den anderen kontinentaleuropäischen Im-
portländern stärker umkämpft. Baden-Württem-
berg erreichte hier 1. 980 überdurchschnitt-
lich hohe Anteile an den Importen (in Frank-
reich sogar 10 %) und befindet sich in Kon-
kurrenz zu den USA und westeuropäischen 
Industriestaaten. Japan, das als zweitwich-
tigstes Exportland besonders stark in die USA, 
nach Singapur und, in die Bundesrepublik 
Deutschland exportiert, ist in diesen euro-
päischen Staaten noch kein ernsthafter Kon-
kurrent. 

Elektrische Geräte zum Schließen, Öffnen,  
Schützen und Verbinden von Stromkreisen 
etc. 

Auch diese Warengruppe, zu der z.B. Schalter, 
Relais, Sicherungen, Schalt- und Verteilungs-
tafeln bzw. -schränke gehören, beinhaltet 
typische Vorerzeugnisse für die Herstellung 
von Investitionsgütern. Die Situation auf 
den Auslandsmärkten (Anhangtabelle 10) ist 
hierbei ähnlich wie bei den nichtelektrischen 
Maschinenteilen etc.. So erreichte Baden-
Württemberg 1986 einen Weltexportanteil von 
5,8 % - dies ist Platz 6 - hinter anderen west-
lichen Industrienationen, doch ist die Bedeu-
tung baden-württembergischer Exporte für die 
Nachbarländer Schweiz (21,1 %) und Österreich 
(15,8 %) ungleich größer. Die baden-württem-
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bergischen Ausfuhren liegen jeweils an zweiter 
Stelle hinter den eindeutig dominierenden 
anderen Bundesländern, aber weit vor auslän-
dischen Konkurrenten. Dies ist bei den an-
deren für Baden-Württemberg wichtigen Im-
portländern anders. So liegt der Anteil Ba-
den-Württembergs bei den Importen, Frank-
reichs (15,6 %) ähnlich hoch wie in Öster-
reich, doch ist dort die Konkurrenz aus den 
USA (19,4 %) fast gleich hoch wie diejeni-
gen der anderen Bundesländer. In Italien 
(Baden-Württemberg hat hier einen Import-
anteil von 10,1 %), Großbritannien und den 
Niederlanden (je 7,9 %) liegt Baden-Würt-
temberg jeweils an 4. Stelle, wobei die USA 
und je ein geographisch benachbartes Land 
gewichtigere Lieferanten sind. Japan, dessen 
Hauptabnehmer die USA, Südkorea, Singapur 
und Saudi-Arabien sind, spielte in Europa 
1980 eine wesentlich geringere Rolle als Ba-
den-Württemberg. 

Haushaltsgeräte 

Bei den - vornehmlich elektrischen - Haushalts-
geräten (Anhangtabelle 11) war Baden-Württem-
berg 1980 der sechstwichtigste Exporteur hin-
ter den anderen Bundesländern, Italien, Ja-
pan, den USA und Frankreich, und zwar mit 
einem Weltexportanteil von 5,4 % noch vor 
Großbritannien und Hongkong. Zu den wichtig-
sten Abnehmern dieser Produkte zählen vor-
nehmlich westeuropäische Staaten, bei denen 
die Marktanteile Baden-Württembergs - abge-
sehen von Großbritannien - weit über 5 % 

Schaubild 3 

Internationale Konkurrenzsituation bei Importen 
von Personenkraftwagen 1980 
Importanteile 
in % 

liegen. In den in der Tabelle aufgeführten 
kontinentaleuropäischen Staaten nimmt Ba-
den-Württemberg meist die dritte Stelle hin-
ter Italien oder den anderen Bundesländern 
ein. In der Schweiz (15,2 %) ist es sogar 
der zweite Platz vor Italien (12,8 %), und 
in Österreich (14,1 %) ist deF Abstand zu 
Italien (16,0 %) relativ klein - mit Abstrichen 
auch in den Niederlanden (11,7 gegenüber 
19,6 %). In Belgien/Luxemburg (8,1 %) ist 
die Konkurrenz aus Frankreich (17,8 %) und 
den Niederlanden (9,4 %) höher. Großbritan-
nien weist eine abweichende Importstruktur 
auf; in diesem Land liegen die Exporte aus 
Italien (32,2 %) weit vor denjenigen aus Frank-
reich (10,8 %), den anderen Bundesländern 
(9,8 %), den USA (6 %), Dänemark (5,0 %) 
und Baden-Württemberg (4,9 %). Allein in 
Großbritannien erlangte auch Japan, dessen 
Hauptabnehmer in Nordamerika, Australien, 
dem Nahen Osten und in Fernost liegen, mit 
3,5 % einen nennenswerten Anteil in Europa. 

Sonstige elektrische Maschinen, Apparate 
und Geräte  

Diese Position umfaßt vor allem Batterien, 
Akkumulatoren, elektrische Glüh und -ent-
ladungslampen, elektrische Ausrüstungen 
für Motoren und Fahrzeuge, Elektrowerkzeu-
ge, elektrische Signal- und Verkehrssteuer-
geräte, Kondensatoren und ähnliches. Der 
Anteil Baden-Württembergs am Weltexport 
beträgt 5,5 %, dies entspricht hinter den USA, 
Japan, den anderen Bundesländern, Groß-
britannien und Frankreich Platz 6 (Anhang-
tabelle 12). Wie bei anderen hochentwickelten 
Vorerzeugnissen stammen auch hier die Haupt-
abnehmer aus Westeuropa. In Italien (11,6 % 
knapp vor Frankreich), in der Schweiz 
(16,1 % weit vor den USA und Frankreich) 
sowie in Schweden (11,4 % vor Frankreich 
und den USA) liegt Baden-Württemberg - je-
weils hinter den anderen Bundesländern -
an zweiter Stelle aller Exporteure. Auf dem 
französischen Markt liegen die USA (13,6 %) 
hinter den anderen Bundesländern (17,8 %) et-
was günstiger als Baden-Württemberg (12,3 %). 
Bemerkenswert ist weiterhin, daß in den USA 
als dem viertwichtigsten Markt Baden-Württem-
bergs dieses Bundesland hinter den unange-
fochten führenden Japanern (31,6 %), Kanada 
(8,8 %), den anderen Bundesländern (6,9 %), 
Großbritannien (4,9 %) und Hongkong (4,4 %) 
mit einem Marktanteil von 3,7 % immerhin an 
6. Stelle liegt. Japan ist bei diesen elektri-
schen Geräten, außer in den USA, besonders 
stark auf die Bundesrepublik Deutschland, 
Großbritannien, Australien und Saudi-Arabien 
ausgerichtet. In den hier aufgeführten euro-
päischen Ländern war Japan 1980 stets weni-
ger bedeutend als Baden-Württemberg. 

Kraftfahrzeuge 

Die weltweit meisten Kraftfahrzeugexporte 
kamen 1980 aus Japan (27,4 %), gefolgt von 
den anderen Bundesländern (17,2 %), Frank-
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Übrige 
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Saudi-
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(1296,0 

Mill 
US-9) 

Impone 
Frank-
reichs 
(999,2 
Mill. 

uS4) 

173 83 

reich (10,1 %), USA (8,1 %), Kanada (7,6 %), 
Belgien/Luxemburg (6,5 %) und Baden-Würt-
temberg (6,0 %); vgl. Anhangtabelle 13. Der 
wichtigste Abnehmer baden-württembergischer 
Kraftfahrzeuge sind die USA. Dieser Import-
markt wird eindeutig von Japan (48,6 %) 
und Kanada (26,9 %) beherrscht, doch liegt 
Baden-Württemberg (8,5 %) fast gleichauf 
mit den anderen Bundesländern (8,9 %) auf 
Platz 4; Schweden folgt mit 2,4 %. Bemerkens-
werterweise erreichen die Anteile Baden-Würt-
tembergs bei den wichtigen europäischen Im-
portländern (abgesehen von der Schweiz mit 
9,2 %) keine so hohen Werte wie in den USA; 
gleichwohl liegt das Land auch in Italien 
und in der Schweiz an 4., in Frankreich 
an 5. und in Großbritannien an B. Stelle. 
Während in den USA die Importe aus Baden-
Württemberg und den anderen Bundesländern 
1980 etwa gleichgewichtig waren, liegen die 
anderen Bundesländer in den genannten euro-
päischen Importländern mit Quoten von rund 
27 % (Italien, Großbritannien) bis 33 % 
(Schweiz) bedeutend höher als diejenigen 
Baden-Württembergs. Die Stärke der bun-
desdeutschen Kraftfahrzeugexporte in euro-
päische Importländer wird dadurch unterstri-
chen, daß lediglich auf dem italienischen 
Markt ausländische Anbieter (hier Frankreich 
mit 36,8 %) bedeutender waren als bundesdeut-
sche. Während in Italien und Frankreich fast 
nur europäische Kraftfahrzeuge angeboten 
wurden, erlangten die japanischen Importe 
in Großbritannien und in der Schweiz mit 
Importquoten von 14,1 % und 15,1 % die dritt-
bzw. sogar zweitwichtigste Stelle - und zwar 
mit erheblichem Abstand zu Baden-Württem-
berg. In diesen Ländern erreichen die franzö-
sischen Importe einen Anteil von 14 bis 16 $. 
Die US-Importe sind in Europa nur in der 
Schweiz (3,1 %) erwähnenswert; sie liegen 
durchweg weit unter den baden-württem-
bergischen Importanteilen. 

In den Schaubildern 3 bis 5 sind die Import-
märkte für Kraftfahrzeuge auch nach den drei 
wichtigsten Kategorien untergliedert darge-
stellt, nämlich Personenkraftwagen, Last-
kraftwagen und Spezialfahrzeuge (das sind 
Kraftwagen für den öffentlichen Verkehr so-
wie Sattelzugmaschinen). Dabei zeigen sich 
teilweise stark abweichende Strukturen sowohl 
hinsichtlich der Bedeutung einzelner Länder 
für baden-württembergische Exporte wie bezüg-
lich der Konkurrenzsituation. So ergibt sich, 
daß die gute Position Baden-Württembergs 
in den USA vornehmlich durch Personenkraft-
wagen bedingt ist, bei denen Baden-Wurt-
temberg knapp ein Zehntel aller Importe 
auf sich vereinigt und etwa gleichauf mit 
den anderen Bundesländern Platz 4 innehat. 

Japan liefert auch bei den PKW's über die 
Hälfte aller Importfahrzeuge für die USA. 
Die Bedeutung dieses Marktes für Japan wird 
im übrigen dadurch unterstrichen, daß 1980 
fast drei Fünftel aller japanischen PKW-Ex-
porte in die USA gingen; für Baden-Württem-
berg beträgt der Exportteil immerhin gute 
zwei Fünftel. 

Schaubild 4 

Internationale Konkurrenzsituation bei Importen 
von Lastkraftwagen 1980 

Während bei PKW's Baden-Württemberg somit 
auf dem US-Markt überdurchschnittlich stark 
vertreten ist, insbesondere stärker als auf 
den europäischen Importmärkten 6  , spielt 
dieser nordamerikanische Markt bei LKW's und 
Spezialfahrzeugen für dieses Bundesland 
keine große Rolle. Umgekehrt sind die Last-
kraftwagen und Spezialfahrzeuge Baden-Würt-
tembergs in europäischen Importländern rela-
tiv stärker vertreten als bei den Personen-
kraftwagen. Beispielsweise liegt Baden-Würt-
temberg auf seinem wichtigsten LKW-Absatz-
markt, nämlich Italien, hinter Frankreich 
knapp ein Drittel) und den anderen Bundes-

ländern (ein Fünftel) mit gut einem Sechstel 
an dritter Stelle. In Österreich ist es sogar 
Platz 2 (ein Neuntel) hinter den anderen 
Bundesländern, auf die freilich über die Hälf-
te aller Import-LKW's entfällt. In Frankreich 
und Belgien/Luxemburg erreichten 1980 die 
anderen Bundesländer jeweils drei Zehntel, 
Baden-Württemberg etwa ein Fünfzehntel. Die 
japanische Konkurrenz wies 1980 in Europa 
für LKW's bei weitem geringere Quoten auf 
als Baden-Württemberg. Bei einem quantita-
tiv für Baden-Württemberg ebenfalls interes-
santen Markt, nämlich Saudi-Arabien, ist 
Japan mit genau der Hälfte aller Import-LKW's 
jedoch absolut führend vor den anderen Bun-

 

6 Schaubild 3 zeigt übrigens für die Personenkraftwagen in den euro-
päischen Ländern ähnliche Strukturen wie für die Kraftfahrzeuge ins-
gesamt, deren Importmärkte bereits beschrieben wurden. 
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Schaubild 5 

Internationale Konkurrenzsituation bei Importen 
von Spezialfahrzeugen 1980 

1) Für Importe aus Japan sind keine Angaben vorhanden. 

17483 

desländern (ein Fünftel) und den USA (ein 
Sechstel); auf Baden-Württemberg entfiel 
dagegen gerade ein Fünfzigstel aller LKW-
Importe7. 

Bei den Spezialfahrzeugen (Omnibusse, Sattel-
schlepper) ist Baden-Wurttemberg für drei 
europäische Staaten das wichtigste Export-
land. Jeweils über die Hälfte aller entspre-
chenden Importfahrzeuge Österreichs und der 
Schweiz kommen aus Baden-Württemberg; in 
Frankreich, das der mit Abstand wichtigste 
Abnehmer baden-württembergischer Spezial-
fahrzeuge ist, ist es fast ein Viertel. Wäh-
rend die anderen Bundesländer in Österreich 
(ein Drittel) und in der Schweiz (fast ein 
Viertel) an zweiter Stelle liegen und somit 
andere Anbieter 1980 nur geringe Importantei-
le aufwiesen, war der Markt in Frankreich 
1980 recht umstritten; hier liegen hinter 
Baden-Württemberg die anderen Bundesländer; 
Schweden und die Niederlande mit Import-
anteilen um ein Fünftel etwa gleich gut im 
Rennen. 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

Bei Kraftfahrzeugzubehör, also typischen koch-
entwickelten Vorprodukten, ist die Situation 
so, daß Baden-Württemberg weltweit gut 4 % 
aller Importe bestreitet, in einigen europä-

 

7 Es muß darauf hingewiesen werden, daß einige weitere, für Baden-

Württemberg z.T. wichtigere Märkte des Nahen Ostens bzw. Afrikas 
(Algerien, Irak, Libyen, Südafrika) mangels geeigneter UN-Daten nicht 
auch analysiert werden konnten. 

ischen Märkten jedoch mit an der Spitze aus-
ländischer Anbieter steht (Anhangtabelle 14). 
Beispielsweise liegt es in Österreich mit einem 
Anteil an den Importen von 19,5 % an zwei-
ter Stelle hinter den anderen Bundesländern 
(52,9 %), in Italien an dritter Stelle (14,5 %) 
hinter Frankreich und den anderen Bundeslän-
dern mit 31,7 % bzw. 30,5 %. In Frankreich 
ist der dritte Platz hinter den anderen Bun-
desländern (30,1 %) und Italien (18,3 %) 
stark umkämpft zwischen Großbritannien, 
Baden-Württemberg und Spanien (je knapp 
10 %). Japan ist bei Kraftfahrzeugzubehör 
- ähnlich wie Kanada - stark auf den US-
Markt ausgerichtet;.es liefert dorthin 80 % 
seiner Exporte und hält einen Marktanteil 
von 31,6 %, das ist Platz zwei hinter Kana-
da (37,8 %) und weit vor den anderen Bundes-
ländern (8,2 %). Für Baden-Württemberg 
sind die USA als weltweit wichtigstem Impor-
teur zwar ein quantitativ gewichtiger Abneh-
mer, doch ist der Anteil an den US-Importen 
mit 1,4 % eher bescheiden. Der absolut wich-
tigste Abnehmer baden-württembergischer 
Kfz-Teile ist Belgien/Luxemburg; der Anteil 
Baden-Württembergs an den Importen dieses 
Wirtschaftsgebiets betrug 6,2 % hinter den 
anderen Bundesländern, Frankreich, Großbri-
tannien und Schweden. 

Möbel 

Der weltweit führende Exporteur bei Möbeln 
(Anhangtabelle 15) ist Italien (21,8 %) vor 
den anderen Bundesländern (16,4 %). Die 
verbleibenden Exportländer erreichten weit 
weniger als 10 %, wobei Baden-Württemberg 
1980 mit einem Anteil von 4,1 % an 9. Stelle 
lag. In den Nachbarländern Schweiz (12,4 %) 
und Österreich (14,2 %) erlangte Baden-Würt-
temberg jedoch einen weit höheren Anteil; es 
liegt dort - jeweils hinter den führenden 
Exportregionen Italien bzw. andere Bundeslän-
der - teilweise recht unangefochten auf Platz 
3. Bei den anderen wichtigen Abnehmerstaaten 
(Niederlande: 7,5 %; Frankreich: 4,3 %) er-
reichte Baden-Württemberg relativ deutlich 
hinter dem geographisch günstigeren Belgien/ 
Luxemburg Platz 4. Die sicherlich mit Trans-
portfragen zusammenhängenden regional eng 
begrenzten Aktionsradien lassen sich für 
Baden-Württemberg auch daraus ersehen, daß 
die Exporte in die vier genannten Staaten 
rund drei Fünftel aller baden-württembergi-
schen Exporte ausmachen. Die insgesamt recht 
hohen Exporte europäischer Staaten sind im 
übrigen auch damit, zu erklären, daß bei 
Möbeln auf Westeuropa etwa zwei Drittel al-
ler Weltimporte entfielen - eine bei anderen 
Waren kaum erreichte Größenordnung. 

Medizinische Instrumente, Apparate und 
Geräte  

Etwa ein Fünftel aller medizinischen Instru-
mente, Apparate und Geräte werden weltweit 
von den USA exportiert; vgl. Anhangtabelle 
16. Die folgenden vier Exportregionen sind 
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ungefähr gleich stark; es sind dies die ande-
ren Bundesländer (10,8 %), Großbritannien 
(10,4 $), Japan (10,3 %) und'Baden-Württem-
berg (.8,3 %). Ein für Baden-Württemberg 
besonders interessanter Marktfür diese Pro-
dukte sind die USA. Sie nehmen nicht nur 
über ein Fünftel der baden-württembergi-
schen Exporte auf, das Land ist dort - re-
lativ knapp hinter Japan (26,3 %) - mit ei-
nem, Marktanteil von 21 ,4 $, auch der zweit-
wichtigste ausländische Anbieter vor den 
anderen Bundesländern (15,1 %) und weit 
vor Großbritannien (5,4 %) bzw. der Schweiz 
(4,8 %). Wie Baden-Württemberg ist auch 
Japan besonders stark mit seinen Exporten 
auf die USA ausgerichtet, wie umgekehrt das 
Hauptabsatzland für die US-Exporte Japan 
ist. Etwa ein' Siebtel aller US-Exporte wer-
den nach Japan geliefert, wo die USA mit 
einem Anteil von 53,8 % der bedeutendste 
ausländische Anbieter ist. Mit jeweils rund 
8 % folgen dann die anderen Bundesländer 
und Baden-Württemberg. Bei den für Baden-
Württemberg wichtigsten europäischen Abneh-
merländern sind - in wechselnder Reihenfol- 
ge - die USA und die anderen Bundesländer 
die wichtigsten Lieferanten. In Italien 
(12,1 %) und in, der Schweiz (16,3 %) liegt 
dabei Baden-Württemberg jeweils relativ 
knapp dahinter an. dritter Stelle. Auf dem 
französischen Markt .liegen vor Baden-Württem-
berg (8,1 %) auch noch Irland und Belgien/-
Luxemburg, auf dem niederländischen (9,7 %) 
zusätzlich noch Belgien/Luxemburg. Japan 
ist mit seinen Exporten nach Europa stark 
auf die Bundesrepublik Deutschland ausge-
richtet; 1980 war es außerdem vor allem 
in Italien (10,4 %) und in Frankreich (6,6 %) 
ein ernsthafter Konkurrent Baden-Württem-
bergs. 

Uhrmacherwaren 

Bei- Uhren und Uhrenteilen wird der Welt-
markt von der Schweiz, Japan und Hongkong 
beherrscht, auf die 1980 zusammen fast drei 
Viertel aller Exporte entfielen (vgl. Anhang-
tabelle 17). 
Zwar mit beachtlichem Abstand, aber immerhin 
an vierter Stelle liegt mit einem Weltexport-
anteil von 5'.,2 % Baden-Württemberg. 

Der weltweit wichtigste Importeur an 'Uhren 
ist - und dies mag durchaus überraschen -
Hongkong mit einem Importvolumen im Jahre 
1980 von 1,19 Mrd. US-$; es ist zu vermuten, 
daß es sich hierbei um Handelswaren bzw. 
um Uhrenteile handelt, die dort in Uhren ein-
gebaut werden, um dann wiederum in hohem 
Maße exportiert zu werden. Die wichtigsten 
Exporteure nach Hongkong sind Japan und 
die Schweiz; die Importe aus Baden-Württem-
berg und den anderen Bundesländern dorthin 
sind gering. Dagegen hat Baden-Württemberg 
auf dem Markt des weltweit zweitwichtigsten 
Importeurs von Uhrmacherwaren, in den USA 
hinter dem genannten Spitzentrio immerhin 
Platz 4 inne, wenngleich der Importanteil 
nur bei 4,2 % liegt. In der Schweiz beträgt 

der baden-württembergische Anteil 17,,6 % 
aller Importe, womit das Land durchaus ähn-
lich hohe Anteile aufweist wie, die beiden 
führenden Anbieter, nämlich Italien (22,7 .$) 
und Frankreich (21,7 %). Japan (6,6 %) und 
Hongkong (10,4 %) liegen auf diesem Markt 
relativ weit hinter Baden-Württemberg. Auf 
den anderen wichtigen europäischen Märkten 
(Frankreich, Großbritannien, Italien) liegt 
Baden-Württemberg jeweils an vierter Stelle 
hinter den drei weltweit führenden Exporteu-
ren. In Großbritannien, wo die meisten Im-
portuhren aus Hongkong kommen, liegt Baden-
Württemberg (11,0 %) fast gleichauf mit Ja-
pan (13,2 $). 

 

Musikinstrumente 

Der weltweit wichtigste Exporteur bei Musik-
instrumenten ist Japan mit 26-,1 % vor den USA 
(20,1 %) sowie den anderen Bundesländern 
(8,5 %); Baden-Württemberg lag 1980 mit 
4.,0 % auf Platz 8 (Anhangtabelle 18). Die 
meisten Importe nimmt die Bundesrepublik 
Deutschland auf vor den USA; auf beiden 
Märkten ist Japan der weitaus wichtigste 
ausländische Anbieter. In den USA kommen 
'über 50 % aller Importe aus Japan.; für Ba-
den-Württemberg (2,1 %) blieb, 1980 hinter 
anderen Importeuren aus Europa, Fernost 
und Kanada - wie im Weltdurchschnitt - Platz 
B. Es ist wenig verwunderlich, daß auf den 
europäischen Märkten Baden-Württemberg 
eine bedeutendere Rolle spielt. Zwar liegt 
das Land bei den fünf wichtigsten Importlän-
dern auch nur auf den. Plätzen 6 bis 8, doch 
erreicht es mit Anteilsquoten von 4,9 % 
(Großbritannien) bis 7;3 % (Italien) beach-
tenswerte Importanteile. Im einzelnen sind 
die regionalen Importstrukturen in den ge-
nannten Importländern recht unterschiedlich. 
Auffallend ist die durchweg führende Stel-
lung der USA auf den genannten europäi-
schen Märkten, während Japan nur in Groß-
britannien (21.,2 %). über einem Fünftel liegt 
und in Kontinentaleuropa sich die bundesdeut-
schen Exporteure bislang noch gut behaupte-
ten. 

Zusammenfassung 

- Im Jahre 1981 bestritt das Bundesland Ba-
den-Württemberg 1,5 % des Weltexportvolu-
mens. Dies ist in Anbetracht der Größe 
dieses. Landes ß0,2 % der Weltbevölkerung) 
recht erstaunlich, doch zeigt die Entwick-
lung eine abnehmende Tendenz; so betrug 
der Anteil Baden-Württembergs am Weltex-
port 1970 bis 1973 noch rund 2;0 $ und 
1979 immerhin noch 1,8:%. Die anderen 
Bundesländer mußten seit 1971 (9,2 %) 
ebenfalls Einbußen etwa in der gleichen 
Größenordnung hinnehmen (1.975: 8,6.$; 
1981: 7,4 %). 

- Längerfristig betrachtet (1970 bis 1981) muß 
dieser Rückgang sicherlich im Zusammenhang 
mit den Exportausweitungen bestimmter Ent-
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wicklungsländer, insbesondere auch der 
OPEC-Staaten gesehen werden, denn der An-
teil der elf wichtigsten westlichen Indu-
strienationen am Weltexport reduzierte 
sich von 63,4 % (1970) auf 55,6 % (1981). 
Der dramatische Rückgang bundesdeutscher 
Exportanteile zwischen 1979 und 1981 ist 
jedoch ungleich stärker durch eine konti-
nentale Herausforderung Japans und Nordame-
rikas begründet; von der nahezu alle euro-
päischen Industrieländer betroffen waren. 
Die USA und Kanada erhöhten zwischen 1979 
und 1981 ihren Anteil an den Weltexporten 
um 1,0 Prozentpunkte auf 15,5 % und Japan 
gar um 1,4 Prozentpunkte auf 7,7 %, wäh-
rend die acht wichtigsten europäischen In-
dustrieländer 4,3 Prozentpunkte verloren 
und damit 1981 nur noch 32,4 $. der Weltex-
porte bestritten. 

- Eine nähere Untersuchung der für Baden-
Württemberg wichtigsten Exportgüter ergibt 
für 1979/.80 zwar durchaus differenzierte 
Entwicklungen, insgesamt jedoch Weltmarkt-
verluste vornehmlich durch fernöstliche 
und nordamerikanische Exportoffensiven. 
Unter den sechs Warenarten, bei denen Ba-
den-Württemberg nach wie vor ein Zehn-
tel oder mehr der Weltexporte bestreitet, 
hat dieses Bundesland bei Werkzeugmaschi-
nen .trotz starker Exportanstrengungen Ja-
pans und der USA seinen Anteil an den Welt-
exporten um 0,4 Prozentpunkte auf 11,6 % 
erhöhen können; die Zunahmen in den Welt-
exportanteilen der USA (+ 0,9 Prozentpunk-
te) und Japans (+ 0,2 Prozentpunkte) gin-
gen - rein rechnerisch - ausschließlich zu 
Lasten der anderen Bundesländer. 

 

Demgegenüber mußten bei den beiden ande-
ren, für Baden-Württemberg besonders wich-
tigen Maschinenerzeugnissen Anteilsverlu-
ste in Kauf genommen werden. Bei den 
Druckerei- und Buchbindereimaschinen führ-
ten vor allem Exportausweitungen Japans 
(+ 1,4 Prozentpunkte), Großbritanniens 
(+.0,7 Prozentpunkte) und der USA 
.(+ 0,5 Prozentpunkte) dazu„ daß die Welt-
marktanteile Baden-Württembergs um 
0,7 Punkte auf 15,5 % bzw. der anderen Bun-
desländer um 1,3 Punkte auf 22,2 % zurück-
gingen. 

Bei den .sogenannten ,übrigen nichtelektri-
schen Maschinen, Werkzeugen und Werkzeug-
maschinen betraf der Rückgang der führen-
den Exportregionen nur Baden-Württemberg 
(- 0,6 Punkte auf 9,7 %), während die ande-
ren Bundesländer ihre Spitzenstellung 
(19,4 %) halten bzw, die USA und Italien 
als wichtigste Konkurrenzländer ihre Posi-
tion ausbauen konnten. 

Bei Spezialfahrzeugen wie Omnibussen und 
Sattelschleppern bewirkte eine Zunahme der 
Exporte aus Japan wie auch aus den anderen 
Bundesländern., daß Baden-Württemberg 1980  

rund 2,2 Prozentpunkte gegenüber 1979 ein-
büßte und mit einem Anteil an den Weltex-
porten von 11 .,6 % auf den vierten Platz 
zurückfiel. 

Gleichermaßen überdurchschnittlich star-
ke Verluste zwischen 1979 und 1980 mußte 
Baden-Württemberg bei den optischen In-
strumenten und Apparaten hinnehmen; der 
Rückgang des Weltexportanteils um 3,8 Pro-
zentpunkte auf 11,3 % war durch eine star-
ke Exportoffensive der Schweiz bedingt und 
betraf Baden-Württemberg im Vergleich zu 
den an deren Bundesländern, den USA und 
Japan besonders stark. 
Trotz leichter Verluste um 0,8 Prozent-
punkte konnte Baden-Württemberg dagegen 
seine Stellung als weltweit wichtigstes Ex-
portland bei. Gas-, Elektrizitäts- und 
Flüssigkeitszählern, Tachometern und Taxa-
metern (15,4$) auch 1980 noch halten. 

- Unter den Waren, bei denen Baden-Würt-
temberg 1980 zwar weniger als ein Zehntel 
des Weltexportvolumens aufweist, aber den-
noch eine weltweit hervorgehobene Rolle 
spielt,, waren starke Anteilsverluste bei 
Papiermaschinen, bei elektrischen Maschi-
nen, Geräten und Apparaten, bei Uhren so-
wie bei Musikinstrumenten zu verzeichnen. 
Die entsprechende Entwicklung muß jeweils 
im Zusammenhang mit starken Exportauswei-
tungen aus Fernost und aus den angelsächsi-
schen Ländern.gesehen werden. 

Bei einer längerfristigen Betrachtung 
(1971 bis 1980) kristallisieren sich eben-
falls einige interessante Bewegungen für 
die Bundesrepublik Deutschland bzw. für 
Baden-Württemberg heraus. Die Situation 
ist jedoch bei den einzelnen Exportgütern 
so differenziert, daß man keine qenerellen  
Entwicklungslinien ablesen kann- sowohl 
für die baden-württembergischen bzw. bun-
desdeutschen Weltexportanteile wie auch 
für diejenigen der wichtigsten Kon-
kurrenzländer. Gleichwohl lassen sich 
langfristig bereinigen Warenarten durch-
aus Zusammenhänge zwischen einem Vordrin-
gen Japans und einem Rückgang auch der 
bundesdeutschen bzw, baden-württembergi-
schen Weltmarktanteile erkennen. Hierzu 
zählen unter anderem Werkzeugmaschinen zur 
Metallbearbeitung_ elektrische Maschinen, 
Apparate und Geräte, Straßenfahrzeuge, 
optische Erzeugnisse, Uhren und Musikin-
strumente. Besonders starke und recht kon-
tinuierliche Anteilsverluste mußte die Bun-
desrepublik Deutschland bei den Weltexpor-
ten folgender Produkte hinnehmen: 
Maschinen zur Papier- und Papierhalb-
stoffherstellung (1973,: 39,3 %; 1980: 
26,7 %), Werkzeugmaschinen zur Metall-
bearbeitung (1974: 37,9 %; 1980: 29,3 $), 
Musikinstrumente (1974: 21,6 %; 1980: 
12,5 %). Baden-Württembergische Daten 
liegen hierfür erst ab 1975 vor, sie zei-' 
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gen jedoch, daß dieses Bundesland sich dem 
Bundestrend in der Regel nicht entziehen 
konnte. 

In der vorliegenden Untersuchung konnte 
erstmals - und zwar für 1980 - festgestellt 
werden, wie die Konkurrenzsituation Baden-
Württembergs für wichtige Exportgüter auf 
den einzelnen Auslandsmärkten aussieht; die-
se Untersuchung basiert auf umfangreichem, 
bisher nicht ausgewertetem Datenmaterial. 
Hinsichtlich der Ergebnisse dürfte wenig 
überraschend sein, daß in der Regel die 
Stellung Baden-Württembergs auf den; Import-
märkten der benachbarten Länder Frank-
reich, Österreich und Schweiz besonders 
stark ist. Schon die regionale Herkunft 
der Konkurrenzländer ist bei den einzelnen 
Waren durchaus verschieden; generell ist 
dabei auch zu bemerken, daß die japanische 
Konkurrenz vornehmlich in den USA, weniger 
aber auf den europäischen Importmärkten ein 
sehr starker Konkurrent ist; Ausnahmen sind 
Personenkraftwagen (in Großbritannien und 
in der Schweiz), Medizinische Geräte und 
Instrumente, Uhren und Musikinstrumente. 
Auf vielen anderen Märkten sind - neben 
westeuropäischen Ländern - die USA ein 
stärkerer Konkurrent. 

- Die internationale Konkurrenzsituation 
ist auf den Absatzmärkten insgesamt so 
differenziert, daß im einzelnen auf die 
obigen textlichen Ausführungen verwie-
sen wird. Hervorgehoben seien jedoch 
einige Märkte in weiter entfernten Län-
dern, auf denen die baden-württembergi-
sche Exportwirtschaft eine bemerkens-
wert starke Rolle spielt. So liegt Baden-
Württemberg bei den Textil- und Lederma-
schinenimporten Jugoslawiens (Importanteil 
13,9 %) an zweiter Stelle hinter den anderen 
Bundesländern, ebenso bei den Druckerei-
und Buchbindereimaschinenimporten der 
USA (21,0 %); für Japan ist Baden-Württem-
berg bei diesen Maschinen sogar der welt-
weit wichtigste Partner - 28 % aller japa-
nischen Druckerei- und Buchbindereimaschi-
nenimporte kommen aus Baden-Württemberg. 
Ebenfalls der bedeutendste Handelspartner 
ist Baden-Württemberg bei den Importen 
von Werkzeugmaschinen zur Metallbearbei-
tung in Brasilien und der Schweiz (je 28 %). 
Schließlich ist Baden-Württemberg bei Me-
dizinischen Instrumenten, Apparaten und 
Geräten auf dem US-Markt hinter Japan mit 
einem Importanteil von 21,4 $. der zweit-
wichtigste ausländische Anbieter. 
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1 .3 Struktur und Entwicklung 

des Fremdenverkehrs 

Der Fremdenverkehr ist in hoch industriali-
sierten Gesellschaften mit einem hohen Ein-
kommens- und Freizeitniveau zu einem maßgeb-
lichen sozialen und ökonomischen Faktor ge-
worden. Für den einen Teil der Bevölkerung 
verbindet sich damit der Gedanke an Erho-
lung, Erlebnis und Selbstverwirklichung, für 
den anderen Teil bildet er die wirtschaftli-
che Existenzgrundlage oder trägt wesentlich 
zu dieser bei. 

Die ökonomische Bedeutung des Reiseverkehrs 
läßt sich anhand einiger Zahlen veranschau-
lichen: 

- 1981 wurden im Bundesgebiet Im Rahmen 
der Statistik der Beherbergung im Reisever-
kehr rund 210 Mill. Gästeübernachtungen 
registriert, davon 35 Mill. oder 18 % in 
Baden-Württemberg. 

- In der Zeit von April 1980 bis März 1981 
trat - den Ergebnissen des Mikrozensus zu-
folge - knapp die Hälfte der Bundesbürger 
(48 %) mindestens eine Urlaubs- und Erho-
lungsreise.an, die 5 Tage oder länger dau-
erte. Für diese Reisen wurden in der Be-
richtszeit insgesamt 32,6 Mrd. DM aufge-
wandt. 

- Gäste aus dem Ausland haben - nach Mit-
teilung der Deutschen Bundesbank - in 
der Bundesrepublik für Urlaubs- und Ge-
schäftsreisen 1981 rund 14,2 Mrd. DM 
ausgegeben. Gegenüber dem Vorjahr ergab 
sich damit eine Zunahme um knapp 20 %. 

.Dem stehen für das Jahr 1981 Ausgaben 
der Bundesbürger im Ausland in Höhe von 
40,3 Mrd. DM entgegen, so daß die Rei-
severkehrsbilanz insgesamt einen nega-
tiven Saldo aufweist. 

Neben den unmittelbaren Produktions- und 
Beschäftigungswirkungen im Dienstleistungs-
bereich des Beherbergungs- und Gastgewer-
bes ist mit dem Reiseverkehr auch der Kauf 
vielfältiger komplementärer Güter und Dien-
ste verbunden, und dies sowohl am Wohnort -
zu denken ist an die gesamte Reiseausstat-
tung auch im Hinblick auf die Aktivitäten, die 
man am Zielort unternehmen will, - wie auch 
am Urlaubsort. Ausgaben für den Fremden-
verkehr haben damit erhebliche Auswirkungen 
auf Niveau und Struktur der Wirtschaft, und 
dies auch in regionaler Hinsicht. Gerade der 
regionale Aspekt spielt in Baden-Württem-
berg eine große Rolle, da der Frerndenver-
kehr sich besonders auf die strukturschwa-  

chen Räume des Landes konzentriert und hie- 
ein entscheidender Faktor der wirtschaftli-
chen Existenzsicherung ist (vgl. Schaubild 1 - 
und Anhangtabelle 19). So entfielen 1981 von 
allen im Lande gezählten Übernachtungen 12 % 
auf den Kreis Breisgau-Hochschwarzwald und 
15 % auf die beiden Kreise Freudenstadt und 
Calw. Die um die Kreise Waldshut, Lörrach, 
Schwarzwald-Baar und Ortenau erweiterte 
Schwarzwaldregion vereinigte mit rund 17 Mil-
lionen Übernachtungen fast jede zweite auf 
sich. Im Gebiet Bodensee-Oberschwaben, mit 
den Kreisen Konstanz, Bodensee und Ravens-
burg, spielt der Fremdenverkehr mit 12 %, 
aller Übernachtungen gleichfalls eine ent-
scheidende Rolle, wie auch im Main-Tauber-
Kreis (3,  %). 

 

Wegen seiner allgemeinen und speziell auch 
regionalen Bedeutung ist es wichtig, die 
Entwicklungen des Fremdenverkehrs sorg-
fältig zu beobachten. Dies insbesondere jetzt, 
da sich nach Jahrzehnten einer durch begün-
stigende Faktoren unterstützten nachhaltigen 
Aufwärtsentwicklung offenbar differenzier-
tere Tendenzen abzeichnen, die über konjunk-
turelle Einflüsse hinausgehen können. Auf 
diese dürfte zunächst zurückzuführen sein, 
daß der Anteil der Reisenden an der Wohnbe= 
völkerung 1980/81 (jeweils von April bis 
April) mit 48 % um 2 % niedriger lag als 
1979180. Auf Reise und Erholung werden aber 
wegen des zunehmenden Wertes der Freizeit 
die Konsumenten auch in wirtschaftlich 
schwierigeren Zeiten nicht auf Dauer verzich-
ten wollen, doch könnten sich Verschiebungen 
ergeben hinsichtlich Zahl, Länge und Quali-
tät der Reisen und Reiseziele. Gleicherweise 
wird die Erhaltung und Wiederherstellung 
der Gesundheit ein vorrangiges Ziel bleiben, 
aber auch hier zeichnen sich durch Ände-
rungen rechtlicher Vorgaben und personel-
ler Dispositionen Umstrukturierungen ab. 
Auf diese Tendenzen gilt es sich einzustel-

 

len, gleichzeitig mit der Entwicklung neuer 
Urlaubsangebote, wie sie durch geänderte An-
forderungen und Vorstellungen an Urlaub und 
Reise erforderlich werden. Fremdenverkehrs-
entwicklung und -politik sind somit keines-
wegs unabhängig, es bestehen vielmehr viel-
fältige Verflechtungen mit anderen Bereichen 
wie der Wirtschafts-, Einkommens- und Ar-
beitsmarktentwicklung und -politik, mit der Ge-
sundheits-, Verkehrs- und Raumordnungspoli-
tik und nicht zuletzt mit den Wandlungen von 
Werten und Vorstellungen. 

Methodische Vorbemerkungen 

Eine Analyse der Entwicklung des Fremden-
verkehrs innerhalb der letzten zwei Jahrzehn-
te anhand der Ergebnisse der Reiseverkehrs-
statistik ist allerdings nur unter Beachtung 
der folgenden Einschränkungen möglich. 

58 



n
n unter 29ö 

2 bis  3% I I unter 

r713 11 4% 

4 11 7°ö 

7 

M 10 11 12% 

Übernachtungen 
insgesamt 
35,4 Mill.= 100% 

>MM 
11 10% 

MITTLERER 

Fam, .—

    

VWERE'.1 

....M 
MTLERER 

FRANKEN 

aAAR-
XEUSERG 

..nur 

G R7, mmm 

Die Fremdenverkehrsstatistik' wurde von 1960 
bis Ende 1980 bundesweit in höchstens 3000 
Gemeinden durchgeführt, war also keine flä-
chendeckende Statistik. Die Einbeziehung 
einer Gemeinde in die Fremdenverkehrsstati-
stik setzte voraus, daß ihre jährliche Über-
nachtungszahl einen bundeseinheitlich fest-
gelegten Grenzwert überschritt (bis 1970: - 
3000, ab dann: 5000). In größeren Zeitab-
ständen (in der Regel alle fünf Jahre) er-
folgte eine Überprüfung der "Berichtsge-
meinden". Dabei wurden neuaufstrebende 
Fremdenverkehrsgemeinden in die Statistik 
einbezogen, Gemeinden, die zwischenzeit-
lich an Bedeutung für den Fremdenverkehr 
verloren hatten, ausgeschieden. Des wei-
teren wurde jeweils zum 1. April die Zuord-
nung der einzelnen Gemeinden nach Gemeinde-
gruppen geprüft. Gegebenenfalls, zum Bei-
spiel bei Neuvergabe, Bestätigung oder Aber-
kennung eines Prädikates, wurden entspre-
chende Umsetzungen vorgenommen. Somit war 
der Kreis der Berichtsorte laufenden Verän-
derungen unterworfen. 

Durch die Änderung des Beherbergungsstati-
stikgesetzes zum 1.1.1981 2  entstand ein 
Bruch, der einen statistisch-methodisch ein-
wandfreien längerfristigen Vergleich fast un-
möglich macht. So werden seit dem Berichts-
monat Januar 1981 nur noch Beherbergungs-
Stätten mit neun und mehr Betten erfaßt. Die 
Erhebung ist nunmehr flächendeckend, das 
heißt, die Beherbergungsstatistik ist nicht 
mehr nur auf ausgewählte Fremdenverkehrsge-
meinden begrenzt. Andererseits wird auf die 
Einbeziehung der kleineren Beherbergungs-
betriebe mit weniger als neun Betten und 
auf die Privatquartiere verzichtet 3  . Diese 
Neuregelung führt in manchen Fremdenver-
kehrsgemeinden dazu, daß bis zu 70 % ihrer 
Beherbergungskapazität in den Ergebnissen 
keinen Niederschlag mehr finden. Im Lan-
desdurchschnitt sind es immerhin noch rund 
30 %, das heißt, daß im Durchschnitt etwa 
jedes dritte Gästebett mit den dazugehören-
den Übernachtungszahlen der statistischen 

1 Sie basiert auf dem Gesetz über die Durchführung laufender Stati-
stiken im Handel sowie über die Statistik des Fremdenverkehrs in Be. 
herbergungsstätten vom 12.1.1960 (BGBl. I, S. 6), novelliert zum 
1.1.1980. Erhoben wurden monatlich die Fremdenmeldungen und 
Gästeübernachtungen, bei Ausländern in der Untergliederung nach 
Herkunftsländern, und einmal jährlich, jeweils zum 1. April, die Zah-
len der von den Beherbergungsstätten angebotenen Zimmer und 
Betten. 

2 Die Fremdenverkehrsstatistik beruht seitdem auf dem Gesetz über 
die Statistik der Beherbergung im Reiseverkehr vom 14. Juni 1980, 
BGBl. I, S. 953. Abgesehen von der monatlichen Statistik der Gäste-
ankünfte und -übernachtungen sieht das Beherbergungsstatistikgesetz 
nunmehr im Abstand von sechs Jahren eine Erhebung von wesent-
lichen Ausstattungs- und Qualitätsmerkmalen sowie von Preisangaben 
bei den Beherbergungsstätten vor. 

Schaubild 1 

Anteil der Stadt- und Landkreise an den 

Übernachtungen insgesamt 1981 
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Erfassung entzogen wird. Verschiedentlich 
mußten auch große Appartementhäuser oder 
Ferienzentren, die sich in der Regel aus 
einer Vielzahl kleinerer Eigentumswohnungen 
zusammensetzen, aus der Berichtspflicht ent-
lassen werden. Entwicklungen bei dieser in 
verschiedenster Hinsicht an sich aufmerksam 
zu beobachtenden Unterbringungsform können 
also nicht mehr weiter verfolgt werden. Ins-
besondere durch den Wegfall der Betriebe mit 
weniger als 9 Betten, von dem sich der Ge-
setzgeber einen besonderen Entlastungseffekt 
bei den Auskunftspflichtigen versprach, gin-
gen wichtige Informationen verloren. Um das 
von den zuständigen Stellen des Landes Baden-
Württemberg schon früh erkannte Informations-
defizit in vertretbaren Grenzen zu halten, 
wird auf freiwilliger Basis einmal jährlich 
bei einer beschränkten Zahl von prädikati-
sierten Fremdenverkehrsgemeinden unter Ein-
beziehung der Kleinbetriebe und Privatquar-
tiere eine Auswertung der Kurtaxunterlagen 
vorgenommen. Daneben versuchte die Landes-
regierung im Rahmen der Vorbereitung eines 
Zweiten Statistikbereinigungsgesetzes durch 
entsprechende Initiativen auf eine Verbesse-
rung der Ergebnisse der Statistik hinzuwir-
ken. Wegen der insgesamt unbefriedigenden 
Situation auf dem Gebiet der Reiseverkehrs-

 

3 Vgl. dazu Reeb,Albert: Inhalt und Aufbau der neuen Statistik der Statistiken haben der Gemeindetag und Frem-
Beherbergung im Reiseverkehr, in: Wirtschaft und Statistik Heft 12/80, denverkehrsorganlSatlonen ihre Mitglieder 
S.834-842. gebeten, ungeachtet der Befragung durch die 
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amtliche Statistik, bis auf weiteres zusätz-
lich "örtliche Statistiken" zu führen. Eine 
Entlastung der Gemeinden durch die neue ge-
setzliche Regelung im Reiseverkehr ist des-
halb praktisch nicht eingetreten. Generell 
ist also festzuhalten, daß alle Angaben nach 
der neuen Erfassung auf einem niedrigeren 
Niveau liegen. Schon zuvor sind durch die 
Verwaltungsreform, die sich beginnend mit 
dem Fremdenverkehrsjahr 1971/72 in den Er-
gebnissen auswirkte, Zeitvergleiche proble-
matisch geworden. Die Gemeindeneugliede-
rung erforderte es, die Berichtspflicht auf 
die Gesamtheit aller Ortsteile auszudehnen, 
auch wenn vorher nur ein Ortsteil als früher 
selbständige Gemeinde der Meldepflicht unter-
lag. Dies hatte zur Folge, daß sich einer-
seits durch Zusammenschlüsse die Zahl der 
berichtspflichtigen Gemeinden verringerte, 
andererseits sich aber die Zahl der aus-
kunftspflichtigen Beherbergungsstätten zum 
Teil erheblich erhöhte. Die Entwicklung im 
Zeitraum 1,971 bis 1975 ist somit nicht aus-
schließlich auf strukturelle oder konjunktu-
relle Einflüsse zurückzuführen. Diesen Gege-
benheiten muß bei der Interpretation der 
Zahlen Rechnung getragen werden. Die Verwal-
tungsreform war im wesentlichen 1975 abge-
schlossen, so daß unter diesem Gesichtspunkt 
methodisch korrekte Vergleiche ab 1976 mög-
lich sind. 

Bis 1980 deutliche Zunahme des Fremdenverkehrs 

Zwischen 1960/61 und 1979/80 hat der Frem-
denverkehr in Baden-Württemberg - abge-
sehen von den Jahren 1967/68 bzw. 1973174, 
in denen sich die allgemein schlechte Wirt-

 

Schaubild 2 

Entwicklung des Fremdenverkehrs 

16683 

schaftslage negativ auswirkte, - ständig zu-
genommen (vgl. dazu Tab. 1 und Schaubild 2). 
Die Zahl der Gästeankünfte erhöhte sich von 
5,8 Mill. auf 9 Mill. (+ 55 %). Die Übernach-
tungen haben noch stärker zugenommen (+ 73 $), 
so wurden im Fremdenverkehrsjahr 1979/80 mit 
44,9 Mill. Übernachtungen 18,9 Mill. mehr 
als 1960/61 registriert. Dadurch ergab sich 
eine Verlängerung der durchschnittlichen 
Aufenthaltsdauer der Gäste von 4,5 auf 5 
Tage. Zwischen 1975/76 und 1979/80 war so-
wohl bei den Ankünften als auch bei den 
Übernachtungen ein kontinuierlicher Auf-
wärtstrend feststellbar. 

Diese Steigerung der Nachfrage nach Beher-
bergungsleistungen dürfte - ohne einen An-
spruch auf Vollständigkeit erheben zu wel-
len - aus dem Zusammenwirken der folgenden 
Faktoren resultieren: Baden-Württemberg 
als Fremdenverkehrsland verfügt über reiz-
volle und vielseitige Erholungslandschaften, 
eine Vielzahl an bedeutenden Kulturdenkmalen 
und infrastrukturell gut ausgestattete Fe-
riengebiete. Hierbei ist insbesondere die 
leistungsfähige Gastronomie als ökonomische 
Basis des Fremdenverkehrs zu erwähnen. 
Es ist gleichzeitig das Bundesland mit den 
meisten Heilbädern. Die Entwicklung wurde 
vor allem aber begünstigt durch den Anstieg 
der verfügbaren Einkommen weiter Bevölke-
rungskreise bei gleichzeitiger Ausdehnung 
der Freizeit sowie durch die zunehmende 
Motorisierung, die es ermöglicht, die Ferien-
gebiete schnell und bequem zu erreichen. 
Aber auch gezielte Werbemaßnahmen und 
der hohe Stellenwert, der dem Gut "Urlaub", 
das heißt dem Abschalten von der Alltags-
welt wie auch der Erhaltung des Guts "Ge-
sundheit" in der -Präferenzstruktur der pri-
vaten Haushalte zukommt, dürften in diesem 
Zusammenhang von nicht zu unterschätzen-
der Bedeutung gewesen sein. Nicht zuletzt 
wurde der Fremdenverkehr durch Zuschüsse 
an die Gemeinden zur Verbesserung der örtli-
chen Fremdenverkehrsinfrastruktur in Höhe 
von 120 Mill. DM im Zeitraum von 1971 bis 
1981 und durch zinsgünstige Darlehen der 
Landeskreditbank an Unternehmen des Gastge-
werbes nachhaltig unterstützt. 

 

Der Ausdehnung der Nachfrage nach Beher-
bergungsleistungen stand allerdings fast eine 
Verdoppelung (+ 94 %) des Bettenangebots ge-
genüber, so daß die durchschnittliche Bet-
tenausnutzung im Land von 40 $ auf 36 % 
zurückging. Besonders in der ersten Hälfte 
der 70er Jahre entwickelten sich die Betten-
kapazität und die Gäste- und Obernachtungs-
zahlen auseinander (vgl. Schaubild 2). 

Die relativ kontinuierliche Aufwärtsentwick-
lung des Fremdenverkehrs hat sich zu Anfang 
der 80er Jahre nicht weiter fortgesetzt. Das 
Ausmaß der Abflachung ist wegen der Neukon-
zeption der Statistik, die methodisch bedingt 
niedrigere Zahlen ausweist, nicht genau zu 
ermitteln. Die Erhebung auf Basis des neuen 
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203 
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6 138 
6242 
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7 028 
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327 272 8 335 
338 26,0 8 861 
342 260 8 989 

25 984 
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30 005 
31 037 
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33 108 
35 746 

39 005 
39 921 
39 889 

a.s 
8.6 
8,8 
8,6 

8,6 
8,8 
8,3 

82 
7,1 
75 

192 
19.4 
19,0 
18,8 

19,2 
19,0 
18,5 

19,3 
19,9 
17,6 

4,5 
4,6 
4,8 
4,9 

4,9 
5.0 
5,1 

5,1 
5,3 
5,1 

41 083 7,9 17,9 4,9 
43 759 8,3 18,2 4,9 
44 858 8,7 18,0 5,0 

Berichtskreises weist für die baden-württem-
bergischen Beherbergungsstätten mit neun 
und mehr Betten 8,6 Mill. Gästeankünfte 
nach, welche insgesamt 35,4 Atill. Übernach-
tungen buchten. Bei diesem Gesamtergebnis 
kann gegenüber dem Vorjahr von einer leich-
tert Zunahme der Gäste bei gleichzeitigem 
Rückgang der Übernachtungszahlen ausgegan-
gen werden. Somit hat sich die durchschnitt-
liche Verweildauer der Gäste, die 1981 bei 
4,1 Tagen lag, gegenüber den Vorjahren ver-
ringert . Bemerkenswert ist, daß der trotz 
aller methodischen Vorbehalte ermittelte Rück-
gang um - 4 % 1981 gegenüber 1980 sich mit 
dem realen Umsatzrückgang beim Beherber-
gungsgewerbe im Rahmen der Gastgewerbestati-
stik deckt. Es dürften sich hier .die Folgen 
der rückläufigen Realeinkommen weiter Bevöl-
kerungskreise und der damit zusammenhän-
genden Einsparungen beim Urlaubsbudget ab-. 
zeichnen. Letzteres könnte sich unter Um-
ständen in einer - mehrfach beobachteten -
vergleichsweise höheren Inanspruchnahme 
der in der Regel preisgünstig angebotenen, 
aber statistisch seit 1981 nicht mehr erfaß-
ten Kleinbetriebe und Privatquartiere aus-
wirken. So ergab sich beispielsweise im Rah-
men der bereits erwähnten, im Auftrag des 
Landesfremdenverkehrsverbandes durchgeführ-
ten Auswertung der Kurtaxunterlagen ausge-
wählter Gemeinden für 1981 kein Rückgang, 
sondern eine Stagnation bei den Übernach-
tungszahlen. Hierbei waren auch die Ergeb-  

nisse der Kleinbetriebe und Privatquartiere 
enthalten. Allerdings ist zu beachten, daß 
die zugrundegelegten Daten weder repräsenta-
tiv noch primär für statistische Zwecke er-
hoben wurden. Dieses Ergebnis würde im übri-
gen auch mit der verschiedentlich vertrete-
nen These übereinstimmen, daß wegen des ho-
hen Stellenwertes des Gutes "Urlaubsreisen" 
"nicht am, sondern im Urlaub", zum Beispiel 
durch Inanspruchnahme preiswerterer Über-
nachtungsmöglichkeiten, gespart wird. 1901 
entfielen 22,5 Mill. oder 64 % der insgesamt 
registrierten Übernachtungen auf das Sommer-
halbjahr, wobei die Schwerpunkte in den 
Schulferienmonaten Juli und August mit 4,2 
bzw. 4,3 Mill, gemeldeter Übernachtungen 
lagen. 

Fast 40% der Übernachtungen in Heilbädern 

 

Detaillierte Aussagen über den Fremdenver-
kehr werden durch eine Analyse der Ent-
wicklung in den einzelnen - Gemeindegruppen 
ermöglicht (vgl. Tabelle 2). Hierbei wer-
den, in Anlehnung an das.Kurortegesetza 
Heilbäder, Luftkur- und Erholungsorte sowie 
Großstädte und Sonstige Berichtsgemeinden 
unterschieden; die Heilbäder sind dabei in 
Mineral- und Moorbäder, heilklimatische Kur-

 

4 Gesetz über die Anerkennung von Kurorten und Erholungsorten 
vom 14. März 1972, (GBI. S. 70). 

Tabelle 1 

Fremdenverkehr nach Fremdenverkehrsjahren 

430 Berichtsorte 

1960/61 
1962/63 
1964/65 
1965/66 

528 Berichtsorte 

1966/67 
1968/69 
1970171 

712 Berichtsorte1) 

1971/72 
1973/74 
1975776 

747 Berichtsorte 

1976m 
1978/79 
1979/80 

1'I Die Zahl der Bar'chtsgemeinden ist infolge von Gemeindezusammenschlüssen zum 1. April 1972 von 712 auf 644, zum 1. April 1974 auf 
574 und zum 1. Ap il 1976 auf 467 zurückgegangen. 
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Tabelle 2 

Fremdenverkehr nach Gemeindegruppen 1976 und 1980 

Übernachtungen 

Gemeindegruppe  

Ankünfte 

insgesamt 
darunter 
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insgesamt 
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Durch. 
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liche 
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richts. 
ge-

mein-
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Ka-

 

lender-

 

jahr 

1000 % 1000 % A zahl % 1000 Tage 

Großstädte 1976 
1980 

Heilbäder zusammen 1976 
1980 

davon 
Mineral-und Moorbäder 1976 

1980 

Heilklimatische Kurorte 1976 
1980 

Kneippkurorte 1976 
1980 

Luftkurorte 1976 
1980 

Erholungsorte. 1976 
1980 

Sonstige Berichtsgemeinden 1976 
1980 

Gemeindegruppen zusammen 1976 
1980 

7 19 451 62 1 432 18,1 441 2755 6,9 755 1,9 
7 19 513 5,7 1 559 17,3 535 3143 7,0 961 2,0 

50 100 683 32,0 1527 19,3 185 15399 38,7 611 10,1 
52 109 023 31,9 1868, 20,7 219 17977 39,9 728 9,6 

31 56 065 17,8 830 10,5 103 8899 22,4 292 10,7 
32 58 454 17,1 1 009 112 126 10465 23,2 350. 10,4 

12 32908 10,5 478 6,0 52 5018 12,6 215 10,5 
12 35 797 - 10,5 563 6,3 53 5 444 12,1 254 9,7 

7 11 710 3,7 219 2,8 30 1482 3,7 103 6,8 
8 14 772 4.3 296 3,3 40 2068 4,6 124 7,0 

55 70101 22,3 1132 14,3 90 8659 21,8 354 7,6 
60 82268 24,1 1326 14,7 122 9784 21,7 533 7,4 

89 42 751 13,6 672 8,5 50 4612 11,6 244 6,9 
125 59 654 17,4 1 117 12,4 117 6 393 142 425 5,7 

266 81730 26,0 3159 39,9 637 8334 21,0 1066 2,6 
230 71570 20,9 3 134 34,8 670 7 738 172 1 246 2,5 

467 314 716 100 7 922 100 1 402 39 760 100 3 039 5,0 
474 342 028 100 9 005 100 1 662 45034 100 3 893 5,0 

orte und Kneippkurorte noch tiefer unterglie-
dert. Wegen der Verwaltungsreform und ihrer 
Auswirkungen kann die Entwicklung erst 
ab.1976 verfolgt werden. 

Zwischen 1976 und 1980 hat der Fremdenver-
kehr in fast allen Gemeindegruppen zuge-
nommen. Die Zahl der Gäste bzw. der Über-
nachtungen hat um 14 bzw. 13 % zugenommen, 
so daß die Verweildauer mit im Durchschnitt 
5 Tagen konstant geblieben ist. 

Gemessen an den Übernachtungszahlen kommt 
den Heilbädern mit einem Anteil von fast 
40 % - im übrigen auch nach der Umstellung 
der Statistik - die größte Bedeutung zu. 
Die baden-württembergischen Heilbäder, wel-
che annähernd den gesamten Indikationsbe-
reich der kurmäßigen, klimatischen, balneolo-
gischen und physikalisch-diätetischen Thera-
pie abdecken, erfreuten sich zunehmender 
Beliebtheit. Hier konnte mit 17 % ein höhe-
rer prozentualer Zuwachs an Übernachtungen 
verzeichnet werden als bei den Gemeindegrup-
pen insgesamt, so daß 1980 auf knapp 18 Mill. 
Übernachtungen verwiesen werden konnte. 
Zu beachten ist, daß die Nachfrage nach 
Beherbergungsleistungen auf dem Kursektor 
nicht in erster Linie von der Einkommens-
höhe oder Urlaubsdauer, sondern von ge-
sundheitlichen Faktoren sowie der ärztlichen 
Empfehlung bestimmt wird: Aber auch Ent-
scheidungen im politischen Raum bzw. das 
Verhalten der Sozialversicherungsträger und 
nicht zuletzt auch psychologische Faktoren 
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beim Antragsteller spielen hier eine Rolle? 
Innerhalb der Gruppe der Heilbäder kommt 
den Mineral- und Moorbädern, die von 1976 
bis 1980 ihre Übernachtungszahlen um 18 % 
auf 10,5 Mill. steigern konnten, die größte 
Bedeutung zu. Die stärkste Nachfrageauswei-
tung innerhalb dieser Gemeindegruppe konn-
ten allerdings die, - quantitativ nicht so be-
deutenden - Kneippkurorte verbuchen, die 
innerhalb von fünf Jahren ihre Übernachtungs-
zahlen um fast 40 % ausdehnten. 

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der 
Gäste ist bei den verschiedenen Arten von 
Heilbädern unterschiedlich hoch. Die Gäste 
in Kneippkurorten bleiben im Durchschnitt 
(1980) weniger lang (7,0 Taqe) als in 
heilklimatischen Kurorten (9,7 Tage) bzw. in 
Mineral- und Moorbädern (10,4 Tage). Dies 
hängt von der Intensität der medizinischen 
Rehabilitation in der jeweiligen Heilbäderart 
ab. Außerdem gehen in die ermittelten Durch-
schnittswerte unterschiedlich lange Kuraufent-
halte ein. Sozialkurgäste, die in der Regel 
in Sanatorien und Kurkliniken untergebracht 
sind, absolvieren normalerweise eine vierwö-
chige Kur, während Privatkurgäste, die ihre 
Kur selbst bezahlen, meist erheblich kür-
zere Zeit im Kurort verweilen. 

5 In Rezessionsjahren wurde verschiedentlich beobachtet, daß aus 
Furcht vor Gefährdung eines Arbeitsplatzes von der Beantragung eines 
Kuraufenthaltes abgesehen wird. 
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Räumliche Schwerpunkte der Kurerholung 
sind der Schwarzwald, wo sich bis auf eine 
Ausnahme alle heilklimatischen Kurorte des 
Landes befinden, das Gebiet Hohenlohe-Unte-
rer Neckar mit Bad Mergentheim sowie der 
Raum Bodensee-Oberschwaben. 

  

Über ein Fünftel der Übernachtungen in Luftkurorten 

Neben den Heilbädern kommt den Luftkuror-
ten, deren Anteil an den insgesamt gemelde-
ten Übernachtungen zwischen 1976 und 1980 
jeweils um 22 % schwankte, die größte Bedeu-
tung zu (vgl. Schaubild 3). In den Luftkur-
orten des Landes, zu den bedeutendsten zäh-
len Baiersbronn und Feldberg, wurden 1980 
rund 9,8 Mill. Gästeübernachtungen gemeldet, 
das waren 1,1 Mill. oder 13 $ mehr als 1976. 
Dies kommt der Gesamtentwicklung im Land 
relativ nahe. Durch den Ausbau der Vor-, 
Nach- und Wintersaison konnten die Luftkur-
orte bemerkenswerte Steigerungen bei den 
Übernachtungszahlen verzeichnen. Im Winter-
halbjahr 1975176 zum Beispiel wurden 2,3 Mill. 
Übernachtungen registriert, 1979180 hatte 
sich die Zahl um 26 % auf 2,9 Mill. erhöht. 
Voraussetzung für diese Entwicklung war 
der Ausbau der entsprechenden Infrastruktur, 
wie beispielsweise die Bereitstellung von 
Skiliften, Langlaufloipen, Eissportplätzen 
und eines geräumten Spazierwegenetzes. 

Die Erholungsorte, auf die 1980 rund 14 % der 
Gästeübernachtungen entfielen, konnten inner-
halb von fünf Jahren ihr Bettenangebot sowie 
ihre Übernachtungszahl um knapp 40 % ausdeh-
nen. Diese überdurchschnittlichen Zuwachsra-
ten sind jedoch zumindest teilweise darauf 
zurückzuführen, daß immerhin 36 Gemeinden 
zwischenzeitlich das entsprechende Prädikat 
verliehen wurde. 

Dementsprechend nahm die Zahl der Be-
richtsorte bei der Gemeindegruppe "Sonsti-

 

ge Berichtsgemeinden" - meist mittlere und 
kleinere Städte bzw. Ausflugsorte - ab. Bei 
nahezu unveränderter Zahl der Gästeankünf-
te ging die der Übernachtungen um rund 7 % 
zurück. Als Folge verringerte sich die durch-
schnittliche Verweildauer der Gäste im Be-
richtszeitraum geringfügig. 

Der Anteil der Großstädte an den Übernach-
tungen insgesamt liegt seit 1976 bei rund 
7 %. Einen Schwerpunkt bildet in dieser 
Gemeindegruppe, genauso wie bei den Son-
stigen Berichtsgemeinden der Geschäftsrei-
severkehr. Aber auch der Tagungstourismus 
ist hier von Bedeutung. Während die Zahl 
der Übernachtungen im Vergleichszeitraum 
um 14 % zunahm, erhöhte sich die der An-
künfte nur um 9 $. Das Bettenangebot stag-
nierte nahezu. In dieser Gemeindegruppe 
liegt die durchschnittliche Verweildauer der 
Gäste mit rund 2 Tagen deutlich niedriger 
als im Landesdurchschnitt (1980: 5 Tage). 

Schaubild 3 

Anteile der einzelnen Gemeindegruppen 

rsl V 

Durch die mit der Novellierung des Beher-
bergungsstatistikgesetzes verbundene Um-
stellung des Berichtsbereiches hat sich 
die Bedeutung dieser Gemeindegruppen zu-
einander zum Teil verschoben. Der Ausfall 
der Privatquartiere und kleinerer Beher-
bergungsstätten wirkt sich besonders un-
günstig für die Luftkur- und Erholungsorte 
aus, deren Anteile an den gesamten Über-
nachtungen gegenüber früher geringer sind 
und im Jahr 1981 18 % bzw. 11,5 % betragen. 
Profitiert haben demgegenüber die Sonstigen 
Berichtsgemeinden, deren Zahl wegen der 
Flächendeckung der neuen Statistik zunahm 
und deren Übernachtungsanteil jetzt 23 % 
beträgt. 

Jedes vierte Gästebett in Privatquartieren 

Am 1. April 1980 wurden in den Fremden-
verkehrsgemeinden Baden-Württembergs ins-
gesamt 342 028 Betten angeboten (vgl. Ta-
belle 3). Die Kapazität wurde demzufolge 
seit 1976 um 9 % ausgedehnt. In der Betrach-
tung nach Betriebsarten wurden überdurch-
schnittliche Zuwachsraten bei den Hotels 
(+ 12 $) sowie den Erholungs- und Ferien-
heimen (+ 25 $) festgestellt. Gleichzeitig 
konnten diese auch ihre Übernachtungszahlen 
mit + 18 % bzw. + 16 % überdurchschnittlich 
stark steigern. In den Ferienhäusern und 
-wohnungen - eine bei den Urlaubern immer 
beliebter gewordene Unterbringungsform -
wurde zwischen 1976 und 1980 das Betten-
angebot sogar mehr als verdoppelt (+ 103 $). 
Hier stiegen die Übernachtungszahlen um 
86 $. Allerdings ist ihr Anteil an der Ge-
samtkapazität mit knapp 6 % derzeit noch 
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gering. Bei den Gasthöfen und Privatquar-
tieren stagnierte demgegenüber sowohl das 
Bettenangebot wie auch die Übernachtungs-
zahlen. In Heilstätten und Sanatorien nah-
men die Kapazität mäßig (+ 7 $), die Über-
nachtungszahlen aber kräftig (+ 19 %) zu. 

1980 wurden allein von Hotels, Gasthöfen und 
Pensionen über die Hälfte aller Gästebetten 
(54 %) bereitgestellt, auf Privatquartiere 
entfiel ein Anteil von 26 %. Die Bedeutung 
der Privatzimmervermietung für das Fremden-
verkehrsgeschehen ist in den einzelnen Ge-
meindegruppen und erst recht in den einzel-
nen Gemeinden unterschiedlich groß und vari-
iert auch im Jahresverlauf. In den Heilbädern 
wird rund jedes vierte zur Verfügung stehen-
de Gästebett von Privatvermietern angeboten, 
bei Luftkurorten bzw. Erholungsorten mehr 
als jedes dritte. Regionale Schwerpunkte der 
Privatzimmervermietung sind vor allem der 
Schwarzwald und das Bodenseegebiet. 

Den Privatbetten kommt in der Hochsaison 
bei relativ hoher Auslastung der Beherber-
gungsbetriebe durch kurzfristig mögliche Aus-
weitung des Bettenangebots eine bedeutende 
Ausgleichsfunktion zu. Von den 8,5 Mill. 
Übernachtungen des Jahres 1980 entfielen 
nämlich allein 7 Mill. auf das Sommerhalbjahr, 
so daß in den Monaten April bis einschließ-
lich September knapp ein Viertel der gesam-
ten Übernachtungen (23 %) in Privatquartie-
ren gebucht wurde. Jeweils rund ein Drittel 
dieser 7 Mill. Privatzimmerübernachtungen 
konnte von den Heilbädern (33 %) und den 
Luftkurorten (32 %) gemeldet werden. Der 
Anteil der Erholungsorte an diesen Über-
nachtungen lag bei 24 %. 

Wachsendes Interesse für Ferien auf dem,Bauernhof 

  

Neben den Privatquartieren erfreut sich auch 
der Urlaub auf dem Bauernhof seit. Jahren 
steigender Beliebtheit: so wurden bei der 
Landwirtschaftszählung 1979 (für 1978) in 
Baden-Württemberg 3128 landwirtschaftliche 
Betriebe (2,0 % aller landwirtschaftlichen 
Betriebe) gezählt, die Zimmer oder Ferien-
wohnungen zur Vermietung an Ferien- oder 
Kurgäste bereitstellten. Gegenüber der Land-
wirtschaftszählung für 1971 bedeutet das 
zwar einen Rückgang um 698 Betriebe oder 
18 %, doch ist diese Entwicklung ausschließ-
lich auf den.allgemein in der Landwirtschaft 
zu beobachtenden Strukturwandel zurückzu-
führen. Die Zahl der Übernachtungen nahm 
demgegenüber von 1971 bis 1978 um 18 % auf 
nunmehr rund 1,29 Mill. Übernachtungen 
zu. Noch deutlicher zeigt .sich die Anziehungs-
kraft dieser Urlaubsform, wenn man die durch-
schnittlichen Übernachtungszahlen je Betrieb 
einander gegenüberstellt: 1971 hatten die Be-
triebe im Schnitt 286 Übernachtungen zu ver-
zeichnen, 1978 dagegen bereits 413 (+ 44 %). 
Dadurch konnten die vorhandenen Kapazitä-
ten besser ausgelastet werden; darüber hin-
aus hat aber zumindest ein, Teil der Betriebe 
sein Bettenangebot aufgestockt, so daß gleich-
zeitig mehr Ferien- und Kurgästen Unterkunft 
geboten werden konnte. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß sich 
die positive Entwicklung im Zuge der allge-
meinen Tendenz zur preisbewußteren Nachfra-
ge von Urlaubsangeboten auch in den letzten 
Jahren, für die leider kein statistisches Da-
tenmaterial vorliegt, weiter fortgesetzt hat, 

Tabelle 3 

Fremdenverkehr nach Betriebsarten 1980 

Betten 1) Durchschnittliche Übernachtungen 

Ver. 
änderung 

Anteil 1980 
gegen 
1976  

darunter 
von Aus-

lands-
gästen  

Betriebel) 

insgesamt 

Ver-

 

änderung 
1980 

gegen 
1976 

 

Betten-

 

aüs-

 

nutzung 

Aufent-

 

halts-

 

dauer 
Anteil insgesamt insgesamt Betriebsart 

Tage An ahl 1000 

  

Hotels zusammen 

Hotels 

Hotels garnis 

Gasthöfe 

Fremdenheime, Pensionen 

Erholungs. und Ferienheime 

Heilstätten, Sanatorien 

Ferienhäuser und ähnliches 

Privatquartiere  

15 284 33,9' 

10 254 22,8 

5030 11,2 

5637 125 

1940 4,3 

3 189 7.1 

6 565 19,0 

1926 4,3 

8 486 18,8  

18,0 16,1 

195 18,8 

15,1 10,7 

3,6 142 

- 35 6,0 

15.8 2,4 

192 1,0 

86,4 5,5 

12 3A  

3 576 108 343 31,7 11,7 38,5 2,8 

1 472 70 456 20,6 1 11,0 . 40,0 2,5 

2104 37887 11,1 12,8 36,3 4,1 

3678 62211 182 0,1 24,8 3,3 

754 13 861 4,1 - 6,3 36.4 8,9 

305 20701 6,1 25,1 42,1 6,9 

290 28948 8,5 7,2 80,8 292 

682 19412 5,7 102,7 271 12.4 

(336)2)  88552 25,9 1,1 26,2 .10,5 

45 034 100 13,3 8,6 9 621 342 028  100 8,7 36,0 5,0 1 nsgesamt 

1) Jeweils April. - 2) Zahl der Berichtsgemeinden, in denen Privatquartiere zur Verfügung stehen. 
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bietet doch ein solcher Urlaub gerade für die 
Stadtbevölkerung und insbesondere für Fami-
lien mit Kindern eine gute Gelegenheit, neben 
der Naturverbundenheit auch die besondere Le-
bensweise auf einem Bauernhof kennenzuler-
nen. Entscheidend unterstützt und getragen 
wurden Auf- und Ausbau von Ferien auf dem 
Bauernhof durch mannigfache Werbe- und För-
dermaßnahmen, die von der Beratung der Be-
triebe bis zur Einführung und Pflege des 
Gütezeichens "Urlaub auf dem Bauernhof" 
reichen. 

Mißt man die Größe 'der zimmervermietenden 
Betriebe am Umfang ihrer landwirtschaft-
lich genutzten Fläche (LF), so wird deut-
lich, daß .die Bereitstellung von Zimmern 
bzw. Ferienwohnungen eine Domäne der klein-
bis mittelbäuerlichen Betriebe bildet: 82 % 
der Übernachtungen entfallen auf Betriebe 
mit weniger als 20 ha LF, 58 % allein auf 
Betriebe mit weniger als 10 ha LF, die auf 
diese Weise ihr Betriebseinkommen steigern 
konnten. Dementsprechend ist es nicht ver-
wunderlich, daß die Obernachtungszahlen 
gerade bei den landwirtschaftlichen Unter-
nehmen mit 1 bis unter 5 ha LF (35,3 % aller 
Übernachtungen) sprunghaft gestiegen sind, 
und zwar von durchschnittlich 275 im Jahr 
1971 auf 432 im Jahr 1978 (+ 57 %). Trotz der 
Erschließung dieses Betriebszweiges waren 
1978 aber 2388 oder 314 aller zimmervermieten-
den landwirtschaftlichen Betriebe auf zusätz-
liche außerbetriebliche Einkommen angewiesen, 
die in 1720 Betrieben sogar höher lagen als 
die betrieblichen Einkünfte (einschließlich 
Ferien auf dem Bauernhof). 

In regionaler Hinsicht konzentriert sich das 
Angebot der Ferien auf dem Bauernhof weit 
stärker als das der gewerblichen und priva-
ten Anbieter auf die traditionellen Fremden-
verkehrsgebiete des Landes: 2748 oder 88 % 
aller ."Urlaubsbauernhöfe" liegen in den Re-
gionen Nordschwarzwald, Südlicher Oberrhein, 
Schwarzwald-Baar-Heuberg, Hochrhein-Boden-
see und Bodensee-Oberschwaben. Hier war es 
naturgemäß leichter, die Zimmervermietung in 
landwirtschaftlichen Betrieben als interes-
sante und preiswerte Alternative zum Gast-
stätten- und Hotelgewerbe einzuführen und 
bekanntzumachen, als in solchen Gebieten, die 
abseits der großen Urlauberströme liegen und 
dementsprechend auch weniger stark über 
eine auf die speziellen Anforderungen des 
Fremdenverkehrs abgestimmte Infrastruktur 
verfügen. 

Übernachtungen ausländischer Gäste mit 
überdurchschnittlichen Zuwachsraten 

Die Entwicklung des Ausländertourismus wird, 
abgesehen von der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit im internationalen Vergleich, maß-
geblich davon bestimmt, inwieweit es durch 
entsprechende Werbemaßnahmen gelingt, den 
Bekanntheitsgrad inländischer Reiseziele im 
Ausland zu erhöhen. Die entsprechenden Be-
mühungen waren offenbar erfolgreich, denn  

während die übernachtungszahlen insgesamt 
zwischen 1976 und 1980 um 13 % zugenommen 
haben, konnte bei den Übernachtungen aus-
ländischer Gäste ein weit überdurchschnitt-
licher Anstieg um 28 % auf 3,9 Mill. regi-
striert werden, womit sich ihr Anteil von 8 % 
auf 9 % erhöhte. Insbesondere seit 1978 sind 
die Ausländerübernachtungen stärker gestie-
gen als die Übernachtungen von Inländern. 
Dies kann als Hinweis für besondere Ent-
wicklungschancen in diesem Bereich gewer-
tet werden. 

Wegen der Novellierung der Statistik kann 
über die Entwicklung der ausländischen Tou-
risten von 1980 nach 1981 keine Aussage ge-
macht werden. Allerdings scheint auch die 
Entwicklung von 1981 auf 1982 - auf die spä-
ter noch eingegangen wird - darauf hinzudeu-
ten, daß der Ausländertourismus ein durch-
aus stabilisierendes Element im Fremdenver-
kehr ist. 

Weit überdurchschnittliche Zuwachsraten bei 
den Übernachtungen ausländischer Gäste ver-
zeichneten in der Betrachtung nach Gemein-
degruppen die Erholungsorte (+ 71 %) und 
die Luftkurorte (+ 49 %). Allerdings ist hier 
die Bedeutung des Auslandstourismus mit 
Anteilen an allen Übernachtungen von 6,6 % 
bzw. 5,0 % noch vergleichsweise gering. 
Absolut die meisten Übernachtungen auslän-
discher Gäste wurden in den Sonstigen Be-
richtsgemeinden gebucht (+ 17 %), 1980 wa-
ren es 1,2 Mill., das entspricht in dieser 
Gemeindegruppe einem Anteil von immerhin 
16 %. Die größte Bedeutung haben ausländi-
sche Gäste für die Großstädte, hier lag die 
entsprechende-Quote bei 31 %. Mit 961 000 
Übernachtungen wurde ein Anstieg gegenüber 
1976 um 27 % erreicht. Jede vierte von aus-
ländischen Gästen im Lande getätigte Über-
nachtung wird aus einer der sieben Groß-
städte gemeldet. Diese Konzentration macht 
deutlich, daß der Ausländertourismus in grö-
ßerem Umfang dem Geschäfts-, Kongreß-
und Transittourismus zuzurechnen ist. Hier-
für spricht auch, daß die ausländischen Gä-
ste im Durchschnitt nur 2,2 Tage lang in 
unserem Land bleiben, womit ihre durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer um die Hälfte 
niedriger ist als die aller Gäste. In Luft-
kur- und Erholungsorten liegt sie allerdings 
bei 4 Tagen. Offenbar haben auch Hotels 
mit hohem Komfort, die vorzugsweise in Bal-
lungsgebieten liegen, durch eigene Werbung 
einen höheren Bekanntheitsgrad bei ausländi-
schen Gästen erlangt6. Ausländische Kur 
gäste sind in baden-württembergischen Heil-
bädern nicht häufig anzutreffen; lediglich 
rund 4 % der Übernachtungen in dieser Ge-
meindegruppe entfielen im Beobachtungszeit-
raum auf Gäste aus dem Ausland. . 

6 Vgl. dazu 'Tourismus in der Bundesrepublik Deutschland — Grund-
lagen und Ziele", Unterrichtung durch die Bundesregierung, Bundes. 
tagsdrucksache 7/3840, S. 15. 
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Tabelle 4 

Auslandsgäste nach ausgewählten Herkunftsländern 

Ankünfte Übernachtungen 

Ständiger Wohn. 
sitz der 1980 

Auslandsgäste  

überschritten die 3,5-Millionengrenze. Somit 
wurde jede sechste der im Bundesgebiet regi-
strierten Übernachtungen ausländischer Gä-
ste in Baden-Württemberg gebucht. Nur die 
Bundesländer Nordrhein-Westfalen und Bayern 
wurden mit Anteilen an den insgesamt gemel-
deten Übernachtungen von 17 % bzw. 23 % 
von den Gästen aus dem Ausland noch stär-
ker besucht. 

Verände-

 

rung 1980 
gegen 1976 

1980 
Verände-

 

rung 1980 
gegen 1976 

Anzahl Anzahl 

  

Belgien 112 734 + 1,9 284 724 +l0,3 

Frankreich 138 099 + 2,6 312 755 + 6,1 

Großbritannien 143477 +63,7 292885 +86,5 

Italien 66618 +31,2 126585 +31,5 

Niederlande 416683 +27,4 1022093 +34,3 

Osterreich 65 858 + 15,6 139 862 +30,6 

Schweden 38 651 + 8,7 67 315 +l9,6 

Schweiz 128 152 + 7,8 319 577 + 7,6 

Japan 38 924 +38,2 . 66 572 +39,7 

Vereinigte 
Staaten von 
Amerika 220 285 411,8 403 039 +l4,6 

Hinsichtlich der Herkunftsländer der aus-
ländischen Gäste haben sich zwischen 1976 
und 1980 nur geringfügige strukturelle Ver-
schiebungen. ergeben. Absolut die meisten 
Gäste kamen in diesem Zeitraum aus den Nie-
derlanden, so daß 1980 aufgrund einer Über-
durchschnittlichen Zunahme bei den Obernach-
Lungen (+ 34 %) rund jede vierte Ausländer-
übernachtung von Niederländern gebucht 
wurde (vgl. Tabelle 4). Jede zehnte Übernach-
tung entfiel auf einen Gast aus den Vereinig-
ten Staaten von Amerika. Die Anteile der 
Länder Belgien, Frankreich und Schweiz 
sind gegenüber 1976 trotz der zwar deutli-
chen, aber doch unterdurchschnittlichen 
Steigerungsrate bei den Übernachtungen 
etwas zurückgegangen und lagen 1980 bei 
7 % bzw. jeweils 8 %. Die mit Abstand höch-
ste Zuwachsrate war bei den Übernachtungen 
britischer Gäste festzustellen. 1980 wurden 
293 000 Übernachtungen gemeldet, das sind 
87 % mehr als 1976. Eine nicht ganz so ausge-
prägte Steigerung wurde im übrigen auch 
auf Bundesebene registriert. 
Reisenden aus Japan erscheint Baden-Würt-
temberg als Reiseland zunehmend attrakti-
ver, wie aus den um 40 % gestiegenen Ober-
nachtungszahlen geschlossen werden kann. 

 

Ausländerreiseverkehr mit regionalen Schwerpunkten . 

 

1981 wurden in Baden-Württemberg 1,6 Mill. 
Ankünfte von ausländischen Gästen gezählt. 
Hierbei ist zu beachten, daß im Rahmen der 
Statistik der Beherbergung im Reiseverkehr 
für eine Einstufung als ausländischer Gast 
nicht die Staatsangehörigkeit, sondern viel-
mehr der ständige Wohnsitz bzw. Aufenthalts-
ort entscheidend ist. Die Übernachtungen  

Schwerpunkte des Ausländerreiseverkehrs 
lagen, wenn man die absoluten Zahlen be-
trachtet, in Stuttgart und .im Ortenaukreis 
mit jeweils 310 000 Übernachtungen, gefolgt 
von Heidelberg mit rund 286 000 Übernach-
tungen. Die Universitätsstadt Heidelberg 
verzeichnete auch den höchsten Ausländeran-
teil. Jede zweite Übernachtung entfiel hier 
auf einen Gast aus dem Ausland. Über dem 
Landesdurchschnitt von 10 % liegende Anteile 
konnten in der Regel in den Kreisen, die 
zu Verdichtungsräumen bzw. Randzonen um 
Verdichtungsräume zählen, nachgewiesen 
werden. Hervorzuheben sind hier die Stadt-
kreise Mannheim (32 %), Pforzheim (29 %) 
und Karlsruhe sowie der Landkreis Esslingen 
(jeweils 25 %). Aber auch in der Universi- 
tätsstadt Freiburg (23 %) und der Kongreß-
und Bäderstadt Baden-Baden (21 %) entfiel 
noch rund jede fünfte Übernachtung auf 
einen Gast aus dem Ausland. Bei letzterer 
dürften allerdings - im Gegensatz zu den 
erstgenannten Kreisen, wo der Geschäfts-
reiseverkehr stärker zu Buche schlägt -
die Reisemotive Urlaub und Erholung stärker 
im Vordergrund stehen. 

 

Baden-Württemberg: Nach Bayern bedeutendstes 
Fremdenverkehrsland 

Aufgrund der deutlichen und kontinuierli-
chen Zunahmen der Obernachtungszahlen 
konnte Baden-Württemberg seine Stellung 
als nach Bayern bedeutendstem Fremdenver-
kehrsland der Bundesrepublik behaupten. 
Der Anteil an den insgesamt gemeldeten Über-
nachtungen liegt sowohl vor wie nach der 
Umstellung des Berichtskreises der Beherber-
gungsstatistik bei rund 18 %, demnach wird 
rund jede fünfte Übernachtung im Bundesge-
biet in baden-württembergischen Beherber-
gungsstätten gebucht. 

Von den bedeutenden Fremdenverkehrslän-
dern der Bundesrepublik Deutschland er-
zielte Baden-Württemberg im Zeitraum von 
1976 bis 1980, wie sich aus Tabelle 5 er-
gibt, mit 13,3 % die höchste Zuwachsrate 
bei den Übernachtungen, dicht gefolgt von 
Nordrhein-Westfalen mit 13,2 und Hessen 
mit 12,6 %. Bezogen auf die Gesamtentwick-
lung im Bundesgebiet (+ 10,4 %) wurde auch 
in Bayern mit einem Steigen der Obernach-
tungszahlen um 12,1 % ein überdurchschnitt-
liches Ergebnis erzielt. Aufgrund dieser 
Entwicklung konnte Baden-Württemberg sei-
nen Anteil an den im Bundesgebiet gemelde-
ten Übernachtungen von 17,6 % auf 18,0 % 
etwas ausweiten. Unter Einbeziehung der 
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Anteil 

 

, in Bayern registrierten 73,2 Mill. Gästeüber-
nachtungen ergibt sich somit eindeutig ein 
regionaler Schwerpunkt des Fremdenverkehrs 
im Süddeutschen Raum. 1980 wurde aus die-
sem Gebiet knapp die Hälfte (47 %) aller im 
Bundesgebiet registrierten Übernachtungen 
gemeldet. 

Von den Gemeindegruppen erreichten von 
1976 bis 1980 auf Bundesebene die Großstädte 
mit 16 % die größte Zuwachsrate, gefolgt 
von den Erholungsorten (+ 15 %) und den 
Heilbädern (+ 14 %). Die Übernachtungen 
in den Luftkurorten haben bundesweit um 
8 %, und damit etwas unterdurchschnittlich, 
zugenommen. In Baden-Württemberg verlief 
die Entwicklung in den Heilbädern (+ 17 %) 
und Luftkurorten (+ 13 %) wie auch in den 
Erholungsorten (+ 39 %) wesentlich positiver 
als im Bundesdurchschnitt. Die Großstädte 
des Landes lagen mit 14'% etwas darunter. 
Auch auf Bundesebene stellen die Heilbäder 
mit einem Anteil an den Übernachtungen von 
knapp einem Drittel die bedeutendste Gemein-
degruppe dar, ihr Gewicht ist allerdings 
im Lande etwas größer (40 %). Von der.Viel-
zahl der Patienten, die jährlich von der Ren-
tenversicherung oder der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zur Kur geschickt werden,. 
sei es vorbeugend zur Erhaltung von Gesund-
heit und Arbeitskraft oder zur Wiederher-
stellung nach Krankheit oder Unfall, "kurt" 
ein erheblicher Teil in baden-württembergi-
schen Heilbädern. Dies ergibt sich daraus, 
daß 1980 hiervon mehr als jede fünfte Ober-
nachtung in Baden-Württemberg verzeichnet 
wurde. Neben Baden-Württemberg mit einem 
Anteil am Bundesergebnis von 22 % spielen 
im Heilbäder-Bereich vor allem Bayern 
(30 %), aber auch Nordrhein-Westfalen 
und Hessen mit Anteilswerten von 15 % bzw.  

14 % eine Rolle. In der Gemeindegruppe der 
Großstädte trugen 1980 insbesondere Bayern, 
Nordrhein-Westfalen (Ballungsraum Ruhr-
gebiet) und Hessen mit Anteilen von 23 % 
bzw. 21 % und 13 % zu den in der Bundes-
republik gemeldeten 33,3 Mill. Übernachtun-
gen bei. Knapp jede zehnte Übernachtung 
wurde aus einer Großstadt unseres Landes ge-
meldet. Bei den Luftkurorten schließlich ent-
fiel auf Baden-Württemberg 1980 jede vierte 
Übernachtung. Bayern konnte mit 18,3 Mill. 
Übernachtungen sogar einen knapp doppelt 
so großen Beitrag leisten. 

Im Kalenderjahr 1981 wurden bundesweit 
von den rund 50 000 Beherbergungsstätten 
mit 9 und mehr Betten (ohne Jugendherber-
gen, Kinderheime und Campingplätze) rund 
210 Mill. Übernachtungen gemeldet. Für den 
zum 1.1.1981 neu abgegrenzten Berichtskreis 
war dies nach überschlägigen Berechnungen 
gegenüber dem Jahr 1980 ein nahezu unver-
ändertes Ergebnis. Von den Flächenländern 
verzeichneten Nordrhein-Westfalen (+ 3 %), 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen (je-
weils + 2 %) und Bayern (+ 1 %) mehr Über-
nachtungen als 1980. In Rheinland-Pfalz 
(- 1 %), Baden-Württemberg und dem Saar-
land (jeweils - 4 %) wurden die vergleich-
baren Vorjähresergebnisse dagegen nicht 
erreicht. Hierbei ist allerdings deutlich auf 
die eingeschränkte Vergleichbarkeit dieser 
Veränderungsraten hinzuweisen, da in den 
einzelnen Bundesländern unterschiedliche 
Umrechnungsverfahren verwendet wurden. 

Fremdenverkehr 1981/82 ohne Schwung 

Nachdem schon 1981 die Übernachtungszahlen 
rückläufig waren, stand auch der Fremden-
verkehr des Jahres 1982 unter dem Eindruck 

Tabelle 5 

Gästeübernachtungen nach Gemeindegruppen in ausgewählten Bundesländern 1980 

Darunter Gemeindegruppen 
zusammen Heilbäder Luftkur- und Erholungsorte Großstädte 

Ver-

 

änderung 
1980 

gegen 
1976 

Ver-

 

änderung 
1980 
gegen 
1976 

Ver-

 

änderung 
1980 

gegen 
1976 

Ver. 
änderung 

1980' 
gegen 
1976 

Land ins-
gesamt 

zu-
sammen 

zu-
sammen 

zu-
sammen 

Anteil Anteil Anteil 

1000 1000 1000 1000 

    

Schleswig-Halsteint) 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Baden-Württemberg 

Bayern 

22741 9,1 

27 616 1,1 .0 

30 823 12,3 

27 510 11,0 

45 034 18,0 

73 197 29.3  

- 6,0 1 223 

+ 7,4 9128 

+ 13;2 12 026 

+ 12,6 11 026 

+ 13,3 17 977 

+ 12,1 24050  

+ 7,4 3 186 4',2 . - 8',5 571 1;7 + 9',0 

+ 6,2 2172 2',9 + 84 1716 5,1 + 11,9 

+ 15,8 7092, 9,3 + 8,7 6903 20,7 + 11,0 

+ 8,5 8 856 11,7 + 9,6 4 396 13,2 + 26,9 

+ 16,7 16177 21,3 +21,9 3143 9,4 + 14,1 

+ 16,9 34 362 45,2 + 7,7 7 550 22,6 + 16,9 

15 

11,3 

14,9 

13,6 

22,2 

29,7 

 

Bundesgebiet  249 964 100 + 10,4 80 970 100  + 13,5 75 974 100 + 11,2 33 342 100 + 15;7 

11 Fremdenverkehrsjahr. 
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Tabelle 6 

Der Fremdenverkehr nach Gemeindegruppen 1981 und 1982 

Ankünfte Übernachtungen 

 

Gemeindegruppe 1981 1982 Veränderung 1981  1982 Veränderung 

1000 1000 

  

1 538 1 503 
1 709 1 569 

974 890 
459 415 
276 264 

1057 985 
912 855 

3410 3259 

8 626 8 171 

1 643 1 631  

- 2,3 3 060 2 955 - 3,4 
- 82 14006 12416 -11,4 

- 8,6 8 471 7 397 -12,7 
- 9,6 3 867 3 500 - 9,5 
- 4,3 1 668 1 520 8,9 
- 6,8 6 296 5 638 -10,5 
- 62 4 075 3 756 - 7,8 
- 4,4 7974 7 289 - 8,6 

5,3 35 412 32 054 - 9,5 
0,7 3 532 3 489 — 1,2 

Großstädte 

Heilbäder zusammen 
davon 
Mineral- und Moorbäder 
Heilklimatische Kurorte 
Kneippkurorte 

Luftkurorte 

Erholungsorte 

Sonstige Berichtsgemeinden 

Insgesamt 

darunter Ausländer 

der nach wie vor anhaltenden wirtschaftli-
chen Stagnation. Im Bundesggebiet wurden 
mit 196,1 Mill. 7 % weniger Übernachtungen 
als 1981 gezählt, dabei waren in allen Bun-
desländern Rückgänge zu verzeichnen. In 
so bedeutsamen Fremdenverkehrsländern wie 
beispielsweise Bayern oder Hessen wurden 
Veränderungsraten von - 8 % beziehungs-
weise - 9 % ermittelt. In Baden-Württem-
berg schließlich wurden 9 % weniger Ober-
nachtungen gemeldet. Das waren - bei insge- 
samt 8,2 Mill. Gästeankünften - rund 32,1 Mill. 
Übernachtungen (Tabelle 6). Ein Rückgang 
ähnlicher Größenordnung ergab sich im üb-
rigen auch im Rahmen einer Auswertung der 
Kurtaxunterlagen ausgewählter Gemeinden. 
Hierbei waren allerdings zusätzlich die Klein-
betriebe und Privatquartiere ( - 8 %) in die 
Betrachtung einbezogen. Bemerkenswert ist, 
daß die Übernachtungen ausländischer Gäste 1 
vergleichsweise geringfügig um - 1-,2 % zurück-' 
gegangen sind. 

Von der rückläufigen Entwicklung bei den 
Übernachtungen war die bedeutende Gruppe 
der Heilbäder mit einer Abnahme von 11 %' 
besonders betroffen. Hier wirken sich Ent-
scheidungen des Bundesgesetzgebers wie 
das Kostendämpfungsergänzungsgesetz und 
das Haushaltsstrukturgesetz wie auch Restrik-
tionen der Krankenkassen und nicht zuletzt 
die 1981182 ungünstigere Wirtschaftslage aus. 
Angesichts der deutlichen Rückgänge der bei 
den Sozialversicherungsträgern beantragten 
Kuren7 .ist von dieser Seite eine baldige posi-
tive Trendwende nicht zu erwarten. In die-

 

7 Im ersten Halbjahr 1982 gingen bei den Rentenversicherungsträgern 
die Anträge auf Heilverfahren um 27,8% zurück. Bei der Bundesan-
stalt für Angestellte betrug der Rückgang 32,3%, bei der LVA Baden 
21,5% und bei der LVA Württemberg 29%; vgl. dazu: Entwicklung des 
Fremdenverkehrs in Baden-Württemberg; Landtagsdrucksache 812980, 
S.6. 
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ser Gemeindegruppe waren zunächst, also im 
1. Halbjahr 1982, von der Abnahme der Über-
nachtungszahlen neben den Fremdenheimen 
und Pensionen vor allem Hotels sowie Erho-
lungs- und Ferienheime betroffen. Hier dürf-
ten sich die Einschränkungen der Krankenver-
sicherungsträger bei den sogenannten freien 
Badekuren, auf die die mittelständisch struk-
turierten Kurheime im wesentlichen angewiesen 
sind, ausgewirkt haben. Demgegenüber waren 
die Übernachtungsrückgänge in den Heilstätten 
und Sanatorien geringer, was wohl zurückzu-
führen ist auf einen Oberhang aus dem Vorjahr 
an bewilligten, aber noch nicht durchgeführ-
ten Kuren. Dieser Oberhang scheint seit der 
Jahresmitte 1982 in den Ergebnissen keinen 
Niederschlag mehr zu finden angesichts über-
durchschnittlicher Übernachtungsrückgänge 
bei dieser Betriebsart. Die beschriebene Ent-
wicklung im Heilbäderbereich macht es für die 
Betriebe erforderlich, durch geeignete Maß-
nahmen alle noch vorhandenen Möglichkeiten 
zur Kostensenkung und zur Ertragssteige-
rung auszuschöpfen. Auch in den Luftkuror-
ten(- 10 %) gingen die Übernachtungen deut-
lich zurück, wie auch in den Erholungsorten 
(- 8 %). Die durch diese Entwicklung ausge-
lösten Umsatzrückgänge bei den Beherber-
gungsstätten wirken sich aufgrund der viel-
fältigen ökonomischen Verflechtungen neben 
dem Gastgewerbe auch in anderen Wirtschafts-
bereichen, wie zum Beispiel im Einzelhandel 
und in den sonstigen Dienstleistungsbereichen, 
negativ aus. Angesichts der beschriebenen 
Entwicklung kann es insbesondere zwischen 
den Heilbädern und den Luftkurorten zu ver-
schärftem Wettbewerb um den gesundheitsbe-
wußten Urlauber kommen._ 

Die vergleichsweise geringsten Verluste bei 
den Übernachtungszahlen hatten die Groß-
städte des Landes hinzunehmen (- 3%). Auch 
in dieser Gemeindegruppe hat jedoch die 



Konkurrenz unter den Städten um Kongresse 
bzw. Gäste an Intensität zugenommen. Ob 
noch schnellere Verkehrsverbindungen, wie 
sie beispielsweise durch den verstärkten Aus-
bau des Intercity-Netzes der Deutschen Bun-
desbahn ermöglicht werden, in steigendem 
Maße Übernachtungen im Geschäftsreisever-
kehr entbehrlich machen und somit die Ent-
wicklung im Städtetourismus negativ beein-
flussen, erscheint allerdings fraglich. 

Die Entwicklung des Fremdenverkehrs in den 
kommenden Jahren wird - angesichts verän-
derter gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen, anhaltender Probleme auf dem Arbeits-
markt und kleiner werdender frei verfüg-
barer Einkommen - auch davon abhängen, in-
wieweit es gelingt, mittels geeigneter Werbe-
maßnahmen und Angebote neue Gästegruppen 
zu gewinnen, ohne dadurch den traditionel-
len Gästekreis zu vernachlässigen, sowie 
das Reiseverhalten verstärkt zugunsten des 
Reiselands Baden-Württemberg-  zu beeinflus-
sen. 

Zusammenfassung 

- Zwischen 1960/61 und 1979/80 hatte der 
Fremdenverkehr in Baden-Württemberg ho-
he Wachstumsraten zu verzeichnen. Die 
Zahl der Gästeankünfte erhöhte sich auf 
9 Mill. (+ 55 %), und die Übernachtungen 
nahmen um 73 % auf 44,9 Mill. zu. Damit 
ergab sich eine Verlängerung der durch-
schnittlichen Aufenthaltsdauer der Gäste 
von 4,5 auf 5 Tage. Der Ausdehnung der 
Nachfrage nach Beherbergungsleistungen 
stand allerdings fast eine Verdoppelung 
(+ 94 %) des Bettenangebots gegenüber, 
so daß die durchschnittliche Bettenaus-
nutzung im Land von 40 % auf 36 % zurück-
ging. 

- Die kontinuierliche Aufwärtsentwicklung 
des Fremdenverkehrs hat sich zu Anfang 
der 80er Jahre nicht weiter fortgesetzt. 
Das Ausmaß der Abflachung zwischen 1980 
und 1981 ist aber wegen der zum 1.1,1981 
erfolgten Änderung des Beherbergungssta-
tistikgesetzes, die zu einer vollkommenen 
Umstellung des Berichtskreises und gleich-
zeitig des Berichtsweges geführt hat, nicht 
zu ermitteln. Seitdem werden flächendek-
kend nur noch Beherbergungsstätten mit 9 
und mehr Betten erfaßt. Dies führt dazu, 
daß im Landesdurchschnitt rund 30 % der 
Bettenkapazität in den Ergebnissen keinen 
Niederschlag mehr finden, was die Aussage-
fähigkeit dieser Statistik erheblich be-
einträchtigt und eine Korrektur dringend 
nahelegt. Die Erhebung auf Basis des neuen 

- Berichtskreises weist für die baden-würt-
tembergischen Beherbergungsstätten mit 9 
und mehr Betten 8,6 Mill. Gäste mit insge-
samt 35,4 Mill. Übernachtungen aus. Bei 
diesem Gesamtergebnis kann schätzungswei-
se gegenüber dem Vorjahr von einer leich-
ten Zunahme der Gäste bei gleichzeitigem 
Rückgang der Übernachtungszahlen ausge-
gangen werden.  

In den Jahren zwischen 1.976 und 1980 hat 
die Zahl der Übernachtungen insgesamt um 
13 % zugenommen. Eine überdurchschnitt-
liche Steigerung wurde mit 17 % bei den 
Heilbädern registriert, so daß hier 1980 
auf knapp 18 Mill. Übernachtungen verwie-
sen werden konnte. Den Heilbädern kommt 
mit einem Anteil an den Übernachtungen 
von fast 40 % innerhalb der Gemeindegrup-
pen die größte Bedeutung zu. Räumliche 
Schwerpunkte der Kurerholung sind der 
Schwarzwald, das Gebiet Hohenlohe-Unterer 
Neckar sowie der Raum Bodensee-Ober-
schwaben. 

 

- Auf die Luftkurorte, die insbesondere in 
den Winterhalbjahren bemerkenswerte Zu-
nahmen der Übernachtungszahlern vorweisen 
konnten, entfiel in diesem Zeitraum über 
ein Fünftel der Übernachtungen. Der An-
teil der Großstädte an den in Baden-Würt-
temberg registrierten Übernachtungen liegt 
seit 1976 bei etwa 7 $. Hier liegt die durch-
schnittliche Verweildauer der Gäste mit 
rund 2 Tagen deutlich niedriger als im Lan-
desdurchschnitt (5 Tage). 

- Am 1. April 1980 wurden in den Fremden-
verkehrsgemeinden Baden-Württembergs 
insgesamt 342 028 Betten angeboten. Die 
Kapazität wurde demzufolge innerhalb von 
5 Jahren um 9 % ausgedehnt. 1980 wurden 
allein von Hotels, Gasthöfen und Pensio-
nen über die Hälfte aller Gästebetten (54 %) 
bereitgestellt, auf Privatquartiere entfiel 
ein Anteil von 26 %. 

 

- Die Übernachtungen ausländischer Gäste 
erhöhten sich von 1976 bis 1980 überdurch-
schnittlich um 28 % auf 3,9 Mill.. Insbe-
sondere seit 1978 sind die Ausländerüber-
nachtungen stärker gestiegen als die Über-
nachtungen von Inländern. Dies kann als 
Hinweis für besondere Entwicklungschancen 
in diesem Bereich gewertet werden. 

- Absolut die meisten Übernachtungen aus-
ländischer Gäste wurden in den Sonstigen 
Berichtsgemeinden - meist mittlere und 
kleine Städte bzw. Ausflugsorte - gebucht; 
1980 waren es 1,2 Mill.. Das entspricht in 
dieser Gemeindegruppe einem Anteil von 16 
Die entsprechende Quote lag in den Großstäd-
ten sogar bei 31 %. 

Hinsichtlich der Herkunftsländer der auslän-
dischen Gäste haben sich zwischen 1976 und 
1980 nur geringfügige strukturelle Verände-
rungen ergeben. Jede vierte ausländische 
Übernachtung wurde von Niederländern, jede 
zehnte von Gästen aus den Vereinigten Staaten 
von Amerika gebucht. 

- Von den für den Fremdenverkehr bedeutsa-
men Bundesländern konnte Baden-Württem-
berg im Zeitraum von 1976 bis 1980 die 
höchste Zuwachsrate bei den Obernachtun-
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gen vorweisen, so daß der Anteil am ent-
sprechenden Bundesergebnis leicht auf 
18,0 % ausgeweitet werden konnte. Die Ent-
wicklung in den baden-württembergischen 
Heilbädern und Luftkurorten verlief deut-
lich positiver als im Bundesdurchschnitt. 

- Nachdem schon 1981 die Obernachtungszah-
len rückläufig waren, stand auch der Frem-
denverkehr des Jahres 1982 unter dem Ein-
druck der nach wie vor anhaltenden wirtschaft-
lichen Stagnation. In Baden-Württemberg wur-
den rund 9 % weniger Übernachtungen gemel-
det (Bund: - 7 %). Von der rückläufigen Ent-
wicklung bei den Übernachtungen war die im 
Land bedeutende Gruppe der Heilbäder mit ei-
ner Abnahme von 11 % überdurchschnittlich 
stark betroffen. 
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2. Wandlungen in den Eigentums- und 

 

Pachtverhältnissen der Landwirtschaft  

daß die Entwicklung der selbstbewirtschafteten 
Eigenfläche in engem Zusammenhang mit dem. 
betrieblichen Strukturwandel zu sehen ist? 

Je Betrieb steht mehr Eigenfläche zur Verfügung 

Für den landwirtschaftlichen Betrieb bedeu-
tet die Bodenfläche Produktionsgrundlage 
und Vermögenswert zugleich. Seit jeher gilt 
daher den Eigentumsverhältnissen am Grund 
und Boden das besondere agrarpolitische 
Interesse. Im allgemeinen vollziehen sich 
Veränderungen im Bodenbesitz zwar nur lang-
sam, .doch hat der tiefgreifende landwirt-
schaftliche Strukturwandel der letzten Jahr-
zehnte auch die Eigentumsverhältnisse im 
Agrarbereich nachhaltig beeinflußt. Allein von 
1971 bis 1981 verminderte sich die von land-
wirtschaftlichen Betrieben selbstbewirtschaf-
tete Eigenfläche um 13,3 % auf 946 690 ha; 
im gleichen Zeitraum ist bekanntlich die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe insgesamt 
um 27 % auf rund 138 900 und die der Ar-
beitskräfte um 32,2 % auf 339 470 zurückge-
gangen. 

 

Die Ursache für den Rückgang an Eigenflä-
che ist offensichtlich im Ausscheiden vieler 
Betriebe aus dem Produktionsprozeß mit an-
schließender Verpachtung ihrer Eigenflächen 
zu suchen. Auch dürfte die verstärkte Inan-
spruchnahme der Flächen für außerlandwirt-
schaftliche Zwecke wesentlich zum Rückgang 
der Eigenflächen beigetragen haben: In dem 
genannten Zeitraum ist die landwirtschaft-
lich genutzte Fläche (LF) immerhin um fast 
5 % auf 1,,5 Mill. ha geschrumpft. 

Allerdings bestehen zwischen den Größen-
klassen erhebliche Unterschiede, wie Tabel-
le 1 verdeutlicht. So verminderte sich die 
Eigenfläche der Betriebe in den Größenklas-
sen zwischen 1 und 20 ha LF um rund ein. 
Drittel, während sie sich umgekehrt in Be-
trieben mit 30 und mehr ha LF fast verdop-
pelte. In der Größenklasse von 20 bis unter 
30 ha LF ging die Eigenfläche lediglich ge-
ringfügig (- 1,8 M zurück. Die unter 1 ha 
großen Betriebe verloren 17,4 % ihrer Eigen-
fläche. Damit ergibt sich eine tendenziell 
gleichgerichtete Entwicklung in den Größen-
klassen der Betriebe wie beim landwirtschaft-
lichen Strukturwandell. Der Abnahme von 
Betrieben im klein- und mittelbäuerlichen 
Bereich stehen Zunahmen in den Größenklas-
sen ab 30 ha LF gegenüber, wobei sich die 
Schwelle zwischen Betriebsrückgang und Be-
triebsaufstockung zunehmend nach oben ver-
lagert hat. Dies unterstreicht die Feststellung, 

1 Statistischer und prognostischer Jahresbericht 1980/81, Seite 144; 
R. Stadler: Die Entwicklung der Landpacht in Baden-Württemberg . 
von 1949 bis 1960, in: Jahrbücher für Statistik und Landeskunde von 
Baden-Württemberg Jg. 1962, 1 .Heft. 

Ein ganz anderes Bild ergibt sich, wenn man 
nicht den absoluten Umfang der Eigentums-
fläche, sondern die Eigentumsfläche je Be-
trieb untersucht. Im Jahr 1981 entfielen im 
Landesdurchschnitt auf einen Betrieb mit 
Eigenland rund 7 ha Eigentumsfläche, im 
Jahr 1971 waren es nur 5,9 ha. Demnach 
hat sich die Eigentumsfläche je Betrieb 
nicht verringert, sondern sogar um durch-
schnittlich 1,16 ha (+ 19,5 %) erhöht, of-
fenbar weil die Zahl der Betriebe stärker 
abnahm als die Eigenfläche selbst. Da von 
dem allgemeinen Betriebsrückgang im Jahr-
zehnt 1971 bis 1981 aber nur die Betriebe 
unter 20 ha LF betroffen waren, läßt sich 
diese Zunahme der Eigentumsfläche je Betrieb 
auch nur in den unteren Größenklassen be-
obachten (vgl. Tabelle 1). In den Betrieben 
mit 20 und mehr ha LF, deren Zahl stärker 
zugenommen hat als die Eigentumsfläche, 
und zwar vorwiegend auf dem Wege der Pacht, 
verfügt der einzelne Betrieb jetzt sogar 
auch absolut über weniger Eigenland als zehn 
Jahre zuvor. Insoweit hat der Strukturwan-
del hier die Kostenbelastung für Grund und 
Boden erhöht und die eigentumswirtschaft-
liche Stabilität verringert. 

Es erhebt sich die Frage, aus welchen Quel-
len der Zuwachs an Eigenfläche je Betrieb 
in den unteren Größenklassen gespeist wurde. 
In diesem Zusammenhang sind die Ergebnisse 
der Kaufwertstatistik3  für landwirtschaftliche 
Grundstücke aufschlußreich, die für die Jahre 
1975 bis 1981 vorliegen. Danach wurden in die-
sem Zeitraum insgesamt 16 100 ha LF veräußert. 
Geht man davon aus, daß diese Fläche von den 
derzeit existenten Betrieben erworben worden 
ist, so errechnet sich pro Betrieb im Durch-
schnitt ein Zuwachs an Eigenfläche von rund 
12 Ar. Tatsächlich bezifferte sich die Zunah-
me an Eigenfläche je Betrieb im Beobachtungs-
zeitraum jedoch auf 34 Ar. Demnach läßt sich 
die Zunahme der Eigenfläche je Betrieb allen-
falls zu einem Drittel auf Flächenzukauf zu-
rückführen, während anderen Ursachen, insbe-. 
sondere dem Erbgang und der Heirat, größere 
Bedeutung zukommt. 

Die vergleichsweise geringe Bedeutung des 
Zukaufs bei der Erweiterung der Eigenfläche 
je Betrieb ist einerseits auf die relativ 
hohen Kaufpreise für Grund und Boden, 

2 Eine einzelbetriebliche Untersuchung über den Werdegang ausge. 
wählter Betriebsgrößen und typen im Rahmen einer Verlaufsstatistik 
würde diesen Zusammenhang zweifellos noch besser verdeutlichen 
können. 

3 Die Kaufwertstatistik erstreckt sich nur auf Kauffälle mit einer Ver-
kaufsfläche von mindestens 10 Ar Fläche der landwirtschaftlichen 
Nutzung. 
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andererseits auf die geringe Bereitschaft 
der Grundstücksbesitzer zurückzuführen, 
Grund und Boden zu veräußern. Bodeneigen-
tum gilt als eine inflationssichere Anlage 
und hat in den letzten Jahrzehnten ständig an 
Wert gewonnen. Die veräußerte Fläche der 
landwirtschaftlichen Nutzung belief sich da-
her im langjährigen Mittel auf nur 2630 ha 
pro Jahr oder 0,2 % der gegenwärtigen LF. 
Bei der zunehmenden Knappheit an Grund 
und Boden werden die Kaufwerte der land-
wirtschaftlichen Flächen auch mehr und mehr 
durch spekulative und außerlandwirtschaft-
liche Faktoren beeinflußt. So nahmen die 
Kaufwerte für landwirtschaftliche Grund= 
stücke seit 1975 im Landesmittel um 77,5 % 
auf 42 750 DM je ha zu. Bei diesem hohen 
Preisniveau Ist für viele landwirtschaftli-
che Betriebe eine Aufstockung durch Zukauf 
kaum noch wirtschaftlich, es sei denn, daß 
Veräußerungsgewinne aus Baulandverkäu-
fen untergebracht werden müssen. Bekannt-
lich sind nach dem Einkommensteuergesetz 
die beim Verkauf von Bauland, das zum Be-
triebsvermögen gehört, entstandenen Veräu-
ßerungsgewinne zu versteuern, wenn sie 
nicht innerhalb einer gesetzlich vorgegebe-
nen Frist in Grund und Boden reinvestiert 
werden. Bei Berücksichtigung dieser steuer-
lichen Gesichtspunkte kann Grunderwerb 
auch dann wirtschaftlich sinnvoll sein, wenn 
die aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
zu erwartende Grundrente das nicht mehr 
rechtfertigt. Im Extremfall ist es sogar 
noch wirtschaftlich, maximal gut das Dop-
pelte des Verkehrswerts eines Grundstücks  

zu bezahlen. Wie groß die wirtschaftliche 
Bedeutung dieser Zusammenhänge ist, läßt 
sich daraus ersehen, daß in Baden-Württem-
berg allein im Jahr 1981 reichlich 1600 ha 
Bauland im Gesamtwert (Verkaufserlös) von 
1,49 Mrd. DM veräußert wurden; bezogen 
auf die im langjährigen Mittel per anno für 
Zwecke der landwirtschaftlichen Nutzung 
erworbenen Flächen (2630 ha) entspräche 
das immerhin einem Betrag von 570 000 DM 
je ha Fläche der landwirtschaftlichen Nut-
zung. 

Vor diesem Hintergrund ist bemerkenswert, 
daß ein nicht unbeträchtlicher Teil der land-
wirtschaftlichen Betriebe ausschließlich 
mit Eigenland ausgestattet ist. Im Jahr 1979 
bewirtschafteten rund 62 400 Betriebe oder 
41 % aller Betriebe ausschließlich Eigenflächen 
mit einem Gesamtumfang von fast 338 600 ha, 
was 22 % der gesamten Nutzfläche entspricht. 
Verglichen mit 1971 bedeutet das eine Erhö-
hung des Anteils um 5 %. Bei einer durch-
schnittlichen Betriebsgröße von nur 5,43 ha 
dürfte es sich bei diesen Betrieben teils um 
Nebenerwerbslandwirte handeln, die ihre 
Pachtflächen im Zuge der Abstockung zurück-
gegeben oder weitergegeben haben, teils um 
Gartenbau-'und Sonderkulturbetriebe, die 
sich bekanntlich mit relativ kleinen Flächen 
bescheiden können. So wirtschaften in der 
Größenklasse unter 1 ha LF 78 % und in der 
Größenklasse von 1 bis unter 2 ha LF 71 % 
aller Betriebe ausschließlich mit Eigenland, 
während es in der Größenklasse von 50 bis 
unter 100 ha LF nur 11 % sind. 

Sechs Zehntel aller Betriebe verfügen über Pachtflächen 

Von den insgesamt 152 300 Agrarbetrieben 
verfügten nach der Landwirtschaftszählung 
1979 rund 86 200 Betriebe oder 56,6 % über 
Pachtflächen mit einem Gesamtumfang von 
reichlich 519 300 ha Pachtland. 7390 Betrie-
be (4,9 %) hatten sonstige, unentgeltlich 
erhaltene landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen in Bewirtschaftung. Im Gegensatz zu 
den Betrieben ohne Pachtflächen ist die 
durchschnittliche Betriebsgröße mit 13,6 ha 
um ungefähr das Zweieinhalbfache größer 
als bei den Betrieben mit ausschließlich Ei-
genland, was auf einen hohen Anteil von 
Haupterwerbslandwirten in dieser Kategorie 
schließen läßt. Gegenüber 1971 hat sich die 
Zahl der Betriebe mit Pachtflächen um bei-
nahe 27 % überdurchschnittlich reduziert, 
bei allerdings sehr uneinheitlichen Verände-
rungsraten in den einzelnen Größenklassen. 
Bis einschließlich 20 ha LF nahmen die Be-
triebe ab, während in den darüber liegenden 
Größenklassen durchweg Zunahmen zu ver-
zeichnen sind. Die geringste Abnahmerate 
(- 10,5 %) weist die Betriebsgruppe unter 
1 ha LF, die höchste (- 43,5 %) diejenige mit 2 
bis unter 5 ha LF auf. Von 20 ha an auf-
wärts nehmen die Betriebszahlen mit steigen-
der Betriebsgröße rasch zu; in der Größen-
klasse über 50 ha beinahe um das 1,5fache. 
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Veränderung 
1981 gegen 1971 

 

Tabelle 1 

Landwirtschaftliche Betriebe.mit selbstbewirtschaftetem Eigenland 1981 

Größenklassen 
nach der land-

 

wirtschaftlich 
genutzten Fläche (LF) 

von ... bis 
unter ... ha 

Landwirtschaftliche 
Betriebe 

insgesamt LF  

Darunter Betriebe mit selbst-
bewirtschafteter Eigenfläche 

Betriebe LF Eigenfläche 

Veränderung 
1981 gegen 1971 

-.Betriebe Eigenfläche 

Durchschnittliche 
Eigenfläche je Betrieb 

mit Eigenland 

1971 1981 

Ver—
änderung 
1981 
gegen 
1971 

Anzahl Anzahl ha ha ha 

 

unter 1 " 8 656 4 981 8161 4 773 4 419 — 19,3 — 17,4 0..53 0,54 + 0,01 
1 — 2 21 426 30 289 20 788 29 420 26 380 — 35,2 — 33,3 1,23 1,27 + 0,04 
2 — 5. 31 134 104 107 29870 100 219 84 509 — 35;8 — 31.0 2,63 2,83 + 020 
5 — 10 26 475 193 998 25.190 184 919 141 587 - 37,3 - 35,2 5,44" 5,62 + 0,18 

10 = 20 28 445 412 181 27526 399 315 281 470 - 29,1 - 28,5 10,14 10,22" + 0.09 
20 - 30 13 084 319 439 12 635 308 415 194 735 + 4,7 1,8 16,43 15,41 - 1 ~,02 
30- 50 7 695 285 577 7 388 274 169 148 361 + 119,1 + 89,1 2326 20,08 - 3,18 
50 und mehr 1951 154 605 1 780 136 924 65 229 + 200,2 + 82,3 60,35 36,65 23,70 

Insgesamt 138866 1 505 177 133,338 1438154 946690 - 27,4 - 13,3 5,94 7,10 + 1,16 

 

Betriebe ohne Eigenflächen sind in der baden-
württembergischen Landwirtschaft nur selten 
anzutreffen; ihre Zahl bezifferte sich 1979 
auf nur 4723 oder 3,1 %, ihr Flächenanteil 
auf 3,6 %. Daraus ergibt sich eine Ober dem 
Durchschnitt liegende Betriebsgröße von 
11,6 ha. Von 1971 bis 1979 reduzierte sich 
diese Betriebsgruppe um insgesamt 24 %, 
da vermutlich der Eigentümer die.Bewirtschaf-
tung selbst übernommen hat. Andererseits 
sind wohl auch etliche Betriebe ohne Eigen-
land an Landwirte mit schon vorhandenem 
Eigenland verpachtet worden, oder die Päch-
ter haben selbst zum reinen Pachtbetrieb 
Eigenland hinzuerworben. So werden heute 
nur noch 23 % der Betriebe mit 100 und mehr 
ha LF als Pachtbetriebe bewirtschaftet, wäh-
rend es 1971 noch 38 % waren. 

Pachtf läche, hat zugenommen 

Im Zeitraum von 1971' bis 1979 erhöhte sich 
die Pachtfläche um jährlich gut 4920 ha, in 
den zwei darauffolgenden Jahren sogar um 
jeweils 13 400 ha. Insgesamt hat sich die 
Pachtfläche zwischen 1971 und 1981 um fast 
14 % auf 546 218 ha erweitert, obwohl gleich-
zeitig die landwirtschaftlich genutzte Flä-
che um 5 % zurückging. Da die Zahl der 
Betriebe mit Pachtflächen sogar um 30,8 % 
abnahm, erhöhte sich die durchschnittliche 
Pachtfläche -je Betrieb von 4,1 auf 6,8 ha. 

In den einzelnen Betriebsgriißenklassen ver-
lief die Entwicklung der Pachtflächen im we-
sentlichen korrespondierend zu den Verände-
rungen der Betriebszahlen. So nahm die Pacht-

  

Tabelle 2 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Pachtland 1981 

Größenklassen 
nach der land-

 

wirtschaftlich 
genutzten 

Fläche (LF) 
von ... bis 

unter ... ha 

Landwirtschaftliche 
Betriebe 

"insgesamt LF 

Da unter Betriebe 
mit Pachtfläche 

LF Pachtfläche 

Durchschnittliche 
Pachtfläche je Betrieb 

mit Pachtland 

1971 1981 

Ver. 
änderung 
1981 
gegen 
1971 

Betriebe Betriebe Pachtfläche 

Anzahl Anzahl ha % ha ha 

8 656 4 981 1 877 1 138 
21 426 30 289 5 907 8 710 
31 134 104 107 13 349 45 686 
26 475 193 998 17 543 130 776 
28 445 412 181 22 899 334 162 
13 084 319 439 11 369 277 790 

7 695 285 577 6 814 253 557 
1951 154 605 1 733 131 578 

138 866 1 505 177 81 491 1 183 397  

515 - 122 - 22,1 0.31 027 - 0,04 

3518 - 46,8 - 48,1 0,61 0,60 - 0,01 

17 547 - 50,3 - 47,4 124 1,31 + 0,07 

49 660 - 43,6 - 36.6 2,52 2,83 + 0,31 

127908 - 30,7 - 26,3 525 5,59 + 0,34 

122 963 + 13,3 + 262 9,71 10,82 + 1,11 

135853 + 147,7 + 1672 18,48 19,94 + 146 

88254 + 1742 + 126,7 61,61 50,93 - 10,68 

546 218 - 30,8 + 13,8 4,08 "6,70 + 2,62 

unter 1 -. 
1- 2 
2- 5 
5- 10 
10 - 20 
20- 30 
30- 50 
50 und mehr 

Insgesamt 
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Landwirtschaftliclie Betriebe 
insgesamtl ) 

davon 
Betriebe mit Eigenfläche 
von ... bis unter ... % 
der LF insgesamt 

100 
75 
50 
25 
0,01 
01) 

 

100 
75 
50 
25 

fläche in Betrieben unter 20 ha LF ab, in 
den darüber liegenden Größenklassen stärker 
zu (vgl. Tabelle 2). Am geringsten war der 
Rückgang der Pachtfläche mit 22 % in der 
Größenklasse unter 1 ha, gefolgt von der 
Klasse 10 bis unter 20 ha LF (- 26 %). Dage-
gen verloren die Größenklassen von 1 bis 
unter 2 ha LF bzw. 2 bis unter 5 ha LF 
fast die Hälfte ihrer Pachtflächen. In der 
Größenklasse von 30 bis unter 50 ha LF er-
weiterte sich die Pachtfläche am stärksten 
(+ 167 $), gefolgt von Betrieben über 50 ha 
(+ 127 $). 

In den einzelnen Betrieben schwankt aller-
dings das Verhältnis von Pachtfläche zu Ei-
genfläche und damit auch die Pachtquote in 
weiten Grenzen (vgl. Tabelle 3). Unter Pacht-
quote versteht man den relativen Anteil der 
Pachtfläche an der landwirtschaftlich genutz-
ten 'Fläche. Die Pachtquote verändert sich 
daher, wenn Eigen- und Pachtflächen sich 
unterschiedlich entwickeln. Im Zeitraum von 
1971 bis 1981 erhöhte sich die Pachtquote 
in Baden-Württemberg um immerhin 6 Punkte 
auf 36,3 % beträchtlich; in der Bundesrepu-
blik liegt der entsprechende Anteil mit 
31,7 % deutlich niedriger. Demnach zeichnet 
sich Baden-Württemberg durch, eine über-
durchschnittlich große Mobilität der landwirt-
schaftlich genutzten Flächen aus. Maßgebend 
hierfür sind eine Reihe von Gründen, etwa 
die besondere Eignung der Standorte für 
Intensivkulturen, die relativ starke Flurzer-
splitterung, hohe Besiedlungsdichte und im-
mer noch ausgeprägte klein- und mittelbäuer-
liche Betriebsstruktur sowie ,die weit ver-
breitete Erbsitte der Realteilung. In diesem 
Zusammenhang ist auch bemerkenswert, daß 
immerhin reichlich ein Drittel des landwirt-
schaftlich genutzten Bödeneigentums für 
Zwecke der Bewirtschaftung an Landwirte 
in Pachtform weitergegeben wird, so daß 
den Grundeigentümern daraus ein regelmäßi-

 

Tabelle 3 

Landwirtschaftliche Betriebe nach dem Anteil des 
Eigenlands an der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche (LF) 

1971 1979 
Betriebe 

 

Tabelle 4 

Pachtquote nach'Größenklassen der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche (LF) 

Pachtland in %der LF 
insgesamt 

1971 1981 

0 - 1 
1 - 2 

2 - 5 

5 - 10 

10 - 20 

20 - 30 
30 - 50 

50 und mehr 

Insgesamt 30,3 36,3 + 6,0 

ges Einkommen in Form der Landpacht zu-
fließt. Umgekehrt folgt daraus, daß von der 
insgesamt von Landwirten bewirtschafteten 
LF nur knapp zwei Drittel sich als Vermögens-
werte in der Hand der Landwirte befinden 

 

Pachtquote steigt mit der Betriebsgröße 

 

Mit zunehmender Betriebsgröße nimmt die 
Pachtquote rasch zu. So bezifferte sie sich 
1981 in Betrieben unter l ha LF. auf. 10 %, 
in der Größenklasse von 5 bis unter 10 ha, LF 
auf 25'$', in der Klasse von 30 bis unter 
50 ha LF auf fast 48 $. Größere Betriebe 
haben sogar 57 % der gesamten landwirtschaft-
lich genutzten Fläche gepachtet (vgl. 
Tabelle 4), 

Vergleicht man diese Pachtquoten mit denen 
der Landwirtschaftszählung 1971, so läßt 
sich bis zur Größenklasse von 10 ha LF eine 
leichte Abnahme verzeichnen. Offensichtlich 
haben die kleineren Betriebe nach der Ab-
stockungsphase die Bewirtschaftung vorwie-
gend auf Eigenflächen konzentriert. Im Gegen-
satz dazu nahm die Pachtquote in Betrieben 
über 10 ha LF erheblich zu. In Betrieben 
mit 30 bis unter 50 ha LF erhöhte sie sich 
sogar um 8 Punkte. Diese Betriebe dürften 
wohl hauptsächlich durch eine vermehrte 
Aufnahme von Pachtflächen in höhere Betriebs-
größenklassen aufgerückt sein. 

Größenklassen nach der 
landwirtschaftlich 

genutzten Fläche (LF) 
von ... bis unter ... ha 

Veränderung 
1981 
gegen 
1971 
in ha 

1 o,s 
14,4 

21,0 
26,1 

30;5 

32,8 

39,2 

51,8 

10,3 
11,6 

16,9 
25,6 
31;0 

38,5 

47,6 
,57;1 

 

0,6 
2,8 

4,1 

0,5 

0,5 
5,7 

8,4 
5,3 

  

Anzahl Anzahl 

Bezogen auf die Gesamtheit aller Betriebe hat 
der Pachtflächenumfang je Betrieb von 2,5 ha 
(1971) auf 3,9 ha (1981) um mehr als die Häl-
fte zugenommen. Lediglich bei Betrieben mit 
weniger als 10 ha LF nahm der durchschnitt-
liche Pachtflächenumfang je Betrieb ab. Im 
ganzen kann man davon ausgehen, daß die Sum-
me aus Eigenflächenzuwachs und Erweiterung 
der Pachtfläche etwa dem durchschnittlichen 
Gesamtflächenzuwachs je Betrieb entspricht 
und demgemäß die Aufstockung der Betriebe 
etwa je zur Hälfte auf Pachtflächenerweite-
rung bzw. auf Ausdehnung der Eigenflächen 
zurückzuführen ist. 

190 013 100 152279 100 

68 354 36,0 62 397 40,0 
49615 _ 26;1 32 756 21,5 

35 921 18,9 26 687 17,5 

20 256 10,7 _ 16919 11,1 

9 570 5,0 8 484 5,6 
6 297 3.3 5 036 3,3 

1) Einschließlich Betriebe, die nur sonstige Flächen bewirtschaften. 
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Tabelle 5 

Gliederung der Pachtflächen nach Preiskategorien 

Durchschnittliches 1971 

Jahrespachtentgelt 
von ... bis 

unter... DM/ha 

unter 200 

200 — 400 

400 — 500 

500 — 600 

600 und mehr 

Insgesamt 

1) Mit Angabe des. Pachtentgeltes. 

Auch die Pachtpreise zogen stark an 

Die Kosten der Landpacht stiegen im letzten 
Jahrzehnt relativ noch stärker als die Pacht-
fläche an. Allerdings ist ein exakter Ver-
gleich nicht möglich, weil den Ergebnissen. 
der Landwirtschaftszählung 1971 und der 
Agrarberichterstattung 1981 unterschiedliche 
Erhebungsmodalitäten zugrunde liegen 4, doch 
lassen sich die Entwicklungstendenzen mit 
hinreichender Genauigkeit beschreiben. So . 
lag der Durchschnittspreis zugepachteter 
Einzelgrundstücke im Jahr 1971 im Landes-
mittel bei 176 DM/ha, während 1975 für Flä-
chen, die von familienfremden Personen ge-
pachtet waren, schon 206 DM/ha entrichtet 
werden mußten. Im. Jahr der Landwirtschafts-
zählung 1979 waren es bereits 228 DM/ha, 
zwei Jahre später sogar 254 DM/ha; im gan-
zen haben sich die Pachtpreise damit fast um 
die Hälfte verteuert. Wie eine Gliederung 
der Pachtflächen nach Preiskategorien zeigt 
(vgl. Tabelle 5), schwanken die Pachtentgel-
te in einem weiten Bereich um den Mittel-
wert, was wohl auf eine Reihe von Grün- . 
den, insbesondere auf die Nachfrageverhält-
nisse, aber auch auf unterschiedliche Boden-
qualitäten zurückzuführen ist. Im Landesmit-
tel wurden 1981 immerhin 41 % der Pachtflä-
chen zu Preisen unter 200 DM/ha abgegeben, 
weitere 44 % zu Preisen von 200 bis unter 
400 DM/ha und knapp 9 % zu Pachtpreisen 
zwischen 400 und 500 DM/ha; bei gut 6 % 

4 Während bei der Landwirtschaftszählung 1971 nur die Preise der 
zugepachteten Einzelgrundstücke ohne geschlossene Hofpachtungen 
und unabhängig vom bestehenden Verwandschaftsverhältnis zwischen 
Pächter und Verpächter erhoben wurden, erfaßte man 1981 nur die 
Pachtpreise von familienfremden Pachtungen einschließlich geschlos. 
sener Hofpachtungen; infolge des Ausschlusses der Hofpachtungen 
sind die Preise für 1971 tendenziell etwas überhöht; andererseits be-
wirkt der Einschluß der Familienpachtungen eine tendenzielle Unter 
erfassung. Bei den Daten des Jahres 1981 sind die Verhältnisse gerade 
umgekehrt. Da beide Erhebungen sich gegenseitig aufhebende Kompo-
nenten enthalten und auf Familienpachtungen und Hofpachtungen 
1971 nur 16,7 bzw. 11,8% der Fläche entfallen, halten sich die 
methodisch bedingten Vergleichsfehler in vertretbaren Grenzen. 

der Flächen lagen die Pachtentgelte sogar 
über 500 D M/ha. Im Verlauf der letzten 10 
Jahre hat sich der Anteil der Pachtflächen 
deutlich zu den höheren Preiskategorien ver-
schoben. So kosteten 1971 noch fast 70 % 
aller zugepachteten Grundstücke weniger 
als 200 DM/ha und knapp 28 % zwischen 200 
und 400 DM/ha. Auf die Preisklasse von 500 

und mehr DM/ha entfällt heute ein neunmal 
so großer Flächenanteil wie 1971. 

Da die Pachtpreise meist auf mehrere Jahre 
im voraus festgelegt werden, spielt in diesem 
Zusammenhang der Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses eine wichtige Rolle: Von den 
Preisveränderungen sind nämlich immer nur 
die Neuabschlüsse, also ein kleiner Teil der" 
Pachtfläche betroffen. Im Einzelfall erhöhen 
sich die Pachtpreise nicht wie Lebenshal-
tungskosten jährlich, sondern in größeren 
zeitlichen Abständen bei Neuverpachtungen 
oder neuen Preisabschlüssen für die gleichen 
Pachtflächen. Für die Betriebe, die ihre Flä-
chen aufstocken möchten, sind andererseits 
nicht die Durchschnittspreise, sondern die 
jeweils geltenden Pachtpreise für Neuabschlüs-
se maßgebend. Um dieses aktuellere Preisni-
veau festzustellen, wurden erstmals bei der 
Agrarberichterstattung 1981 die Nutzungsent-
gelte der Einzelgrundstücke bei Neupachtun-
gen sowie nach Preisänderungen erfaßt5. 

 

Dabei ergaben sich Pachtentgelte für nach 
dem 1. Mai 1979 von familienfremden Personen 
gepachtete Einzelgrundstücke von immerhin 
320 DM/ha, das sind rund ein Viertel höhere 
Pachtpreise, als dem Mittelwert aller Pacht-
flächen entspricht (254 DM/ha). Die Pachtent-
gelte für Einzelgrundstücke mit preislichen 
Vertragsveränderungen seit 1.5.1979 beziffer-
ten sich dagegen nur auf 270 DM/ha. Auch 
nach den Ergebnissen der Betriebs- und 
Marktwirtschaftlichen Berichterstattung lie-
gen die Nutzungsentgelte nach einer Pacht-
preisaktualisierung bedeutend unter denen 
von Neuverpachtungen. Der Pachtzins für 
nach dem 1,7.1981 zugepachtete Einzelgrund-
stücke betrug beispielsweise 358 DM/ha, der 
nach Vertragserneurung lediglich 308 DM/ha. 
Vermutlich verzichteten die Verpächter auf 
eine höhere Rendite, weil entweder ein beste-
hender Vertrag höhere Steigerungsraten nicht 
zuließ, oder dem Pächter aus langjähriger 

'Verbundenheit heraus keine Höchstpreise 
zugemutet werden sollten. 

An dieser Stelle erhebt sich die Frage, wie 
sich die Pachtpreisentwicklung zur allgemei-
nen Einkommensentwicklung.in der Landwirt-
schaft verhält. Ein langfristiger Vergleich 
der durchschnittlichen Arbeitseinkommen 
ist zwar aus vielerlei Gründen methodisch 
problematisch, doch läßt sich aus dem Be-
triebsergebnis der Buchführungsbetriebe 

 

5 R. Siedler: Zum Wandel der Betriebs. und Besitzstruktur in der 
Landwirtschaft, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9/ 
1980,5.308. 
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1981 

Pachttlächel 1, 
in ha 

Pachtflächen 
In ha 

 

294 202 70,0 192 690 41,3 

117035 27,8 205 792 44,1 

6172 1,5 39 574 8,5 

1 211 0,3 17 231 3,7 

1 643 0',4 11 091 2,4 

420 263 100 466 378 100 



 

DM/ha 

0 

1 

2 

 

1 

2 

5 

5 — 10 

10 — 20 

20 — 30 

30 — 50 

50 — 100 

100 und mehr 

Insgesamt 

 

67 

72 

86 

88 

92 

122 

 

39,9 

38;9 

46,2 

54,3 

73,0 

102,5 

des Ernährungsministeriums ableiten, daß 
sich im Jahrzehnt von 1971 bis 1979 die Net-
towertschöpfung je Arbeitskraft im Durch-
schnitt des Landes etwa verdoppelt hat. Die-
ser Verdoppelung des Arbeitseinkommens 
steht langfristig im Landesmittel eine etwa 
ebenso große Verteuerung der Pachtpreise 
für landwirtschaftlich genutzte Flächen ge-
genüber, wenn man die für Neupachtungen 
maßgeblichen aktuellen Pachtpreise zugrunde-
legt. Kurzfristig stiegen die Pachtpreise in 
den letzten Jahren sogar stärker an als die 
Arbeitsproduktivität. 

 

Vor dem Hintergrund eines noch gebremsten 
gesamtwirtschaftlichen Aufschwungs dürfte 
die Konkurrenz um den Boden eher zunehmen, 
da einerseits weniger Landwirte auszuschei-
den bereit sind und andererseits Bodeneigen-
tümer geneigt sind, verpachtete Flächen zur 
Eigenbewirtschaftung zurückzunehmen. -Es 
muß daher davon ausgegangen werden, daß 
sich die Tendenz der Pachtpreissteigerung 
langfristig zumindest in dem Maße fortsetzen 
wird, in dem die Arbeitsproduktivität in der 
Landwirtschaft ansteigt. 

 

Man sollte jedoch bei der Betrachtung der 
Pachtpreisentwicklung nicht außer acht las-
sen, daß die Qualität der Pachtflächen inner-
halb der letzten zehn Jahre sich nicht uner-
heblich verbessert hat, e 

-
twa durch die Schaf-

fung größerer Flächeneinheiten im Rahmen 
der Flurbereinigung6. Seit 1971 wurden in 
Baden-Württemberg immerhin 268 100 ha, das 
sind rund 18 % der heutigen landwirtschaft-
lichen Nutzfläche, bereinigt. Außerdem erhö-
hen Nutzungsänderungen, wie die Umwand-
lung von Grünland in Ackerland, sowie der 
Obergang von landwirtschaftlicher Nutzung 
in Weinbaunutzung den Wert der Pachtflächen. 

Die kleinsten Betriebe pachten am teuersten 

Qualitätsbedingte Unterschiede, wirtschaft-
liche Gründe und die vergleichsweise starke 
Spezialisierung auf Gartenbau- und Sonder-
kulturbetriebe führten auch in den Betriebs-
größen zu abgestuften Pachtpreisen. Wie Ta-
belle 6 erkennen läßt, schwanken die Pacht-
preise schon auf Landesebene zwischen den 
einzelnen Größenklassen beträchtlich um den 
Mittelwert; gegenüber dem Vergleichsjahr. 
1971 haben sich diese Preisschwankungen 
sogar noch erheblich verstärkt, wenn auch 
die relative Abstufung zwischen den Größen-
klassen prinzipiell die gleiche geblieben ist. 

Im einzelnen treten besonders die Betriebe mit 
weniger als 1 ha LF hervor, die mit 1607 DM/ha 

6 Inwieweit die bisherige Pachtpreissteigerung auf veränderte Quali. 
täten zurückzuführen ist, kann leider nicht quantifiziert werden, da 
die Pachtentgelte unabhängig von der Größe der Parzellen, Ertrags-
meßzahlen sowie Nutzungsarten erhoben wurden. Eine nach diesen 
Gesichtspunkten differenzierte Erfassung wäre vor allem für Baden. 
Württemberg wegen seiner vielgestaltigen Landwirtschaft von großem 
Nutzen, was aber mit einem höheren Kostenaufwand verbunden sein 
dürfte. 

Tabelle 6 

Pachtpreise nach Größenklassen der landwirt-
schaftlich genutzten Fläche (LF) 

Größenklassen nach der 
landwirtschaftlich 1971 

genutzten Fläche (LF) 
von ...,bis unter ... ha 

469 1 607 + 1 138 + 242,6 

1B3 353 + 170 + 92,9 

166 322 + 156  + 94,0 

168 235 

185 257 

186 272 

162 250 

126 218 

119 241 

176 254 + 78 + 44,3 

die höchsten Pachten bezahlten und auch ge-
genüber 1971 die stärkste Pachtverteuerung, 
nämlich um rund 1140 DM/ha oder fast das Ein-
einhalbfache, verkraften mußten. Bei dieser 
Betriebsgruppe handelt es sich wohl vornehm-
lich um Sonderkulturbetriebe (Weinbau-, Obst- 
bau-, Gärtnereibetriebe), deren ,hohe Flächen-
produktivität ein solch hohes Preisniveau über-
haupt nur ökonomisch rechtfertigt. Die starke 
Pachtpreisverteuerung dürfte auch mit.durch 
die Erhöhung des Sonderkulturanteils an der 
Gesamtpachtfläche begründet sein. In der 
anschließenden Größenklasse der Betriebe 
von 1 bis unter 2 ha LF liegen die Pachtent-
gelte schon deutlich niedriger (353 DM/ha), 
in der Größenklasse von 5 bis unter 10 ha LF 
sinken sie auf 235 DM/ha. Hier dürften ver-
schiedene Einflüsse nebeneinander wirksam 
sein. Soweit nicht arbeitsintensive Sonder-
kulturen im Haupterwerb angebaut werden, 
handelt es sich vielfach um Nebenerwerbs-
betriebe, für die aufgrund begrenzter Ar-
beitskapazität eine Zupachtung nur zu gün-
stigen Konditionen erstrebenswert ist, die 
auch noch bei geringer Intensität einen aus-
reichenden Gewinn ermöglichen. Vermutlich 
ist auch der Anteil der Neuzupachtungen 
bei Nebenerwerbslandwirten geringer, Ande-
rerseits gibt es auch Hobbylandwirte, die über. 
Einkommenstransfer aus anderer Erwerbs-
tätigkeit relativ hohe Pachtpreise in Kauf zu 
nehmen bereit sind. 

In den Größenklassen von 10 bis unter 30 ha 
LF sind wieder etwas höhere Pachtpreise üblich 
(260 bis 270 DM/ha). In diesen Betriebsgrup-
pen befindet sich ein Großteil der Haupter-
werbsbetriebe, bei denen die Fläche den be-
grenzenden Produktionsfaktor darstellt; diese 
Betriebe versuchen deshalb - gegebenenfalls 
auch im Zusammenhang mit einer Intensitäts-
steigerung - vor allem über eine Flächen-
aufstockung die vorhandene Arbeitskapa-
zität besser auszulasten, wobei vorrangig 
Neuzupachtungen mit bekanntlich höherem 
Preisniveau in Frage kommen. 

 

1981 
Veränderung 

1981 gegen 1971 
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Tabelle '7 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Familienpachtungen 1981 

Darunter Betriebe mit Familienpachtungen - 
Betriebe mit 

Pachtland insgesamt Größenklassen 
nach der land-
wirtschaftlich 

genutzten Fläche (LF) 
von. ... bis unter lia  

Flächenanteil an der 
Gesamtpachtfläche 

dagegen 
1971 

Veränderung 
1981,gegen,197,1 

 

Betriebe Pachtfläche 

Pacht- 
fläche1) Betriebe LF 

1981 , Betriebe Pachtfläche 

Anzahl ha Anzahl ha 

 

1'877 515 821 502 250 
5 9o7 3 518 1 984 3 014 1 276 

13349 17 547 4 738 16 530 6555 
17 543 49660 5 010 36 510 13195 
22899 127 908 5 167 74 836 21 927 
11,369 122,963 2 703 65 909 16317 
6814 135 853 1 638 60 772 13127 
1 733 88 254 362 24 446 4 361 

81 491 546 218 22423 282 519 

+ 47,9 
35,8 
36;7 
352, 
37;b 

+ 6.0 
+ 148,9 
+311,4  

+ 51,5 
— 24,6 
— 21,0 
— 24;1 
— 32,5 
+ 16,0 
+ 1;77,01. 
t 213,5' 

unter 1 
1 — 2 
2 — 5 
5 — 10 

10 — 20 
20 — 30 
30 — 50 
50 und mehr 

Insgesamt 

48,5 25;0, 
36,3 25.0 
37,4 24,9 
26,6 222 
17,1 18,7 
13,3 14,4 

9,7 9,3 
4,9 3,8 

77 008 14,1 16,7 26.2 — 4,0. 

1) Nur von, Familienangehörigen gepachtete Fläche 

In den Größenklassen über 30 ha LF, die be-
reits in erheblichem Umfang Aufstockungsbe-
triebe aufgenommen haben, werden im allge-
meinen wieder etwas niedrigere Pachtentgel-
te bezahlt.. Dies mag auf den größeren abso-
luten Flächenumfang der Pachtländereien je 
Betrieb, die geringere allgemeine Nutzungs-
intensität und den geringeren Zwang-  ;zur wei-
teren Flächenaufstockung zurückzuführen sein. 
Allerdings ist die Teuerungsrate für Landpacht 
in diesen Größenklassen aufgrund eines höhe-
ren Anteils von Neupachtungen vergleichsweise, 
stärker angestiegen. 

, Familienpachtungen rückläufig 

Außer den zuvor behandelten Pachtungen von 
Flächen, die sich in der Hand von familien-
fremden Verpächtern befinden, wird ein nicht 
unbeträchtlicher Teil der Pachtflächen von 
Familienangehörigen gepachtet. Die Höhe der 
dabei vereinbarten Pachtentgelte ist allerdings 
nicht .bekannt, dä bei der Landwirtschaftszäh-
lung nur die entsprechenden Flächen ohne die 
zugehörigen Pachtpreise erfragt wurden; die 
Pachtentgelte liegen aber erfahrungsgemäß 
bedeutend niedriger. - 

Im Vergleichszeitraum verminderte sich die von 
Familienangehörigen gepachtete Fläche um 4 % 
auf rund 77 000 ha, während die Pachtfläche 
insgesamt um rund 14 $.zunahm.;  Da sich 
die Zahl der Betriebe mit Familienpachtungen 
weitaus stärker verminderte (- 26 %),, nahm 
die durchschnittliche Pachtfläche_ je. Betrieb 
'um 0,8 ha (+ 36 %) auf 3,43 ha merklich zu. 
Dabei waren die Veränderungen der Betriebe 
und Pachtflächen in den Größenklassen sehr 
uneinheitlich (vgl. Tabelle 7.),. 

 

Offensichtlich haben im Zusammenhang mit 
dem Strukturwandel auch die Familienpach-
tungen in den klein- und mittelbäuerlichen 
Betrieben unter 20 ha LF starke Einbußen 
erlitten, während sie in den größeren Be-
trieben und in. der Größenklasse unter 1 ha 
an Terrain gewannen. Der Anteil der von 
Familienangehörigen gepachteten Fläche an' 
der Gesamtpachtfläche folgte dieser Entwick-
lung jedoch nicht, sondern hat sich - abge-
sehen von. den Größenklassen von 10 bis un-
ter 30 ha LF =—durchweg erhöht. Die abneh-
mende Bedeutung der Familienpachtung im 
kritischen Größenbereich zwischen 10 und 
30 ha LF, in dem die Entscheidungen über 
Ab- oder Aufstockung der Betriebe fallen, ist 
wohl.darauf zurückzuführen, daß Aufstok-; 
kungen vermehrt aus Zupacht von familien-
fremden Verpächtern erfolgt sein müssen, 
weil die Möglichkeiten der Familienpachtun-
gen hier offensichtlich begrenzt sind. Wäh= 
rend sich-in der Größenklasse unter 1'haLF' 
die Hälfte der Pachtfläche in den Händen 
von Familienangehörigen befindet, sind bei 
Betrieben ab 50 ha LF nur noch knapp 5 % 
Familienpachtungen. Bei den Überlegungen 
zur Familienpacht ist' auch zu berücksichti- 
gen, daß die. '.landwirtschaftliche Alterskasse 
nur dann die Rente gewährt, wenn die, Lei-
stungsempfänger ihren Hof entweder übereig-
nen oder verpachten. 

Viele ehemalige. Betriebsinhaber bevorzugten 
früher den Weg der Verpachtung, umeiner-
seits neben der Rente ein. zusätzliches Ein-
kommen zu erhalten und andererseits auf 
den, Betrieb als Eigentümer noch größeren 
Einfluß ausüben zu können. Die veränderten 
Altersstrukturen in den Betrieben, die zu-
nehmende Konsolidierung der Alterssicherung 
in der Landwirtschaft und die allgemeine , 
Wirtschaftsentwicklung, mögen dazu beigetra-
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gen haben, daß die Höfe jetzt vermehrt ohne 
den Umweg über die Familienpachtungen über-
eignet werden. Da in letzter Zeit auch in 
Realteilungsgebieten die existenzfähigen Be-
triebe vielfach geschlossen übergeben wer-
den, schmälern sich auch die Möglichkeiten, 
Flächen von Familienangehörigen (wie z.B. 
Geschwistern) zu pachten. 

 

Bedeutsame regionale Unterschiede 

Bei regionaler Betrachtung der landwirt-
schaftlichen Besitzverhältnisse ergeben sich 
aufgrund der inhomogenen landwirtschaftli-
chen Produktionsbedingungen in Baden-Würt-
temberg erhebliche Differenzierungen, insbe-
sondere hinsichtlich der Pachtquoten und 
Pachtpreise. Allerdings sind die Vorausset-
zungen für einen Regionalvergleich begrenzt, 
da tiefgegliederte, regionale Daten nur für 
die Jahre der Landwirtschaftszählung 1971 
und 1979 vorliegen, während die aktuelleren 
Ermittlungen im Rahmen der repräsentativen 
Agrarberichterstattung auf Landesergebnisse 
beschränkt sind. Bei der starken Abhängig-
keit der landwirtschaftlichen Produktions-
strukturen von den natürlichen Vorausset-
zungen empfiehlt es sich auch, der regiona-
len Betrachtung nicht die übliche Verwal-
tungsgliederung, sondern die sogenannten 
landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete zu-
grunde zu legen7. Vergleichsgebiete sind be-
kanntlich Räume mit gleichen oder ähnlichen 
natürlichen Ertragsverhältnissen. Da die 
einzelnen Vergleichsgebiete einen sehr unter-
schiedlichen absoluten Flächenumfang aufwei-
sen, muß sich der Regionalvergleich in er-
ster Linie auf Relativbezüge erstrecken. 

So ergibt sich beispielsweise, daß der Rück-
gang der selbstbewirtschafteten Eigenfläche 
der landwirtschaftlichen Betriebe von 1971 
bis 1979 in den Vergleichsgebieten zwischen 
2 und 14 % und damit deutlich um den Landes-
durchschnitt (- 9 %) schwankt (vgl. Anhang-
tabelle 20). Am stärksten verminderte sich 
die Eigenfläche in den Vergleichsgebieten 
Neckar-Nagold/nördliche Schwarzwaldrandplat-
te, Ost-Schwarzwald und in den Gäuiand-
schaften, also in Gebieten mit überproportio-
nalem Rückgang der Betriebszahlen und land-
wirtschaftlich genutzten Flächen. Dagegen 
wurde die selbstbewirtschaftete Eigenfläche 
in den Vergleichsgebieten Hohenlohe, Unter-
land/Bergstraße und West-Schwarzwald weitaus 
weniger eingeschränkt, was vermutlich auf 
den hier unterproportionalen Rückgang des 
Betriebsbestands zurückzuführen ist. Auf-
fallenderweise hat sich die Eigenfläche im 
Vergleichsgebiet Hochschwarzwald nicht ver-
ringert, sondern sogar um rund 4 % erhöht. 

7 Vgl. Statistisch-prognostischer Bericht 1981/82 S. 147. Aus tech-
nisch-methodischen Gründen weichen die bei den Besitzverhältnissen 
ausgewiesenen Vergleichsgebiete, die sich aus einzelnen politischen 
Gemeinden zusammensetzen, von den für die Pachtpreise nachge. 
wiesenen Vergleichsgebieten, die aus Gemeindeteilen gebildet und da-
mit feiner abgegrenzt sind, geringfügig ab. 

Dies beruht wohl vornehmlich auf einer um 
gut 8 % erweiterten landwirtschaftlich ge-
nutzten Fläche. 

Hohe Pachtanteile in Realteilungsgebieten 

 

Noch deutlicher sind die regionalen Unter-
schiede zwischen den Vergleichsgebieten hin-
sichtlich der Pachtquote. Bei einem Landes-
mittel von 34 % schwankt die Pachtquote 1979 
zwischen den Vergleichsgebieten von 12 bis 
51 %. 

Dabei zeichnen sich insbesondere die Ver-
gleichsgebiete Hochschwarzwald und West-
Schwarzwald durch auffallend geringe Pacht-
anteile aus. Etwas höhere, aber dennoch 
unterdurchschnittliche Pachtquoten findet man 
am Östlichen Bodensee, im Allgäu und in Ho-
henlohe (vgl. Anhangtabelle 21), Hierbei 
handelt es sich vor allem um die Gebiete 
mit größeren Betrieben, in denen seit jeher 
beim Erbgang das Anerbenrecht angewandt 
wird. Dabei werden die Höfe geschlossen an 
den Betriebsnachfolger übergeben, während 
die nachgeborenen Söhne und Töchter mit 
einem finanziellen Betrag abgefunden werden. 
Eine Zersplitterung des landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes, wie etwa in Realteilungsgebie-
ten, wird dadurch verhindert; deshalb sind 
hier auch Vollerwerbsbetriebe besonders stark 
vertreten. Der hohe Anteil an Vollerwerbsbe-
trieben begrenzt einerseits das Pachtflächen-
angebot und bewirkt andererseits eine starke 
Nachfrage nach Pachtflächen für die weitere 
Aufstockung der Betriebe. Der allgemeine 
"Landhunger" führt bei der gegebenen Knapp-
heit des Grund und Bodens zwangsläufig auch 
zu hohen Nutzungsentgelten für die Pacht-
flächen. 

Die Realteilungsgebiete zeichnen sich dem-
gegenüber durch bedeutend höhere Pacht-
quoten aus. Die höchsten Pachtquoten sind 
im Vergleichsgebiet Unterland/Bergstraße 
(51 %), gefolgt von den Gäulandschaften 
und der Rheinebene (beide 49 %) zu beob-
achten, also in Gebieten, die sich schon 
seit jeher durch ausgesprochene Klein- und 
Kleinstbetriebsstruktur auszeichnen. Offen-
bar wurden in diesen Gebieten die Betriebe 
im Erbgang weiterhin so lange geteilt, bis 
viele davon nicht mehr existenzfähig und 
daher zur Aufgabe ihrer Landwirtschaft oder 
zum Übergang auf landwirtschaftlichen Neben-
erwerb gezwungen waren. In der Regel bot 
die reichlich vorhandene Zahl von gewerb-
lichen und Dienstleistungsbetrieben auch 
überdurchschnittlich gute Möglichkeiten für 
den Wechsel zu außerlandwirtschaftlichen Tä-
tigkeiten. Die freigesetzten Flächen wurden 
vorwiegend an aufstockungswillige Betrie-
be verpachtet, wodurch sich die Pachtquote 
auf das heutige Niveau erhöht hat. 

Bemerkenswerterweise hat die Pachtquote 
im letzten Jahrzehnt nicht überall in glei-

 

chem Maße zugenommen: In Realteilungsgebie-
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Pachlanteile in °o 

F—]  unter 15 

Ein 15 unte 
bisr 

20 

20 II 25 

25 II 30 

BXM 30 I 35 

35 11 40 

® 40 n 50 

® 50 und mehr 

Landesdurch-
schnitt = 33.9% 

 

ten, wie im Vergleichsgebiet Unterland/Berg-
straße, unterscheidet sich der Pachtlandan-
teil von 1979 nur geringfügig von dem des 
Jahres 1971, und auch in den Vergleichsge-
bieten Östlicher Bodensee und West-Schwarz-
wald nahm die Pachtquote nur geringfügig 
zu. Demgegenüber stieg sie im Vergleichsge-
biet Ost-Schwarzwald um 5, auf der Baar 
sogar um fast 8 Punkte an. Diese Differenzen 
hängen mit dem unterschiedlichen zeitlichen 
Ablauf des Strukturwandels zusammen, der 
bekanntlich die durch kleinbäuerliche und 
Kleinbetriebe geprägten Realteilungsgebiete 
viel früher und vergleichsweise stärker er-
faßte als die Gebiete mit mittel- und groß-
bäuerlicher Ausgangsstruktur. 

Höchste Pachtpreise im Vergleichsgebiet 
Unterland /Bergstraße 

Zwischen den Vergleichsgebieten bestehen 
bezüglich des Pachtentgeltes noch bedeu-
tend größere Unterschiede als bei den Pacht-
quoten. Während für Flächen, die von fami-
lienfremden Personen gepachtet wurden, im 
Landesmittel 228 DM/ha bezahlt werden muß-
ten, schwankten die Pachtentgelte zwischen 
50 DM/ha und 381 DM/ha. Mit durchschnitt-
lich 381 DM/ha sind die Pachten im Vergleichs-
gebiet Unterland/Bergstraße am teuersten, 
was wohl unter anderem auf die sehr günsti-
gen Produktionsverhältnisse zurückzufüh-
ren ist. Die hohe Fruchtbarkeit der Böden 
ermöglicht bei einer durchschnittlichen Jah-
restemperatur von über 9o  C in großem Maße 
den Anbau von Sonderkulturen mit hoher 
Flächenproduktivität (Obst, Wein, Feldgemü-
se). Der weit überwiegende Teil der landwirt-
schaftlich genutzten Fläche ist ackerfähig; 
gegenwärtig werden gut 70 bis 100 % der 
gesamten LF ackerbaulich genutzt. An zweiter 
und dritter Stelle folgen mit einem Pachtent-
gelt von 360 bzw. 341 DM/ha das Allgäu und 
der Östliche Bodensee. Im Allgäu herrschen 
bei einer Höhenlage von 600 bis 900 m über 
N.N., Bodenklimazahlen von 30 bis 50 und Jah-
resniederschlägen zwischen 1000 und 1600 mm 
besonders günstige Produktionsbedingungen 
für die Grünlandnutzung vor. Außerdem 
gehören im Allgäu mehr als die Hälfte aller 
Betriebe und am Östlichen Bodensee knapp 
die Hälfte zur Kategorie der Vollerwerbsland-
wirte, während auf Landesebene dieser Anteil 
nur etwa halb so hoch ist. In diesen Ver-
gleichsgebieten erhöhten sich demzufolge 
auch die Pachtpreise gegenüber 1971 beträcht-
lich. Im Vergleichsgebiet östlicher Bodensee 
stiegen die Pachtentgelte sogar um fast 60 $, 
im Allgäu um die Hälfte (vgl. Tabelle 8). 

Obwohl die Rheinebene und die Gäulandschaf-
ten unumstritten zu den von Natur aus begün-
stigten Gegenden gehören, liegen die Pacht-
entgelte mit 247 DM/ha im Vergleichsgebiet 
Gäulandschaften nur etwa 8 % über dem 
Landesmittel, was gegenüber 1971 lediglich 
einer Steigerung um rund ein Drittel ent-
spricht. Im Vergleichsgebiet Rheinebene wer-
den sogar 3 % unter dem Durchschnitt liegen-  

Schaubild 2 

Pachtquote nach landwirtschaftlichen 
Vergleichsgebieten 1979 

Anmerkung: Zur Nummerierung der Vergleichsgebiele vgl. Tabelle 0. 
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de Pachtentgelte entrichtet. Vermutlich hängt 
dieses geringe Preisniveau mit der vorherr-
schenden Nebenerwerbslandwirtschaft in die-
sen Gebieten zusammen. In den von Natur aus 
benachteiligten Gebieten sind die Pachtprei-
se aus einsichtigen Gründen bedeutend nied-
riger. So zahlte man am Heuberg mit nur 
50 DM/ha.die geringsten Pachten überhaupt, 
gefolgt vom Hochschwarzwald (88 DM/ha). 
Etwas höhere Preise werden im Westlichen Alb-
vorland (101 DM/ha) sowie im Ost-Schwarz-
wald (112 DM/ha) bezahlt. Dabei lassen sich 
auch gewisse Abhängigkeiten von der Betriebs-
größe feststellen. Im allgemeinen nimmt das 
durchschnittliche Pachtentgelt mit steigen-
der Betriebsgröße deutlich ab. Allerdings 
bilden die Vergleichsgebiete Allgäu, Ober-
land, Donau-Iller und Hohenlohe eine Ausnah-
me. Es wird vermutet, daß hier die größeren 
Betriebe einen beträchtlichen Anteil von Neu-
pachtungen aufweisen, deren Preisniveau 
bekanntlich über dem Durchschnitt liegt; 
darin kommt zugleich der erhebliche Auf-
stockungszwang der hier vorherrschenden 
Vollerwerbsbetriebe zum Ausdruck. Anderer-
seits sind die Pachtentgelte in den unteren 
Größenklassen auch deshalb relativ gering, 
weil der Anbau von Sonderkulturen fehlt 
oder von nur geringer Bedeutung ist. 
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schnitt =228 DM 

Da das Pachtpreisniveau offenbar von der 
Qualität der Flächen und durch die Betriebs-
struktur bedingten Nachfrageverhältnissen 
bestimmt wird, wurden die Einflußfaktoren 
auch noch getrennt untersucht, indem zur 
Ausschaltung des Qualitätseinflusses das 
Pachtentgelt auf die Ertragsmeßzahl (EA1Z) 
bezogen wurde. Dabei zeigte sich, daß zwi-
schen den Vergleichsgebieten auch hinsicht-
lich der Pachtpreise je Ertragsmeßzahl Unter-
schiede bestehen: Während am Heuberg 2 DM 
je EMZ üblich sind, liegen die vergleichba-
ren Werte im Vergleichsgebiet Allgäu immer-
hin bei 9 DM je EMZ, was einem Verhältnis 
vor. 1 : 4,5 entspricht. In den Vergleichsge-
bieten östlicher Bodensee und Hohenlohe be-
ziffert sich der Pachtzins auf rund 7,50 DM 
je EMZ, während er im Neckar-Nagold-Gebiet 
und östlichen Albvorland bei nur 3,50 DM 
je EMZ liegt. Es wird deutlich, daß die Qua-
lität der Flächen bei der Vereinbarung der 
Pachtentgelte doch wohl nur eine untergeord-
nete Rolle spielt, wenn man von der unter-
schiedlichen Beschaffenheit der Pachtgrund-
stücke, wie Größe, Gestalt, Lage, Entfernung 
vom Betrieb absieht, die im statistischen 
Material nicht berücksichtigt sind. Maßge-
bend für die Preisfindung ist vielmehr die 
allgemeine und individuelle Konkurrenzsitua-
tion am Pachtlandmarkt, also das jeweilige 

Schaubild 3 
Pachtpreise nach landwirtschaftlichen 
Vergleichsgebieten 1979 

Pachtpreise in DM/ ha 

l l unter 100 
be 

Lu~ 100  unter 140 

n 140 II 180 

Anmerkung: Zur Nummerierung der Vergleichsgebiete vgl. Tabelle B. 

Tabelle 8 

Pachtpreise nach landwirtschaftlichen Vergleichs-
gebieten 

Landwirtschaftliche 1971 

Vergleichsgebiete 

DM/ha 

1 Unterland/Bergstraße 320 381 + 61 + 19,1 

2 Bessere und geringere 
187 247 + 60 + 32,1 

17 Neckar-Nagold/45rd-

 

liche Schwarzwald-
randplatte 

18 Östliches Albvorland 

19 Schwäbischer Wald/ 
Odenwald 

20 Hohenlohe 

21a Besseres Bauland/Oden-
waldrand/Ma in-Tauber-
Gebiet 

21b Geringeres Bauland 

Insgesamt 176 228 + 52 + 29,5 

Angebots- und Nachfrageverhältnis. Daher 

dürften die Unterschiede bei kleinräumlicher 
Betrachtung noch weitaus stärker zum Aus-
druck kommen als lediglich bei regionaler Dif-
ferenzierung nach Vergleichsgebieten. Aller-
dings sind die statistischen Nachweismöglich-
keiten hierfür leider begrenzt. 

Zusammenfassung 

- Die selbstbewirtschaftete Eigenfläche der 
Betriebe ist seit 1971 um fast 14 % ge-
schrumpft, da ehemalige Betriebsinhaber 
nach der Aufgabe der Landwirtschaft bzw. 
Abstockung zum Nebenerwerb die Eigentums-
flächen größtenteils nicht verkauften, 
sondern an aufstockende oder Sonderkul-
turbetriebe verpachteten. Der Rückgang 
der Eigentumsfläche entspricht insoweit 
in den Größenklassen weitgehend der Ent-
wicklung der Zahl der Betriebe und damit 
dem Strukturwandel. Auch bei einem in Zu-
kunft abgeschwächten Strukturwandel dürf-

 

1979 

Veränderung 
1979 
gegen 
1971 

 

Gäulandschaft 

3 Bessere und geringere 
Rheinebene 

4 Westlicher Bodensee 

5 West-Schwarzwald 

6 Hochschwarzwald 

7 Östlicher Schwarzwald 

8 Baar 

9 Östlicher Bodensee 

10 Allgäu 
11 Oberland 

12 Donau-Iller 

13 Bessere Alb 
14 Geringere Alb 

15 Heuherg 

16 Westliches Albvorland 
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te der Umfang der selbstbewirtschafteten 
Eigenfläche weiter abnehmen, wenn auch 
langsamer. 

In den oberen Größenklassen von 20 und 
mehr ha LF ist heute auch absolut gesehen 
die Eigentumsfläche je Betrieb kleiner als 
zehn Jahre zuvor, weil die Aufstockung 
der in diese Größenklassen aufgestiegenen 
Betriebe in erster Linie durch Zupachtun-
gen erfolgte; die Kosten für die Nutzung 
des Bodens haben sich in diesen Betrieben 
entsprechend erhöht, die durch Bodenei-
gentum abgesicherte Stabilität verringert. 

Umgekehrt ist in den Größenklassen unter 
20 ha LF, in denen wesentlich mehr Be-
triebe ausschieden, als dem Rückgang der 
Eigentumsfläche entspricht, die durch-
schnittliche Eigenfläche je Betrieb 
heute größer als vor zehn Jahren. Für die 
Gesamtheit aller Betriebe mit Eigenland 
ergibt sich dadurch eine Erweiterung 
der durchschnittlichen Eigenfläche je 
Betrieb um 1,16 ha. Diese Zunahme 
beruht aber nur zu einem Drittel auf 
Flächenzukauf. Bei den stark angestiege-
nen Grundstückspreisen für Flächen 
der landwirtschaftlichen Nutzung ist 
für viele Betriebe - abgesehen von Re-
investitionen - ein Zukauf wirtschaftlich 
nicht mehr vertretbar. 

Die Pachtquote hat sich seit 1971 um ins-
gesamt 6 Punkte auf 36,3 % erhöht. Zwi-
schen den Vergleichsgebieten schwankt 
sie in einem weiten Bereich (12 % bis 51 $), 
was vor allem ein Ergebnis des jeweils 
herrschenden Erbrechtes und der natürli-
chen Produktionsbedingungen ist. Im Re-
gelfall sind in Realteilungsgebieten hohe 
und in Anerbengebieten geringere Pacht-
quoten anzutreffen. Die Pachtquote hat 
sich im allgemeinen um so mehr erhöht, 
je stärker der Strukturwandel war. 

- Die Pachtentgelte entwickelten sich lang-
fristig im ganzen etwa in gleichem Maße 
wie die Einkommen je Arbeitskraft. Auf 
der Ebene der Vergleichsgebiete waren die 
Steigerungsraten jedoch sehr uneinheit-
lich, was vor allem auf die unterschied-
lichen Nachfrageverhältnisse zurückzufüh-
ren ist; in den bäuerlichen Gebieten mit 
einem hohen Anteil größerer Betriebe sind 
die Teuerungsraten besonders groß. Die 
Unterschiede hinsichtlich der Pachtentgel-
te haben sich zwischen den Vergleichs-
gebieten vergrößert. 

- Die Qualität der Pachtflächen, gemessen 
an der Ertragsmeßzahl, hat einen ver-
gleichsweise geringen Einfluß auf das 
Pachtpreisniveau; es kommt vielmehr ent-
scheidend auf die regionale und örtliche 
Nachfrage- und Angebotssituation an.  

Die Pachtfläche, die von Familienangehöri-
gen als Verpächter übernommen wird, weist 
eine rockläufige Tendenz auf. Dies dürfte 
auf verschiedene Ursachen, nicht zuletzt 
auf die veränderten Altersstrukturen, 
die konsolidierte Alterssicherung in den 
Betrieben, die allgemeine Wirtschaftsent-
wicklung und darauf zurückzufahren sein, 
daß sich die Chancen für Familienpachtun-
gen im Zuge des Strukturwandels allgemein 
vermindert haben. Dieser Trend dürfte 
sich in Zukunft weiter fortsetzen. 
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3. Sozialstruktur 

3. 1 Zur Entwicklung wichtiger 

Vermögensbestandteile privater Haushalte 

Problemstellung 

In jüngster Zeit wird insbesondere im wirt-
schafts- und tarifpolitischen Bereich eine 
investive Verwendung von Lohnbestandteilen 
in betrieblicher oder überbetrieblicher Form 
als möglicher Ansatzpunkt für eine breitere 
Streuung des Produktivvermögens, aber auch 
als potentielles Mittel zur Oberwindung der 
anhaltenden Wachstumsschwäche diskutiert. 
Damit rücken Fragen der Vermögensbildung 
breiter Bevölkerungsschichten bzw. der per-
sonellen Vermögensverteilung im Zusammen-
hang mit beschäftigungspolitischen Problemen 
erneut ins Blickfeld des öffentlichen Interes-
ses, aus dem sie nach einer Phase intensiver 
Diskussion in den 60er und 70er Jahren zumin-
dest scheinbar etwas verdrängt worden waren. 

Vor diesem Hintergrund ist die Kenntnis des 
bestehenden Privatvermögens und seiner Ver-
teilung auf die Bevölkerung von entscheiden-
der Bedeutung. Zwar ist es bisher noch nicht 
gelungen, ein umfassendes und statistisch fun-
diertes Gesamtbild zu liefern. Durch die Schluß-
Interviews im Rahmen der neueren Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe sowie darauf 
aufbauende Schätzungenl konnten aber un-
zweifelhafte Fortschritte in Richtung auf eine 
höhere Transparenz der Vermögensstrukturen 
erzielt werden. In diesem-Sinne sollen im fol-
genden Beitrag anhand der Ergebnisse_ der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichpproben 1973 und  
1978 (Stichtag jeweils 31 .12. ) bei ausgewahl-
ten Vermögensformen wesentliche Strukturmerk-
male, bestehende Entwicklungstendenzen und 
charakteristische Unterschiede zwischen den 
Verhältnissen auf Bundes- und Landesebene 
herausgearbeitet und analysiert werden. Ob-
wohl die neuesten Daten von 1978 stammen 
und damit nicht ganz aktuell sind, verlieren 
sie doch wenig an Aussagekraft, denn die Ver-
mögensbestände sind das Resultat längerfri-
stiger Sparprozesse und verändern sich in 
ihren Strukturen deshalb nur relativ langsam. 

Zunächst sei aber auf die wesentlichsten Pro-
bleme hingewiesen, die einer vollständigen und 

1 vgl. Mierheim, H. und Wicke, L.: Die personelle Vermiigensvertei. 
lung In der Bundesrepublik Deutschland, Tübingen 1978. In dieser 
Arbeit wird ausgehend von der Einkommens. und Verbrauchsstich-
probe 1973 und unter Zuhilfenahme anderer statistischer Daten der 
Umfang, die Zusammensetzung und die Verteilung des einbezogenen 
Privatvermögens auf Haushalte und Personen ermittelt, wobei aller-
dings in weiten Bereichen statistische Lücken durch Plausibilitäts-
annahmen geschlossen wurden. 

genauen Erfassung des Vermögens entgegen-
stehen und die bei der Interpretation der Er-
gebnisse stets zu berücksichtigen sind2: 

Bereits die Abgrenzung des Vermögensbe-
qriffs ist nicht unumstritten. So kann man 
neben den zweifelsfrei zum privaten Vermö-
gen zählenden Formen des Geld- und Sachver-
mögens je nach Sichtweise auch das Humanka-
pital (Barwert der zukünftigen Arbeitser-
träge in Abhängigkeit von der Ausbildung), 
den Wert langlebiger Gebrauchsgegenstände, 
die Ansprüche gegen die gesetzliche Renten-
versicherung, die betriebliche Altersversor-
gung oder öffentliche Pensionskassen oder das 
letztlich allen Bürgern gehörende staatliche 
Vermögen zum relevanten Vermögen rechnen, 
denn allen Formen ist gemeinsam, daß zumin-
dest potentiell in der Zukunft eine persönli-
che Nutzung eines vorhandenen Bestandes in 
monetärer öder realer Form denkbar ist. 

Weitere Probleme ergeben sich bei der stati-
stischen Vermögenserfassung, insbesondere 
bei der Datenerhebunq und der Bewertung der  
Vermögensbestände. Aufgrund der Freiwillig-
keit der Auskunfte im Rahmen der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe gelang es bisher 
nicht, alle Bevölkerungsschichten mit hinrei-
chender Repräsentanz im diese Erhebung einzu-
beziehen: Nicht erfaßt werden die Haushalte 
von Ausländern und die Anstaltsbevölkerung, . 
und die Haushalte im obersten Einkommensbe-
reich nehmen nur unzureichend teil, so daß 
Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men über 20 000 DM in der vorliegenden Unter-
suchung nicht miteinbezogen sind; dies sind 
allerdings zugleich Haushalte, die in der Regel 
auch ein besonders hohes Vermögen besitzen. 
Bei den mitwirkenden Haushalten sind die ver-
bleibenden gesellschaftlichen Gruppen zwar 
auch mit unterschiedlichen Erfassungsquoten 
beteiligt, durch eine Hochrechnung auf Basis 
der Mikrozensusdaten erfolgt aber eine Anpas-
sung an die tatsächliche Haushaltsstruktur, 
so daß die Ergebnisse in Bezug auf die ein-
bezogenen Haushaltstypen als repräsentativ 
gelten können 3  . 

2 Vgl.: Euler; M.: Probleme der Erfassung von Vermögensbeständen 
privater Haushalte in Einkommens- und Verbrauchsstichproben, in: 
Wirtschaft und Statistik Heft 4/81, S. 249 - 252. 

 

3 Vgl. dazu Anhangtabelle 22. Wenn im folgenden von "den " privaten 
Haushalten die Reffe ist, liegt immer diese Abgrenzung zugrunde. 
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Konkret .werden in die Untersuchung folgende 
Bestandteile des Privatvermögens einbezogen: 
Zunächst das Geldvermögen, das sich aus den 
Guthaben auf Sparbuchern, den Beständen 
an Wertpapieren sowie den Bausparguthaben 
zusammensetzt. Nach Abzug der Kreditver-
pflichtungen (ohne Hypotheken u.ä.) ergibt 
sich das Nettogeldvermögen. Zusätzlich wer-
den die Lebensversicherungsverträge als po-
sitive Komponente des Geldvermögens mitbe-
rücksichtigt, sie können aber nicht voll-
ständig in die Rechnung integriert werden, 
da die Angabe der angesammelten Guthaben 
wegen Bewertungsproblemen (Trennung der 
Risiko-, Spar- und Gebührenkomponente, 
Berücksichtigung von Gewinnanteilen) fehlt. 
Als Anhaltspunkte für den Zeit- und den 
Bund-Land- Vergleich können aber hier neben 
dem Vorhandensein von Verträgen die Versiche-
rungssummen und die Einzahlungen im Erhe-
bungsjahr herangezogen werden. 

Weiterhin wird das Grundvermögen einbezogen, 
soweit es privat genutzt wird. in diesem 
Bereich liegen Angaben über den Anteil der 
Haus- und Grundbesitzer, über den steuerli-
chen Einheitswert und die Restschuld aus 
Hypotheken, Baudarlehen u.ä. je Haushalt mit 
Grundvermögen und bezogen auf alle Haus-
halte vor. Eine Saldierung von Einheitswert 
und Restschuld wird nicht vorgenommen, da 
der steuerliche Einheitswert erheblich unter 
dem hier relevanten Verkehrs- bzw. Markt-
wert liegt, also keine direkte Aussage über 
die tatsächliche Werthöhe, sondern nur über 
Wertstrukturen zuläßt. Auf Landesebene sind 
zusätzlich Verkehrswerte erfragt worden. 

Aus der Freiwilligkeit der Erhebung ergibt 
sich die Anforderung, den mitwirkungsberei-
ten Haushalten nur Fragen zu stellen, zu de-
ren Beantwortung sie angesichts der schwieri-
gen Materie einerseits willig und andererseits 
fähig sind. In diesem Zusammenhang ergeben 
sich Schwierigkeiten bei der Erfassung beson-
ders kurzfristig variierender Vermögensbestän-
de (Bargeld, Sicht- und Terminguthaben), vor 
allem aber bei diffizilen Abgrenzungs- und Be-
wertungsfragen. So wurde auf die Erfassung 
des (Nichtaktien-) Produktionsvermögens, die 
Bewertung der Guthaben bei Lebensversiche-
rungen und eine Trennung der nicht vermö-
gensrelevanten Zinskomponente von der noch 
zu leistenden Tilgung bei aufgenommenen Kre-
diten verzichtet. Beim Grundvermögen wur-
den die steuerlichen Einheitswerte erfragt, 
die den Haushalten aus den Steuerbescheiden 
bekannt sind. In landesinternen Zusatzerhe-
bungen zu den Einkommens- und Verbrauchs-
stichproben 1973 und 1978 jeweils zum Jahres-
beginn wurde der Versuch unternommen, die 
Verkehrswerte des Grundvermögens zu erfra-
gen. Obwohl die Antworten wegen des weitge-
hend fiktiven Charakters dieser Größe keinen 
Anspruch auf Exaktheit erheben können, wer-
den diese Ergebnisse beim Grundvermögen auf 
Landesebene hier zusätzlich herangezogen, 
da sie im Vergleich - zu den vom Marktwert  

deutlich abweichenden steuerlichen Einheits-
werten einen zusätzlichen Informationsgehalt 
besitzen 4  . 

Die Darstellung bezieht sich immer auf den 
Haushalt als kleinste Einheit, da in der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe im Ver-
mögensbereich keine personenbezogenen An-
gaben erfragt werden. Streng genommen kön-
nen also keine Aussagen zur personellen 
Vermögenssituation gemacht werden. Diese 
Einschränkung erscheint aber insofern wenig 
gravierend, als in Mehrpersonenhaushalten 
die (formalen) Vermögensbestände der einzel-
nen Mitglieder, selbst wenn sie nicht zur ge-
meinsamen Disposition stehen, doch üblicher-
weise entweder gemeinsam genutzt werden 
oder im Falle der Auflösung zur gemeinsamen 
Verwendung bestimmt sind. Gleichwohl kann 
sich auch bei einem mit der Haushaltsgröße 
zunehmenden Vermögen ein abnehmendes Ver-
mögen bezogen auf einzelne Haushaltsmitglie-
der bzw. pro Kopf ergeben. 

Trotz der verschiedenen genannten Einschrän-
kungen kann davon ausgegangen werden, daß 
das vorliegende Datenmaterial aus der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe zumin-
dest wesentliche Strukturmerkmale im Vermö-
gensbereich annähernd zutreffend wiedergibt. 

Insbesondere bei der Frage nach dem Niveau 
des durchschnittlichen Gesamtvermögens je 
Haushalt sind allerdings die genannten Ein-
schränkungen hinsichtlich der einbezogenen 
Haushalte und der erfragten Vermögensarten 
zu berücksichtigen. Schon deshalb ist z.B. 
ein Vergleich mit der vor kurzem erschiene-
nen Studie des Instituts für Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik (IWG) 5  nicht möglich. 
Dort wird der Versuch unternommen, für das 
Jahr 1983 das gesamte Vermögen der (deut-
schen) Haushalte in einer weiten Abgrenzung 
zu ermitteln, was allerdings nur über umfang-
reiche Schätzungen möglich ist. 

Die IWG-Studie bezieht einerseits auch die 
Haushalte mit sehr hohem Einkommen (und 
Vermögen) in die Schätzung mit ein. Zum an-
deren sind dort weitere Vermögensbestand-
teile eingeschätzt,. also auch Bargeld, Sicht-
und Termineinlagen, Ansprüche aus Lebensver-
sicherungen, langlebige Gebrauchsgüter wie 
z.B. PKW, Kunst- und Wertgegenstände sowie 
auch das Betriebsvermögen. Dies bedeutet, 
daß beim Haus- und Grundvermögen die eigen-

 

4 Beim Grundvermögen ergibt sich ein weiteres Erfassungsproblem, 
denn es wurde zwar ausdrücklich nur nach privatgenutzten Grund-
stücken, Häusern und Wohnungen gefragtes bleibt aber zweifelhaft, 
ob nicht Insbesondere bei Landwirten, aber auch bei anderen Selb. 
ständigen teilweise Betriebsgrundstücke enthalten sind. 

5 Miegel, Mainhard, Die verkannte Revolution lll. Einkommen und 

Vermögen der privaten Haushalte, mit einem Vorwort v.Kun H. 

Biedenkopf, Bonn 1983. 
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Bundesgebiet Baden-Württemberg 
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genutzten betrieblichen Teile mitberücksich- 
tigt sind. Daneben weist die Studie des IWG, 
- getrennt von den übrigen Vermögensarten -
auch die kapitalisierten Versorgungsansprüche 
(z.B. Ansprüche an die gesetzliche Rentenver-
sicherung) aus. 

9 von 10 Haushalten haben ein Sparbuch . 

Das Sparbuch ist eine Vermögensanlage, die 
1978 bereits in über 9 von 10 Haushalten ge-
nutzt wurde und damit die mit Abstand größte 
Verbreitunct aller Sparformen aufweist. Das 
hohe Niveau in praktisch allen Bevölkerungs-
schichten und die Stagnation im betrachteten 
Zeitraum deuten darauf hin, daß der Spielraum 
zur Erschließung neuer Anlegergruppen nur 
noch äußerst begrenzt ist (Tabelle 1 und An-
hangtabelle 23). Eine deutlich unterdurch-
schnittliche Inanspruchnahme läßt sich vor 
allem auf Bundesebene nur im untersten Ein-
kommensbereich und bei den Nichterwerbstäti-
gen feststellen. Gerade die merklich höheren 
Bestandsquoten in diesen Gruppen auf Lan-
desebene sorgen dafür, daß sich der Gesamt-
durchschnitt in Baden-Württemberg sichtbar 
vom Bundesergebnis abhebt. 

Tabelle 1 

Guthaben auf Sparbüchern nach ausgewählten 
Schichtungsmerkmalen 1978 

Haushalte insgesamt 91.1 10801 935 11 349 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

Bei den auf Sparbüchern angesparten Beträ-
n~en, die 1978 bei den Haushalten mit Sparbu-
c}lern durchschnittlich deutlich über 10 000 DM 
lagen, ergeben sich wesentlich stärkere Abwei-
chungen zwischen den verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen, aber auch im Zeitvergleich und 
zwischen dem Bundesgebiet und Baden-Würt-
temberg. 

Deutlich ausgeprägt ist die positive Beziehung 
zwischen dem Haushaltseinkommen und den 
Guthaben. Dabei dürfte weniger der direkte 
Zusammenhang zwischen aktueller Sparfähig-
keit und der Neubildung von Ersparnissen ei-
ne Rolle spielen als eine indirekte Beziehung 
zwischen dem gegenwärtigen und den vergan-
genen Einkommen, aus denen die Bestände 
überwiegend angespart wurden. Der Einfluß 
dieses Zeitfaktors wird insbesondere bei der 
Schichtung nach dem Alter des Haushaltsvor-
stands deutlich, denn hier wird im unteren 
und mittleren Altersbereich eine schrittweise 
Zunahme der Guthaben sichtbar, die eine An-
sparphase nach der Gründung eines eigenen 
Haushalts und dem Eintritt ins Erwerbsleben 
symbolisiert (Schaubild 1). In den Altersgrup-
pen ab 45 Jahren dagegen unterscheiden sich 
die Guthaben nicht mehr gravierend, was da-
rauf hindeutet, daß nach Abschluß dieser 
Aufbauperiode ein mehr oder weniger kon-
stantes Sicherheitspolster auf Sparbüchern 
gehalten wird. 

Bei der Schichtung nach der sozialen Stellung 
fallen die im Vergleich zur Einkommenslage 
hohen Sparbuchguthaben der Landwirte und 
der Nichterwerbstätigen auf, während sich 
in den Beständen der anderen Gruppen in 
etwa die Einkommensrelationen widerspiegeln. 
Bei den Nichterwerbstätigen, die überwiegend 
von Rentnern gestellt werden, dürften die 
vergleichsweise hohen Guthaben die Folge 
einer bereits lange andauernden Spartätig-
keit sein, während bei den Landwirten auf 
eine spezifische Neigung zur Geldanlage auf 
Sparbüchern geschlossen werden kann. 

Landwirt 

Selbständiger 
lohne Landwirt) 

Beamter 

Angestellter 

Arbeiter 

Nichterwerbstätiger 

Mona 1 iches Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter ... DM3) 

unter 800 

• 800 — 1 400 

1 400 — 2000 

2000 — 2 500 

2 500 — 3 000 

3 000 — 20 000 

1) Anteil der Haushalte mit Guthaben auf Sparbüchern an den Haus. 
. halten der vorgenannten Gruppe. — 2) Durchschnittliches Guthaben 

je Haushalt mit Sparbüchern. — 3) Selbsteinstufung der Haushalte; 
ohne Haushalte von Landwirten. 

Im Vergleich zu allen bundesdeutschen Haus-
halten mit Sparbüchern verfügen die entspre-
chenden Baden-Württemberger durchschnittlich 
über höhere Rücklagen auf Sparbüchern. Al-
lerdings hat sich die Differenz zwischen 1973 
und 1978 bei einer allgemeinen Zunahme der 
Beträge abgeschwächt: Die Guthaben im Land 
sind 1978 im Durchschnitt um 5,4 % h8her als 
im Bund, während es 1973 10,9 % waren, 
wofür das im Land stärkere Interesse am Bau-
sparen ursächlich sein dürfte. Während auf 
Landesebene die Aufstockung der Sparsum-
men in dieser Periode nur geringfügig über 
der Inflationsrate von 25,0 % (Preisindex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
in Baden- Württemberg, Jahresdurchschnitt 
1978 gegenüber 1973) lag, wuchsen auf Bun-
desebene die Guthaben auch real merklich (no-
minal: 35,8 %), Diese Entwicklung deutet in 
Anbetracht der unvermindert stärkeren Spar-
fähigkeit der baden-württembergischen Haus-
halte darauf hin, daß es sich bei der Anla-

 

73,2 5 327 82,2 6 954 

87,8 7 969 91,5 9 503 

94,0 9 741 940 10 629 

95,5 11 643 96,1 11 589 

955 12 656 950 12 663 

95A 16 074 96,8 14 760 
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ge auf Sparbüchern um eine Grundform des 
Sparens im wesentlichen zur Sicherung gegen 
Wechselfälle des Lebens und zum Erwerb 
höherwertiger Gebrauchsgüter handelt, die 
auf dem Landesniveau, insbesondere nach Ab-
schluß der typischen Ansparphase, bereits 
nahe an Sättigungsgrenzen stößt, wenn man 
von einer reinen Anpassung an die Geldent-
wertung absieht. 

Die auch 1978 noch insgesamt um gut 500 DM 
höheren Guthaben auf Landesebene lassen sich 
auf nahezu alle Altersklassen, vor allem aber 
auf die unteren Einkommensgruppen und die 
Nichterwerbstätigen zurückführen. Im oberen 
Einkommensbereich und bei den überwiegend 
dort angesiedelten sozialen Schichten dage-
gen scheint sich eine Nivellierung abzuzeich-
nen, denn die bestehenden Unterschiede 
sind entweder nicht gravierend oder sie las-
sen sich auf mehr oder weniger zufällige 
Ereignisse zurückführen. 

Wertpapieranlage in 30% der Haushalte 

Im Vergleich zum Sparbuch handelt es sich bei 
den Wertpapieren um eine Anlageform, die zum 
einen eine wesentlich geringere Verbreitunq 
aufweist, denn sie spricht nur ein gutes Vier-
tel der Haushalte an, und die zum anderen 
von den verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
in wesentlich unterschiedlicherem Maß in An-
spruch genommen wird. Vor allem bei den 
Selbständigen und den Besserverdienenden, 
zu denen auch Teile der Angestellten und Be-
amten zu zählen sind, fällt die Wahl bei der 
Geldanlage überdurchschnittlich oft auf Wert-
papiere. Dagegen läßt sich im unteren Einkom-
mensbereich, der schwerpunktmäßig von den 
Nichterwerbstätigen und den Arbeitern besetzt 
wird, sowie bei den Landwirten eine deutliche 
Zurückhaltung gegenüber dieser Anlageform 
registrieren (Tabelle 2). 

In Baden-Württemberg besitzen in allen Bevöl-
kerungsschichten relativ mehr Heushalte Wert-
papiere als im gesamten Bundesgebiet. Im 
Durchschnitt sind es 29,9 % der Haushalte ge-
genüber 26,3 % im Bundesgebiet, allerdings 
hat sich die Differenz zwischen 1.973 und 1978 
durch eine zunehmende Verbreitung im Bundes-
gebiet bei gleichzeitiger Stagnation in Baden-
Württemberg abgeschwächt. 

Diese Annäherungstendenz zwischen Bundes-
gebiet und Baden-Württemberg läßt sich auch 
bei den Beständen beobachten, die. von den 
Wertpapierbesitzern in dieser Anlageform ge-
halten werden, allerdings mit zwei Besonder-
heiten: Der Prozeß vollzog sich ausgehend 
von einem im Vergleich zum Sparbuch höheren 
Niveau von gut 10 000 DM (Bundesgebiet) bzw. 
gut 11 000 DM (Baden-Württemberg) bei einer 
ausgeprägt starken Erhöhung der angelegten 
Werte, die weit über einen Inflationsausgleich 
hinausgeht, und er mündete Ende 1978 in ei-
nem Zustand, der bereits als weitgehende 
Nivellierung bei einem Durchschnittsbestand 
von 18 000 DM charakterisiert werden kann 

Schaubild 1 

Sparbuchguthaben der Haushalte mit Sparbüchern 
nach dem Alter des Haushaltsvorstands') 
DM 

unter 25 25 35 45 55 65 
35 45 55 65 und mehr 

Alter von... bis unter... Jahren 
1) Jeweils am 31. Dezember— 2) 1973 kein Nachweis !ür Baden Wünnemberg. 

168 03 

(Baden-Württemberg: + 58 $, Bundesgebiet: 
+ 74 $). An dem deutlichen Zuwachs waren 
die Wertpapierhalter aus allen Bevölkerungs-
schichten beteiligt, die relativ stärkste Zunah-
me war allerdings bei den Selbständigen ein-
schließlich den Landwirten und bei den Nicht-
erwerbstätigen zu verzeichnen. Die Nivellie-
rung zwischen Bundesgebiet und Baden-Würt-
temberg betrifft nicht nur den Durchschnitt 
aller Haushalte mit Wertpapieren, sondern 
auch nahezu alle Untergruppen. Lediglich 
bei den Selbständigen und in der obersten 
Einkommensklasse läßt sich ein signifikanter 
Vorsprung der bundesdeutschen Wertpapierbe-
sitzer konstatieren, während bei den Arbei-
tern und in relativ geringerem Umfang bei 
den Nichterwerbstätigen die entsprechenden 
Haushalte Baden-Württembergs höhere Werte 
angesammelt haben. 

Wie bei den Sparbuchguthaben und im übrigen 
auch bei allen anderen Anlageformen besteht 
auch bei den Wertpapieren ein generell posi-
tiver Zusammenhang zwischen dem Einkommen 
und den Vermögenswerten, allerdings ist hier 
die Beziehung bis in den mittleren Einkom-
mensbereich nur schwach ausgeprägt, während 
er im obersten Bereich besonders markant zu-
tage tritt. Die Schichtung nach der sozialen 
Stellung des Haushaltsvorstands zeigt, welche 
Gruppen für diesen Verläuf verantwortlich 
sind: Im Vergleich zu ihrem aktuellen Einkom-
men verfügen die nichterwerbstätigen Wertpa-
pierhalter über auffällig hohe Bestände. Dieses 
Ergebnis dürfte überwiegend auf Rentner zu-
rückzuführen sein, die insbesondere in den 
letzten Jahren ihrer Erwerbstätigkeit die vor-
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1973 1978 

Baden-Württemberg 
Gegenstand der 

Nachweisung 

Bundesgebiet Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Betrag3) 

in DM 
Anteil2) 

in % 
Betrag3) 

in DM 

Anteil2) 

in % 

Anteil2) 

in % 
Betrag3) 

in DM 
Anteil2) Betrag3) 

in % in DM 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... bis unter ..- DM 

12,0 7 550 182 

18,7 7 540 22,7 

23,9 7 781 28,1 

32 p 10 390 38,9 

442 18 366 51,6 

9,7 1O559 (11,6) (11 348) 

17,4 13386 21,1 14 348 

23,9 11 939 27,0 11 533 

30,8 13 274 32,9 13 823 

34,9 16 700 39,6 .17651 

44,6 31307 46,5 28491 

6 802 

10 033 

8 686 

11 583 

17 609 

Tabelle 2 

Bestände an Wertpapieren1  nach ausgewählten Schichtungsmerkmalen 

Haushalte insgesamt 23.6 10 382 30,0 11 258 26,3 18 101 29,9 17 815 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

23,4 9304. 19,1 19035 (24,3) (17066) 

45,0 18 406 392 40 861 42,0 33 062 
14,0. 8 977 

l 
36,7 19 227 

.~ 
33,9 9 099 

14,5 5 056 

21,5 11 899 30,0 12 488  

31,9 13 479 . 34,4 13746 
36,8 14 773 40,2 14 347 

19.6 8137 21,6 9325 

22,6 20 932 26,9 21 854 

Landwirt 

Selbständiger (ohne Landwirt) 

Beamter 

Angestellter 

Arbeiter 

Nichterwerbstätiger 

39,1 9 927 

17,6 7 250 

unter 800 

800 - 1 200 

1 200 - 1 800 

1 800 - 2 500 

2 500 - 15 000 

unter 800 

800 - 1 400 

1 400 - 2000 

2000 - 2 500 

2 500 - 3 000 

3 000 - 20 000 

1) Aktien, Obligationen, Pfandbriefe, Sparbriefe, Investmentzertifikate usw. — 2) Anteil der Haushalte mit Wertpapieren an den Haushalten 

der vorgenannten Gruppe. — 3) Durchschnittlicher Tageskurs der Wertpapiere.je Haushalt mit Wertpapieren. 

handenen Mittel schwerpunktmäßig in diese An-
lageform gelenkt haben. Der steile Anstieg im 
oberen Einkommensbereich dagegen läßt sich 
im wesentlichen auf die Selbständigen zu-
rückführen, die - auch aus Gründen der Al-
terssicherung - als "klassische" Anlegergrup-
pe für Wertpapiere angesehen werden können. 

Die vergleichsweise geringe Verbreitung in Ver-
bindung mit den hohen Beständen bei den Wert-
papierhaltern läßt ebenso wie die zeitliche. Ent-
wicklung und die strukturelle Zusammenset-
zung den Schluß zu,.daß Wertpapiere überwie-
gend von Haushalten erstanden werden, die 
bereits über Rücklagen in anderer Form ver-
fügen und die das vorhandene Sparpotential 
gezielt als Geldvermögen anlegen möchten, oh-
ne sich damit wie z.B. beim Bausparen bei ei-
ner eventuellen Auflösung an einen bestimmten 
Verwendungszweck binden zu wollen. Bei den 
Wertpapieren mit fixierter Verzinsung dürfte 
dafür die vergleichsweise hohe und sichere 
Rendite bei kurzfristiger Verfügbarkeit der 
Mittel eine vorrangige Rolle spielen, während 
bei der Aktie und den Investmentzertifikaten 
neben dem Aspekt der Bereitstellung von Risi-
kokapital auch spekulativen Momenten eine 
stärkere Bedeutung zukommt. 

 

Bausparen in Baden-Württemberg stärker ausgeprägt 

Auch die Geldanlage im Rahmen von Bauspar-
verträgen findet in den verschiedenen Bevöl-
kerungsgruppen sehr unterschiedliche Verbrei-
tunq, sie wird aber im Vergleich zu den Wert-
oapieren insgesamt und auch in fast allen' 
Schichten von einem größeren Teil der Haus-
halte wahrgenommen, ohne allerdings auch nur 
annähernd die Breitenwirkung des Sparbu-
ches zu erreichen. Besonders auffallend ist 
der hohe Anteil der Haushalte mit einem Bau-
sparvertrag ih Baden-Württemberg, der mit 
48 % weit über dem Bundesdurchschnitt von 
37 % liegt. Er hat sich allerdings seit 1973 
nicht verändert, während er im Bundesgebiet 
leicht zunahm. Der in Baden-Württemberg 
wesentlich stärkere, Einstieg in diese Anlage-
form ist dabei durchgehend für alle ausgewie-
senen Gruppierungen zu verzeichnen (Tabel-
le 3), besonders markant ist er bei der Grup-
pe der Arbeiter, die sich zu 60 % am Bauspa-
ren beteiligen, während es im Bundesgebiet 
47 % sind (Schaubild 2). 

Die unterschiedliche Inanspruchnahme des Bau-
sparens gegenüber dem Sparbuch und der 
Wertpapieranlage läßt sich aus den Besonder-
heiten dieser Anlage relativ einfach erklären: 
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Anteil der Haushalte mit Bausparverträgen (Land) 

DM in 
Tausend 

—20 
Guthaben je Haushalt mit Bausparverträgen (Land) 

0 
Landwirt Selb tän- Beamter Angestell. Arbeiter Nic terwerb -

 

diger ter täti er 
ohne Land-

 

wirt) 

1) Jeweils am 31, Dezember, 

169 63 

~ee, 
100-
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20 
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5 

Bundesgebiet 

  

i 

   

Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Anteil7) 
in % 

Betragt) 

in DM 
Anteil 1) 

in % 
Betragt) 

in DM 

Gegenstand der 
Nachweisung 

Da die Liquidierung der Guthaben - in der 
Regel in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Darlehen - zweckgebunden nur für Bau- und 
Renovierungsvorhaben möglich ist, sind Bau-
sparverträge nur für Personen bzw. Haushal-
te interessant, die in absehbarer Zeit einen 
Wohnungserwerb bzw. Baumaßnahmen planen. 
Bei denjenigen, die noch keinen eigenen 
Wohnraum besitzen, erfordert der käufli-

 

che Erwerb zumeist zunächst das Ansparen 
größerer Summen und anschließend eine län-
gerfristige Rückzahlung von ebenfalls größe-

 

ren Krediten. Daraus ergeben sich einige 
faktische Voraussetzungen dafür, daß der 
Abschluß eines Bausparvertrags für einen 
Haushalt ohne Wohnungseigentum überhaupt 
sinnvoll ist: Es muß genügend Einkommen 
vorhanden sein, um das Ziel überhaupt re-

 

alisierbar erscheinen zu lassen, und zwar 
nicht nur in der Gegenwart, sondern insbe-
sondere auch auf längere Sicht und mit einer 

Tabelle 3 

Bausparguthaben nach ausgewählten Schichtungs-

 

merkmalen 1978 

Haushalte insgesamt 1 37,3 10753 47,9 11 741  

Schaubild 2 

Anteil der Haushalte mit Bausparverträgen 
sowie Guthaben je Haushalt mit Bausparverträgen 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstands 
in Baden-Württemberg 
und im Bundesgebiet 1978" 

 

gewissen Sicherheit. Wegen der Langfristigkeit 
der finanziellen Belastung sollte auch noch 
genügend Zeit zur Verfügung stehen, um 
den Prozeß insgesamt noch durchleben bzw. 
In nicht zu hohem Atter abschließen zu kön-
nen. 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter ... DM 

unter 800 

800 — 1 400 
1 400 — 2000 

2000 — 2 500 

2 500 — 3 000 

3 000 —20000 

8,6 
18,9 

35,6 

49.0 
54,5 

59,6 

5018 10,0 

6834 26,1 

8435 47,1 

10 236 61,7 

11 638 662 

15 496 68,8 

(4681) 

7 581 

9 495 

11 561 

12 482 

16 108 

Alter des Haushaltsvorstands 
von ...bis unter ... Jahren 

Alleinlebende Frau 

Alleinlebender Mann 

Elternteil mit 1 Kind 

Ehepaar ohne Kind 

Ehepaarmit 1 Kind 

Ehepaar mit 
2 Kindern 

Ehepaar mit 3 und 
mehr Kindern 

1) Anteil der Haushe te mit noch nicht zugeteilten Bausparverträgen 
an den Haushalten d r vorgenannten Gruppe. — 2) Durchschnitt-
liches Guthaben je H ushalt mit Bausparverträgen. 

Bei denjenigen, die bereits über Grundvermö-
gen verfügen, kann sich das Interesse beim 
Abschließen eines Bausparvertrages auf unter-
schiedliche Ziele richten. So kann der Erwerb 
wertvolleren oder die Erweiterung oder Verbes-
serung bzw. Renovierung des vorhandenen 
Wohnraums angestrebt werden, was in der 
Regel mit geringeren Mitteln als ein Neubau 
oder Neukauf durchzuführen ist. Weiterhin 
ist auch der Fall denkbar, daß insbesondere 
in Familien mit älteren Kindern bereits für 
diese der Grundstock für späteren Wohnraum-
erwerb gelegt werden soll. Insgesamt spricht 
also einiges dafür, daß die Immobilienbesitzer 
unter den Bausparern im Durchschnitt gerin-
gere Summen ansparen als diejenigen, die 
noch nicht über Grundvermögen verfügen. 

Die angeführten Zusammenhänge spiegeln sich 
deutlich in den statistisch nachgewiesenen 
Relationen wider: Die Verbreitung von Bau-
sparverträgen nimmt mit den Einkommen stark 
zu, der altersmäßige Schwerpunkt liegt zwi-
schen 25 und 45 Jahren, einer Altersgruppe 
also, in der bei vielen der Ansparprozeß 
noch nicht abgeschlossen ist, aber eine hin-
reichende Perspektive für die Realisierbar-
keit des Vorhabens besteht, und die höchste 
Beteiligung läßt sich bei den Beamten re-
gistrieren, die unter allen Gruppen über 
die sicherste Basis bei der Kalkulation zu-
künftiger Einkommen verfügen. Daneben fällt 

 

(452) (6 226) 

70.8 14 668 

68,6 12 206 

57,6 10 736 

41,3 10 364 

209 9 967 

189 8 324 

(26,7) (12976) 

(42,8) (11 369) 

41,1 11 253 

67,3 13 724 

71,5 12 538 

69,0 10 305 

unter 25 412 7 166 

25 — 35 599 12 713 

35 — 45 56,7 11 698 

45 — 55 45,3 9 810 

55 — 65 31.5 9 453 

65 und mehr 132 8 553 

Haushaltstyp 

13,3 7 068 

21,4 9 293 

31,3 8 577 

30,1 11 504 

53,6 11 465 

61;1 11227 

602 10 233 
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die starke Verbreitung von Bausparverträgen 
in Familien mit Kindern auf, die sich auf 
verschiedene Ursachen zurückführen läßt: 
Zum Teil handelt es sich um Haushalte, bei 
denen der Erwerb eigenen Grundvermögens 
wegen der Probleme von Familien mit Kindern 
bei der Anmietung angemessenen Wohnraumes 
besonders dringlich erscheint und die des-
halb ihre Sparanstrengungen auf das Bauspa-
ren konzentrieren. Daneben ist hier auch 
eine nicht unwesentliche 6 Gruppe enthalten, 
die bereits über Wohnungseigentum verfügt 
und für die die dort angeführten Beweggrün-
de ausschlaggebend sein dürften. 

Neben diesen vom Bausparen besonders an-
gesprochenen Gruppen findet sich aber auch 
in allen anderen Schichten eine mehr oder 
weniger große Zahl von Haushalten, die diese 
Anlageform wahrnimmt, weil zumindest eines 
der angesprochenen Motive durchschlägt. Bei 
den zwar relativ wenigen, aber gleichwohl 
vorhandenen Bausparern selbst im unteren 
Einkommensbereich, in der höchsten Alters-
gruppe und bei den überwiegend von Rent-
nern gestellten Haushalten mit nichterwerbstä-
tigem Vorstand durfte es sich überwiegend 
bereits um Grundvermögensbesitzer handeln, 
es ist aber z.B, auch an Studenten mit eige-
nem Haushalt zu denken, die frühzeitig - und 
eventuell in Verbindung mit einer zielgerichte-
ten Unterstützung aus dem Elternhaus - auf 
den Erwerb einer eigenen Unterkunft zusteu-
ern.. 

Bei den angesparten Guthaben der bausparen-
den Haushalte lassen sich die angeführten 
Zusammenhänge in sehr ähnlicher Form beob-
achten. In den Gruppen, die sich besonders 
vom Bausparen angesprochen fühlen, verfügen 
die Bausparer also in der Regel auch über 
höhere Guthaben als in anderen Gruppen. 

Eine Abweichung von dieser Regel läßt sich 
lediglich bei der Schichtung nach dem Haus-
haltstyp und hier insbesondere in Baden-
Württemberg registrieren: Trotz eines zuneh-
menden Anteils der Bausparer mit der Haus-
haltsgröße nehmen die angesparten Beträge 
der entsprechenden Haushalte ab 2 Personen 
kaum noch zu bzw, ab 2 Kindern sogar ab. 
Wie bereits angedeutet, dürfte dafür ein 
zunehmender Anteil von Wohnungseigentümern 
an den Bausparern mit vergleichsweise nie-
drigen Bausparsummen und ebenfalls noch 
niedrigen Guthaben auf Bausparverträgen 
für Kinder verantwortlich sein. 

Bezogen auf alle repräsentierten Bausparer-
haushalte wiesen die Baden-Württemberger 
sowohl 1973 wie 1978 Guthaben auf, die um 

6 Ende 1978 verfugten z.B. in Baden-Württemberg 71,5% aller Ehe. 
paare mit 2 Kindern über Bausparverträge und 60,8% derselben Grup-
pe über Grundvermögen. Selbst wenn alle Ehepaare mit 2 Kindern, die 
noch nicht über Grundvermögen verfügen, Bausparer wären, müßten 
noch 45% aller Bausparer dieser Gruppe gleichzeitig über Haus. und 
Grundbesitz verfügen. 

gut 1000 DM und damit jeweils knapp 10 % 
über dem Bundesniveau lagen (vgl, dazu 
auch Anhangtabelle 24). Die höheren Werte 
lassen sich mit wenigen Ausnahmen wiederum 
auf annähernd alle sozialen Gruppen zurück-
führen, wobei deutlich überdurchschnittliche 
Abstände bei den Beamten, in der Altersgrup-
pe von 25 bis 35 Jahren und bei den Ehe-
paaren mit einem Kind zu registrieren sind. 

Das Niveau der Bausparguthaben in Händen 
der Bausparhaushalte lag Ende 1978 mit durch-
schnittlich knapp 11 000 DM (Bundesgebiet) 
bzw, knapp 12 000 DM (Baden-Württemberg) 
in einem ähnlichen Bereich wie die von den 
Haushalten mit Sparbüchern auf diesen ange-
sparten Vermögenswert,nachdem es Ende 
1973 noch deutlich darüber gelegen hatte. 
Auffällig ist also die mit 12,3 % (Bundes-
gebiet) bzw. 11,7 % (Baden-Württemberg) 
geringe Zuwachsrate der nominalen Bauspar-
guthaben, die deutlich hinter der Inflations-
rate von 25,0 % bzw. der Erhöhung der Bau-
preise von 21,0 % zurückblieb 7  , geschweige 
denn mit der Entwicklung der Baulandpreise 
Schritt hielt8. Diese Veränderung dürfte 
aber weniger Ausdruck einer verminderten 
Attraktivität der Grundvermögensbildung 
sein, die letztlich als Motiv hinter der Geld-
vermögensbildung in Form des Bausparens 
steht, sondern vielmehr auf dem (später 
noch näher ausgeführten) Umstand beruhen, 
daß sich in der Zwischenzeit viele den Traum 
von den eigenen vier Wänden erfüllen konn-
ten. Damit hat auch die Zahl derer zugenom-
men, bei denen das Bausparen überwiegend 
zur Deckung der Folgekosten des Wohnungs-
eigentums bestimmt ist und die sich daher auf 
vergleichsweise niedrige Bausparsummen bzw. 
Sparleistungen beschränken können. Auch bei 
einer realen Aufrechterhaltung oder sogar 
einer Ausweitung der angesparten Summen 
bei denen, die das Wohnungseigentum erst 
noch anstreben, kann allein diese dämpfend 
wirkende Verlagerung der Gewichte innerhalb 
der Bausparer zu der realen Abnahme der 
Durchschnittsguthaben geführt haben. Für 
diese These spricht unter anderem auch, 
daß auf Bundesebene die stärkste Erhöhung 
der Guthaben in der Altersgruppe zwischen 
25 und 45 Jahren zu registrieren war, in 
denen der Anteil der noch grundvermögens-
losen Bausparer besonders hoch sein dürfte, 
während in den Gruppen mit Bausparern mit 
überwiegend schon vorhandenem Wohnungs-
eigentum (obere Altersgruppen, Nichterwerbs-
tätige) nur geringere oder gar keine Zuwäch-
se mehr erzielt wurden9. 

7 Preisindex für Bauwerke, Bauleistungen am Bauwerk in Baden-

Württemberg, Jahresdurchschnitt 1978 gegenüber 1973. 

B Durchschnittliche Kaufwerte für baureifes Land in Baden-Württem-

berg 1978 gegenüber 1973: + 66,3%. 

9 Vgl. dazu auch Anhangtabelle 24. Für das Land liegen Werte für 

1973 nicht vor. 
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Bundesgebiet 

Beitrag

 

3) 
in M 

Baden-Württemberg 

Anteil21 Bei[rag31 
in % in DM 

Gegenstand: der 
Nachweisung Anteil2) 

n% 

Schichtungsmerkmalen 1978 

Haushalte insgesamt 70,0 893 65,1 7 059 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

67,9 1456 55,6 

2 527 86,1 
78,7 
78.4 
8119 
55,3 

7 275 1 209 
732 
377 

Landwirt 
Selbständiger 
lohne Landwirt) 
Beamter 
Angestellter 
Arbeiter 
Nichterwerbstätiger 

1 177 

87.1 2 650 
921 77,5 

76,4 
81,1 854 
43.9 482 

Lebensversicherungsverträge als vielfältige Vorsorge 

Lebensversicherungsverträge weisen gegen-
über den bisher betrachteten Formen des 
Geldvermögens sowohl inhaltliche Besonder-
heiten (Risikokomponete neben dem reinen 
Sparen) als auch solche im Bund-Land-Ver-
hältnis und in der zeitlichen Entwicklung 
auf. Diese nach dem Sparbuch mit Abstand 
verbreitetste Geldanlage wird auf Landes-
ebene im Vergleich zum Bundesgebiet weniger 
wahrgenommen, und die Verbreitung nahm 
zwischen 1973 und 1978 ab, und zwar in Ba-
den-Württemberg von 71 % aller Haushalte auf 
65 % und im Bundesgebiet von 76 % auf 70 $. 
Allerdings gilt für die von den Versicher-
ten gezahlten Beiträge genau das Gegenteil, 
denn sie sind in Baden-Württemberg deut-
lich höher und sie wurden im Land (23,4 %) 
und im Bundesgebiet (26,7 %) im betrachte-
ten Zeitraum etwa im Umfang der Geldentwer-
tung aufgestockt. Dabei sind die Unterschiede 
bzw. die Veränderungen bei den Beiträgen 
relativ stärker ausgeprägt als bei den Betei-
ligungsquoten. Obwohl zwischen den Jahres-
beiträgen und den angesammelten Guthaben 
wegen der unterschiedlichen zurückgelegten 
Beitragszeiten kein konstantes Verhältnis be-
steht, läßt sich doch der vorsichtige Schluß 
ableiten, daß die südwestdeutschen Haushalte 
im Durchschnitt zumindest nicht über gerin-
gere Guthaben bei Lebensversicherungen ver-
fügen dürften als alle Bundesdeutschen und 
daß die Guthaben auf beiden Ebenen zwi-
schen 1973 und 1978 noch leicht zugenommen 
haben. 

Einkommensabfall gesichert sein. Offensicht-
lich ist-aber der Wunsch nach finanzieller 
Unabhängigkeit im Alter derart ausgeprägt, 
daß sich viele Arbeitnehmer gleichzeitig auf 
verschiedene Formen der Alterssicherung 
stützen möchten, um nicht allein von den 
staatlichen Vorsorgeeinrichtungen abhängig 
zu sein. Außerdem steht bei vielen Versiche-
rungsnehmern nicht primär die Sicherung 
des (Haupt-) Einkommensbeziehers als viel-
mehr die von Hinterbliebenen, und unter 
diesen insbesondere von Kindern, im Vorder-
grund, denn damit lassen sich die deutli-
chen Sprünge von den 1- zu den 2-Personen-
Haushalten und von diesen wiederum zu den 
noch größeren Haushalten erklären. 

 

Neben diesen Zusammenhängen spielen auch 
die hier nicht extra aufgeführten Komponen-
ten "Alter" und "Einkommen" eine ähnliche 
Rolle wie bei den anderen Formen der Geld-
vermögensbildung; die Verbreitung und die 
Beiträge nehmen also mit dem Einkommen zu 
und weisen die höchsten Werte im mittleren 
Altersbereich auf. 

Steigende Kreditverpflichtungen 

Neben den positiven Komponenten beeinflussen 
die Kreditverpflichtungen die Nettogeldver-
mögenslage der Bevölkerung. Allerdings wird 
hier zunächst nur ein Teil der Kreditver-
pflichtungen berücksichtigt, nämlich die ober-

 

Tabelle 4 

Lebensversicherungsverträgel )  nach ausgewählten 

Die stärkste Verbreitunq und auch die deut-
lich höchsten Beiträge lassen sich erwartungs-
gemäß bei den Selbständigen feststellen, denn 
diese Gruppe ist teilweise ganz, teilweise als 
Ergänzung zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung Wandwerker) oder zu berufsständischen 
Vorsorgeeinrichtungen auf eine eigene Alters-
und Invaliditätsvorsorge in Form der Lebens-
versicherung angewiesen (Tabelle 4). Die ge-
ringsten Werte werden bei den Nichterwerbs-
tätigen verzeichnet, die überwiegend bereits 
in höherem Alter stehen und bei denen eine 
Zukunftsvorsorge bei Versicherungen nur noch 
in geringem Umfang stattfindet. Die deutlich 
unterdurchschnittlichen Beiträge dieser Grup-
pe dürften nicht zuletzt auf einen hohen An-
teil kleinerer Versicherungsverträge - hier 
ist insbesondere an Sterbegeldversicherungen 
zu denken - zurückzuführen sein. 

Haushaltsgröße 

 

Etwas überraschend wirkt dagegen der hohe 
Anteil von Versicherten innerhalb der Arbeit-
nehmerschaft, denn durch ein relativ gut 
ausgebautes System aus gesetzlicher Renten-
versicherung bzw. Beamtenversorgung, das 
teilweise durch eine betriebliche Alterssiche-
rung oder Zusatzversorgungseinrichtungen 
ergänzt wird, müßten die meisten Arbeitneh-
mer normalerweise im Alter bzw, in Invalidi-
tätsfall hinreichend gegen einen allzu starken  

aoz 438 
60,9 - 899 
792 1 171 
84,8 1 330 
84,2 1 513 

11 Einschi. Aussteuer- Ausbildungs-, Sterbegeldversicherungen u.ä. —
21 Anteil der Haushai e mit Lebensversicherungsverträgen an den 
Haushalten der vorgenannten Gruppe. — 31 Durchschnittlicher Jahres-
beitragje Haushält, der imjeweiligen Jahr mindestens einen Lebens-
versicherungsbeitrag entrichtete. 

1 Person 50,8 351 
2 Personen 67,9 734 
3 Personen 81,9 1 048 
4 Personen 86,4 1 256 
5 und mehr Personen 85,5 1 378 
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Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Anteil2) 
in % 

Betrag3) 
in DM 

Anteil2) 
in % 

Betrag3) 
in DM 

Gegenstand der 
Nachweisung 

Landwirt 
Selbständiger 
(ohne Landwirt) 
Beamter 
Angestellter 
Arbeiter 
Nichterwerbstätiger 

 

(72) (17290) / (11 658) 

12',8 16995 (13,9) (16018) 
23,5 7 362 21,7 9 392 
21 ß 7 225 19,0 7 587 
21,4 6410 19,0 6 325 

6,5 4 790 5,6 5 351 

(4 066) 
7 193 
8 733 
8 384 

(6 812) 
(4 925) 

28.3 
30,4 
21,5 
161 
102 
4,1 

5350 
7 821 
7 858 
7 059 
5 995 
5.053 

(17,1) 
25,5 
22,0 
14,3 
(7,9) 
(3,9)    

Haushaltstyp 

Tabelle 5 

Kreditverpflichtungenl)  nach ausgewählten 

Schichtungsmerkmalen 1978 

'Haushalte insgesamt 14,6 7 144 13,4 7 613 

Sozial Stellungdes Haushaltsvorstands 

Alter des Haushaltsvorstands 
von ... bis unter ... Jahren 

unter 25 
25 — 35 
35 — . 45 
45 — 55' 
55 — 65 
65 und mehr 

62 3628 (4,4) (2 524) 
16,5 5688 (18.8) (5 863) 
18,5 4 784 (17,8) -(4772) 
1 1 ,0 6 651 9,3 6 220 
195 7 810 14,4 10 010 

21,1 7 582 20,3 9 102 
Ehepaar mit 3 und 
mehr Kindern 22,8 9 568 23,7 7 837 

 

1)Ohne Kreditverpflichtungen aus Hypotheken, Baudarlehen u.ä. —

 

2)Anteil der Haushalte mit Kreditverpflichtungen an den Haushalten
der vorgenannten Gruppe. — 3) Durchschnittliche Restschuld je Haus-
halt mit Kreditverpflichtungen. 

wiegend kurzfristigen Konsumentenkredite, 
während die meist längerfristigen Kredite im 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Grund-
und Wohnungseigentum (Hypotheken, Baudar-
lehen u.ä.) als negativer Bestandteil beim 
Grundvermögen erfaßt werden. 

Die Konsumentenkredite, die oberwiegend 
zum Kauf von langlebigen Gebrauchsgütern 
wie Kraftfahrzeugen, Möbeln, Haushaltsge-
räten und Geräten aus dem Bereich der Un-
terhaltungselektronik aufgenommen werden, 
treffen in den meisten Fällen in denselben 
Haushalten mit positiven Geldvermögensgut-
haben zusammen, während Haushalte mit aus-
schließlich negativen Beständen eine Minorität  

darstellen10 . Kredite werden also überwiegend 
von Haushalten aufgenommen, deren vorhande-
ne Reserven für größere Anschaffungen.nicht 
ausreichen öder die diese nicht über Gebühr 
beanspruchen möchten bzw. wegen einer fe-
sten Bindung nicht können. 

Insgesamt hatte Ende 1978 sowohl in Baden-
Württemberg wie im Bundesgebiet jeder sieb-
te Haushalt Verpflichtungen in Höhe von gut 
7000 DM gegenüber Banken oder anderen 
Gläubigern, wobei in Baden-Württemberg 
etwas weniger Haushalte etwas höhere Schul-
den zu begleichen hatten (Tabelle 5). Der An-
teil der Kreditnehmer weist in den verschie-
denen Bevölkerungsgruppen deutliche Unter-
schiede auf. Eine weit überdurchschnitt-
liche Verbreituncj_.haben Konsumentenkre-
dite bei Arbeitnehmern. Bei den Selbstän-
digen lassen sich knapp mittlere Werte nach-
weisen, während Landwirte, insbesondere 
aber Nichterwerbstätige eine deutliche Zu-
rückhaltung beim Eingehen von Kreditver-
pflichtungen üben. Aus der Schichtung nach 
Altersgruppen wird ersichtlich, daß Konsu-
mentenkredite insbesondere im unteren und 
mittleren Altersbereich aufgenommen werden, 
also überwiegend im Zusammenhang mit der 
kastenaufwendigen Gründung eines eigenen. 
Hausstandes oder einer Etablierung auf ei-
nem als angemessen angesehenen Niveau ste-. 
hen. Als auslösender Faktor für eine Verbes-
serung der Haushaltsausstattung auf Kredit-
basis läßt sich bei vielen Familien das Hinzu-
kommen von Kindern ausmachen. Besonders 
mißtrauisch gegenüber einem Kauf mit Kredit-
verpflichtung sind alleinlebende Frauen, wäh-
rend die alleinlebenden Männer wesentlich 
weniger Scheu vor dieser Finanzierungsform 
zeigen. Neben diesen Determinanten erweist 
sich das (nicht in der Tabelle aufgeführte) 
Einkommen als limitierender Faktor für eine 
Kreditaufnahme, denn im unteren Einkommens-
bereich sind wesentlich weniger Haushalte 
mit Rückzahlungsverpflichtungen anzutreffen 
als im mittleren bzw. oberen. Dazu mag einer-
seits eine restriktive Kreditvergabepraxis 
der Gläubiger beitragen, aber auch eine ra-
tionale Kalkulation der Haushalte, die Ver-
pflichtungen erst bei hinreichender Tragbar-
keit auf sich nehmen. 

Die Restverpflichtungen der Schuldner unter-
scheiden sich in ihrer Höhe zwischen den ein-
zelnen Schichten in der Regel nicht so stark 
wie der Grad 'der Inanspruchnahme, wenn man 
von den deutlich überdurchschnittlich ,höhen 
Beträgen der selbständigen Kreditnehmer 
absieht. Im allgemeinen sind die .Restschul-
den so bemessen,, daß sie in absehbarer Zeit 
aus dem laufenden Einkommen getilgt werden 
können, in den Relationen zwischen den ein-
zelnen Gruppen spiegeln sich also in etwa 
die Einkommensverhältnisse wider. 

10 Auf Bundesebene wiesen 1978 nur 3,6% aller Haushalte überhaupt 
keine positiven Geldvermögensbestände auf. 

Alleinlebende Frau 
Alleinlebender Mann 
Elternteil mit 1 Kind 
Ehepaar ohne Kind 
Ehepaar mit 1 Kind 
Ehepaar mit 
2 Kindern 
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Im Vergleich zu 1973 nahmen 1978 sowohl 
im Bundesgebiet (15 % gegenüber 16 %) als 
auch auf Landesebene (13 % gegenüber 16 %) 
etwas weniger Haushalte Kredite in Anspruch, 
dafür erhöhten sich die Verpflichtungen der 
Betroffenen kräftig um 39,8 % im Bundesge-
biet bzw. um 29.,8 % in Baden-Württemberg. 
In dieser Entwicklung kommt zum Ausdruck, 
daß wegen des allgemein gestiegenen Einkom-
mens- und auch Vermögensniveau's weniger 
Haushalte auf Konsumentenkredite angewiesen 
waren, daß die Betroffenen aber teilweise 
wegen Preiserhöhungen und teilweise wegen 
erhöhter qualitativer Ansprüche bei den ge-
kauften langlebigen Gebrauchsgütern höhere 
Beträge aus Krediten finanzierten. Obwohl 
sich bei einzelnen Schichten in Baden-Würt-
temherg teilweise deutliche Abweichungen 
von den Bundesergebnissen erkennen lassen, 
kann daraus nicht auf längerfristig stabile 
Iandestypische Besonderheiten geschlossen 
werden, denn Differenzen dieser Größenord-
nung ergeben sich meist zwangsläufig aus 
zeitpunktbezogenen Besonderheiten. Auf-
fällig bleibt allerdings bei der Schichtung 
nach dem Alter auf Landesebene die deutlich 
geringere Zahl von Kreditnehmern in den 
beiden untersten Altersklassen. 

Höhere Geldvermögensbestände im Land 

Die Haushalte Baden-Württembergs partizipie-
ren an den hier dargestellten positiven Geld-
vermögensbeständen zum Teil deutlich stärker 
als die des gesamten Bundesgebietes. Gleich-
zeitig liegen weder die Guthaben der jeweili-
gen Vermögensbesitzer nennenswert unter, 
noch die Kreditverpflichtung wesentlich über 
den entsprechenden Bundeswerten. Damit er-
geben sich in Baden-Württemberg im Durch-
schnitt .aller repräsentierten Haushalte um 17 % 
höhere Nettogeldvermögenswerte11 . Unter Be-
rücksichtigung der insgesamt. gestiegenen Wer-
te hat sich allerdings der Vorsprung abge-
schwächt, da die Haushalte im Bundesdurch-' 
schnitt sowohl bei der Beteiligung an der je-
weiligen Vermögensart wie auch im Hinblick 
auf die angelegten Beträge aufgeholt haben. 
Unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen 
Preissteigerungen von 25 % fällt diese tenden-
zielle Verringerung des Abstandes zwischen 
Baden-Württemberg und dem Bundesgebiet in 
realen Werten noch etwas deutlicher aus. 

 

11 Bei dieser Berechnung wird wie folgt vorgegangen: Nachdem die 
einzelnen Komponenten des Nettogeldvermögens in der hier zu-
grundeliegenden Abgrenzung isoliert betrachtet wurden, soll nun die 
durchschnittliche Gesamthöhe des Nettogeldvermögens und seine 
Verteilung auf die einzelnen Bestandteile analysiert werden. Im Ge-
gensatz zur bisherigen Darstellung werden hierfür die Durchschnitte 
für alle Haushalte der jeweiligen Schicht zugrundegelegt, denn nur 
diese Werte beziehen sich immer auf denselben Personenkreis und 
erlauben so eine Addition der verschiedenen Vermögensarten. Da die 
gegebenen Vermögensbestände auf eine größere Zahl von Haushalten 
verteilt werden, sind die jetzt verwendeten Durchschnitte durch-
gehend geringer als die bisher dargestellten. Der Unterschied zwischen 
beiden Durchschnitten ist dabei umso größer, je weniger Haushalte 
eine Vermögensart nutzen (Anhangtabelle 25). 

Der 1978 nach wie vor bestehende Vorsprung 
des Landes bei den Geldvermögensbeständen 
beruht teilweise auf einem Struktureffekt, der 
darin besteht, daß in Baden-Württemberg je-
weils relativ mehr Haushalte an der Erhebung 
teilgenommen haben, deren Vorstand erwerbs-
tätig ist, und daß gleichzeitig das Durch-
schnittseinkommen der Haushalte im Lande 
höher ist als im Bundesgebiet. Daß dieser 
Zusammenhang aber nur einen Teil des Unter-
schiedes erklären kann, wird an der Schich-
tung nach dem Einkommen ersichtlich: Die 
Haushalte Baden-Württembergs halten in allen 
Einkommensklassen, außer der obersten, bei 
jeweils gleichem Einkommen deutlich höhere 
Geldvermögen als alle repräsentierten Bundes-
haushalte. Auch bei allen anderen Schichtungs-
merkmalen, mit Ausnahme der Selbständigen, 
liegen die Landeswerte über denen des Bun-
desgebiets. Die relativ stärksten Unterschie-
de weisen die untersten Einkommensgruppen, . 
die Nichterwerbstätigen und die Haushalte mit 
einem Vorstand über 65 Jahren auf, die sich 
mit den Rentnerhaushalten teilweise über-
schneiden. Damit läßt sich der Landesvor-
sprung zum Teil auch mit einer konservie-
rung bereits vorher bestehender Unterschie-
de in dieser und auch in der jeweils nachfol-
genden Alterskohorte erklären. Dies läßt sich 
auch mit der Entwicklung des Gesamtdurch-
schnitts belegen, denn das Geldvermögen 
wuchs im betrachteten Zeitraum auf Landes-
ebene etwas schwächer als im Bundesgebiet, 
der Unterschied kann also nicht auf eine 
höhere Neubildung von Geldvermögen zwischen 
1973 und 1978 zurückgeführt werden, sondern 
er beruht auf einer höheren Geldvermögensbil-
dung in der Zeit vorher. Allerdings ist auch 
diese Erklärung nicht ganz hinreichend, wie 
ein ebenfalls bestehender Unterschied bei den 
Jüngeren, insbesondere in der jüngsten Alters-
klasse beweist. In diesen Jahrgängen ist also 
bereits wieder eine Entwicklung angelegt, die 
auf ein Fortbestehen des Landesvorsprungs zu-
mindest auf nähere und mittlere Sicht hinaus-
laufen dürfte. 

Zusammenfassend ergibt sich für die höhe-
ren Geldvermögensbestände in Baden-Würt-
temberg Ende 1978 also folgende Erklärung: 
Der Vorsprung rührt überwiegend aus der 
Zeit bis 1973 her, er wird gestützt durch 
eine relativ starke Besetzung der Erwerbs-
tätigen, die überwiegend im mittleren und 
oberen Einkommensbereich angesiedelt sind, 
und durch eine überdurchschnittliche Geld-
vermögensneubildung in den jüngeren Jahr-
gängen. 

Neben seiner Höhe unterscheidet sich das 
Geldvermögen auch in seiner Zusammenset-
zung zwischen dem Bundesgebiet und Baden-
Württemberg: Zwar ist generell das Spar-
buch die dominierende Anlageform, in Baden-
Württemberg wird aber in praktisch allen 
Bevölkerungsgruppen ein höherer Teil, des 
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Geldvermögens in Form von Bauspargutha-
ben und ein in etwa entsprechend geringerer 
Teil auf Sparbüchern gehalten (Anhangtabel-
le 25). Bereits daran wird erkennbar, daß 
bei den südwestdeutschen Haushalten inner-
halb der Vermögensbildung eine Priorität 
beim Grundvermögen liegt, auf dessen Erwerb 
mit der Bildung von Geldvermögen im Rah-
men von Bausparverträgen letztlich abgezielt 
wird. Allerdings ist der Anteil der Bauspar-
guthaben auf Landesebene ebenso wie im 
Bundesgebiet zwischen Ende 1973 und Ende 
1978 überwiegend zugunsten der Wertpapier-
bestände zurückgegangen. Das mag - wie 
bereits ausgeführt - im wesentlichen auf 
einem erhöhten Anteil der Haus--und Grund-
besitzer beruhen, die in der Regel nur noch 
vergleichsweise geringere Beiträge oder gar 
keine mehr für das Bausparen abzweigen12 . 

12 Weiteren Aufschluß über die speziellen Präferenzen der einzelnen 

Bevölkerungsgruppen wie auch über die Entwicklung im Lebenszyklus 

gibt die schichtspezifische Zusammensetzung des Geldvermögens. 
Die erste Form des Sparens ist und bleibt die Anlage auf Sparbüchern. 

Hier werden meist bereits in jungem Alter und auch bei geringem 

Einkommen Grundbeträge angespart, um einem Sicherheitsbedürfnis 

gegenüber den Wechselfällen des Lebens zu genügen. Darauf auf. 

bauend dürfte sie auch die primäre Sparform zur Bildung von Mitteln 

für geplante größere Anschaffungen im Konsumbereich sein, also 

dem Zwecksparen dienen. Von einem kleineren Teil der Haushalte 

wird aber insbesondere bei der Haushaltsgründung bzw. beim Hinzu-

kommen von Kindern zu diesem Zweck auf Kredite zurückgegriffen, 

deren Rückzahlung sich dann erst später als positive Nettovermögens-
bildung niederschlägt. Gleichzeitig beginnen viele Haushalte in Vor--

bindung mit einer Vergrößerung der Familie und einer verbesserten 
Einkommenslage und in der Hoffnung auf ein relativ sicheres Ein. 
kommen auch in der Zukunft in Form von Lebensversicherungen 
eine zusätzliche Absicherung der Familie insbesondere für das Alter 

zu schaffen und in Form von Bausparguthaben den Grundstock für 

den künftigen Erwerb einer eigenen Unterkunft zu legen. Insbewn-

dere in einem Alter bis etwa 35 Jahren werden die zusätzlich verfüg-

baren Mittel oft gezielt in Bausparverträge gelenkt. Wenn der Traum 

von den eigenen vier Wänden nach mehr oder weniger langer Zeit in 

Erfüllung gegangen ist, stehen für die Geldvermögensbildung wegen 

der Rückzahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit dem Grund-

erwerb in der Regel nur noch relativ geringe Beträge zur Verfügung, 

die je nach persönlicher Neigung für weitere Anschaffungen auf 
Sparbücher oder zur Verbesserung des Sicherheitspolsters ebenfalls 

auf Sparbücher und/oder in Lebensversicherungen oder zur Abdek-
kung von Folgekosten des Grundeigentums erneut in Bausparverträge 
fließen oder vor allem bei sehr gutem Einkommen zum Kauf von 
Wertpapieren verwendet werden. Der steigende Anteil der Wertpapier-
guthaben mit dem Alter dürfte zum Teil auch auf diejenigen zurück-
zuführen sein, die entweder nicht gezielt auf den Erwerb von Woh-
nungseigentum hin arbeiten oder die durch Erbschaft ohne größere 

eigene finanzielle Anstrengungen zu Grundeigentum gelangen und 

die deshalb die freien Mittel schwerpunktmäßig in diese Anlageform 
transformieren können. Der Kauf von Wertpapieren dürfte also zu-

meist die Sparform sein, die erst nach der Erfüllung der beiden 
Grundfunktionen der anderen Anlagen zum Tragen kommt, also 
nach dem Sicherungsmotiv (Sparbuch, Lebensversicherung) und dem 

Zwecksparen (Sparbuch, Rückzahlung von Krediten, Bausparen). 
Allerdings sollte dabei berücksichtigt werden, daß diese Motive teil-
weise durch finanzielle Anreize im Rahmen des Vermögensbildungs-
gesetzes unterstützt werden. So hätten 1982 immerhin 91% aller 

tarifbetroffenen Arbeitnehmer einen Anspruch auf vermögenswirk-
same Leistungen. Da sich diese Anreize aber nur auf eine relativ ge-
ringe.Sparleistung beziehen, können sie den Gesamtumfang der je-
weiligen Anlagearten für sich allein nicht erklären. Die hinter dem 
Wertpapiererwerb stehenden Ertrags- und/oder Machtmotive schei-
nen also bezogen auf das Sparen im Sinne einer hierarchischen Glie. 
derung überwiegend erst an letzter Stelle zu stehen, wobei aller-
dings die Erträge auch im Rahmen der anderen Anlageformen eine 
sekundäre Rolle spielen dürften. 

Baden-Württemberg: Jeder zweite Haushalt hat-Haus-

und Grundbesitz 

 

Das Grundvermögen weist gegenüber dem 
Geldvermögen einige grundsätzliche Beson-
derheiten auf: So ist der Kauf von be-
bauten oder unbebauten Grundstücken an 
große Beträge gebunden. Bei längerfristig 
niedrigem Einkommen scheidet die Möglich-
keit des Grunderwerbs aus eigenen Mitteln 
damit nahezu aus, und selbst bei mittlerem 
und höherem Einkommen ist er an eine län-
gerfristige Anspar- und/oder Tilgungspha-
se gebunden. Weiterhin wird infolge der zu-
nehmenden Verknappung des Wohnraums, die 
nicht zuletzt aus einer hohen Nachfrage bei 
natürlich begrenztem Umfang der bebaubaren 
Grundstücke herrührt, der Wert bebauter 
Grundstücke trotz Abnutzung im Zeitablauf 
in der Regel nicht sinken, sondern steigen. 
Das gilt in verstärktem Maß für unbebaute 
Grundstücke, denn hier entfällt eine Abnut-
zung. Im Gegensatz dazu wird der Realwert 
eines nominal gleichbleibenden Geldvermögens 
im Zuge des Inflationsprozesses gemindert. 
Schließlich spielt die Vererbung, der beim 
Geldvermögen nur eine untergeordnete Bedeu-
tung zukommen dürfte, hier insbesondere we-
gen des hohen Wertes und der langen Wertbe-
ständigkeit der einzelnen Objekte, eine stär-
kere Rolle. Allerdings läßt sich das Ausmaß 
der Vererbung von Grundvermögen anhand 
der vorliegenden Daten nicht genau ermitteln, 
da nicht nach der Herkunft des Vermögens 
gefragt wird. 

Trotz der großen finanziellen Anstrengungen, 
die die Haushalte zum käuflichen Erwerb von 
Immobilien auf sich nehmen müssen, weist 
diese Vermögensform eine relativ große Ver-
breitung auf. In Baden-Württemberg verfug-
ten 1978 bereits über die Hälfte der Haushal-
te in der Abgrenzung deh Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe bzw. knapp 1,6 Millio-
nen Haushalte über Haus- und Grundbesitz, 
während es im ganzen Bundesgebiet mit 44 
von 100 Haushalten deutlich weniger waren. 
Wie bereits innerhalb des Geldvermögens beim 
Bausparen, so findet also auch hier die sprich-
wörtliche Neigung der Baden-Württemberger 
zum Eigenheim in den statistischen Werten 
deutlich ihren Niederschlag. 

Bei einer Differenzierung nach den verschie-
denen Schichtungsmerkmalen zeigen sich merk-
liche Unterschiede in der Versorgung mit ei-
genem Wohnraum auch im Vergleich zum Bun-
desgebiet (Tabelle 6): Am häufigsten verfü-
gen die Landwirte über privates Grundeigen-
tum. Darin spiegelt sich die traditionelle Ein-_ 
heit zwischen eigenem landwirtschaftlichem Be-
trieb und privatgenutzter Wohnung wider, die 
im Zuge der Vererbung bei rückläufiger Zahl 
von Landwirten weitgehend erhalten blieb. 
Auch die sonstigen Selbständigen besitzen über-
wiegend eigene Wohnungen bzw. Grundstücke, 
wobei zum Teil auch hier - vor allem auch bei 
Handwerkern - eine Verknüpfung von Wohnung 
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1973 1978 

1000 DM 

 

1000 D M 

 

Bundes-

 

gebiet 
Baden-

 

Württemberg 

Anteil3) 

Bundesgebiet 

Einheits-
wert4) 

Rest-
schuld5) 

Baden-Württemberg 

Antei13) Einhefts. 
wert4) 

Rest-

 

schuld5) 

 

Gegenstand der 
Nachweisung 

Tabelle 6 

Private Haushaltet) mit Grundvermögen2) 

Haushalte insgesamt 

Landwirt 

Selbständiger lohne Landwirt) 

Beamter 

Angestellter 

Arbeiter 

Nichterwerbstätiger  

39,5 . 45,1 43,6 39,5 32,8 51,1 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

92,3 90,7 899 
67,4 65,1 70,4 

~ 38.0 40,5 
50,8 

46,0 

40,4 47,6 46,7 

299 36,6 329  

40,3 32,6 

45,2 33,2 

769 61,9 

41,7 67,7 

41,2 51,6 

34,0 27,6 

33,3 8,1 

33,7 20,2 87,3 

74,7 60,8 73,8 

41,3 59,7 49,6 

42,4 52,8 515 

32,6 27.0 56,3 

32,4 10,1 41,7 

   
Haushaltsgröße 

    
1 Person 

2 Personen 

3 Personen 

4 Personen 

5 und mehr Personen 

18,8 

37,8 

42;7 

50,6 

63,8 

24,6 

44,4 

50,0 

55,1 

622 

212 29,8 

439 37,1 

51,5 415 
59;1 43,9 

70,3 44,3 

15,0 

23,3 

37,5 

47,2 

41,8 

32,0 

51,3 

59,3 

612 
69,1 

28,7 

37,8 

39,5 

48.9 

482 

10,7 

22,4 

37,5 

52,4 

43,3   
1) Ohne Haushalte von Ausländern, ohn Privathaushalte in Anstalten und ohne Haushalte mit besonders hohen monatl 
einkommen. — 2) Haus- und Grundbesitz ohne eigengenutzte Betriebsgrundstückeund -gebäude. — 3) Anteil der Haus 
mögen an den Haushalten der vorgenannten Gruppe. — 4) Durchschnittlicher  steuerlicher  Einheitswert  (Stand:  1964) je 
mögen. — 5) Durchschnittliche Restschuld (noch zu zahlende Tilgungen und Zinsen aus  Hypotheken.  Baudarlehen u.ä. ) 

ichen Haushaltsnetto-

 

halte mit Grundver-
Haushalt mit Grundver-
je Haushalt mit Grund. 

vermögen. 

und Betrieb eine Rolle spielen dürfte. Eine in 
etwa durchschnittliche bzw. leicht überdurch-
schnittliche Verbreitung weist das Grundver-
mögen bei den breiten Schichten der Arbeit-
nehmer auf, wobei in Baden-Württemberg et-
was überraschend die normalerweise eher nicht 
so finanzkräftigen Arbeiter an der Spitze ste-
hen. Die bei dieser Gruppe rasche Zunahme 
der Haus- und Grundeigentümer zwischen Ende 
1973 und Ende 1978 weist darauf hin, daß Ver-
erbungsprozesse dabei zumindest keine domi-
nierende Rolle spielen. Die Erklärung dürfte 
eher darin zu suchen sein, daß bei den hand-
werklich geschulten Arbeitern durch Eigen-
leistung und gegenseitige Nachbarschaftshil-
fe-der Preis von Baumaßnahmen in einem er-
schwinglichen Bereich gehalten werden kann. 
Am Ende der Skala stehen die Nichterwerbstä-
tigen, von denen aber immer noch ein beacht-
licher Anteil über Vermögen in dieser Form 
verfügt. Die Zunahme im betrachteten 5-Jah-
res-Zeitraum deutet darauf hin, daß sich da-
rin insbesondere auch Kaufprozesse aus der 
gesamten Nachkriegszeit widerspiegeln. 

Wie bereits beim Bausparen erweist sich auch 
beim Grundbesitz die Haushaltsgröße bzw. -der 
Haushaltstyp (Anhangtabelle 26) als wesent-
liche Determinante für die Verbreitung, denn 
es zeigen sich deutliche Sprünge zwischen den 
1-Personen-Haushalten und den kinderlosen  

Ehepaaren und innerhalb der Ehepaare eine 
weitere Zunahme der Haus- und Grundbesitzer 
mit der Kinderzahl. Bei den kleineren Haus-
halten bis zu drei Personen verfügen im Bund-
Land-Vergleich deutlich mehr Baden-Württem-
berger über Vermögen in Immobilienform, 
während bei den größeren Haushalten eine 
gewisse Nivellierung sichtbar wird. 

In der Gliederung nach dem Alter liegt der 
Schwerpunkt des Haus- und Grundbesitzes 
im mittleren Bereich,  (35 -,55 Jahre), was sich 
zum Teil durch die Vererbung in Abhängig-
keit vom altersmäßigen Generationenunter-
schied, aber auch den Verlaufr,des käufl ichen 
Eigentumserwerbs im Lebenszyklus erklären 
läßt. Wie bei den meisten anderen Vermögens-
formen kann auch hier der geringere Anteil 
in der Altersgruppe ab 65 Jahren als Aus-
fluß der wirtschaftlichen Entwicklung zu Leb-
zeiten dieser Alterskohorte interpretiert wer-
den. Gleichzeitig spiegelt sich in dem be-
sonders deutlichen Vorsprung Baden-Würt-
tembergs in diesem Altersbereich ebenso wie 
bei den eng damit verknüpften kleineren 
Nichterwerbstätigenhaushalten im unteren Ein-
kommensbereich die bereits traditionelle Vor-
liebe für Grundeigentum wider, wobei unter 
Berücksichtigung der vorher gewonnenen Er-
gebnisse vermutet werden kann, daß dazu ins-
besondere die ehemaligen Arbeiter beitragen. 
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Insgesamt hat sich im 5-Jahres-Zeitraum zwi-
schen Ende 1973 und Ende 1978 der Anteil 
der Grundvermögensbesitzer sowohl auf Bun-
des- als auch auf Landesebene relativ stark 
erhöht, wobei der bereits 1973 vorhandene 
Vorsprung Baden-Württembergs - anders als 
bei den Geldanlagen - sogar noch leicht aus-
geweitet wurde. 

Eine gewisse Aussage über die wertmäßigen Re-
lationen des Grundvermögens zwischen den ein-
zelnen Schichten läßt sich aus den steuerlichen  
Einheitswerten je Haushalt mit Immobilien ab-
leiten. Allerdings sollten hier die Landwirte 
unberücksichtigt bleiben, denn durch beson-
dere Bewertungsvorschriften bei Wohngebäuden 
in landwirtschaftlichen Anwesen, im Rahmen des 
Steuerrechts, fehlt für einen Vergleich mit den 
anderen Gruppen die gemeinsame Basis. Eben-
falls problematisch ist der Zeitvergleich zwi-
schen 1973 und 197813 . 

Bei den Einheitswerten je Haushalt mit Grund-
vermögen bestehen insgesamt und auch bei al-
len Gruppen keine nennenswerten Bund-Land-
Unterschiede. In der Höhe der Einheitwerte 
spiegeln sich im wesentlichen die Einkommens-
verhältnisse der einzelnen sozialen Schichten 
wider.•Die deutlich höchsten Beträge wurden 
dementsprechend bei den Selbständigen und 
im obersten Einkommensbereich ermittelt. In-
nerhalb der Arbeitnehmer fallen die Haushal-
te von Arbeitern gegenüber denen von Beam-
ten und Angestellten deutlich ab. Entspre-
chend dem Wohnraumbedarf nimmt der Einheits-
wert mit der Haushaltsgröße zu. In der al-
tersmäßigen Gliederung liegen die höchsten 
Einheitswerte im mittleren Bereich, was sich 
durch den größeren Anteil relativ höherwerti-
ger Neubauten in diesen Altersgruppen in 
Verbindung mit den Einkommensverhältnissen 
erklären läßt. 

Die Höhe der Restschulden aus dem Grund-
vermögenserwerb steht zwar in einem losen 
Verhältnis zu den Einheitswerten, denn beim 
Immobilienerwerb hängt die Höhe der Kredit-
aufnahme auch von-dem Preis des Kaufobjektes 
ab, sie wird aber stärker von anderen Zusam-
menhängen beeinflußt, die eine gewisse Ähn-
lichkeit zu denen bei den Konsumentenkredi-
ten aufweisen. Wie die Staffelung der noch zu 
tilgenden Beträge nach dem Lebensalter zeigt, 
hängt die Höhe entscheidend vom Zeitabstand 
zum teilweise fremdfinanzierten Grundver-
mögenskauf ab. Die höchsten Verpflichtungen 

13 Die ermittelte durchschnittliche Steigerung des Einheitswertes i 
pro Grundbesitzerhaushalt um etwa zwei Drittel läßt sich nur zum 
Teil durch eine Verbesserung der Bausubstanz erklären, zum ande-
ren Teil dürfte sie auf einem systematischen Fehler beruhen: Zwar 
wurde bei beiden Einkommens. und Verbrauchsstichproben der 
steuerliche Einheitswert nachdem Stand von 1964 erfragt, es 
steht aber zu vermuten, daß Ende 1973 zumindest ein Teil der be-
fragten Haushalte irrtümlich oder wegen verzögerter Bescheider-
teilung durch die Finanzämter noch die niedrigeren Einheitswerte 
nach dem Stand von 1935 zugrundegelegt hat. So auch Euler, M.: 
Privates Grundvermögen Ende 1978, in: Wirtschaft und Statistik 
6/1981, S. 393 f. 

weisen die relativ jungen Altersgruppen auf, 
in denen viele noch am Anfang des Rückzah-
lungsprozesses stehen. Mit zunehmendem Al-
ter nimmt dann die Gruppe derer schrittwei-
se zu, die bei der Tilgung bereits weiter fort-
geschritten sind. Dieser Zusammenhang erklärt 
auch den Rückgang der Kreditverpflichtungen 
von den 4-Personen- zu den größeren Haus-
halten, denn Familien mit mehreren Kindern 
sind in der Regel etwas älter. Die Schichtun-
gen nach der sozialen Stellung und dem Ein-
kommen zeigen, daß neben dem Alter das 
Rückzahlungspotential in Form des Einkom-
mens und die zukünftige Sicherheit dieser 
Bonität, die bei den Beamten in besonderem 
Maß gegeben ist, ebenfalls eine wesentliche 
Rolle für den Umfang der Kreditaufnahme und 
in Abhängigkeit davon auch der Restverpflich-
tungen spielen. 

Verkehrswert zwischen 1973 und 1978 um ein Drittel 
gestiegen 

Die mangelnde Eignung der steuerlichen Ein-
heitswerte als Maßstab für die Höhe des in 
Immobilien gebundenen Vermögens wird auch 
an der Einschätzung der Verkehrs- bzw.  
Marktwerte des Grundvermögens durch die 
tigner in Baden-Württemberg deutlich: Die 
Haus- und Grundbesitzer glauben im Durch-
schnitt, 1978 bei einem Verkauf das Fünf-
fache des Einheitswerts bzw. ca . 200 000 DM 
erlösen zu können. 1973 wurde der Verkehrs-
wert noch sechseinhalbmal so hoch wie der 
Einheitswert veranschlagt. Die Steigerung des 
ausgewiesenen Verkehrswertes im betrachte-
ten 5-Jahres-Zeitraum betrug 34 % und ging 
damit erheblich über die Inflationsrate von 
25 % hinaus. Sie,  ist durch zwei Faktoren zu 
erklären, zum einen durch die marktbeding-
te Wertsteigerung bereits vorhandener Bestän-
de, zum anderen durch die Verbesserung bzw. 
Erneuerung der Bausubstanz. 

Die Relation der Verkehrswerte zwischen 
den einzelnen Schichten entspricht in etwa 
der der Einheitswerte, allerdings mit einer 
Ausnahme: Die Landwirte wiesen vergleichs-
weise bescheidene Einheitswerte, aber die 
mit .Abstand höchsten Verkehrswerte nach. 
Diese Diskrepanz läßt sich einerseits durch 
das von den anderen Gruppen abweichende 
steuerliche Bewertungsverfahren und anderer-
seits durch eine eventuelle Einbeziehung 
von Betriebsvermögen in den Verkehrswert 
erklären. 

Der durchschnittliche Nettowert des Grundver-
mögens ergibt sich durch Substraktion der 
Restschulden vom (Brutto-) Verkehrswert. 
Je Grundbesitzer ergibt sich damit für 1978 

ein durchschnittlicher Bestand von knapp 
170 000 DM (Tabelle 7). Ober den mit Ab-
stand wertvollsten Grundbesitz verfügen Selb-
ständige - er ist fast doppelt so hoch - und, 
unter methodischen Vorbehalten, die Landwir-
te. Die Arbeitnehmer liegen demgegegenüber 
unter dem Durchschnitt. Bei den Beamten und 
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1973 1978 

 

Gegenstand der 
Nachweisung Verkehrswert~) Restschuld3) Nettogrund-

 

vermögen 
Verkehrswert2) Nettogrund-

 

vermögen 
Restschuld3) 

1000 DM 

Angestellten läßt sich das auf einen relativ 
großen Anteil neueren Eigentums mit noch 
hohen Restschulden zurückführen, bei den 
Arbeitern dagegen ist vor allem der" Verkehrs-
wert unterdurchschnittlich, allerdings bei 
vergleichsweise geringen Restschulden. Da-
zu mag neben der starken Bedeutung der 
preisgünstigen Eigenleistungen auch das be-
grenzte Einkommen als restriktiver Faktor 
bei der Kreditaufnahme beitragen: Die nicht-
erwerbstätigen Grundbesitzer verfügten 1978 
mit 167 000 DM über ein durchschnittliches 
und .damit im Vergleich zu den Arbeitnehmern 
höheres Nettovermögen in Immobilienform. 
Erklärlich wird das durch einen Verkehrs-
wert, der in einem ähnlichen Bereich wie 
bei den Arbeitnehmern liegt, in Verbindung 
mit nur noch geringen Restschulden. 
Die Nettogrundvermögenswerte steigen zwar 
erwartungsgemäß mit dem Einkommen, sie 
divergieren aber weniger stark als die Ver-
kehrswerte, da die Restschulden stärker 
einkommensabhängig sind als die Marktwerte. 

Dabei mag insbesondere der Umstand eine 
Rolle spielen, daß in den unteren Einkom-
mensklassen die Haus- und Grundbesitzer 
überwiegend von Rentnern gestellt werden, 
die ihre Kredite bereits weitgehend getilgt 
haben bzw. im Zuge der Vererbung zu Grund-
vermögen gekommen sind. Bei der Schichtung 
nach der Haushaltsgröße kristallisieren sich 
drei Gruppen heraus; und zwar die 1-Perso-
nen-Haushalte mit Immobilien geringeren Wer-
tes, die Haushalte von zwei bis vier Personen 
mit mittleren Nettobeständen und die grös-
seren Haushalte mit überdurchschnittlichen 
Beträgen. Bei den Haushalten mit drei bzw. 
vier Personen werden im Vergleich zu den 
2- Personen-Haushalten jeweils höhere Ver-
kehrswerte, aber auch entsprechend höhere 
Kreditverpflichtungen nachgewiesen, bei den 
noch größeren Haushalten liegt der Erwerb 
noch höherwertigen Grundbesitzes dagegen 
in der Regel bereits länger zurück, so daß 
ein größerer Teil der Darlehen bereits ge-
tilgt werden konnte. 

Tabelle 7 

Höhe und Zusammensetzung der durchschnittlichen Nettogrundvermögensbeständel j 

Haushalte insgesamt 150,7 26,5 124,2 201,3 32,6 168,7 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

Landwirt 

Selbständiger (ohne Landwirt) 

Beamter 

Angestellter 

Arbeiter 

Nichterwerbstätiger 

285,4 16,2 

2362 43,8 

146,5 44,0 

116,1 22,5 

115,9 8,3  

269,2 464,2 33,2 431,0 
1924 385,1 61,9 323,2 

102,5 
187,7 67,7 120,0 

184,4 51.6 132,8 

93,6 155,4 27,6 127.8 

107,6 175,3 8,1 167,2 

 

} 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... his unter ... DM 

unter 800 

800 - 1400 
1 400 - 2000 

2 000 - 2 500 

2 500 - 3 000 

.3000  - 20 000 

 

(132,9) / (130,5) 
129,9 (9,5) 120,4 
171,0 18,7 152,3 
202,7 33,8 168,9 
212,8 41,1 171,7 
293,7 60,7 233,0 

 Haushaltsgröße  
1 Person 

2 Personen 

3 Personen 

4 Personen 

5 und mehr Personen 
 

133,7 10,7 123,0 
182,4 22,4 160,0 
190,3 - 37,5 152,8 
216,3 52,4, 163,9 
261,5 43,3 218,2 

1) Verkehrswert abzüglich Restschuld von Haus und Grundbesitz; ohne eigengenutzte Betriebsgrundstücke und -gebäude. - 21 Durchschnitt-
licher Verkehrswert des Haus- und Grundbesitzes je Haushalt mit Grundvermögen. Ergebnisse landesinterner Zusatzerhebungen im Januar 
1973 bzw. 1978. - 31 Durchschnittliche Restschuld (noch zu zahlende Tilgungen und Zinsen aus Hypotheken, Bankdarlehen u.ä.) je Haus-
halt mit Grundvermögen. 
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Höhere Sparquote in Baden-Württemberg 

Aus methodischen Gründen können das Geld-
und Grundvermögen nicht exakt addiert wer-
den. Doch lassen sich aus einer überschlägi-
gen Zusammenfassung Größenordnungen sowie 
vergleichende Aussagen über Vermögensum-
fang und -strukturen ableiten. So läßt sich 
auch unter Berücksichtigung der Ungenauig-
keiten bei der Bewertung des Grundvermögens 
und nicht eindeutig quantifizierbarer., aber 
unbestritten zum privaten Vermögen gehören-
der Formen (Bar-, Sicht- und Termingutha-
ben, Guthaben bei Lebensversicherungen, Be-
teiligungen, Schmuck u.ä.) eine,überragen-
de Bedeutung des Grundvermögens innerhalb 
der Vermögensanlagen breiter Bevölkerungs-
schichten konstatieren. Der rein rechnerische 
Anteil von ca. vier Fünfteln in Baden-Würt-
temberg für 1978 ist zwar wegen der Nichtbe-
rücksichtigung der angeführten Vermögensbe-
standteile zu hoch gegriffen, ein Anteil von 
zwei Dritteln bis drei Viertel dürfte aber in 
etwa den tatsächlichen Gegebenheiten entspre-
chen. Das Ergebnis würde sich allerdings we-
sentlich verändern, wenn. man z.B. die An-
wartschaften an die Rentenversicherungsträ-
ger einbeziehen würde. 

 

Für den Zeitraum zwischen 1973 und 1978 las-
sen sich folgende Tendenzen festhalten: Das 
durchschnittliche Nettovermögen in der zu- 
grundeliegenden Abgrenzung hat sich sowohl 
im Bundesgebiet als auch in Baden-Württem-
berg nominal um etwa die Hälfte und real um 
etwa ein Fünftel erhöht, wobei sich auf Bun-
desebene eine leichte, in Baden-Württem-
berg aber eine deutliche Verlagerung vom 
Geld- zum Grundvermögen ergeben hat. Das 
läßt sich einerseits auf eine in Baden-Würt-
temberg überdurchschnittliche Ausweitung des 
Kreises der Haus- und Grundbesitzer zurück-
führen, andererseits aber auch auf die damit 
verbundene Werterhöhung durch eine Verbes-
serung bzw. Erneuerung der Bausubstanz so-
wie eine marktbedingte Wertesteigerung der 
bereits vorhandenen Bestände. Die beiden 
letzten Faktoren dürften dabei in beiden re-
gionalen Abgrenzungen in ähnlichem Umfang 
zum Tragen gekommen sein. 

Innerhalb des Bundesgebietes weichen die 
baden-württembergischen Haushalte von denen 
anderer Bundesländer insofern ab, als sie 
bei der Vermögensbildung eine Priorität für 
Immobilien zeigen, während die Geldvermögens-
bestände nur in etwa der Geldentwertung an-
gepaßt werden. Auch innerhalb des Geldvermö-
gens manifestiert sich diese Vorliebe in Form 
des Bausparens vor allem bei den Haushalten, 
bei denen ein Grunderwerb bzw. eine qualitati-
ve Verbesserung vorhandener Bauwerke als ei-
nigermaßen realistische Möglichkeit in Betracht 
kommt. Auf Bundesebene dagegen scheint eher_ 
eine annähernd gleichwertige Ausweitung des 
Geld- und Grundvermögens im Vordergrund zu 
stehen, wobei allerdings in einer etwas ver-  

stärkten Wahrnehmung der Möglichkeit des Bau-
sparens eine gewisse Verschiebung zum Grund-
vermögen angelegt sein könnte. Die auch hier 
feststellbare leicht überproportionaleAuswei-
tung der Nettovermögenswerte beim Grundbe-
sitz dagegen durfte weniger ein Ausdruck 
einer Präferenz im Sinne bewußten aktiven 
Handelns als vielmehr eine Folge der marktbe-
dingten Wertsteigerung der bereits vorhande-
nen Bausubstanz sein. 

Da bei beiden Vermögensgruppen und damit 
auch insgesamt das Ausgangsniveau der Net-
tobestände 1973 auf Landesebene über dem 
insgesamten Bundesgebiet lag, erhöhte sich 
bis 1978 bei etwa gleichbleibendem relati-
vem Abstand der Vorsprung Baden-Württem-
bergs in absoluten Werten noch deutlich. 
Die wesentlichste Ursache für das Bestehen 
des Bund-Land-Unterschieds, aber auch für 
seine absolute Vergrößerung, läßt sich aus 
den Ergebnissen der Jahresrechnung der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1978 
ableiten, die zwar im langfristig angelegten 
Prozeß der Vermögenskumulation nur einen 
kleinen zeitlichen Ausschnitt wiedergeben, 
aber gleichwohl längerfristig stabile Rela-
tionen abbilden dürften: Wie aus Schaubild 
3 ersichtlich wird, sparen die Haushalte Ba 
den-Württembergs einen größeren Teil ihres 
Einkommens, und zwar praktisch in allen 
sozialen Schichten. Die 1978 um gut 2 Pro-
zentpunkte höhere Sparquote läßt sich nur 
zu einem geringen Teil mit dem etwas hö-
heren Einkommen auf Landesebene erklären, 
denn auch bei vergleichbaren Einkommen wird 
in Baden-Württemberg mehr gespart. Die 
Entwicklung der Vermögensbestände und 
ihrer Zusammensetzung zwischen 1973 und 
1978 legt den Schluß nahe, daß die entspre-
chenden Mehrbeträge nahezu vollständig in 
die Bildung von Grundvermögen fließen, sei 
es in Form von Immobilienkäufen, von Verbes-
serungsmaßnahmen an vorhandenen Bauwerken, 
von der Rückzahlung von Hypotheken, Baudar-
lehen u.ä. oder auch über den "Umweg" der 
Geldvermögensbildung auf Bausparverträgen. 

Die Analyse der Ergebnisse der Einkommens-
und, Verbrauchsstichproben 1973 und 1978 
hat also neben vielen Detailerkenntnissen 
im Vermögensbereich vor allem eine stati-
stische Bestätigung zweier sprichwörtlicher 
Eigenschaften der Baden-Württemberger ge-
bracht: Sie sind besonders fleißige Sparer, 
und sie haben eine auffällige Vorliebe für 
Immobilien. Da die Vermögensbestände zu 
einem bestimmten Zeitpunkt das Resultat lang-
fristiger Prozesse sind und deshalb die Ver-
mögensstruktur in mittlerer zeitlicher Sicht 
wesentlich vorbestimmen, und da mentalitäts- 
mäßige Besonderheiten ebenfalls eher lang-
fristiger Natur sind und sich nicht kurz-
fristig radikal verändern, läßt sich auf mitt-
lere Sicht zumindest ein Fortbestehen des 
Landesvorsprungs bei der Vermögenshaltung 
prognostizieren, und zwar insbesondere beim 
Grundvermögen. 
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11 Nettovermögensbildung in Prozent dar ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen; Nettovermögensbildung = Ausgaben für Vermögensbildung und 
Kreditrückzahlung abzüglich nichtentnommener Gewinne (soweit auf Bundes und Landesebene nachgewiesen) abzüglich Zinsen für Hypotheken u.ä. 
abzüglich Einnahmen aus Minderung von Sath-und Geldvermögen, Kreditaufnahme. — 21 Ohne Haushalte von Ausländern, ohne Privathaushalte in 
Anstalten und ohne Haushalte mit besonders hohem monatlichem Haushaltsnettoeinkommen (über 20 000 DM). — 31 Ergebnisse dar Jahresrechnung 
der Einkommens und Verbrauchsstichprobe 1978. — 41 Einstufung nach den Ergebnissen der Jahresrechnung der Einkommens und Verbrauchsstich 
probe 1978. Landaswert in Klasse "unter 800" = 0. 

167 83 
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Allerdings lassen sich die zwischen 1973 und 
1978 sichtbaren Tendenzen nicht beliebig in die 
nachfolgende Zeit bzw. in die Zukunft 
projizieren, wie insbesondere die tiefgrei-
fende Baukrise in Verbindung mit einer Hoch-
zinsphase zu Beginn der 80er Jahre verdeut-
licht, in der offensichtlich die Geldvermögens-
bildung Vorrang vor der Grundvermögens-
bildung hatte. Gleichwohl ginge es sicher 
zu weit, daraus auf eine Sättigung in der 
Versorgung mit eigenem Wohnraum zu schlie-
ßen. Vielmehr dürfte es wesentlich von einer 
Stabilisierung.der wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen abhängen, ob sich die weiterhin 
vorhandenen Bedürfnisse in diesem Bereich 
realisieren lassen. 

Zusammenfassung 

 

- Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
liefert zwar über die Vermögensverhält-
nisse der Gesamtbevölkerung wegen der 
schwierigen Materie, die sich insbesondere 
in .Problemen der statistischen Datenerhe-
bung niederschlagen, keinen lückenlosen 
Oberblick, sie vermag aber gleichwohl in-
teressante Einblicke in strukturelle Zu-
sammenhänge und Entwicklungstendenzen 
zu liefern. 

- Dabei ist zum einen zu beachten, daß Haus-
halte mit sehr hohem Einkommen (und in 
der Regel auch hohem Vermögen) sowie 
ausländische Haushalte ausgeschlossen blei-
ben. Zum anderen sind bei dem durch die 
Erhebung repräsentierten Personenkreis 
nur ausgewählte Vermögensarten erfaßt. 
So fehlen Angaben über die Vermögens-
bestände in Form von Bargeld, Sicht- und 
Termineinlagen, Ansprüche aus Lebens-
versicherungen sowie das Betriebsvermögen. 
Dies bedeutet auch, daß beim Haus- und 
Grundvermögen nur die privatgenutzten 
Teile enthalten sind. Im weiteren Sinn wä-
ren für eine umfassende Bestandsaufnahme 
der Vermögensbeträge auch Informationen 
über Wertgegenstände, langlebige Gebrauchs-
güter wie PKW und über die kapitalisier-
ten Ansprüche aus der Rentenversicherung, 
die sonstigen Versorgungsansprüche u.ä. 
erforderlich. 

Ende 1978 besaßen in Baden-Württemberg 
von 100 repräsentierten Haushalten 94 Spar-
bücher (Bundesgebiet: 91), 65 hatten Gutha-
ben auf Lebensversicherungsverträgen 
angesammelt (Bundesgebiet: 70), 51 konn-
ten - wenn auch teilweise zum Preis be-
trächtlicher Verpflichtungen - auf den 
Rückhalt von Haus- und Grundbesitz bauen 
(Bundesgebiet: 44), 48 nutzten die Möglich-
keit des Bausparens (Bundesgebiet: 37) 
und 30 verfügten über Wertpapiere (Bundes-
gebiet: 26). 13 von 100 Haushalten hatten 
auch noch Konsumentenkredite zu tilgen 
(Bundesgebiet: 15 %). Die Beteiligung an 
verschiedenen Vermögensformen war also 
auf Landesebene, mit Ausnahme der Lebens-

  

- Im Vergleich zu Ende 1973 nahmen die Ver-
breitung der Lebensversicherungsverträge 
und die Inanspruchnahme von Konsumenten-
krediten sowohl im Bundesgebiet als auch 
in Baden-Württemberg leicht ab. Demgegen-
über hat sich der Kreis der Haus- und 
Grundbesitzer insbesondere auf Landesebe-
ne deutlich erweitert. So stieg die Zahl 
der Haus- und Grundbesitzer je 100 Haus-
halte in Baden-Württemberg von 45 auf 
51 und im Bundesgebiet von 40 auf 44. 
Bei den restlichen Vermögensarten ergaben 
sich nur unwesentliche Veränderungen. 

- Aus dem hohen Verbreitungsgrad der unter-
schiedlichen Anlageformen läßt sich un-
schwer erkennen, daß die überwiegende 
Zahl der Haushalte mehrere Formen der 
Rücklagenbildung gleichzeitig nutzt. Insbe-
sondere das Sparbuch und mit Einschrän-
kungen auch die Lebensversicherungsver-
träge sind Geldanlagen, auf die auch bei 
der Bildung zusätzlichen Vermögens in 
anderer Form nicht verzichtet wird. 

- Die durchschnittlichen Vermögenswerte 
der jeweiligen Besitzer beliefen sich Ende 
1978 bei jeder nachgewiesenen positiven 
Geldvermögenskomponente (Sparbücher, 
Wertpapiere, Bausparverträge) auf über 
10 000 DM, wobei die Wertpapiere mit 
18 000 DM an der Spitze standen. Mit Aus-
nahme dieser Anlageform war auch hier 
ein leichter Vorsprung Baden-Württembergs 
zu registrieren. Die Schuldner von Kon-
sumentenkrediten hatten noch durchschnitt-
lich gut 7000 DM zu tilgen, jedoch kann 
vermutet werden, daß auch diese Gruppe 
daneben über positive Geldanlagen ver-
fügt. 

- Im Zeitraum zwischen Ende 1973 und Ende 
1978 nahmen die Guthaben (bzw. auch die 
Schulden) in allen Geldvermögensformen 
nominal deutlich zu, unter Berücksich-
tigung der zwischenzeitlichen Preissteige-
rungsrate von 25 % ergab sich für die rea-
len Bestände allerdings ein unterschied-
liches Bild: Während die Bausparguthaben 
real sowohl im Bundesgebiet als auch in 
Baden-Württemberg zurückgingen und die 
Guthaben auf Sparbüchern ebenso wie die 
Kreditverpflichtungen in Baden-Württem-
berg leicht und im gesamten Bundesge-
biet etwas stärker zunahmen, wurden die 
Wertpapiervermögen in Baden-Württem-
berg und im Bundesgebiet auch real deut= 
[ich aufgestockt. 

- Ein merklicher realer Vermögenszuwachs 
war in diesem Zeitraum auch bei den Grund-
vermögen zu verzeichnen. In den Händen 
der Grundbesitzer befanden sich auch nach 
Abzug der damit verbundenen Schulden 

versicherungen, höher als im-Bundesgebiet, 
wobei die deutlichsten Abstände beim Bau-
sparen und beim Grundvermögen zu registrie-
ren waren. 
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Werte, die wesentlich über die des Geld-
vermögens hinausgehen. Das Nettogrundver-
mögen je Haus- und Grundbesitzer betrug 
1979 in Baden-Württemberg rund 170 000 DM. 
Dabei sind Haus- und Grundbesitzer wie 
auch Haushalte ausschließlich mit Geldver-
mögen in allen Bevölkerungsschichten zu 
finden, wenn auch mit unterschiedlicher 
Gewichtung. 

- Bei einer differenzierten Betrachtung der 
Inanspruchnahme einzelner Vermögensformen 
und der darin gebundenen Werte nach unter-
schiedlichen Schichtungsmerkmalen erwiesen 
sich das Einkommen (höheres Vermögen 
mit zunehmendem Einkommen) und das Alter 
(schrittweise Zunahme des Vermögens im 
erwerbsfähigen Alter„ danach meist leich-
ter Rückgang) als wichtigste Daterminan-
ten. Allerdings werden diese generellen 
Zusamm 

- 
enhänge bei der Wahl und der Höhe 

einzelner Vermögensanlagen modifiziert 
durch typenspezifische Besonderheiten in 
Verbindung mit der sozialen Stellung des 
Haushaltsvorstands (z.B. Vorliebe der 
Selbständigen für Wertpapiere) und der 
Haushaltsgröße bzw. dem Haushaltstyp 
(z.B. überdurchschnittliche Ausstattung 
mit eigenem Wohnraum bei Ehepaaren mit 
mehreren Kindern.) 

Im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet 
zeichneten sich die Haushalte Baden-Würt-
tembergs durch insgesamt höhere Vermögens-
werte aus, wobei insbesondere die stär-
kere Verbreitung des Haus- und Grundbe-
sitzes und der eng damit verbundenen 
Bausparverträge ins Gewicht fielen. Dieser 
bereits traditionelle Vorsprung der süd-
westdeutschen Haushalte beruht neben 
einer bei den längerfristig determinierten 
Vermögensverhältnissen immanenten Neigung 
zur Konservierung vorhandener Unterschiede 
und dem etwas höheren Einkommensniveau 
in Baden-Württemberg vor allem auf der 
überdurchschnittlichen Sparneigung. 
Wurden in Baden-Württemberg Im Durchschnitt 
1978 von 100 DM Einkommen DM 15 gespart, 
so waren es im Bund DM 13. In diesen Zu-
sammenhängen ist auch eine Tendenz zum 
Fortbestehen des Landesvorsprungs ange-
legt. 
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3.2 Das Wanderungsverhalten der Ausländer 

 

Entwicklung, Struktur und räumliche Vertei-
lung der Bevölkerung eines Landes werden in 
erheblichem Maße von der Wanderungsbewe-
gung beeinflußt. Das gilt besonders für den 
ausländischen Teil der Wohnbevölkerung. Im 
vorliegenden Beitrag stehen die aus den frü-
heren Hauptanwerbeländern stammenden Aus-
länder, (Griechenland, Italien, Jugoslawien, 
Portugal, Spanien und Türkei) im Mittelpunkt 
der Betrachtung, da sie mit 757 300 Personen 
(Stand 30.9.82) über vier Fünftel aller in 
Baden-Württemberg gegenwärtig ansässigen 
Ausländer ausmachen. 

Als Anfang der 60er Jahre im Zuge des wirt-
schaftlichen Aufschwungs in der Bundesrepu-
blik ein starker Ausländerzustrom einsetzte, 
waren hierfür ganz überwiegend beschäfti-
gungs- und arbeitsmarktbezogene Gründel 
ausschlaggebend. Durch Geburtenausfälle im 
1. Weltkrieg und Verluste vor allem an Män-
nern im 2. Weltkrieg waren die Jahrgänge 
im Erwerbsalter in diesem Jahrzehnt verhält-
nismäßig schwach besetzt. Außerdem wurde 
das zur Verfügung stehende Erwerbsper-
sonenpotential durch den Ausbau des Bil-
dungssystems reduziert. Der zunehmende 
Arbeitskräftebedarf wurde daher durch 
Hereinholen ausländischer Arbeitnehmer ge-
deckt. Dies war insofern leicht möglich, als 
in einer ganzen Reihe von Ländern, beson-
ders des Mittelmeerraumes, im Vergleich zur 
Bundesrepublik ein erhebliches Gefälle im 
Lebensstandard bestand und außerdem nur 
unzureichende Arbeitsmöglichkeiten vorhan-
den waren. 

Durch die gezielte Anwerbung von Arbeits-
kräften entwickelte sich in unserem Lande 
ein Ausländerbestand, der sich Anfang der 
70er Jahre überwiegend aus Erwerbsperso-
nen zusammensetzte und dessen demographi-
sche Struktur ein sehr unregelmäßiges Bild 
aufwies (Tabelle 1). So waren die Jahrgänge 
im mobilen Alter (zwischen 18 und 30 Jahren) 
überproportional stark vertreten, während 
Kinder und Jugendliche sowie ältere Erwerbs-
personen und Personen im Rentenalter zahlen-
mäßig nicht stark vertreten waren. Außerdem 
handelte es sich bei den zuwandernden aus-
ländischen Arbeitskräften in erster Linie 
um Männer. 

Im Juni 1961 standen 126 600 Männern nur 
41 000 Frauen gegenüber, auf 100 Frauen 
entfielen damit 309 Männer. Schließlich ha-
ben sich die Ausländer nicht gleichmäßig 

1 Zu den. Wanderungsursachen vgl. Gröner, Gerhard, Zur statistischen 
Erfassung der Wanderungsbewegung, in: Angewandte Statistik und 
Wirtschaftsforschung heute. Hrsg. Pietsch, W. und Förster, W., 
Göttingen 1982, S. 46 ff. 

über das Land verteilt, sondern sind dort an-
sässig geworden, wo der Arbeitsmarkt die 
günstigsten Voraussetzungen bot, also ins-
besondere in den bereits dicht besiedelten 
Industrieräumen. 

War somit die Entwicklung der ausländischen 
Bevölkerung anfangs überwiegend von der 
Wanderungsseite her bestimmt, so erlangte in 
der Folgezeit - insbesondere seit Beginn der 
70er Jahre - die natürliche Bevölkerungsent-
wicklung ein immer größeres Gewicht (Tabel-
le 2). Bedingt durch Familiennachzüge und 
-gründungen ergaben sich aufgrund der gün-
stigen Altersgliederung und der höheren Ge-
burtenrate bei den ausländischen Frauen ho-
he Geburtenüberschüsse. Dadurch ergaben 
sich erhebliche Verschiebungen in der demo-
graphischen Struktur des Ausländerbestandes, 
die durch Änderungen in der Zusammenset-
zung nach Nationalitäten (Tabelle 3) - beson-
ders durch die starke Zunahme des türki-
schen Bevölkerungsteils — noch verstärkt wur-
den. 

Aus heutiger Sicht ist davon auszugehen, daß 
die Gesamtzahl der Ausländer in Baden-Würt-
temberg auch ohne Wanderungsüberschüsse, 
also allein durch die natürliche Bevölkerungs-
entwicklung, in den kommenden Jahren weiter-
hin anwachsen wird, und zwar auch bei einer 
allmählichen Anpassung des generativen Verhal-
tens an das der deutschen Bevölkerung, wie 
sie seit einigen Jahren zu beobachten ist. So 
ergibt sich aus den Ergebnissen der neuesten 
langfristigen Modellrechnungen2 des Stati-
stischen, -Landesamtes zur voraussichtlichen 
Entwicklung der Gesamtbevölkerung und der 
deutschen Bevölkerung (Basis jeweils 1.1.82) 
durch Differenzbildung, daß die Ausländer 
ohne Ansatz einer Wanderung bis zum Jahr 
1990 auf 1,02 Mill. und bis zum Jahr 2000 
auf 1,09 Mill. Personen anwachsen. Sie dürf-
ten damit nach diesem Ansatz allein durch 
die natürliche Bevölkerungsentwicklung ge-
genüber heute um etwa 100 000, bzw. 170 000 
Personen zunehmen. 

Wanderungsverhalten deutlich vom Konjunkturverlauf 
beeinflußt 

Daß die Wanderung der Ausländer 3  überwie-
gend in der Erwartung einer verbesserten 
Erwerbsmöglichkeit begründet ist, zeigt sich 
deutlich in ihrer Konjunkturabhängigkeit. Wie 
schon während der Rezession 1966167 kehrten 
auch im Laufe der wirtschaftlichen Abwärts- 
entwicklung der Jahre 1973177 mehr Ausländer 
in ihre Heimatländer zurück, als in die Bun-
desrepublik zuzogen. Dies wurde in erster 
Linie durch ein Ausbleiben der Zuzüge be-
wirkt. Zusätzlich wirkte sich dabei der im 

2 Statistische Berichte Al 8 - Basis 1982 vom 14.992 und Al 8 - Basis 
1982 vom 8.10.82. 

3 Die im vorliegenden Beitrag dargestellten Ergebnisse betreffen die 
Wanderung über die Landesgrenze ins Ausland. 
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Tabelle 1 

Ausländer und ausländische Erwerbspersonen nach Altersgruppenl ) 

Darunter 
Ausländer insgesamt 

Altersgruppen 
in Jahren 

Männer Erwerbspersonen 

1973 1982 1973 1982 1973 1982 

1000 % 1000 % 
unter 15 

15 bis unter 20 

20 bis Lnter 35 

35 bis unter 45 
45.und älter 

Insgesamt  

203,7 

60,3 

342,0 

163,4 

93,6 

863,0 100 935,1  100 60,1 55,8 66,9 56,3 

23,6 

7,0 

39,6 

18,9 
10,8 

255,2 
70,4 

274,3 

185,2 
150,0 

27,3 

7,5 

29,3 

19,8 
16,0 

51,9 

54,9 

59,7 
71,1 

63,8 

52,4 

52,7 

51,4 

61,2 
64,3 

0,7 

79,8 

88,4 

93,0 
78,3 

- 
44,7 

79,2 

87,0 

77,6 

1) Jeweils April; Ergebni se des Mikrozensus. 

November 1973 verhängte Anwerbestopp für 
alle Nicht-EG-Ausländer aus. Deutlich kommt 
dies darin zum Ausdruck, daß 1974 die.Zu-
züge von Erwerbspersonen4  aus den früheren 
Hauptanwerbeländern, die nicht Mitglied der - 
Europäischen Gemeinschaft waren, überdurch-
schnittlich abnahmen. Die höchsten Abwei-
chungen vom Durchschnittswert (- 58,4 %) 
verzeichneten die beiden kleineren Natio-
nalitätengruppen (vgl. Anhangtabelle 33) 
der Portugiesen (- 89,2 %) und der Spanier 
(- 83,7 %), gefolgt von den großen Gruppen 
der Türken (- 70,8 %) und der Jugoslawen 
(- 62,7 %), Eine Ausnahme machten - zumin-
dest 1974 - die Griechen (seit 1 A .1981 Mit-

 

4 Es muß hier darauf hingewiesen werden, daß die Unterscheidung 
zwischen Erwerbs- und Nichterwerbsperson in der Wanderungsstati-
stik nicht im strengen Sinne des erwerbsstatistischen Konzepts des 
Mikrozensus oder der Volkszählung erfolgt. Vielmehr wird als Er-
werbsperson (Nichterwerbsperson) derjenige erfaßt,der im An-oder 
Abmeldeschein eine (keine) Berufsbezeichnung angibt. 

glied der EG), bei denen die Zuzüge nur 
um 47,7 % zurückgingen. Bei den der Europäi-
schen Gemeinschaft angehörenden Italienern 
wirkte sich mit einem Rückgang der Zuzüge 
um 53,9 % dagegen nur der konjunkturelle 
Effekt aus. 

 

Auch die jüngste wirtschaftliche Entwicklung, 
die 1981 zunächst durch rückläufige und im 
weiteren Jahresverlauf stagnierende Tenden-
zen gekennzeichnet war, um sich dann 1982 
in zunehmendem Maße zu verschlechtern, fand 
ihren Niederschlag in der Wanderungsbewe-
gung. Der Wanderungssaldo gegenüber dem 
Ausland verringerte sich von 39 600 Personen 
im Jahr 1980 auf 1900 Personen im folgenden 
Jahr und erreichte 1982 mit - 37 000 Perso-
nen einen negativen Wert. 

Untersucht man mit Blick auf die wirtschaft-
liche Entwicklung der vergangenen Jahre ne-
ben den Wanderungssalden die quantitative 

Tabelle 2 

Entwicklung der Zahl der Ausländer 

Wanderungssaldo Geburten-

 

überschuß 
bzw.-defizit (-) 

Zuzüge I Fortzüge 

über die Landesgrenze  insgesamt  darunter mit 
dem Ausland 

Ausländische 
Wohnbevölkerung 

am Jahresendel ) 

Jahr 

1973 20960 
1974• 22 737 
1975 19 466 

1976 17 358 
1977 15246-

 

1978 14 618 
1979 14 621 
1980 15 843 

249 353 

149 056 
91 517 

97 752 
109 551 

114 572 

136 659 
151 356 

190 354 

183 913 
168 367 

140 040 
123 124 

108 981 

103 967 
111 314 

58 999 

- 34 857 
- 76 850 

- 42 288 
- 13 573 

5 591 

32 692 
40 042 

- 
- 
- 
- 

60 543 

30 947 
75 026 

40 347 

12 920 

5 991 
32 366 
39 588 

907 717 

895 597 
838 213 

813 283 
813 245 
B29 207 

873 436 
926 353 

1981 15 601 111 603 
19821) 13833 '75131 

108 399 

112 067 

3204 

- 36 936 - 
1928 942 424 

37 020 916 871 

 

1) Ab 1977 unter Berücksichtigung der Einbürgerungen. 
Quelle: Bevölkerungsfortschreibung. 
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der zwischen 1 und 10 (Rezession und Hochkonjunktur) streuen kann, 

112 e3 

Ein entsprechendes Wanderungsverhalten läßt 
auch die seit 1981 andauernde Rezessions-

 

phase erkennen. Während 1981 nahezu 30'% 
weniger Ausländer nach Baden-Württemberg 
zuwanderten als im Jahr zuvor, gingen auch 
die Fortzüge zunächst noch um 3,0 % zurück. 
Erst von der zweiten Jahreshälfte 1982 an 
stiegen auch die Fortzüge. Insgesamt kehr-

 

ten binnen Jahresfrist 5,5 % mehr Ausländer 
in ihre Heimat zurück als 1981. Die Abnahme 
der Zuzüge setzte sich 1982 verstärkt fort 
(- 35,1 M. 

Die Erklärung für das Abwanderungsverhal-
ten während wirtschaftlicher Abschwungpha-
sen dürfte hauptsächlich darin zu sehen sein, 
daß ein großer Teil der Ausländer sich schon 
recht lange in unserem Land aufhält. Im Sep-

 

tember 1975 waren rund ein Viertel der in Ba-

 

den-Württemberg lebenden Ausländer zwischen 
sechs und zehn Jahren und nahezu ein Fünftel 
zehn Jahre und länger in der Bundesrepublik 
ansässig. 1982 machte die letztgenannte Grup-

 

pe schon über die Hälfte der anwesenden Aus-
länder aus. Zweifellos führen derartig lange 
Aufenthaltszeiten zu einer Verminderung der 
Mobilität, so daß eine Verschlechterung des 
Arbeitsplatzangebots eher eine abwartende 
Haltung zur Folge hat als eine Rückkehr ins 
Heimatland. 

 

Generell ist die Reaktion auf konjunkturelle 
Schwankungen bei den Erwerbspersonen stär-

 

ker und länger andauernd als bei den Nicht-

 

erwerbspersonen. Diese schon in der Vergan-

 

genheit gemachte Beobachtung findet auch 
gegenwärtig wieder ihre Bestätigung. So gin-
gen die Zuzüge der Erwerbspersonen - durch 
den gleichzeitig wirksam werdenden Anwerbe-

 

stopp verstärkt - im Jahr 1974 um 58,4 % 
gegenüber dem Vorjahr zurück (von 140 300 
auf 58 400 Personen), während sich die Nicht-
erwerbspersonen nur um 6;4 % verringerten. 
Letztere hatten zudem nur in den Jahren 1975 
bis 1977 Wanderungsverluste (insgesamt - 

Tabelle 3 

Ausländer nach ausgewählter Staatsangehörigkeit 

.197311 1982 ) 
Staatsangehörigkeit 

   

Anzahl Anzahl 

   

Ausland insgesamt 

Europäisches Ausland 

darunter 

Hauptanwerbeländer 

Griechenland 

Italien 

Jugoslawien 

Portugal 

Spanien 

Türkei 

 

Veränderung der Zu- und Fortzüge, so kann 
man feststellen, daß die Zuwanderung wesent-
lich konjunkturreagibler ist als die Abwan-
derung (vgl. Schaubild 1). So ergaben sich 
die Wanderungsdefizite der Jahre 1974 bis 
1977 (insgesamt 159 200 Personen) nicht, wie 
man vielleicht hätte erwarten können, wegen 
verstärkter Fortzüge, sondern weil die hohen 
Zuzüge der Vorjahre ausblieben. Die Fortzüge 
dagegen verringerten sich während der Ab-

 

schwungphase und minderten damit die Wande-

 

rungsverluste. 

891 520 100 919 845 100 

848 709 95,2 855 895 93,0 

757 293 82,3 

73 453 8,0 

188 046 20,4 

184 009 20,0 

17 662 1,9 

28803 3,1 

265 320 28,8 

762 858 85,6 

100 866 11,3 

207355 23,3 

213 394 23,9 

20 766 2,3 

48 973 5,5 

171 504 19,2 

1) Stand 30. September. 

Quelle: Ausländerzentralregister. 
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- 34 600 Personen), während die Erwerbsper-
sonen von 1974 bis 1978 negative Salden auf-
wiesen (insgesamt - 139 000 Personen). Auch 
in den beiden vergangenen Jahren kehrten 
per Saldo mehr Erwerbspersonen in ihre Hei-
matländer zurück, als nach Baden-Württem-
berg zuzogen (1981: - 3800 Personen, 1982: 
- 20 700 Personen). Für die Nichterwerbsper-
sonen ergab sich demgegenüber 1981 noch ein 
Wanderungsüberschuß (5700 Personen), dem 
erst 1982 ein Verlust folgte (- 16 300 Per-
sonen). 

Die vom Konjunkturverlauf beeinflußte Wande-
rungsbewegung der Ausländer tangiert auch 
deren Geburtenentwicklung, soweit es sich bei 
den Zu- und Fortzügen um Frauen im gebär-
fähigen Alter handelt. So hatten die Wande-
rungsdefizite der Jahre 1974 bis 1977 von ins-
gesamt 28 900 Ausländerinnen im Alter von 
15 bis unter 45 Jahren einen Rückgang der 
ausländischen Geburtenüberschüsse in den 
Jahren 1975 bis 1978 zur Folge (vgl. Schau-
bild 2), Ein entsprechender Zusammenhang 
ist - etwas weniger ausgeprägt - auch wieder 
seit 1981 zu beobachten. Dabei dürften neuer-
dings zusätzlich eine allmähliche Anpassung 
an das niedrigere Fruchtbarkeitsniveau der 
deutschen Bevölkerung sowie die überdurch-
schnittlich hohe Arbeitslosigkeit der Auslän-
der eine gewisse Rolle spielen. 

Nach Anwerbestopp höherer Anteil der Familiennachzüge 

Neben der wirtschaftlichen Entwicklung als der 
wichtigsten Determinante für das Wanderungs-
verhalten der Ausländer hat die Familienzusam-
menführung in den letzten Jahren ein immer 
stärkeres Gewicht erlangt. Da in der Wande-
rungsstatistik keine Wanderungsgründe erho-
ben werden, können Erkenntnisse über Umfang 
und Struktur von Familienzusammenführungen 
allerdings nur auf indirektem Wege, nämlich 
Ober die erfaßten Merkmale Erwerbsperson/-
Nichterwerbsperson sowie Geschlecht und Al-
ter, gewonnen werden. 

Mit der Verfügung des Anwerbestopps für 
Ausländer aus Nicht-EG-Ländern hat sich die 
Struktur der Zuzüge aus dem Ausland im Ver-
gleich zu den vorausgegangenen Jahren ent-
scheidend verändert. Waren 1973 von den 
215 000 Zuwanderern noch 140 300 Erwerbs-
personen (65,3 %), so kamen bereits 1974 
mehr Nichterwerbspersonen (69 800) als Er-
werbspersonen (58 400) über die Auslands-
grenze nach Baden-Württemberg (vgl. dazu 
auch Tab. 4). 

Der Strukturwandel bei den Zuzügen, der bis 
heute anhält, fand aus den bereits oben er-
wähnten Gründen einen gleichgerichteten 
Niederschlag in den Wanderungssalden (vgl. 
Anhangtabelle 33). Von 1973 bis 1982 ergab 
sich bei den ausländischen Erwerbspersonen 
ein Wanderungsverlust von insgesamt 100 500, 
wobei das männliche Geschlecht mit mehr 
als zwei Dritteln überwog. Die Nichterwerbs-  

Schaubild 2 

Veränderung der ausländischen Wohnbevölkerung 

1000 Personen 
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personen hatten demgegenüber einen Ober-
schuß von 44 700; hier dominierten umgekehrt 
mit zwei Dritteln die Frauen. Wie Schaubild 3 
zeigt, hat diese Entwicklung bei der ausländi-
schen Wohnbevölkerung neben einer Verände-
rung in der Geschlechterproportion gleichzeitig 
eine erhebliche Verschiebung in der Relation 
von Erwerbspersonen zu Nichterwerbsperso-
nen verursacht. Im Jahr 1973 standen 577 200 
Erwerbspersonen 285 800 Nichterwerbsperso-

 

Schaubild 3 

Ausländische Erwerbs- und Nichterwerbspersonen 
nach Geschlecht 1973 und 1982 

1000 Personen 



41,9 73,3 71,2 76,9 70,7 59,3 
25,0 62,1 51,4 26,0 36,2 28,9 
25,4 56,7 43,3 18,9 31,1 26,0 
28,7 63,5 36,1 15,1 32,6 20,4 
29,2 63,6 34,6 19,2 34,1 18,7 
31,8 63,9 33,7 15,6 32,4 16,7 
33,6 65,8 31,2 20,9 34.1 28,6 
34,6 62,4 33,6 24,7 43,8 37,6 
39,4 58,2 31,7 23,9 34,0 16,7 
37,3 55,3 33,4 27,9 38,3 21,3 

 

Tabelle 4 

Anteil der Erwerbspersonen an den Zuzügen aus den früheren Hauptanwerbeländern 

Darunter Ausländer 
insgesamt Jahr Griechen Italiener Jugoslawen Portugiesen Türken Spanier 

 

1973 65,3 
1974. 45,5 
1975 41,2 
1976 41,4 
1977 42,7 
1978 43,3 
1979 46,9 
9980 47,9 
1981 46,2 
1982 44,8 

Quelle: Bevölkerungsfortschreibung. 

 

nen gegenüber, das heißt auf 100 Erwerbsper-
sonen kamen 50 Nichterwerbspersonen. 1982 
war diese Relation schon auf 78 gestiegen. 
Im gleichen Zeitraum hat sich das Verhält-
nis Erwerbspersonen zu Nichterwerbsperso-
nen bei den männlichen Ausländern von 100 
zu 31 auf 100 zu 52, bei den weiblichen Aus-
ländern von 100 zu 90 auf 100 zu 127 verän-
dert. Hierbei ist allerdings zu beachten, daß 
nachziehende Ehegatten in der Regel nach 
4jährigem Aufenthalt und Kinder, die vor Er-
reichen des 18. Lebensjahres eingereist 
sind, nach 2jährigem Aufenthalt eine Arbeitser-
laubnis erhalten und damit als Nachfrager auf 
dem Arbeitsmarkt auftreten können. 

Unterschiedliche Strukturveränderungen in der Wanderung 
der Hauptanwerbeländer 

Der Anwerbestopp Ende 1973 und der Kon-
junkturverlauf der nachfolgenden Jahre ha-
ben nicht nur das Ausmaß der Ausländerwan-
derung deutlich reduziert, sondern auch die 
Strukturen der Zu- und Fortzüge der einzel-
nen Nationalitäten unterschiedlich stark verän-
dert (vgl: Anhangtabelle 33). So blieben die 
Zuzüge 1974 im Durchschnitt um 40,4 % hinter 
denen des Vorjahres zurück. Oberdurchschnitt-
liche Abnahmen verzeichneten dabei die Spanier 
(- 68,2 %), die Portugiesen (- 68,1 %), die 
Jugoslawen (- 48,3 %).und die Italiener 
(- 45,6 %), während die Türken (- 40,2 %) 
im Durchschnitt lagen und die Griechen 
(- 12,4 %) den geringsten Rückgang hatten. 

Betrachtet man den Zeitraum von 1974 bis 1982 
als Ganzes, so ergeben sich rund 912 000 
Zuzüge vom Ausland nach Baden- Württemberg, 
denen 1,028 Mill. Fortzüge über die Bundes-
grenze gegenüberstehen. Daraus errechnet 
sich ein wanderungsbedingter Rückgang der 
nichtdeutschen Wohnbevölkerung um 116 000 
Personen. Von den Zuzügen dieses Zeitrau-
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mes entfielen 67,9 % auf die sechs Haupt-
anwerbeländer; bei den Fortzügen waren es 
76,9 %, Beide Quoten weisen seit Verhän-
gung des Anwerbestopps einen Abwärtstrend 
auf. 1973 stammten 84,3 % der zugewanderten 
Ausländer aus den Hauptanwerbeländern, 1982 
waren es nur noch .knapp die Hälfte (49,2 %). 
Bei den Fortzügen sind die Anteile von 83,0 % 
auf 66,4 % zurückgegangen. 

 

Eine Zusammenfassung der Wanderungssalden 
der Jahre 1974 bis 1982 ergibt nur bei den 
türkischen Staatsangehörigen einen Wande-
rungsüberschuß von 25 000 Personen (dar-
unter 22 000 weiblich, das sind 88 %). Bei 
den übrigen fünf Nationalitäten. kehrten da-
gegen jeweils mehr Personen in ihr Heimat-
land zurück, als nach Baden-Württemberg zu-
wanderten. Zusammen machten diese Defizite. 
197 100 Personen aus. Auf den betreffen-
den Bevölkerungsstand vom September 1973 
bezogen, hatten die Spanier von 1974 bis 1982 
mit 54,6 % den relativ höchsten Wanderungs-
verlust (- 26 700 Personen). Es folgten die 
Griechen mit 46,6 % (- 47 000 Personen), die 
Portugiesen mit 46,4 - % (- 9600 Personen), 
die Jugoslawen mit 28,5 % (- 60 700 Personen) 
und die Italiener mit 25,6 % (- 53 000 Perso-
nen),. Schaubild 4zeigt den Effekt dieser Be-
wegungen sowie auch den der natürlichen Be-
völkerungsentwicklung auf die Struktur nach 
Nationalitäten in Verbindung mit der Relation 
von Männern zu Frauen. 

 

Da Angehörige aus EG-Ländern wegen der ver-
traglich gewährleisteten Freizügigkeit in der 
Wahl des Arbeits- und Aufenthaltsortes grund-
sätzlich ohne Einschränkung zuwandern können, 
wurden die Italiener von dem 1973 verfügten 
Anwerbestopp nicht berührt. Während der An-
teil der Erwerbspersonen an den Zuzügen bei 
den übrigen Hauptanwerbeländern von 1973 auf 
1974 signifikant zurückging - zwischen 28 % 
bei den Jugoslawen und 66 % bei den Portugie-
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sen -, wirkte sich bei der Abnahme des Er-
werbspersonenanteils an den Zuwanderungen 
aus Italien (- 15 $) offenbar nur die rezes-
sive Wirtschaftsentwicklung aus, was auch 
die weitere Entwicklung bis 1982 bestätigt 
(vgl. Tabelle 4). 

Ganz deutlich hat sich der zum 1. Januar 1981 
erfolgte EG-Beitritt Griechenlands im Anteil 
der Erwerbspersonen an den Zuzügen niederge-
schlagen; dieser erhöhte sich trotz rückläufi-
ger Konjunktur entgegen der allgemeinen Ten-
denz um nahezu 14 % und hat sich damit wieder 
dem Wert von 1973 angenähert. 

Eine starke Abweichung von der generellen 
Entwicklung ist bei den Zuzügen der Türken 
in den Jahren 1979 und 1980 festzustellen. Die 
sprunghafte Zunahme des Erwerbspersonen-
anteils von 16,7 % im Jahr 1978 auf 28,6 % im 
Jahr 1979 und weiter auf 37,6 % im Jahr 1980 
findet ihre Erklärung zweifellos in dem explo-
sionsartigen Anstieg der Asylbewerber, von 
denen 60 % türkische Staatsangehörige waren. 
Nachdem der Zustrom der Asylbewerber im 
Laufe des Jahres 1980 durch eine Reihe von 
Maßnahmen abgebremst worden war (z.B. Ver-
bot der Arbeitsaufnahme und Unterbringung in 
Sammelunterkünften für die Dauer des Asyl-
verfahrens, Versagung des Kindergeldes, Ein-
führung der Visumspflicht für verschiedene 
Staatsangehörige, darunter ab Mitte Oktober 
1980 für die Türken), ging auch der Erwerbs-
personenanteil an den Zuzügen bei den Türken 
wieder auf das Ausgangsniveau von 1978 
zurück. 

Zunehmende Bedeutung der 10- bis unter 18jährigen 
an der Wanderung 

Die Zuwanderung der ausländischen Erwerbs-
personen bewegt sich seit dem starken Ein-
bruch im Jahr 1974 auf einem bedeutend niedri-
geren Niveau als zuvor und wird seither von 
den Zuzügen der Nichterwerbspersonen über-
troffen (Anhangtabelle 29). Dennoch spielt 
die Wanderung aus Erwerbsgründen bei den 
Ausländern nach wie vor eine ganz wesentli-
che Rolle. Dies geht u.a. auch aus der Al-
tersstruktur der Wanderungsströme hervor. 
So liegt der Schwerpunkt der Wanderungsbe-
wegung bei den 18- bis unter 35jährigen. Aller-
dings hat ihr Gewicht etwas abgenommen. Ent-
fielen im Jahr 1973 bei den Zuzügen auf diese 
Gruppe im sog. mobilen Alter noch 56,3 %, so 
waren es 1982 knapp 50 % (Fortzüge: 50,5 % 
bzw. 46,5 %). Betrachtet man nur die Wande-
rung der Erwerbspersonen so machten hier die 
18- bis unter 35jährigen 69,2 % (66,1 %) der 
Zuzüge und 61,2 % (60,2 %) der Fortzüge aus. 
Die Relationen sind hier also nahezu unver-
ändert. 

Obwohl somit diese mobilen Altersgruppen 
nach wie vor den Hauptteil der Wanderungs-
bewegung ausmachen, bestimmen sie in Jahren 
mit Wanderungsüberschüssen immer weniger  

Schaubild 4 

Ausländer aus den Hauptanwerbeländem 
nach Geschlecht 1973 und 1982 

i42  

 

den Bevölkerungsteil, der schließlich im Lan-
de verbleibt (Tabelle 5). Betrug 1973 der 
Anteil der per Saldo in der Altersgruppe 
der 18- bis unter 35jährigen an der Summe 
der Wanderungsüberschüsse in den einzelnen 
Altersgruppen noch fast 70 %, so sank dieser 
Anteil über 64 % (1978) auf 55,6 % im Jahr 
1980 und schließlich auf knapp 40 % 1981. 
Zunehmende Bedeutung gewann demgegenüber 
die Altersgruppe der 10- bis unter 18jähri-
gen, deren entsprechender Anteil von knapp. 
20 % über 32 % und 33,5 % auf schließlich 
60,7 % (1981) stieg. In den Jahren mit einem 
insgesamt negativen Wanderungssaldo verzeich-
nete dieser Altersbereich entweder noch deut-
liche Zunahmen (so 1974) oder - im Vergleich 
zu anderen Altersgruppen - nur sehr geringe 
Abnahmen (so 1976 und 1982). Diese problema-
tischen Altersgruppen prägen somit zunehmend 
den ausländischen Bevölkerungsteil, der Jahr 
für Jahr im Lande verblieb, - problematisch 
insofern, als sie mit zunehmendem Alter immer 
schwieriger in das deutsche Bildungssystem 
eingegliedert werden können. Letzteres ist 
jedoch Voraussetzungs für eine erfolgreiche 
Ausbildung und für bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt.Eine weitere Untergliederung 
nach Nationalitäten ergibt, daß die meisten 
der zugewanderten Jugendlichen dieser Alters-
gruppe - mit Anteilen um 70 % in den Jahren 
1978, 1980, 1981 - die türkische Nationalität 
haben. 

In den Altersgruppen ab 45 Jahren (bei den 
Erwerbspersonen ab 40 Jahren) kehrten im Be-
obachtungszeitraum regelmäßig mehr Ausländer 
in ihr Heimatland zurück, als nach Baden-
Württemberg zuwanderten, und zwar auch in 
den Jahren wirtschaftlicher Aufwärtsentwick-
lung. Die Verluste ergaben sich dabei ganz 
überwiegend aus der Wanderung der Männer. 

105 



 

651 — 282 

794 — 933 
1386 379 

2271 —2009 
894 — 702 

Tabelle 5 

Wanderungssaldo der Ausländer nach Altersgruppen 

Staatsangehörigkeit 
Wanderungssaldo 

insgesamt 
Davon waren im Alter von ... bis unter ... Jahren 

.Jahr 

unter 10 10-18 18-35 35-45 45 und mehr 

1973 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1974 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1976 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1978 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1980 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1981 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

1982 Ausländer insgesamt 
darunter Türken 

60 543 5 165 
29 813 3 575 

— 30 947 2 842 
4 575 3 880 

5 991 — 805 
7 170 2 229 

39 588 3 604 
25 505 3 851 

1 928 —1 346 
— 891 — 9 

— 37 020 —7380 
— 10 954 —1 991  

12 044 42 682 1 498 — 846 
5 386 18-435 2 303 114 

4801 —18591 —13305 —6695 
3 068 — 195 — 1 807 — 372 

4 944 8 509 — 3 470 —3 187 
3 461 2 411 

13 562 22 560 
10 052 9 837 

6 599 956 
4 499 — 3 785 

— 1 627 — 15 215 — 6 594 —6204 
— 653 — 5 615 — 1 480 —1 215 

— 40 347 —9087 — 436 —11 490 — 12 459 —6875 
— 6 535 — 1 393 720 — 1 673 — 3 259 — 930 

Quelle: Bevölkerungsfortschreibung. 

Unterschiedliches Wanderungsverhalten der Nationalitäten 

 

Das Wanderungsverhalten der Ausländer in 
den Rezessionsjahren 1981/82 unterscheidet 
sich von dem in der vorangegangenen Ab-
schwungphase 1974/76 insofern, als damals 
durch den verhängten Anwerbestopp eine 
neue Situation geschaffen worden war. Die er-
griffene Maßnahme führte nicht nur zu einer 
zusätzlichen Verringerung der Zuwanderung 
von Erwerbspersonen aus Nicht-EG-Ländern, 
sondern hatte gleichzeitig einen verstärkten 
Familiennachzug, insbesondere aus den frühe-
ren Hauptanwerbeländern, zur Folge. So sind 
z.B. einerseits die Zuzüge der 18- bis unter 
40jährigen 1974 um. die Hälfte gegenüber 1973 
zurückgegangen (bei den Erwerbspersonen be-
trug die Abnahme sogar rd. 61 %), anderer-
seits ist dabei der Anteil der Nichterwerbsper-
sonen an den Zuwanderungen von nicht ganz 
20 % auf über ein Drittel angestiegen (darunter 
drei Viertel Frauen). Bei den Kindern im Al-
ter von 3 bis unter 10 Jahren waren die Zuzü-
ge 1974 sogar höher als im Vorjahr, und die 
unter 3jährigen sowie die 10- bis unter 15jäh-
rigen hatten nur relativ geringe Abnahmen 
zu verzeichnen. 

Demgegenüber wurde 1981 lediglich bei den 
55- bis unter 65jährigen ein kleiner Anstieg 
der Zuzüge gegenüber dem Vorjahr registriert, 
während insgesamt die Zuzüge um rd. 30 % 
zurückgingen: 1982 nahmen sie dann in sämt-
lichen Altersgruppen nochmals um insgesamt 
35,1 % ab. Besonders ragte dabei die Gruppe 
der 15- bis unter 18jährigen heraus, deren 
Zuzüge einen weit überdurchschnittlichen 
Rückgang (- 59,0 %) aufwiesen. Diese Entwick-
lung läßt erkennen, daß die Ende September 
1981 beschlossene Herabsetzung des Nachzug-

 

106  

alters für ausländische Jugendliche aus Nicht-
EG-Staaten auf 16 Jahre offensichtlich nicht 
ohne Wirkung geblieben ist. Während der An-
teil der einzelnen Altersgruppen an den ge-
samten Zuzügen sich kaum verändert hat bzw. 
durchgehend leicht zunahm, sank er in der 
Gruppe der 15- bis unter 18jährigen deutlich 
von 7,1 % auf 4,5 % (Anhangtabelle 32). 

Das unterschiedliche Wanderungsverhalten der 
Ausländer in den Rezessionsphasen 1973/74 
und 1981/82 wird mitbestimmt durch ein jeweils 
unterschiedliches Verhalten der Nationalitäten 
(Anhangtabelle 33). 1974 wanderten besonders 
viele Italiener, Jugoslawen und Spanier per 
Saldo über die Auslandsgrenze ab, verstärkt 
1975 und auch noch 1976/77 um Angehörige der 
griechischen Nationalität. Demgegenüber wan-
derte der türkische Bevölkerungsteil 1974 per 
Saldo weiterhin zu und ist an den Abwanderun-
gen der Jahre 1975 bis 1977 weit unterdurch-
schnittlich beteiligt, während er wiederum die 
Zuwanderungswelle der Jahre 1978 bis 1980 im 
wesentlichen bestimmt. So waren von den 
77 945 in dieser Zeit insgesamt zugewanderten 
Ausländern fast 70 % (68,9 %) Türken. 1981 
bestimmte die Zuwanderung von Asylanten 
mit außereuropäischen Nationalitäten die Wan-
derungsbilanz, wobei knapp 900 Personen tür-
kischer Staatsangehörigkeit das Land per 
Saldo verließen. Der sich hier abzeichnende 
Umschwung im Wanderungsverhalten der Tür-
ken setzte sich 1982 fort. Erstmals im Beobach-
tungszeitraum wanderten sie in merkbarem 
Ausmaß zurück und bestimmten mit einem 
Anteil von 30 % zusammen mit den Italienern 
(39 %) den Abwanderungssaldo. 

Die Wanderungsschwerpunkte einzelner Natio-
nen unterscheiden sich auch in den Altersgrup-
pen zum Teil erheblich voneinander (Anhang-

 



tabellen 30 und 32). Besonders starke Abwei-
chungen vom Durchschnitt lassen sich im Beob-
achtungszeitraum bei den Türken feststellen. 
Im Jahr 1973 lagen die Schwerpunkte der Wan-
derungsbewegung in den Altersgruppen von 
21 bis unter 35 Jahren (46,8 % der Zuzü-
ge) bzw. von 25 bis unter 40 Jahren (38,9 % 
der Fortzüge) und damit durchaus im durch- ' 
schnittlichen Rahmen. Nach Verhängung des 
Anwerbestopps fand dann 1974, als Folge 
verstärkten Familiennachzugs und ausblei-
bender Zuwanderungen von Erwerbspersonen 
(Rückgang gegenüber 1973: -70,8 %), bei 
den Zuzügen eine außergewöhnliche Verlage-
rung des Schwerpunkts statt: rund 35 % 
der Zuzüge waren Kinder und Jugendliche 
im Alter von 3 bis unter 15 Jahren, während 
nur noch 28,4 % der Zuwanderer auf die 
Gruppe der 21- bis unter 35jährigen entfielen. 

Die 3- bis unter 15jährigen bildeten bis 1978 
den Schwerpunkt (42,3 %). 1979 verlagerte 
sich dann das Hauptgewicht in die Gruppe der 
6- bis unter 18jährigen, wo der Anteil 1981 
nicht weniger als 52,4 % erreichte. 1982 lag 
der Schwerpunkt der Zuzüge mit 35,6 % bei 
den 6- bis unter 15jährigen. 

Bei den Griechen ist bereits 1973 ein Schwer-
punkt bei den Zuzügen der 3- bis unter 15jäh-
rigen zu erkennen (30,9 %), der durch den 
Anwerbestopp deutlich an Gewicht gewonnen 
hat (1974: 45,4 %). Einen zweiten Schwerpunkt 
bildeten die Zuzüge der 21- bis unter 25jähri-
gen. Die Fortzüge der Griechen erfolgten 
von 1973 bis 1976 hauptsächlich im Alter 
von 25 bis unter 40 Jahren, danach wurde 
ihre altersbezogene Verteilung gleichmäßiger. 

 

Bei den Italienern lag das altersbezogene 
Hauptgewicht sowohl der Zuzüge als auch 
der Fortzüge während des ganzen Beobach-
tungszeitraums bei den 18- bis unter 30jäh-
rigen. Die Ergebnisse weisen ansonsten keine 
Auffälligkeiten auf, was sich zweifellos aus 
der Zugehörigkeit Italiens zur Europäischen 
Gemeinschaft erklärt. 

Die Jugoslawen wandern in verstärktem Um-
fang im Alter zwischen 21 und 30 Jahren in 
unser Land ein und haben die höchsten RGck-
kehranteile im Alter von 21 bis unter 35 Jah-
ren. Auch bei ihnen hat der Anwerbestopp 

_zu einem vorübergehenden Anstieg der Zuzü-
ge im Alter bis unter 6 Jahren geführt. 

Seit 1978 ist in der Gruppe der 6- bis unter 
10jährigen ein auffallend hoher Anteil der 
Fortzüge festzustellen, was darauf hindeu-
ten könnte, daß die Kinder mit Beginn der 
Schulpflicht in verstärktem Maße in ihr 
Heimatland zurückgebracht werden. 

Dieselbe Beobachtung kann übrigens schon 
für einige Jahre früher bei den Portugiesen 
und Spaniern festgestellt werden. 

Zusammenfassung 

- Für die Entwicklung der ausländischen 
Bevölkerung waren ursprünglich ganz 
überwiegend beschäftigungs- und arbeits-
marktbezogene Gründe ausschlaggebend. 
Durch eine gezielte Anwerbung von Ar-
beitskräften aus bestimmten Ländern ent-
wickelte sich in unserem Lande eine Aus-
länderpopulation, die hauptsächlich aus 
männlichen Erwerbspersonen im Alter von 
18 bis 30 Jahren bestand. 

- Neben der Wanderungsseite erlangte in der 
Folgezeit - insbesondere seit Beginn der 
70er Jahre - auch die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung ein immer größeres Ge-
wicht. Aus heutiger Sicht kann davon aus-
gegangen werden, daß die Gesamtzahl der 
Ausländer in Baden-Württemberg länger-
fristig gesehen auch ohne Wanderungsüber-
schüsse zunehmen wird, und zwar bis zum 
Jahr 1990 auf 1,02 Mill. und bis zum Jahr 
2000 auf 1,09 Mill. Personen. 

- Außer von verschiedenen Maßnahmen wur-
de das Wanderungsverhalten der Ausländer 
nach wie vor deutlich vom Konjunkturver-
lauf beeinflußt. Dabei ist die Zuwanderung 
wesentlich konjunkturreagibler als die Abwan-
derung. Deutlich zeigt dies wieder die seit 
1981 anhaltende Rezessionsphase. Während 
1981. nahezu 30 % weniger Ausländer nach 
Baden-Württemberg zuwanderten als im 
Jahr zuvor, gingen auch die Fortzüge zu-
nächst noch um 3,0 % zurück. Erst von der 
zweiten Jahreshälfte 1982 an nahmen auch 
sie zu. Insgesamt kehrten binnen Jahres-
frist 5,5 % mehr Ausländer in ihre Heimat 
zurück als 1981. Die Abnahme der Zuzüge 
setzte sich 1982 verstärkt fort (- 35,1 %). 
Außerdem ist die Reaktion auf konjunkturelle 
Schwankungen bei Erwerbspersonen generell 
stärker und länger anhaltend als bei Nichter-
werbspersonen. 

- Nach der Verfügung des Anwerbestopps 
für Ausländer aus Nicht-EG-Ländern im 
November 1973 hat sich der Anteil der 
Familiennachzüge erheblich erhöht. Waren 
1973 von den 215 000 Zuwanderern noch 
zwei Drittel Erwerbspersonen (140 300), so 
kamen bereits ein Jahr später mehr Nicht-
erwerbspersonen (69 800) als Erwerbsper-
sonen (58 400) über die Auslandsgrenze 
nach Baden-Württemberg. 

- Der Schwerpunkt der Wanderungsbewegung 
der Ausländer insgesamt liegt bei den 18-
bis unter 35jährigen. Im Jahr 1982 ent-
fielen auf diese Gruppe die Hälfte der Zu-
züge und 46 % der Fortzüge. Noch deut-
licher kommt dies bei den Erwerbspersonen 
zum Ausdruck. Hier betrugen die betreffen-
den Werte sogar zwei Drittel und 60 %. 

- In den Altersgruppen ab 45 Jahren (bei 
den Erwerbspersonen ab 40 Jahren) kehr-
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ten im Beobachtungszeitraum regelmäßig 
mehr Ausländer in ihr Heimatland zurück, 
als nach Baden-Württemberg zuwanderten, 
und zwar auch in den Jahren wirtschaft-
licher Aufwärtsentwicklung. Die Verluste 
ergaben sich dabei ganz überwiegend aus 
der Wanderung der Männer. 

- Die Wanderungsschwerpunkte einzelner 
Nationen unterscheiden sich zum Teil er-
heblich voneinander. Dabei spielt eine 
Rolle, ob es sich um EG- oder Nicht-EG-
Länder handelt.Besonders starke Abwei-
chungen vom Durchschnitt lassen sich in 
den Jahren 1974 bis 1982 bei den Türken 
feststellen. Seit Verhängung des Anwerbe-
stopps liegt hier das Hauptgewicht der Zu-
züge bei den Kindern und Jugendlichen. Ein 
Hiihepunkt wurde 1981 erreicht, wo die 6-
bis unter 18jährigen mehr als die Hälfte der 
Zuwanderung ausmachten. Insgesamt gese-
hen ergibt sich im Beobachtungszeitraum nur 
für die Türken ein Wanderungsüberschuß 
(25 000 Personen); bei den Ausländern aus 
den übrigen fünf Hauptanwerbeländern kehr-
ten dagegen jeweils mehr Personen in ihre 
Heimat zurück (insgesamt rund 602 000 Per-
sonen), als nach Baden-Württemberg zuwan-
derten (insgesamt rund 405 000 Personen). 
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4. Bildung und Forschung 

4.1 Die Berufsausbildung im.dualen System 

Das duale System der Berufsausbildung ist 
dadurch gekennzeichnet, daß sowohl die Schu-
le als auch der Betrieb an der Vermittlung 
theoretischer wie praktischer Kenntnisse und 
Fähigkeiten beteiligt sind. Der Staat wirkt 
an der Berufsausbildung vor allem über die 
schulische Unterrichtung der Auszubildenden 
(Lehrlinge) und über die Festlegung des 
gesetzlichen Rahmens mit. Entscheidend für 
den Abschluß von Ausbildungsverträgen, 
für die praktische Seite der Berufsausbil-
dung und schließlich ihre Beendigung in 
Form einer Prüfung sind die Kammern von 
Industrie und Handel, Handwerk und freien 
Berufen; zu diesen quantitativ wichtigsten 
Trägern der Berufsausbildung gesellt sich 
noch für den öffentlichen Dienst sowie die 
Haus- und Landwirtschaft der Staat als Ausbil-
dungsträger. Nicht zum dualen System rech-
nen Ausbildungsgänge an Vollzeitschulen, bei-
spielsweise in Krankenpflege- oder Assisten-
tenberufen. Zum dualen System im weiteren 
Sinne zählen auch die Berufsakademien. Diese 
Einrichtungen sind ausschließlich Abiturien-
ten vorbehalten und werden dem Tertiär-
bereich zugeordnet, weshalb sie hier außer 
Betracht bleiben. 

Das duale System der Berufsausbildung hatte 
eine große Bewährungsprobe am Ende der 
70er Jahre zu bestehen, als die Zahl der 
Schulabgänger infolge geburtenstarker Jahr-
gänge sehr stark anwuchs. In dieser Situa-
tion gelang es durch Anstrengung aller Betei-
ligten, für die wachsende Absolventenzahl 
eine erheblich größere Zahl an Ausbildungs-
plätzen bereitzustellen. Als Resultat dieser 
Bemühungen ist die Zahl der Lehrlinge allein 
zwischen 1977 und 1980 von knapp 198 000 
auf über 260 000 (+ 31,6 %) angewachsen. Es 
hat sich weiterhin gezeigt, daß die Zahl der 
weiblichen Lehrlinge in dem genannten Drei-
Jahres-Zeitraum überproportional (+ 40,8'$) 
angestiegen ist (Tabelle 1). Trotz dieser 
Entwicklung sind die Mädchen bei der dualen 
Ausbildung immer noch unterrepräsentiert 
und besuchen wesentlich häufiger als Jungen 
nach dem Abgang aus dem allgemeinbildenden 
Schulwesen eine berufliche Vollzeitschule. 

Diese positive Entwicklung sowohl bei der Ge-
samtzahl der Lehrlinge als auch hinsichtlich 
des überdurchschnittlichen Zuwachses bei den 
weiblichen Lehrlingen. hat sich 1981 nicht -
entsprechend fortgesetzt, obwohl die Zahl  

 

der Schulabgänger noch nicht rückläufig ist. 
Die Gesamtzahl der Auszubildenden ging 1981 
um 1,8 % zurück, für 1982 ist nach vorläufi-
gen Zahlen ebenfalls mit einem Rückgang 
gegenüber dem Vorjahr (- 0,9 %) zu rechnen. 

Ausbildungsnachfrage hängt von vielen Faktoren ab 

Die Gesamtzahl der Lehrlinge berücksichtigt 
alle diejenigen, die sich am Stichtag (31 .12. ) 
des Berichtsjahres in der duaien Berufsaus-
bildung befunden haben, also beispielsweise 
auch diejenigen, die 2 oder 3 Jahre zuvor 
ihren Vertrag abgeschlossen und am Stichtag 
ihre Ausbildung noch nicht abgeschlossen 
hatten. Für die aktuelle Lage auf dem Lehr-
stellenmarkt ist ein Vergleich der jeweils im 
Berichtsjahr abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge von höherer Aussagekraft. Hier war' 
im Jahre 1980 mit über 100 000 Neuverträgen 
ein Höhepunkt erreicht worden. 1981 ging die 
Zahl der neu abgeschlossenen Verträge auf 
knapp 96 000 zurück und stieg 1982 wieder 
auf 97 000 an (Tabelle 1). Dabei zeigt sich 
bei Betrachtung der Nachfragekomponente, 
daß sich die Gesamtzahl der Abgänger aus 
allgemeinbildenden Schulen noch nicht verrin-
gert hat, aber eine Verschiebung zu den 
mittleren und höheren Abschlüssen erfolgt 
ist. Diese Unterscheidung nach Abschlußni-
veau ist deshalb von Bedeutung, weil die 
Abgänger aus Gymnasien - auch die mit mitt-
lerer Reife - nicht in gleichem Maße als 
Nachfrager nach Ausbildungsplätzen auftre-
ten wie die Absolventen der Haupt- und Son-
derschule. Bei der zuletzt 1981 durchgeführ-
ten Befragung der Entlaßschüler nach ihren 
Berufs- und Ausbildungszielen strebten rund 
zwei Drittel der männlichen Hauptschüler 
eine Lehre an, während von den männlichen 
Abgängern aus den Klassenstufen 10 bis 12 
des Gymnasiums nur 28 % eine Ausbildung 
im dualen System beabsichtigten 1 . Doch 
selbst wenn man eine nach Schularten bzw. 
Abschlußniveau gestaffelte Ausbildungsquote 
berücksichtigt, ergab sich im Jahre 1982 
noch ein leicht steigender Bedarf an Lehr-
stellen. Das zeigt sich auch an der Bilanz 
von Angebot und Nachfrage im Berufsbildungs-

 

1 Stichtag der Befragung der Emlaßschüler im Schuljahr 1980/81 war 
der 14.5.1981. 
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Tabelle 1 

Auszubildende neu abgeschlossene Ausbildungsverträge und Schulabgänger 

Auszubildende Schulabgänger aus allgemeinbildenden Schulen 

darunter 
Berichtsjahr  

 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 

darunter 
weiblich 

ohne 1 mit insgesamt 

 

insgesamt 

Hauptschulabschluß 

1977 197 742 
1978 222 495 
1979 244 111 

1980 260 190 

1981 255 437 
19821) 253 054 

1) Vorläufige Zahlen. 

81 699 
91 796 
97 690 

100 892 

95 933• 
97 592  

140 231 

147 189 
147 459 

150 199 
153 417  

16 817 68 805 
16 538 70 717 
14 319 72 232 

70 153 
13 376 62 311 
13160 61717 

70 926 
81 723 
92 074 

99 650 
98 803 
98 444 

151 503 14 592 

Quelle: Amtliche Schulstatistik bzw. Angaben der Kammern im Rahmen der Berufsbildungsmatistik. 

 

bericht 1983 2, die in Tabelle 2 für Baden-
Württemberg und das Bundesgebiet darge-
stellt ist. Danach überstieg noch 1981 die 
Zahl der unbesetzten Plätze die Zahl der 
unvermittelten Bewerber jeweils sehr deut-
lich, während 1982 für Baden-Württemberg 
eine erhebliche Reduzierung dieses posi-
tiven Saldos und für das Bundesgebiet insge-
samt sogar ein negativer Saldo zu verzeich-
nen ist. Nach den Statistischen Angaben des 
Landesarbeitsamtes, die allerdings kein voll-
ständiges Bild ergeben, ist, in der Zeit vom 
Oktober 1982 bis März 1983 die Zahl ,der unbe-. 
setzten Berufsausbildungsstellen weiter zu-
rückgegangen, während die Zahl der nichtver= 
mittelten Bewerber angestiegen ist. 

Über die Ausbildungsplatzsituation gibt auch 
die amtliche Statistik der Berufsschulen ge-
wisse Aufschlüsse. Von den im Schuljahr 
1982/83 in die Berufsschulen 3  neueingetrete-
nen knapp 95 000 Schüler hätten rund 12 100 
keinen Ausbildungsvertrag. Stellt man diese 
Relation in einen längerfristigen Zusammen-
hang (Tabelle 3), so zeigt sich hinsichtlich 
des Lehrstellenmarkts hier eher eine positi-
ve Entwicklung. 

Alle hier vorgestellten Indikatoren für die 
Versorgung mit Ausbildungsplätzen weisen 
gewisse Mängel auf. Sie beruhen im wesentli-
chen auf globalen Betrachtungen und vernach-
lässigen die Struktur des Ausbildungsplatz-
angebots bzw. der Nachfrage. Infolge der 
Konzentration des Angebots auf bestimmte 
Branchen. und Regionen und der Nachfrage 
auf bestimmte Berufe kommt es nicht in allen 
Fällen zum Ausgleich dieser Bedarfsfaktoren. 

Dies dürfte dazu führen, daß Jugendliche, 
nachdem sie ihren Ausbildungswunsch nicht 
realisieren konnten, durch den weiteren Be-
such einer Vollzeitschule sich bessere Chan-
cen verschaffen wollen oder die Realisierung 
ihrer Berufswünsche auf andere Weise zeit-
lich verschieben. 

 

Vorbildungsniveau der Berufsschüler angehoben 

Die vor allem bei Mädchen sich verstärkende 
Tendenz, durch eine Verlängerung des all-
gemeinen oder beruflichen (Vollzeit-) Schulbe-
suchs die Chancen auf dem Arbeits- und Aus-
bildungsmarkt zu erhöhen, hat zusammen mit 
der Änderung des Übergangsverhaltens auf . 
weiterführende Schulen in den 70er Jahren 
zu einer deutlichen Verschiebung der.Quali-
fikationsstruktur beim Eintritt in die Berufs-
schule geführt. In Schaubild 1 sind die Neu-
zugänge an den Teilzeitschulen nach dem zu-
letzt erreichten Schulabschluß für die Schul-
jahre 1977178 und 1982183 aufgegliedert. Dem-

  

Tabelle 2 
Netto- Angebot und -Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen 11 

Baden-Württemberg Bundesgebiet 

Netto- Angebot 
bzw: Nachfrage 1981 

Anzahl 

1. Unbesetzte Plätze 8 831 5 152 37 348 20 155 

1982 1981 1982 

2. Unvermittelte Bewerber 

3. Saldo (1../. 2.) 

2 716 4 213 22 140 35 991 

+ 6 115 + 939 + 15 208 -15 836 
2 Schriftenreihe "Berufliche Bildung 15", herausgegeben vom Bundes. 
minister für Bildung und Wissenschaft, Bonn 1983. 

3 Einschl. Sonderberufsschulen und Teilzeit-Berufsgrundbildungsjahr. 
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1) Es sind nur die bei den Arbeitsämtern bekannten unbesetzten 
Plätze bzw, unvermittelten Bewerber berücksichtigt. Die abge-
schlossenen Verträge (Tabelle 1. Spalte 3) bleiben außer Betracht. 
Quelle: Berufsbildungsbericht 1983, Tabelle 2/3, Seite 107. 
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nach hat sich innerhalb von 5 Jahren der An-
teil der Berufsschulanfänger mit mindestens 
mittlerem Abschluß mehr als verdoppelt und 
beträgt jetzt 46,1 % gegenüber 20,2 % im 
Schuljahr 1977178. Beschränkt man sich auf 
die Schüler mit Ausbildungsvertrag, so hat 
jetzt nahezu die Hälfte (49,5 %) der Neuein-
tritte in die beruflichen Teilzeitschulen min-
destens einen mittleren Abschluß. Der ent-
sprechende Anteil bei den weiblichen Zugän-
gen mit Ausbildungsvertrag beträgt bereits 
60 %. In dieser Quote sind auch die im beruf-
lichen Schulwesen erreichten zusätzlichen 
Qualifikationen enthalten. So kann über den 
erfolgreichen Besuch einer Berufsfachschule 
- aufbauend auf einem erfolgreichen Haupt-
schulabschluß - innerhalb von 2 Jahren die 
Fachschulreife erworben werden, die dem mitt-
leren Abschluß an einer allgemeinbildenden 
Schule gleichgestellt ist. 
Die Statistik der beruflichen Ausbildung lie-
fert erstmals für das Berichtsjahr 1982 Anga-
ben über die Vorbildung der Auszubildenden, 
allerdings beschränkt auf einzelne Ausbil-
dungsbereiche und ohne Differenzierung nach 
Zugängen und Altbestand. Für den Bereich 
Industrie und Handel sind die Ergebnisse 
in Anhangtabelle 34 zusammengestellt. Daraus 
ist zu entnehmen, daß zu den kaufmännischen 
Ausbildungsberufen bereits in erheblichem 
Maße Abiturienten Zugang gefunden haben; 
auch der Anteil der Realschul- und Berufs-
fachschulabsolventen ist bei den kaufmänni-
schen Berufen höher als im gewerblichen 
Ausbildungssektor. Allerdings gibt es auch 
im gewerblichen Bereich einzelne Berufsfel-
der, die zunehmend von Schülern mit mittle-
rem Abschluß besucht werden. Als Beispiel 
ist in Anhangtabelle 34 das Berufsfeld Elek-
trotechnik aufgeführt, in dem etwa zwei Drit-
tel aller Lehrlinge zuvor einen mittleren Bil-
dungsabschluß erworben hatten. 

Tabelle 3 

Neueingetretene Schüler an den beruflichen 
Teilzeitschulenl ) 

1975/76 62 868 10 527 16,7 

1977/78 67 986 11 467 16,9 

1978/79 92 852 13 405 14,4 

1979/80 99 496 13 389 13,3 

1980/81 101 552 13 846 13,6 

1981/82 94 840 13 649 14,4 

1982/83 94 863 12 095 12,7 

1) Öffentliche und private Berufs- und Sonderberufsschulen einschl. 
kooperatives Berufsgrundbildungsjahr. 

Schaubild 1 

Neueingetretene Berufsschüler" 
nach schulischer Vorbildung 

11 onenruehe uw private Barur:. uM Sontlerhemlathulen. 197788 eibterl. 9aweroliNem BervlyrvM 
biloungyahr. 1982/83 einechl. Teileai, BervfvlrvMbilEwg;aM1r._ 21 Ralmhul mar gleitl,wenigar Ab 
xhluß leint Z. Fahr ulrelle). 

171 M 

Handwerkliche Ausbildung expandierte stärker 

Im Bereich des Handwerks sind anders als in 
Industrie und Handel die Schüler mit Haupt-
schulabschluß deutlich in der Oberzahl. In 
diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert, 
daß das Handwerk seine Ausbildungskapazitä-
ten stärker ausgedehnt hat als der Bereich 
Industrie und Handel. Außerdem ist die über-
durchschnittliche Zunahme der besetzten 
Ausbildungsplätze (+ 30,7 % in den letzten 
5 Jahren) im Handwerk in besonderem Maße 
den Mädchen zugute gekommen, die in diesem 
Bereich im Zeitraum von 1977 bis 1982 mit 
45,5 % eine überdurchschnittliche Zuwachsra-
te erreichten (Anhangtabelle 36). Im quanti-
tativ wichtigsten weiblichen Handwerksberuf 
"Friseur" wurde nur noch eine geringe Stei-
gerung erreicht, die größten Zuwachsraten 
für Mädchen sind in den Ausbildungsberufen 
"Maler und Lackierer", "Tischler", "Bäcker" 
und "Konditor" festzustellen. Insgesamt ge-
sehen sind die Mädchen allerdings in den 
gewerblichen Berufen stark unterrepräsen-
tiert. Dies gilt auch für gewerbliche Beru-
fe in Industrie und Handel, wo das Schwerge-
wicht der weiblichen Ausbildungsbeteiligung 
nach wie vor in den kaufmännischen Berufen 
zu finden ist; deren Bedeutung hat aber 
in den vergangenen Jahren im Vergleich zu 
den gewerblichen Ausbildungsplätzen nachge-
lassen. So hat beispielsweise der Beruf des 
Verkäufers bei der Zahl der Lehrstellen im 
betrachteten 5-Jahres-Zeitraum nur einen 
Gesamtzuwachs von 2,7 % zu verzeichnen 
und liegt damit unter dem Durchschnitt al-
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ler Ausbildungsberufe. In den unterschied-
lichen Zuwachsraten der einzelnen Berufe 
bei der Zahl der Lehrstellen kommen auch 
Verschiebungen in der Wirtschaftsstruktur 
zum Ausdruck. So verzeichnen etwa die elek-
tronischen Berufe eine starke Expansion, 
während traditionelle Metallberufe am glo-
balen Lehrstellenzuwachs kaum partizipier-
ten. 
Trotz mancher Modellversuche mit dem Ziel, 
Mädchen auch in traditionellen Männerberu-
fen auszubilden, ist die quantitative Auswir-
kung im Blick auf eine Umorientierung der 
Mädchen gering. In Industrie und Handel 
werden nach dem Stand vom Jahresende 1982 
68,2 % der männlichen Lehrlinge in einem 
gewerblichen Beruf ausgebildet, während 
bei den Mädchen der entsprechende Anteil 
15,6 % beträgt und der Rest einen kaufmän-
nischen Ausbildungsplatz besitzt. Es scheint 
bei den weiblichen Schulabgängern bzw. de-
ren Eltern ein Trend zu sein, eher in "Warte-
stellung" zu gehen, als solche Berufe in 
Erwägung zu ziehen, die sich nicht in das 
tradierte Rollenbild einfügen lassen. Wohl 
auch aus diesem Grunde ergibt sich für die 
weiblichen Schulabgänger eine niedrigere 
Übergangsquote in das duale System (vgl. 
Anhangtabelle 37), da diese bei schlechten 
Aussichten in typischen "Frauen"-Berufen 
häufig über den Besuch einer Vollzeitschule 
noch zum gewünschten Berufsziel kommen wol-
len. 

Schulische Grundbildung auf Berufsfeldebene 

Während bei den Trägern der Berufsausbil-
dung entsprechend der Kammerorganisation 
die Bereiche Industrie/Handel, Handwerk, 
Landwirtschaft, Öffentlicher Dienst, Haus-
wirtschaft und Freie Berufe unterschieden 
werden, ist für die Unterrichtung in den 
Berufsschulen die Einteilung in Berufsfelder 
maßgebend. Im ersten Jahr der Ausbildung 
gilt beim Berufsschulbesuch im allgemeinen 
noch keine Einzelberufsdifferenzierung, viel-
mehr wird der Unterricht auf der Ebene des 
Berufsfelds erteilt. Unter den 14 Berufsfel-
dern ist gegenwärtig das Berufsfeld "Wirt-
schaft und Verwaltung"i - in dem vor allem 
die kaufmännischen Berufe vertreten sind, 
von der Zahl der Lehrlinge her gesehen 
das größte. An zweiter Stelle folgt "Metall-
technik", dem quantitativ wichtigsten gewerb-
lichen Berufsfeld. In Anhangtabelle 38 sind 
neben den gegenwärtigen Schülerzahlen auch 
die Veränderungsraten seit 1977/78 darge-
stellt. Danach haben die Berufsfelder "Holz-
technik", "Bautechnik" und "Drucktechnik" 
die höchsten Zuwachsraten bei der Zahl der 
Schüler mit Ausbildungsvertrag vorzuweisen. 
Die enorme Steigerungsrate im Berufsfeld 
Holztechnik ist auf die wachsende Beliebtheit 
des Tischlerberufs zurückzuführen. Eine Ab-
nahme ist - sicherlich eine Folge strukturel-
ler Anpassungen im Wirtschaftsprozeß - im 
Berufsfeld "Textiltechnik und Bekleidung"  

festzustellen. Das Berufsfeld "Körperpflege!' 
besteht nur aus dem Ausbildungsberuf "Fri= 
seur", der einen sehr geringen Zuwachs 
bei der Zahl der Lehrlinge erzielen konnte. 

Das erste Jahr der Berufsausbildung, die so-
genannte Grundstufe, kann auch in Form des 
Berufsgrundbildungsjahres oder der einjähri-
gen Berufsfachschule absolviert werden. In 
dieser Darstellung wurde bislang die Aus-
bildung im dualen System auf der schulischen 
Seite mit dem Besuch. einer Teilzeitschule 
gleichgesetzt. Tatsächlich wird aber das er-
ste Ausbildungsjahr oft auch in einer beruf-
lichen Vollzeitschule - meist in Form der ein-
jährigen gewerblichen Berufsfachschule - ab-
geleistet und dieser Schulbesuch entspre-
chend einer Verordnung des Bundes auf die 
Gesamtdauer der Lehrzeit angerechnet. Ob-
wohl es auch Fälle gibt, in denen sich Berufs-
fachschüler erst am Ende dieses Vollzeit-
schuljahres um eine Lehrstelle bemühen, ist 
es doch der Regelfall, daß sich Schulabgän-
ger aus dem allgemeinbildenden Schulwesen 
vor Eintritt in die Berufsfachschule (BFS) 
um einen Ausbildungsplatz beworben und 
eine feste Zusage für den Abschluß eines 
Ausbildungsvertrags nach Beendigung des_ 
BFS- Besuchs erhalten haben. Obwohl diese 
Schüler auf Wunsch des zukünftigen Betriebs 
den ersten Ausbildungsabschnitt an der BFS 
absolvieren, gelten sie im rechtlichen Sinne 
noch nicht als Auszubildende und sind des-
halb in der Berufsbildungsstatistik nicht 
enthalten. Da diese Schüler mit Vorvertrag 
nicht bei allen Trägern registriert werden, 
ist die Berechnung der Übergangsquoten 
ins duale System (Anhangtabelle 37) mit zu-
sätzlichen Fehlern behaftet. 

Die geschilderte Form der Arbeitsteilung 
zwischen Schulwesen und,Trägern der Be-
rufsbildung erlaubt es vor allem solchen Hand-
werksbetrieben, Lehrlinge auszubilden, die 
sonst wegen ihrer Ausstattung oder Speziali-
sierung nicht in der Lage wären, den Auszu-
bildenden die grundlegenden Fertigkeiten 
des ersten Ausbildungsabschnitts zu vermit-
teln. Wegen des wachsenden Bedarfs wurde 
von seiten des Landes.die einjährige gewerb-
liche BFS, die vor allem die handwerklichen 
Berufe abdeckt, sehr stark ausgebaut. Dort 
stieg die Schülerzahl von 7427 im Jahre 1975 
über 15 668 im Jahre 1978 auf 19 052 im lau-
fenden Schuljahr. Allerdings ist die Zahl 
der bei der Handwerkskammer registrierten 
Berufsfächschüler mit Vorvertrag seit 1982 
rückläufig, jedoch liegen über die Entwick-
lung der entsprechenden Zahlen im Bereich 
Industrie und Handel keine Daten vor. 

 

Theorie und Fachpraxis an der Berufsschule 

Nach der Grundstufen-Ausbildung in Berufs-
schule oder BFS wechselt der Lehrlinge in 
die sogenannte Fachstufe der Berufsschule. 
Auf dieser Stufe werden Schüler des gleichen 
Ausbildungsberufs oder eng verwandter Be-
rufe in gesonderten Klassen ("Fachklassen") 
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unterrichtet. Der Lehrling besucht in der 
Regel ein- oder eineinhalb Tage die Berufs-
schule, die restliche Zeit verbringt er im 
Betrieb. Im Durchschnitt aller Klassen für 
Ausbildungsberufe werden gegenwärtig gut 
10 Stunden Unterricht pro. Woche erteilt 
(vgl. Tabelle 4). Die beste Unterrichtsver-
sorgung weisen die kaufmännischen Ausbil-
dungsberufe mit durchschnittlich mehr als 
11 Wochenstunden auf. Der Wert von 9,63 
Stunden pro Woche im gewerblichen Bereich 
wird durch die 4. Klassenstufe, in der eine 
reduzierte Sollstundenzahl gilt, gedrückt. 
Wenn man nur die Klassenstufen 1 bis 3 be-
rücksichtigt, so erhöht sich die 'mittlere 
Wochenstundenzahl in den gewerblichen Aus- 
bildungsklassen auf knapp 10 Stunden (9,94). 
Die genannten Werte werden meist - wie in 
Tabelle 4 - als "Iststunden je Klasse" be-
zeichnet, jedoch sind darin keine Teilungen 
enthalten. Sie geben also die Zahl der Unter-
richtsstunden wieder, die der einzelne Schü-
ler erhält. Infolge der Teilungen in einzel-
nen Fächern liegt der tatsächliche Lehrerein-
satz höher. 

Der Teilzeitunterricht an der Berufsschule 
muß nicht über das ganze Jahr hinweg konti-
nuierlich erteilt werden. Aus organisatori-
schen Gründen kann es in manchen Fällen 
sinnvoll sein, den Ausbildungsanteil der Be-
rufsschule in komprimierter Form zu absolvie-
ren. Im gewerblichen Bereich beträgt der An-
teil dieses "Blockunterrichts" über 25 %, in 
den kaufmännischen Ausbildungsberufen ist er 
sogar noch höher. Außerdem wird dort teilwei-
se Unterricht in-  sogenannten Kurzzeitklassen 
erteilt, das heißt der für die gesamte Aus-
bildungsdauer bestimmte Unterrichtsstoff 
wird konzentriert erteilt, beispielsweise nur 
in 2 statt 3 Jahren. Da in diesen Kurzzeit-
klassen meist mehr Wochenstunden erteilt wer-
den, andererseits aber eine Umrechnung auf 
die gesamte Ausbildungsdauer statistisch ge-
sehen nicht erfolgt, liegt schon aus die-
sem Grund die Wochenstundenzahlim kaufmän-
nischen Bereich über der der anderen Schul-  

typen. Die Konzentration des Unterrichts in 
Block--oder Kurzzeitklassen hängt unter an-
derem mit dem Einzugsbereich der Berufs-
schulen zusammen. Um möglichst alle Berufe 
in speziellen Fachklassen unterrichten zu 
können, wird an den einzelnen Berufsschulen 
selten der Unterricht für alle Ausbildungsbe-
rufe abgedeckt. Insbesondere für zahlenmä-
ßig schwach besetzte Berufe können die ent-
sprechenden Fachklassen nur an wenigen Or-
ten eingerichtet werden, Zur Bildung von 
Fachklassen in den unterschiedlich starken 
Berufsfeldern bzw. Einzelberufen sind bei 
den Berufsschulen im Vergleich zu den allge-
meinbildenden Schulen wesentlich größere Ein-
zugsbereiche erforderlich. Dies führt dazu, 
daß von den rund 280 000 Teilzeitschülern 
im Schuljahr 1982/83 nur gut ein Viertel 
(26,7 %) eine Schule in der Gemeinde seines 
ständigen Wohnsitzes besucht; weitere 44,7 % 
müssen von ihrem Wohnort aus zur Schule 
in eine andere Gemeinde des gleichen Kreises 
gehen. 25,6 % der Teilzeitschüler müssen - be-
zogen auf ihren Wohnort - in die Schule ei-
nes anderen Kreises pendeln. Schließlich 
haben 3 % aller Berufsschüler ihren ständi-
gen Wohnsitz außerhalb Baden-Württembergs. 

Die Größe der Klassen liegt im Durchschnitt 
über alle Ausbildungsberufe hinweg gegen-
wärtig bei 23 Schülern (Tabelle 4, letzte 
Spalte); sie hat sich in den letzten Jahren 
trotz geburtenstarker Jahrgänge nicht erhöht. 
Diese Klassenfrequenz gilt jedoch nur für den 
theoretischen Unterricht. Im fachpraktischen 
Unterricht der gewerblichen und haus- bzw. 
landwirtschaftlichen Typen werden norma-
lerweise maximal 16 Schüler in einer Gruppe 
unterwiesen. Aus diesem Grunde ergibt sich 
beispielsweise für den Werkstattunterricht 
im gewerblichen Typ eine durchschnittliche 
Gruppengröße von 14,0, die damit deutlich 
unter der mittleren Klassenstärke von 23,5 
liegt. Der Anteil der Fachpraxis am Gesamt-
unterricht ist je nach Typ und Ausbildungs-
beruf unterschiedlich; am höchsten ist er in 
der Hauswirtschaft, am geringsten im.kauf-
männischen Bereich. 

Tabelle 4 

Unterrichtssituation an Berufsschulenl ) nach Typen im Schuljahr 1982/83 

  

Zahl der 

Schultyp 

Gewerblich 

Kaufmännisch 

Haus. und landwirtschaftlich  

Schüler Klassen 

166 284 7 072 

73116 3193 

12 373 518  

erteilten Wochenstunden2) 

insgesamt I je Klasse 

Gruppenfür 
Fachpraxis 

Schüler 
je Klasse 

11 837 68126,5 9,63 23,5 

1 184 35353,2 11,07 22,9 

909 5154,7 9,95 23,9 

Insgesamt 251 773 10 783 13 930 108 636,4 10,07 23,3 

11 Nur Klassen für Ausbildungsberufe an öffentlichen Berufsschulen (ohne Jungarbeiterklassen und Stütz./ Erweiterungsunterricht), einschl: 
Blockunterricht und Kurzzeitklassen),— 2) Ohne Klassenteilungen. 

113 



Stufe 4 
Klassenstufe 3 
(Fachstufe ll) 

Ir Einjäh,ige I 
Allgemein- II gewerbliche' 
bildende 11 Berufsfach.' 

I  Schulen il schule 1 

Klassansute 1 
(Grundstute) 

Klassenslufe 2 
(Fachstufe l) 

98 567 1 187 291 13 537 65 008 

1982/83 
Ein ä nga , 

gewerbliche Klassenstute 1 
Berufsfach (Gnlndslufe) 

schule 

Abgänge in 
Beruf und 

I auf beruf-
liche Voll-

izeitschulen 

Kla senslufe 2 
Fachstufe l ) 

Klassenstute 3 
(Fachstufe ll) Stufe 4 

Dauer der Ausbildung unterschiedlich 

Da das erste Jahr der beruflichen Ausbildung 
zunehmend im Vollzeitbereich absolviert wird, 
verkürzt sich für solche Lehrlinge der Be-
such der Berufsschule um ein Jahr. Auch 
Abiturienten und Abgänger aus allgemeinbil-
denden Schulen mit mittlerer Reife haben 
oft nur eine reduzierte Lehrzeit und damit 
verbunden eine kurze Berufsschulzeit zu 
durchlaufen. Die quantitative Bedeutung 
dieses "Seiteneinstiegs11  verdeutlicht Schau-
bild 2, in dem die Schülerzahlen der Teil-
zeitschulen für die einzelnen Klassenstufen 
in den Schuljahren 1981182 und 1982183 gegen-
übergestellt sind. Bei einem Vergleich der 
Schülerzahl in Klassenstufe 1 des Schuljah-
res 1981182 mit der Schülerzahl in Stufe 2 
im darauffolgenden Schuljahr stellt man fest, 
daß - wenn man eventuelle Wiederholer außer 
Betracht läßt - ca. 27 000 Auszubildende 
oder ein Drittel aller neueingetretenen Teil-
zeitschüler mit Ausbildungsvertrag den "Sei-
ten-Einstieg11  in die Klassenstufe 2 reali-
siert haben. 

Sieht man von den Anrechnungsbestimmungen 
für ehemalige Berufsfachschüler oder Gymna-
siasten und dergleichen ab, so ist für die 
Mehrzahl aller Berufe eine dreijährige Dauer 
vorgeschrieben. Einen Beruf mit zweijähriger 
Dauer im Normalfall erlernen nur noch rund 
7 % der Lehrlinge. Ein Teil dieser Berufe 
kann durch eine 12- oder 18monatige Zusatz-
ausbildung aufgestockt werden. So können 
Jugendliche mit abgeschlossener Verkäufer(in-
nen)-Ausbildung durch einen erweiterten 
Ausbildungsvertrag noch den Kaufmanns-Gehil-
fenbrief erwerben. Eine Abweichung von der 
3-Jahres-Norm ist auch bei vielen Metallbe-
rufen anzutreffen. Auf der einen Seite exi-
stieren für bestimmte Personengruppen nach 
§ 48 BBiG besondere Ausbildungsgänge mit 

-verkürzter Lehrzeit wie etwa die zweijährige 

Schaubild 2 

Schüler an Berufsschulen nach Klassenstufen') 

1981/82 

 
66 574 92 009 84 266 14 074 

   
Klassenstufen der Berufsschulen 

r`_I  Andere Schularten bzw. Pole 

O Gescharte Übergangsquoten 

1) Schüler mit Ausbildungsvertrag an öffentlichen und privaten Berufs 
und Sonderberulsachuleneinschl, kcolaerafivee Berufsgrundbildungsjahr. 
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Ausbildung zum Metallwerker. Andererseits 
wird für die verschiedenen Mechaniker-Berufe 
eine dreieinhalbjährige Lehrzeit gefordert. 
Der Anteil der Lehrlinge in Berufen mit mehr 
als dreijähriger Ausbildungsdauer beträgt 
gegenwärtig rund ein Sechstel. Durch den Ver-
gleich der Klassenstufen 3 und '4 in zwei 
aufeinanderfolgenden Schuljahren, wie er 
in Schaubild 2 dargestellt ist, läßt sich 
eine fiktive Übergangsquote errechnen. Unter 
vereinfachenden 'Annahmen wechseln danach 
16 %,der "Drittkläßler" in der Berufsschule 
noch in die 4. Klassenstufe über. Zu beach-
ten ist bei dieser rechnerischen Gegenüber-
stellung insbesondere, daß in manchen Fällen 
die Berufsschulpflicht schon vor Beendigung 
des Ausbildungsverhältnisses enden kann. 

Erfolgsquote im dualen System - 

 

Wenn man berücksichtigt, daß pro Jahr etwa 
5 % aller bestehenden Ausbildungsverträge 
vorzeitig beendet werden, so darf man bei 
einer durchschnittlich dreijährigen Laufzeit 
der Verträge und einer multiplikativen Ver-
knüpfung der jährlichen "Verweilquote" von 
95 % davon ausgehen, daß etwa 86 % aller 
Lehrlinge bis zur Abschlußprüfung gelangen. 
In Anhangtabelle 35 ist die Zahl der 1982 
vorzeitig gelösten Verträge nach Ausbildungs-
bereichen und Geschlecht differenziert darge-
stellt. Danach werden in den gewerblichen 
Berufen von Industrie und Handel relativ 
weniger Ausbildungsverträge vorzeitig been-
det als im kaufmännischen Bereich. Wesentli-
che Unterschiede zwischen den Geschlechtern 
sind kaum festzustellen; bemerkenswert er-
scheint höchstens, daß die wenigen Mädchen 
in den gewerblichen Berufen im Vergleich 
zu den Jungen häufiger die Lehre abbrechen. 
Für das Handwerk liegen hierzu keine (ge-
schlechtsspezifischen) Daten vor, doch ist 
der Anteil der vorzeitigen Lösungen höher 
als in den anderen Ausbildungsbereichen. 
Die-  geringste Fluktuation ist im Öffentli-
chen Dienst gegeben. In diesem Bereich wer-
den vor allem Fernmeldehandwerker der Bun-
despost sowie Fach- und Dienstleistungsange-
stel;te verschiedener Behörden ausgebildet. 

Die Berechnung von Erfolgsquoten durch Be-
zug der vorzeitigen Beendigungen auf die Zahl 
der Verträge bzw. auf die Zahl der Neuver-
träge (Berufsbildungsbericht) kann nur eine 
Näherungslösung darstellen, die infolge des 
Fehlens einer Verlaufsstatistik gewählt wird. 
Bei dieser Methode blieben insbesondere spä-
tere Wiedereintritte in das duale System 
durch Abschluß eines neuen Ausbildungsver-
trags unberücksichtigt. Infolgedessen dürf-
te die tatsächliche Erfolgsquote im dualen 
System unter Einbeziehung des Lehrstellen-
wechsels höher ausfallen, doch liegen hier-
über keine Zahlen vor. 

Die in den einzelnen Ausbildungsbereichen 
abweichende Fluktuation korrespondiert meist 
mit einer entsprechenden Erfolgsquote bei 
der Abschlußprüfung. Der öffentliche Dienst 
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meldet hierbei für 1982 mit 97,7 % die höch- seine Leistungsfähigkeit bewiesen. Der Wert 
ste Erfolgsquote, während im Handwerk 92,7 % einer qualifizierten beruflichen Ausbildung 
aller Teilnehmer die Gesellenprüfung bestan- zeigt sich auch daran, daß Facharbeiter eine 
den haben. Insgesamt gesehen haben 1982 von wesentlich geringere Arbeitslosenquote auf-

 

den Teilnehmern an Lehrabschlußprüfungen weisen als ungelernte Kräfte und ihre Wieder-
5,3 % die Prüfung nicht bestanden. Die genann- vermittlungschance größer ist als die von 
ten und in Anhangtabelle 35 ausgewiesenen Nichtfacharbeitern oder Angestellten5. 
Zahlen beziehen sich auf die Prüfungen der 
Ausbildungsträger wie IHK, Handwerkskammer 
usw. In die Ergebnisse der von den Kammern 
abgenommenen Prüfungen gehen auch die Lei- 
stungen in der Berufsschulabschlußprüfung 

- en Nachfrage

 

ein. Dieser Teil der Prüfung wi r d von  beson- Der wachsend N hf burtenstar-

 

deren Kommissionen gestaltet, in denen so- 
wohl die Berufsbildungsträger als auch die 
Schulen bzw. Schulaufsicht vertreten sind. der Berufsausbildung bis 1980 mit 

einer starken Vermehrung Trotzdem werden für Berufsschule und Lehr- 
g abschluß getrennte Zeugnisse ausgegeben: Ausbildungsplätze auf 100 000'Neuverträ-

 

Das Zeugnis der Kammern umfaßt auch das ge begegnet.

 

cgang im 

Ergebnis der Prüfung im praktischen Ausbil-

 

dungsteil, während im Berufsschul-Zeugnis Nach dem Rückgang Jahre 1981 
noch die Leistungen des gesamten Schuljah- 

g res berücksichtigt werden. Auszubildende, N 
die das Ziel der Berufsschule nicht erreicht 

g g haben, erhalten ein Abgangszeugnis, erfolg- Z hl d S h g 
reiche Absolventen erhalten ein Abschluß-

 

zeugnis. S• 

Zusammenfassung 

 

 ge 
ker Jahrgänge nach Lehrstellen wurde 
von der Wirtschaft und den übr igen  T r ä-
gern 

der Zahl der 

war Im - " 
Jahr 1982 wieder ein Anstie auf 97 000 

euverträge zu verzeichnen. Auch unter 
Berücksichtigung der ,noch an estie enen 

a er c uläbgänger er ibt sich bei 
einer Bilanzierung für Baden-Württemberg 
eine günstigere Ituation als für das ge-
samte Bundesgebiet. 

Verschiedene Weiterbildungsmöglichkeiten 

Für die erfolgreichen Absolventen im dualen 
System besteht eine Reihe von zusätzlichen 
Bildungsmöglichkeiten sowohl allgemeiner als 
auch beruflicher Art. Schon im Rahmen der 
Berufsausbildung kann durch Zusatzunter-
richt die Fachschulreife erworben werden 
(A 1-Programm). Wegen der Doppelbelastung 
wird diese Möglichkeit nur von 0,2 % der 
Absolventen wahrgenommen4. Im Anschluß 
an die berufliche Ausbildung führt die 
Abendrealschule zur mittleren Reife. Auch 
hier ist die jahrelange doppelte Belastung 
von schulischer und beruflicher Tätigkeit 
einer erfolgreichen Weiterbildung oft im We-
ge. Deswegen wird der Besuch der Beruf sauf-
bauschule als einjähriger Vollzeiteinrich-
tung im Abschluß an eine mehrjährige beruf-
liche Tätigkeit häufiger gewählt; die Er-
folgsquote an dieser Schulart ist zudem we-
sentlich höher als an der Abendrealschule. 

Auch die Fachschulen setzen wie die Berufs-
aufbauschule eine berufliche Tätigkeit vor-
aus. Für den weiteren beruflichen Aufstieg 
ist die Meisterschule wohl die wichtigste 
Einrichtung. Der Abschluß besteht aus einer 
schulischen und einer Kammerprüfung. Gegen-
wärtig legen jährlich etwa 6000 bis 7000 ehe-
malige Berufsschüler die Meisterprüfung ab.- 
Auf vergleichbarer Ebene liegt der Abschluß 
des Technikers und des Betriebswirts, der 
ebenfalls an Fachschulen verliehen wird. 

Insgesamt gesehen hat das duale System auch 
im Zeitraum der geburtenstarken Jahrgänge 

- Die Zahl der Ausbildungsplätze wurde vor 
allem im Handwerk vermehrt. In Industrie 
und Handel wuchs die Zahl der gewerbli-
chen Ausbildungsplätze stärker als die 
der kaufmännischen. 

- Oberdurchschnittlich stark zugenommen 
hat der weibliche Anteil vor allem in hand-
werklichen Ausbildungsberufen. Trotzdem 
konzentrieren sich die Mädchen immer 
noch auf wenige "typische" Ausbildungsbe-
rufe. 

- Das veränderte Verhalten beim Obergang 
auf weiterführende Schulen und der häu-
figere Besuch beruflicher Vollzeitschu-
len vor Eintritt in die Berufsausbildung 
hat dazu geführt, daß das Vorbildungsni-
veau der Lehrlinge angehoben wurde. 

- Unter den Lehrlingen in handwerklichen 
Berufen sind fast zwei Drittel Schüler 
mit Hauptschulabschluß. In Industrie 
und Handel überwiegen die Absolventen 
mit mittlerem und höherem Abschluß. 

- Das erste Jahr der beruflichen Ausbildung 
dient dem Erwerb grundlegender Kenntnis-
se und Fertigkeiten und wird nicht sel-
ten an schulischen Vollzeitschulen absol-
viert; im Rahmen dieser Entwicklung wur-
de insbesondere die einjährige gewerbli-
che BFS sehr stark ausgebaut. 

 

4 Einschließlich derjenigen, die die Versetzung in die 12. Klassenstuf e 
eines Beruflichen Gymnasiums erreicht haben (1962 : 47 Schüler),  

5 "Strukturmerkmale der Arbeitslosen und der offenen Stellen nach 
Zugängen und Abgängen sowie Analyse der Vermittlungstätigkeit", 
veröffentlicht in: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, 
Heft 10/1982, Seite 1388. 
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- Das zweite und dritte - bei einem Sechstel 
der Lehrlinge noch das vierte - Jahr der 
schulischen Unterrichtung erfolgt in der 
Regel in Fachklassen, d.h. es werden 
Lehrlinge aus gleichen oder verwandten 
Berufen zusammengefaßt. 

Ober 80 % der Lehrlinge in einem anerkann-
ten Ausbildungsberuf schließen die betref-
fende Ausbildung erfolgreich ab, wobei die 
Erfolglosen überwiegend aus vorzeitigen 
Vertragslösungen (vor allem in der Pro-
bezeit) resultieren und nur zu einem ge-
ringen Teil aus nicht bestandenen Ab-
schlußprüfungen; bei Berücksichtigung 
der Wiedereintritte dürfte die. Erfolgs-
quote für das duale System als Ganzes -
noch höher liegen. 
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4.2 Entwicklungen im Fachhochschulwesen Im Wintersemester 1982/83 zählten schließlich 
in Baden-Württemberg 37 Institutionen zum 
Fachhochschulbereich, 7 mehr als es im Er-
laßiahr des Fachhochschulgesetzes waren. 

Ausbau des Fachhochschulwesens 

Ein wichtiger Teil der Neuordnung im Hoch-
schulbereich Baden-Württembergs war der 
Auf- und Ausbau des Fachhochschulwesens. 
Die rechtlichen Voraussetzungen dazu schuf 
in Baden-Württemberg das "Gesetz über.die 
Fachhochschulen (Fachhochschulgesetz FHG)". 
Dieses Gesetz, das 1972 durch die Rechtsver-
ordnung der Landesregierung über die Bil-
dung der Fachbereiche an Fachhochschulen 
ergänzt wurde, gliedert unter anderem die 
Fachhochschulen in staatliche und nichtstaat-
liche Institutionen, sieht die Einrichtung 
von Fachhochschulen für die öffentliche Ver-
waltung vor und regelt die Umwandlung pri-
vater Ingenieur- und-Höherer Fachschulen. 
Nachdem die Bundesregierung 1976 das Hoch-
schulrahmengesetz erlassen hatte und damit 
neue rechtliche Rahmenbedingungen auch für 
die Fachhochschulen entstanden waren, wur-
de in Baden-Württemberg das Fachhochschul-
gesetz 1977.dieser neuen gesetzlichen Rege-
lung angepaßt. 

Durch eine 1972 erlassene Rechtsverordnung 
wurden aus dem staatlichen Bereich 15 frü-
here Ingenieurschulen, 2 Werkkunstschulen 
(Pforzheim, Schwäbisch Gmünd), 1 Höhere 
Wirtschaftsfachschule (Pforzheim), 1,Höhe-
re Fachschule für Frauenberufe (Sigmarin-
gen), 2 Höhere Fachschulen für Sozialpädago-
gik und Sozialarbeit (Stuttgart, Mannheim) 
sowie das Bibliothekarlehrinstitut (Stutt-
gart) zu Fachhochschulen umgewidmet. Aus 
dem nichtstaatlichen Bereich wurden in die-
ser Eingangsphase die Höheren Fachschulen 
für Sozialpädagogik und Sozialarbeit in Frei-
burg (2) und Reutlingen sowie die städtische 
Werkkunstschule Mannheim einbezogen; hinzu 
kamen das in Heidelberg bestehende Rehabili-
tationszentrum mit seiner Höheren Fachschule 
sowie eine private Ingenieurschule (Isny). 
Diese insgesamt 28 Institutionen wurden zw-
sainmen.. mit 2. Höheren Verwaltungsfach-
schulen (Kehl, Stuttgart) nach Erlaß des 
Fachhochschulgesetzes in den Hochschulbe-
reich übergeführt. 

Der Bestand an Fachhochschulen hat sich in 
den nächsten Jahren laufend erhöht, zu-
nächst durch Zugänge von weiteren Verwal-
tungsfachhochschulen für Forstwirtschaft, 
Finanzen, Rechtspflege und Polizeiwesen, 
ab 1981 dann ,auch durch die-Errichtung von 
Außenstellen der Fachhochschule des Bun-
des. Diese sind aus Gründen der Vergleichbar-
keit in den Auswertungen nicht berücksich-
tigt worden. 

Spezifische Elemente des Fachhochschulstudiums 

 

Die Fachhochschulausbildung ist durch ver-
bindliche Studienpläne gekennzeichnet, wobei 
ein umfassendes System studienbegleitender 
Leistungsnachweise in die einzelnen Lehrver-
anstaltungen integriert ist. Zu den Besonder-
heiten gehören eine längere Vorlesungszeit 
und höhere Belegungsverpflichtungen als sie 
sonst im Hochschulbereich üblich sind. Die 
vorlesungsfreie Zeit ist an Fachhochschu-
len auf drei bis vier Monate im Jahr be-
schränkt gegenüber fünf Monaten an den Uni-
versitäten. 

Das Fachhochschulwesen ist im Bundesgebiet 
nicht einheitlich organisiert, vor allem wegen 
der in den Ländern abweichenden Regelung 
über die praktische Ausbildung. In Baden-
Württemberg besteht der Ausbildungsgang 
aus sechs Studien- und zwei Praxissemestern 
(Industriesemester), die fest in den Studien-
gang einbezogen sind. Die Praxissemester wer-
den je nach Ausbildungsrichtung zu unter-
schiedlichen Zeiten im Ausbildungsgang abge-
leistet: Das erste Prai Issemester ist vor dem 
ersten, dritten oder fünften Studiensemester, 
das zweite Praxissemester stets vor dem fünf-
ten Studiensemester nachzuweisen. Eine ähn-
liche Regelung besteht bisher nur in Bayern. 
In den anderen Bundesländern wird eine prak-
tische Ausbildung entweder nicht oder ledig-
lich als Voraussetzung vor Studienbeginn ver-
langt. Der Wissenschaftsrat hat sich in sei-
nen "Empfehlungen zu Aufgaben und Stellung 
der Fachhochschulen" vom 10. Juli 1981 für 
die in Baden-Württemberg bestehende Rege-
lung (Einrichtung von zwei Praxissemestern) 
ausgesprochen, so daß erwartet werden kann, 
daß diese Regelung langfristig auch von den 
anderen Bundesländern übernommen wird. 

 

Zahl der Fachhochschulstudenten mehr als verdoppelt 

Vollständige und vergleichbare Ergebnisse 
der Fachhochschulstatistik liegen wegen des 
schrittweisen Obergangs nichtstaatlicher In-
stitutionen erst ab dem Wintersemester 
1973/74 vor, so daß dieses zum Ausgangs-
punkt der Betrachtung gewählt werden mußte.. 
Seit dieser Zeit hat die Zahl der Studenten 
an Fachhochschulen kontinuierlich zugenom-
men.Die mittlere Zunahmerate pro Jahr liegt 
bei ;9,7 % und ist damit mehr als doppelt so 
hoch wie bei den Universitäten. 

Insgesamt hat sich die Zahl der Studierenden 
zwischen den Wintersemestern 1973/74 und 

117 



7 749 
2 889 
3 010 

1 850 
2 120 

561 
1 451 

108 

576 
11 990 
1 473 
1 701 
2 586 

5 699 

1 175 
763 
457 
531 

7 850 
3 019 
3 002 

1 829 
2 291 

612 
1 583 

96 

654 

12 546 

1 359 
1 806 
2 626 

6 173 

1 235 

817 
473 
582 

23 419 24 268 

14,3 3.6 

7 911 
3 140 

3 092 

1 679 
2 394 

638 
1 644 

112 

721 
12 670 
1 299 
1 851 
2 609 

6 270 

9 355 
3 274 

3 174 

2 907 

2 545 

678 
1 736 

131 

766 
12 846 

1 137 
1981 

2 626 

6 340 

1982/83 mehr als verdoppelt. Die Zunahme 
um 19 800 Studenten entspricht einem Zuwachs 
von 128 % (Tabelle 1), 

 

Diese Gesamtzunahme wurde durch den Auf-
bau von Verwaltungsfachhochschulen mit weit-
gehender Spezialisierung auf einzelne Verwal-
tungszweige beeinflußt. Trotzdem weist die 
Fächergruppe "Wirtschafts- und Gesellschafts-
wissenschaften", bei der auch die Verwaltungs-
wissenschafters einbezogen sind, mit einer 
Zunahmerate von 124 % nur eine dem allge-
meinen Durchschnitt entsprechende Verände-
rungsrate auf. 

Die stärksten Bestandsveränderungen erge-
ben sich für die Fächergruppen "Agrarwis-
senschaften" (+ 350 %) sowie "Mathematik und 
Naturwissenschaften" (+ 222 $), wo in den 
Studienbereichen Informatik (+ 244 %) und 
Chemie (+ 198 %) die Zahl der Studierenden 
überdurchschnittlich stark angestiegen ist. 

 

Für die Fächergruppe "Ingenieurwissenschaf-
ten", in denen die "klassischen" Studienfä-
cher der ehemaligen Ingenieurschulen zusam-
mengefaßt sind, errechnet sich eine Zuwachs-
rate von 114 %. Berücksichtigt man allerdings  

die engen Verflechtungen zu den Naturwis-
senschaften, so errechnet sich für diese 
Studienbereiche eine Veränderung von 132 $, 
die über dem Landesdurchschnitt liegt. 

Der überdurchschnittlich starke Anstieg im 
Studienbereich Wirtschaftsingenieurwesen um 
289 % beruht im wesentlichen auf dem Ausbau 
gerade dieses Fachs besonders an den Fach-
hochschulen Esslingen und Karlsruhe. 

Jetzt mehr als 11 000 Studienanfänger 

Wie bereits aus Tabelle 1 deutlich wird, über-
wiegen an den Fachhochschulen zahlenmäßig 
die Studienbereiche der Natur- und Ingenieur-
wissenschaften. Die überragende Bedeutung 
dieser Fachbereiche kommt bei der Betrach-
tung der Zahl der Erstimmatrikulierten in Ta-
belle 2 noch klarer zum Ausdruck. 

Insgesamt haben im Studienjahr 1981/82 
9746 Studenten im ersten Hochschulsemester 
ein Fachhochschulstudium begonnen, das sind 
5013 mehr als zu .Beginn des Vergleichszeit-
raumes. Von der Gesamtzunahme entfallen 

Tabelle 1 

Studierende an Fachhochschulen 

Wintersemester Fächergruppe 

Studienbereich 

81/822) 80/81 73/74 78/79 79/80 76/77 74175 75/76 77178 

Kultur-und Kunstwissenschaft 

davon 

Bibliothekswesen 
Produktgestaltung 

Wirtschafts- und Gesellschafts-
wissenschaften 
Betriebswirtschaftslehre 

Sozialwesen 

Verwaltungswesen 

Mathematik u.Natunvissensch. 

Chemie 
Informatik 
Mathematik 

Agrarwissenschaften 
Ingenieurwissenschaften 

Architektur 
Bauingenie mamnl) 
Elektrotechnik 
Maschinenbau 

darunter 
Feinwerktechnik 
Fertigungstechnik 
Verfahrenstechnik 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Insgesamt 

. Zunahme gegen Vorjahr in %  

578 710 929 

244 374 407 

334 336 371 

5 417 6 266 6 874 
1916 2 211 2 539 
2 246 2 625 2 774 

1 255 1 430 1 561 

1 033 1 416 1 806 

277 395 501 

680 933 1 220 

76 88 85 

235 285 446 
8193 8 869 10 444 

1 171 1 264 1 390 
1 001 1 075 1 411 

1 896 1 897 2 269 

3 691 4 158 4 892 

673 721 980 

498 509 590 
244 252 272 
434 475 482 

15 456 17 546 20 498 

52 13,5 leiß  

984 927 977 1142 1068 1112 

426 355 361 368 393 416 

558 572 611 638 675 696 

10 362 11 266 

3 507 4 123 

3 372 3 572 

3 483 3 571 

2 626 2 969 

745 758 

1 751 2074

 

130 137 

866 984 

14 263 15 811 

1 305 1 535 
2079 2 160 

2 797 3 075 
6 700 7 536 

1 215 1 154 1 214 1 328 

800 692 649 716 

463 585 579 640 
641 762 1 382 1505 

24 673 26 654 29 185 32 142 

1.,7 8,0 9.5 10,1 

1) Einschl. Vermessungsvasen.— 2) Ohne Studenten der Fachhochschule des Bundes in Baden-Württemberg: 1981/82 — 3 240, 
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82/832) 

Ver-

 

änderung 
82/73 
in % 

Anteile an 
allen Studien-

 

bereichen in % 

1973/74 1982/83 

3451 auf die Ingenieur- und Naturwissen-
schaften, Die Veränderungsraten betrugen, 
bei einem Durchschnitt von + 106 %, für die-
se Fachbereiche + 140 %. Die Zahl der Stu-
dienanfänger, die sich im Studienjahr 1982 im 
ersten Fachsemester an Fachhochschulen be-
fanden, liegt mit insgesamt 11 408 sogar noch 
deutlich über den Erstimmatrikulierten. 

Über die Hälfte der Studienanfänger kommt von 
Gymnasien 

Besonders interessant ist es zu sehen, wie 
sich. die Vorbildung der Studienanfänger im 
Verlauf der letzten Jahre verändert hat. Bei" 
der Beurteilung muß allerdings die Entwick-
lung des Bildungsstandes der Schulabgänger 
insgesamt Berücksichtigung finden. So ist 
beispielsweise die Zahl der Abiturienten im 
Vergleichszeitraum von 1973 bis 1982 von 
20 000 auf 36 000 angestiegen; bezogen auf 
einen Geburtsjahrgang haben nunmehr nicht 
durchschnittlich 13 %, sondern bereits 21 % 
die Hochschulreife erworben. Noch stärker 
sind die mittleren Bildungsabschlüsse ge-
stiegen. Über den zweiten Bildungsweg kann 
mit diesen Abschlüssen die Fachhochschulrei-
fe erworben werden. 

1 219 110,9 3.7 3,5  

In der Übersicht über die Vorbildung der 
deutschen Studienanfänger (siehe Tabelle 3) 
ist das Verwaltungswesen ausgeklammert, weil 
es sich hierbei in der Regel um bereits aus-
gebildete Beamte handelt, deren Ausbildungs-
verlauf durch den Berufseintritt bereits vor-
gezeichnet ist. 

An dieser Übersicht wird deutlich, in welch 
starkem Maße sich die Zahl der Abiturienten 
an den Fachhochschulen erhöht hat. Ein-
schließlich der Studienanfänger, die mit Ver-
setzung in die 13. Klassenstufe der Gymna-
sien die Fachhochschulreife erworben haben 
und deren Anzahl seit 1973 mit etwas über 
300 fast unverändert geblieben ist,' haben 
die direkten Zugänge aus den Gymnasien mit 
Hochschulreife jetzt einen Anteil von 55 % 
gegenüber etwas mehr als 30 % im Jahre 1973. 
Berücksichtigt man, daß sich. an Fachhochschu-
len rund 26 % Studienanfänger - gegenüber 
etwa 14 % an Universitäten - befinden, deren 
Vater "Arbeiter" ist, so läßt sich daraus fol-
gern, daß diese Studienanfänger vergleichs-
weise stärker eine praxisorientierte Hoch-
schulausbildung bevorzugen. 

Unter den vielfältigen Möglichkeiten des Zu-
gangs zu Fachhochschulen sind die Vorberei-
tungskurse zu nennen. In ihnen werden Schü-
ler mit abgeschlossener Berufsausbildung 
und mittlerem Bildungsabschluß auf die Fach-
hochschulreifeprüfung vorbereitet. Es ist 
vorgesehen, diese Vorbereitungskurse nach 
und nach durch das einjährige Berufskolleg 
zum Erwerb der Fachhochschulreife zu erset-
zen, wobei die gleichen Zugangsvoraussetzun-
gen gelten wie bei den Vorbereitungskursen. 
Von 1979 bis 1982 wurden 2000 Studienplätze 
am einjährigen Berufskolleg bereitgestellt. 

Als Folge des starken Schülerzustroms aus 
1,3 den Gymnasien haben für den Zugang zu den 
22 Fachhochschulen seit 1973 die anderen Ausbil-

dungsgänge zwar etwas an Gewicht verloren, 
dennoch darf nicht übersehen werden, daß 
im Wintersemester 1982/,83 von den 5500 deut-
schen Studienanfängern'(ohne Verwaltungswis-
senschaften) immerhin rund 2500 die Zugangs-
voraussetzung nicht an den Gymnasien, son-
dern an anderen Bildungseinrichtungen erwor-
ben haben. In diesen Zählen kommt die wichti-
ge Funktion der Fachhochschulen im Rahmen 
der Durchlässigkeit des gesamten Bildungssy-
stems zum Ausdruck. 

Regionale Bedeutung der Fachhochschulen 

Nach Auffassung der Landesregierung er-
füllt die Fachhochschule eine wichtige Auf-
gabe in der Region, was zu einer dezentralen 
Standortkonzeption führtel. Die räumliche Nä-
he zum Wohnort bedeutet demnach für poten-
tielle Fachhochschüler eine nicht zu unter-

 

ioo" 

 

1 Vgl. LandtagsdrucWwclie 8/1788 vom 21.09,31, Fachhochschulen 
in Baden-Württemberg in den 80er und 90er Jahren, S. 5, 9. 

443 ~ 81,6 1,6 
776 132,3 22 

12134 124,0 35,0 
4 782 149,6 12,4 
3 643 62,2 14,5 
3709 195,5 8.1 
3 322 221,6 6,7 

825 197,8 1,8 
2 341 244,3 4,4 

156 105,3 0,5 
1 057 349,8 1,5 

17 544 114,1 53,0 
1 735 - 48,2 7,6 
2 357 135,5 6,5 
3 375 78,0 12,3 
8 388 127,3 23,9 

1572 133,6 4,4 
887 78,1 3,2 
744 204,9 1,6 

1689 289,2 2,8 

35'276 128,2 100 
9,8 - - 

1982/83 - 3 811. 

34,4 
13,6 
10,3 
10,5 
9,4 
2,3 
6,6 
0,4 
3,0 

49,7 
4;9 
6,7 
9,6 

23,8 

4,5 
2,5 
2,1 
4.8 
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Tabelle 2 

Erstimmatrikulierte an Fachhochschulen 

Anteil an den Studierenden 

. insgemmt2) Erstimmatrikulierte 1) 

19823) 1974 

Anzahl 

Anteil an den Studien. 
bereichen insgesamt 

1982 1974 

 

Verände-
rung Fächergruppe 

Studienbereich 1982 1974 

278 170 

105 72 

173 98 

3 544 2090 

1302 668 

764 672 

1478 750 

958 359 

243 59 

668 272 

47 28 

311 110 

4 655 2004 

423 422 

611 356 

879 408 

2 363 747 

438 95 

276 39 
267 102 

379 71 

9 746 4 733  

63,5 29 3,6 25,0 29,4 

1,5 25,0 29,5 

2,1 24,9 29,3_ 

44,2 31,5 38.6 

14,1 31,6 34,9 

142 21,4 29,9 

15,9 41,4 59,8 

7,6 322 34,8 

1,3 32,1 21,3 

5,7 32,2 40,0 

0,6 34,2 36,8 

182,7 3,2 2,3 31,6 46',8 

132,3 47,8 42',3 29,4 24,5 

02 4,3 89 27,6 36,0 

71,6 6,3 7,5 28,3 35,6 

115,4 9,0 8,6 28,6 21,5 

216,3 .. 24,3 15,8 31,4 202 

361,1 - 4,5 2,0 33,0 14'J 

607,7 2,8 0,8 38,6 7,8 

161,8 2,7 2,2 41,7 41,8 

433,8 39 1,5 252 1,4 

1059 100,0 100,0 30,2 30,6 

Kultur-und Kunstwissenschaften 

darunter 

Bibliothekswesen 
Produktgestaltung 

Wirtschafts- und Gesellschaftsaissensch. 

Betriebswirtschaftslehre 

Sozialwesen 

Verwaltungswesen 

Mathematik und Naturwissenschaften 

Chemie 

Informatik 

Mathematik 

Agrarwissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

Architektur 
Bauingenieurwesen 

Elektrotechnik 
Maschinenbau 

darunter 

Feinwerktechnik 
Fertigungstechnik 
Verfahrenstechnik 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Insgesamt 

45,6 

. 76,5 

69,6 
94,9 

13,7 

97,1 

166,9 

311,9 

145,6 

670 

1,1 

1,8 

36,4 
13,4 

7,8 

152 

9,8 

2,5 

6,9' 

0,5 

 

1) Jeweils Studienjahr (WS 1973/74 und SS 1974 bzw. WS1981 /82 und SS 1982. —'2) Bezogen auf die Studierenden des jeweiligen Winter-

semesters. — 3) Ohne Studierende an der Fachhochschule des Bundes in Baden-Württemberg. 

 

schätzende Attraktivität bei der Wahl des 
Studiums und zugleich eine Stärkung des 
ländlichen Raumes, insbesondere der soge-
nannten strukturschwachen Gebiete. 

 

Die besondere Beziehung des Fachhochschul-
studenten zum Wohnort spiegelt sich auch im 
Studenten-Import-Saldo wieder. Dieser ist 
mit rund 4000 Studenten wesentlich niedriger 
als der an Universitäten. Dies bedeutet, daß 
sich an den Fachhochschulen Baden-Württem-
bergs rund 4000 Studenten aus anderen Bun-

.desländern mehr befinden, als Baden-Würt-
temberger in anderen Bundesländern studie-
ren. Dieser Saldo ist erst durch die beson-
deren Verhältnisse in den Studiengängen der. 
Verwaltungswissenschaften angestiegen, bei 
denen Baden-Württemberg teilweise die Aus-
bildungsfunktion für andere Bundesländer 
mitübernimmt, teilweise durch die Außenstel-
len der Fachhochschule des Bundes, an denen 
Studierende aus allen Bundesländern die vor-
geschriebenen Studiengänge absolvieren müs-
sen. Ohne diese besonderen Studienverhält-
nisse beläuft sich der Importsaldo an Fach-
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hochschulen dagegen nur noch auf etwas mehr 
als 1600 gegenüber rund 5400 an Wissen-
schaftlichen- und Kunsthochschulen. 

Als Fachhochschulen mit anteilig vielen Stu-
denten aus anderen Bundesländern sind vor 
allem die in den Grenzbereichen des Landes 
zu nennen: die drei Fachhochschulen im Mann-
heimer Raum sowie die Fachhochschulen Aalen, 
Biberach, Karlsruhe und Ulm. Starkes Inte-
resse zeigen Studenten aus anderen Bundes-
ländern aber auch für spezielle Studiengänge 
an den Fachhochschulen Heilbronn, Karlsruhe, 
Pforzheim und Stuttgart (Druck). 

In der Tabelle 4 sind die Veränderungen der 
Studentenzahlen an den im Wintersemester 
1973/74 bereits vorhandenen staatlichen Fach-
hochschulen dargestellt. Erkennbar werden 
die stark unterschiedlichen Entwicklungen 
nach Hochschulstandorten, die teils auf Zu-
lassungsbeschränkungen, teils auf zusätzlich 
eingerichtete Studiengänge oder einemallge-
meinen Ansteigen der Studierendenzahlen 
beruhen. Die besonders starke Zunahme an 
der Fachhochschule Ravensburg (+ 408 %) er-

 



Studienbereich Wintersemester 

Vorbildung 1) 
1973/74 1976/77 1979/80 1982/83 

Anzahl 

Kultur-und Kunst. 
wissenschaften 

Wirtschafts- und Gesell-

 

schaftswissenschaften 

Mathematik und Natur-
wissenschaften 

Agrarwissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

Insgesamt 

141 160 

1 761 1 913 

153 295 

94 125 

1 282 2 284 

3 431 4 777 

291 251 

2417 3796 

465 564 

149 261 

1 9092)  2 750 

5 231 7 622 

klärt sich zum Teil mit der Neueinrichtung 
des Studienganges Sozialwesen (ab Winterse-
mester 1980/81). 

Tabelle 4 

Studierende 1) nach Schulort an Fachhochschulen 

Wintersemester . 
Das folgende Schaubild 1 gibt die Anzahl der 
an Fachhochschulen Studierenden (Deutsche) 
mit Wohnsitz in Baden-Württemberg, bezogen 
auf je 1 000 der deutschen Wohnbevölkerung 
im Alter von 20 bis unter 25 Jahren wieder, 
wobei die Zuordnung nach Stadt- und Land-
kreisen erfolgte. Dabei kann jedoch das Pro-
blem entstehen, daß Studenten in höheren 
Semestern ihren ständigen Wohnsitz an den 
Studienort verlegen - auf diese Weise erhal-

 

ten sie unter Umständen eine höhere Förde-

 

rung nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz -, so daß die eigentliche Heimatge-
meinde nicht zu identifizieren ist. Dies führt 
dazu, daß für Kre 

- 

ise mit Hochschulen, be-
ziehungsweise deren Randkreise, die in der 
Regel bereits ohnehin über eine vergleichs-
weise höhere Studentendichte verfügen, zu-
sätzlich überhöhte Zahlen ausgewiesen wer-
den zu Lasten von hochschulfernen Kreisen. 

Unter Berücksichtigung dieser Einschränkun-
gen lassen sich die Werte für die einzelnen 
Kreise beurteilen. Die höchste Fachhochschul-
studentendichte weist danach der Landkreis 
Biberach mit 57 Studenten je 1000 Personen 
der Wohnbevölkerung im Alter von 20 bis 
unter 25 Jahren auf, gefolgt von Heilbronn 
mit 56, der Stadt Pforzheim mit 52 und den 

Tabelle 3 

Deutsche Studienanfänger nach Studienbereichen 
und Vorbildung 

Ver-

änderung 
82/73 Standort der 

Fachhochschule 

1973/74 1982/83 

Anzahl 

 

805 

229 

966 

274 

633 

804 

1 469 
1 039 
938 

444 

326 

304 

987 

189 

170 

485 

138 

144 

962 

258 

341 

532 

560 

716 

13 713 
12 437 

Aalen 
Biberach 

Esslingen, Technik 
Esslingen 2),  Sozialwesen 
Furtwangen 
Heilbronn 
Karlsruhe 
Konstanz 
Mannheim, Technik 
Mannheim;  Sozialwesen 
Nürtingen 
Offenburg 
Pforzheim, Wirtschaft 
Pforzheim, Gestaltung 
Ravensburg 

Reutlingen 
Schwäbisch Gmünd 
Sigmaringen 

Stuttgart, Technik 
Stuttgart, Bibliothekswesen 

Stuttgart, Druck 

Ulm 

Kehl, Verwaltung 
Stuttgart, Verwaltung 
Insgesamt 

darunter ohne Verwaltung 

1 473 
643 

2 348 
701 

1 192 
2 275 
3 263 
1 729 
1 710 
506 

1 501 
957 

2 146 
328 

864 

1 566 

215 

459 

1 776 
442 

951 

1 504 
846 

1 133 
30 528 
28 549 

83,0 
180,8 
143,1 
155,8 
88,3 

183,0 
122,1 
66,4 
82,3 
15,0 

360,4 
214,8 
117,4 
73,5 

408',2 
220,3 

55,8 
218.8 

84,6 
.71,3 

178,9 

182,7 
51,1 
582 

122,6 

129,6 

1) Studenten (einschl. Praxissemester) an Fachhochschulen (ohne 
private Fachhochschulen), die bereits 1973/74 bestanden haben.-

 

2) Bis SS 1978 in Stuttgart geführt. 

Quelle: Semesterbericht des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst 
(MWK). 

Landkreisen Zollernalbkreis mit 52 undReut-

 

lingen mit 51 Studenten; der Landesdurch-
schnitt beträgt 40. Standort für eine- wissen-
schaftliche Hochschule ist keiner dieser Stadt-
und Landkreise, so daß hierdurch eine ge-
wisse Präferenz für die Entscheidung zur 
Fachhochschule der ansässigen Bevölkerung 
vermutet werden kann. Dies um so mehr, als 
auch in hochschulfernen Gebieten (Main-Tau-

 

ber-Kreis, Schwäbisch-Hall) noch mittlere 
Studentendichten zwischen 36 und 40 anzu-

 

treffen sind. 

 

20,1 16.7 

7,0 72 

10,0 7,6 

3,6 10,8 

132 6,7 

43,5 48,0 

2.7 2,9 

1) Semesterberichte: ohne Verwaltungsfachhochschulen und private 
Fachhochschulen. — 2) Fachrichtung Informationstechnik aus dem 
Studienbereich Elektrotechnik in den Studienbereich Informatik 

.übergegangen. — 3) Fachschule, Berufsfachschule, Techniker mit 

Beiprogramm. —41 Einschlieflüch~Fachschulen und Fachoberschulen 

Ganz im Gegensatz hierzu stehen die Ergeb-

 

nisse in Kreisen mit den niedrigsten Dichten, 
zu denen die Kreise Calw (30), Lörrach (28) 
und Tübingen (25) gehören, sowie die Städte 
Freiburg (30) und Heidelberg (21). Zwei 
Städte und ein Kreis sind, neben dem Fach-
hochschul-, auch gleichzeitig Universitäts-

 

standort. Zumindest in diesen Fällen wird 
sich die Ausrichtung der Bildungsanstren-
gung wesentlich an den Möglichkeiten einer 
Universitätsstadt orientieren und - auch auf-

 

grund der Bildungsstruktur der Bevölkerung 
- eher zu einem Universitätsstudium führen. 
Diese Standorte weisen zusätzlich eine über 

Vorbereitungskurse 53,7 41.6 

Fachschule usw.3) 6,4 

Fachoberschule 11,9 

Berufskolleg 

Versetzung in Klasse 13 11 ,5 10.8 

Abitur 193 22,7 

Sonstige 15,54) 6,6 
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❑ Fachhochschule, staatlich 

■ Fachhochschule, privat 

0 Fachhochschule 
Iur Verwaltung 

n unter 31 

n 31 bis 35 

36 II 40 

41 0 45 

46 1 50 

® 51 und 
mehr 

Landesdurch-
schnitt: 40 
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Schaubild 1 

Anteil der Fachhochschülerli an der Bevölkerung 

in den Stadt-und Landkreisen 

1) Deutsche Fachhochschulatudenten im Wintersemester 1980/81 mit jeweiligem 
Wohnsitz je 1000 der deutschen Wohnbevölkerung zum 31. Dezember 1980 
im Alter von 20 bis unter 25 Jahren. 
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dem Landesdurchschnitt liegende Studenten-
dichte, bezogen auf Wissenschaftliche Hoch-
schulen, auf2. Calw und Lörrach gehören 
zwar nicht zu den hochschulfernsten Gebieten 
des Landes, sie sind aber unter Umständen 
durch ihre Verkehrsstruktur benachteiligt 
und verfügen auch nicht über besonders 
hohe Industrialisierungsgrade, was sich im 
allgemeinen, neben einigen anderen Faktoren, 
auch negativ auf das Studentenaufkommen 
auswirkt. 

Dauer des Fachhochschulstudiums 

Die im Hochschulgesetz verankerte individua-
lisierte Statistik der Prüfungskandidaten er-
laubt es, Aussagen hinsichtlich der durch-
schnittlichen Zeitdauer zwischen Studienauf-
nahme und Studienende zu machen. In Tabel-
le 5 ist der Zusammenhang zwischen Art der 
Diplom-Prüfung an Fachhochschulen, dem 
Zeitaufwand bis zur Erreichung des Studien-
zieles und dem Alter der Prüflinge därge-
stellt. Weil für die dargestellten Beobach-
tungsgrößen im allgemeinen eine gewisse zeit-
liche Konstanz aufgrund der im Fachhoch-
schulgesetz geregelten Studienzeiten und den 

2 Vgl. Das Bildungswesen 1982, Statistik von Baden-Württemberg, 

Band 308, S. 73. 

Semesternachweisen (Eignungsprüfung nach je-
dem Semester) anzunehmen ist, kann auf eine 
längere Zeitreihe verzichtet werden. 

Insgesamt zeigt sich ein allgemein früherer 
Studienbeginn nach Erwerb der Hochschulrei-
fe bei den Studentinnen. Obwohl er teilwei-
se nur geringfügig von dem jeweiligen durch-
schnittlichen Zeitaufwand der Studenten ab-
weicht (vgl. Agrarwissenschaft, Maschinen-
bau/Verfahrenstechnik7, erreicht die Diffe-
renz auch die Größenordnung von Jahren 
(vgl. Bibliotheksdienst/Dokumentation/Publi-
zistik, Gestaltung). 

Von diesen rechnerischen Durchschnittswer-
ten, die aufgrund der individuellen Entschei-
dungen und Restriktionen auch innerhalb 
der Fächergruppen/Prüfungsgruppen unter-
schiedlich sind, weichen die Zeiten von der 
Erstimmatrikulation bis zur abgelegten Prü-
fung deutlich ab, da die Studienordnungen 
einen Zeitrahmen eingrenzen und somit die 
Zeit nach der Immatrikulation bis zum Stu-
dienerfolg im großen und ganzen festliegt. 
Zu Buche schlagen jedoch hier Zeiten der 
Unterbrechung (Beurlaubungen), die sich 
erhöhend auswirken. Der besonders niedrige 
Wert von durchschnittlich 2,7 Jahren bei den 
Studenten bzw. 2,5 Jahren bei den Studentin-
nen in der Fächergruppe Verwaltungswissen-
schaften/Verwaltungswesen kommt durch die 
besondere Situation an den verwaltungsinter-
nen Fachhochschulen zustande. 

Neben der Gesamtstudienzeit von der Erst-
einschreibung bis zum Abschluß enthält die 
Prüfungsstatistik noch Angaben zu den Hoch-
schulsemestern und den Fachsemestern. 

Während für die Hochschulsemester alle an 
den Hochschulen zugebrachten Zeiten ein-
schließlich der abgebrochenen Studiengänge 
(Fachwechsel) gezählt werden, gelten als 
Fachsemester nur diejenigen Semester, für 
die der Student in dem Studiengang einge-
schrieben war, den er mit der betreffenden 
Prüfung abschließt. Hierbei zeigen sich ins-
gesamt zwischen den männlichen und weibli-
chen Studenten nur geringfügige Abweichun-
gen in dem nach Fachsemester benötigten 
Zeitaufwand. Bedingt durch die bereits er-
wähnten Besonderheiten der Verwaltungsfach-
hochschulen liegt in diesem Bereich die Fach-
studiendauer nur unwesentlich über 2 Jahren, 
während in den übrigen Fällen - bis auf die 
Fächergruppe Bibliothekswesen, Dokumenta-
tion, Publizistik - durchschnittlich etwas 
mehr als 8 Fachsemester benötigt wurden 
bzw, auch ein Semester (Wirtschaftswissen-
schaften, Maschinenbau/ Verfahrenstechnik) 
mehr. 

Studienerfolg 

Eine wichtige Frage nach der Effizienz des 
Studiums von Fachhochschülern bezieht sich 
auf Erfolgsquote, die angibt, wieviele der 
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Tabelle 5 

Verweilzeiten der deutschen Fachhochschulabsolventen 1981 

Männliche Studierende Weibliche Studierende 

Prüfungsgruppe 

Fächergruppe 

Studienbereich  

Hoch-
schul-

 

berech-

 

tigung 

Erst-

 

immatri. 
kulation 

Hoch. 
schul. 
berech-

 

tigung 

Erst-

 

immatri. 
kulation Fach-

 

semester 

Hoch-
schul-
Same-
Star 

Hoch-
schul-

 

seme- 
sten 

Fach-

 

semester Alter Alter 

bis Abschluß bis Abschluß 

Durchschnitt in Jah en1) 

Diplome an Fachhochschulen2) 

Agrarwissenschaft 

Bibliothekswesen, Dokumentation, 
Publizistik 

Chemie 

Elektrotechnik 

Gestaltung 

Informatik 

Maschinenbau/Verfahrenstechnik 

Sozialwesen 

Theologie, Religionslehre 

Verwaltungswissenschaft, Verwaltungs-
wesen 

Wirtschaftswissenschaften  

25,4 5,7 4,2 4,2 4,1 25.8 5,8 4,5 4,4 4,3 

27.0 7,3 5,7 45 3,1 23,8 4,9 4,1 3,8 3O 
25,7 5,7 4,5 4,4 4,4 24,3 5,1 4,5 ~45 4,4 
262 55 45 4,4 4,3 252 52 4,5 4,3 4,3 
26,7 62 4,8 4,6 42 25,0 52 4,3 4,3 42 
26,4 5,8 4,8 4,5 4,3 24,7 5',5 4,5 45 4,4 
262 5,5 4,5 4,5 4,3 .24,7 5,4 4,7 4,7 4,6 
282 6,7 5,1 4,7 4,3 - 27,1 6,0 4,6 4,5 4,3 
28,3 6,7 4,3 4,2 42 25,0 52 42 42 42 

262 52 2,7 25 2,3 24,0 4,5 2,5 2,3 22 
26,6 5,8 4,8 4,7 4,4 25.3 5,3 4,6 4,6 4,6 

1) Ergebnisse der Individual-Prüfungsstatistik. — 2) Ohne Fachhochschule des Bundes: 

jeweiligen Erstimmatrikulierten die angestreb-
te Abschlußprüfung ablegen. Eine Verlaufs-
statistik, die die einzelnen Studenten-
daten semesterweise zusammenführt, ist aus 
finanziellen Gründen noch nicht realisiert. 
Es wurden deshalb unterschiedliche Methoden 
der Berechnung des Studienerfolges bzw. der 
Abbrecherquoten (sogenannter "drop-out") 
entwickelt, die zumindest Größenordnungen 
erkennen lassen. 

Danach ergaben sich, trotz einem nach Stu-
dienfächern unterschiedlichen Studienerfolg, 
bisher für Studiengänge der Universitäten 
zusammen übereinstimmende Abbrecherquoten 
in der Größenordnung von 20 bis 30 %. An 
den Fachhochschulen ist nach den Ergebnis-
sen verschiedener Untersuchungen dagegen 
von einer Abbrecherquote von etwa 15 bis 
20 $ auszugehen. 

Für Baden-Württemberg stehen für die Zeit 
vom Sommersemester 1975 bis Wintersemester 
1977178 in unterschiedlicher Vollständigkeit 
Angaben über den Abbruch des Studiums auf-
grund von fehlenden Leistungsnachweisen, 
Regelstudienzeitüberschreitungen und "son-
stigen Gründen" zur Verfügung. 

Danach schwankt der Anteil der Exmatriku-
lationen pro Semester an Fachhochschuler 
zwischen 4,1 % der eingeschriebenen Studen-
ten im Wintersemester 1976177 und 4,9 % im 
Sommersemester 1977. Die Mehrzahl der Ab-

 

bräche wird dabei unter den "sonstigen Grün-
den" notiert-, zu denen auch Studienort- und 
Fachwechsel gehören, gefolgt von fehlenden 
Leistungsnachweisen (nicht bestandene Seme-
stereignungsprüfungen). Geht man davon aus, 
daß etwa die Hälfte der Exmatrikulierten 
echte Studienabbrecher darstellen, so wird 
sich, über alle Semester hinweg, die vorste-
hend genannte Quote von 15 bis 20 % bestäti-
gen. Somit wirken sich tendenziell die Be-
sonderheiten des Fachhochschulstudiums mit 
den vorgegebenen Regelstudienzeiten und 
den zu erbringenden Leistungsnachweisen 
positiv auf den Studienverlauf in bezug auf 
die Studienabbrüche aus. Abbrecherquoten 
wie an den Universitäten dürften an Fach-
hochschulen nicht erreicht werden. 

 

Die besondere Bedeutung des Fachhochschul-
wesens wird in dem von der Landesregierung 
im Jahre 1978 vorgelegten Stufenplan3 doku-
mentiert, der heute zu etwa zwei Drittel ver-
wirklicht ist. 

Zusammenfassung 

- Seit Erlaß des Fachhochschulgesetzes 1971 
hat sich im Rahmen der gesetzlichen Re-
gelungen die Zahl der in den Fachhoch-
schulbereich eingegliederten Institu-
tionen um 7 auf nunmehr 37 erhöht. 

 

3 V91. Landtagsdrucksache 7/4131 vom 15.09.78, Stufenplan für den 
Ausbau der Fachhochschulen. 
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- Ursachen für den relativ starken Zuwachs 
im Fachhochschulbereich dürften in der 
Attraktivität einer praxisnahen Ausbildung 
zu suchen sein. 

- )m Wintersemester 1982183 war die Zahl der 
Studierenden an Fachhochschulen insge-
samt mehr als doppelt so hoch (+ 128 %) 
wie 10 Jahre zuvor. Die stärksten Zunah-
men entfalten auf die Ingenieur- und Na-
turwissenschaften mit + 12 462 (+ 132 %). 

Im Studienjahr 1981182 wurden in Baden-
Württemberg mehr als 11 000 Studienanfän-
ger gezählt, wobei die Schwerpunkte bei 
den Natur- und Ingenieurwissenschaften 
liegen. 

Einschließlich derjenigen, die mit der Ver-
setzung in die 13,. Klassenstufe die Fach-
hochschulreife erwarben, haben die direk-
ten Zugänge über die Gymnasien. jetzt ei-
nen Anteil von 55 % gegenüber etwas mehr 
als 30 8 im Wintersemester 1973%74. 

- Fast 26 % der Studienanfänger an Fach-
hochschulen kommen aus Arbeiterfamillen 
(Universitäten: 14 %); dadurch wird bei 
dieser Bevölkerungsgruppe die hohe Priori-
tät für eine praxisorientierte Hochschul-
ausbildung deutlich. 

- Wie die Anteile der Fachhochschule an 
der Wohnbevölkerung nach (Stadt-, Land-) 
Kreisen deutlich werden läßt, erfüllt 
das Fachhochschulwesen wichtige regional-
politische Bildungsaufgaben in der Fläche. 
Neben der jeweiligen Verkehrsstruktur, 
dem Industrialisierungsgrad und weiteren. 
Faktoren beeinflussen auch Bildungswahl-
möglichkeiten das Qualifikationsstreben. 
Hohe Präferenzen für den Besuch der Fach-
hochschule lassen sich demnach in Kreisen 
ohne, niedrige dagegen in Kreisen mit 
(gleichzeitigem) Hochschulstandort finden. 

- Bis auf einige Ausnahmen benötigen Fach-
hochschüler bis zum Studienabschluß 
- einschließlich Praxissemestern - durch-
schnittlich etwas mehr als 8 Fachsemester. 
Die Erfolgsquote liegt dabei, nach unter-
schiedlichen Methoden berechnet, deutlich 
über der von Universitätsabsolventen. 
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4.3 Struktur der Forschungskapazitäten 

im öffentlichen Bereich und in der Wirtschaft 

Problemstellung 

Der Wettbewerb zwischen den fortgeschritte-
nen Industrieländern vollzieht sich zuneh-
mend auch als Innovationswettbewerb. Ange-
sichts von Sättigungserscheinungen bei be-
stimmten Produkten und einer wachsenden Be-
herrschung herkömmlicher Technologien durch 
die Schwellenländer ist die Bundesrepublik 
als rohstoffarmes und außenhandelsintensi-
ves Land besonders stark auf die Innovations-
fähigkeit seiner Wirtschaft angewiesen. Auch 
bei der inländischen Nachfrage kommt es an-
gesichts der bestehenden Stagnationstenden-
zen entscheidend darauf an, durch die Markt-
einführung von neuen oder verbesserten Pro-
dukten bzw. Produktionsverfahren neue Nach-
fragepotentiale und damit Wachstumsquellen 
zu erschliessen. 

Nur durch Innovationen kann es auch gelin-
gen, Engpaßfaktoren in Form der absehbaren 
Erschöpfbarkeit herkömmlicher natürlicher Res-
sourcen zu überwinden, sei es durch •energie-
und rohstoffsparende Innovationen, die Er-
schließung neuer Energieformen, Rohstoffge-
winnungsverfahren und Werkstoffarten oder 
den Übergang zu umweltschonenden Produk-
tionsverfahren. 

 

Die Innovationsfähigkeit der heimischen Volks-
wirtschaft ist sowohl von quantitativ wie auch 
qualitativ auf hohem Niveau stehenden For-
schungskapazitäten abhängig. Die Forschungs-
kapazitäten lassen sich prinzipiell mit Input-
und Output-Größen messen. Output-Größen 
sind z.B. neue Produkte mit. hohem Technolo-
giegehalt, Patente, Erfindungen usw.; stati-
stisch faßbare und aussagekräftige Indika-
toren hierfür existieren bisher kaumt, so daß 
sich diese Untersuchung im wesentlichen auf 
Input-Faktoren beschränkt. Solche Input-Grös-
sen sind Forschungsausgaben und Forschungs-
personal. Die Ausgabenströme lassen sich da-
bei prinzipiell an zwei Stellen darstellen: ein-
mal von der Durchführungsseite her, also bei 
den Institutionen, die Forschung betreiben, 
zum anderen von der Finanzierungsseite her. 

 

Diese Arbeit stellt den ersten Versuch dar, 
alle Forschungskapazitäten in Baden-Württem-
berg aus datenorientierter Sicht systematisch 
darzustellen. Eine vollständige Darstellung 
und Verknüpfung der Finanzströme in Form 

 

1 Siehe hierzu BMFT (HM.), Die Messung wissenschaftlicher und 

-technischer Tätigkeiten (FramatiaHandbuch), Bonn 1982, S. 170 ff. 

eines Forschungsbudgets war jedoch im Rah-
men dieser Untersuchung nicht möglich; hier-
zu wären längerfristige Anstrengungen notwen-
dige. 

Die vorliegende Untersuchung war ohnehin 
nur möglich durch die-  Kooperationsbereit-
schaft zahlreicher anderer Institutionen3. 

Nicht differenzieren läßt sich im Rahmen die-
ser Arbeit zwischen den einzelnen Stufen des 
Forschungsprozesses, also zum Beispiel zwi-
schen Grundlagenforschung und angewandter 
Forschung. 

Im folgenden schließt der Begriff der For-
schung - verstanden als wissenschaftliche 
Tätigkeit mit dem Ziel, neue Erkenntnisse 
zu gewinnen - den Begriff der Entwicklung 
mit ein, also die Auswertung und Anwendung 
von Forschungsergebnissen, vor allem techno-
logischer Art, um zu neuen oder verbesser-
ten Produkten und Verfahren zu gelangen. 
Die Begriffe "Forschung" und "Forschung 
und Entwicklung" (FuE) werden im folgenden 
synonym gebraucht. In zwei Abschnitten die-
ser Arbeit wird jedoch stattdessen der um-
fassendere Begriff "Wissenschaft" verwendet, 
der die Forschung mit einschließt. Dies ist 
zweckmäßig zum einen bei den Hochschulen, 
wo neben der Forschung die wissenschaftli-
che Ausbildung (bei den Universitätskliniken 
auch die Krankenversorgung) weitere wissen-
schaftliche Funktionen bilden, sowie bei den 
öffentlichen Ausgaben, bei denen wiederum 
die Ausgaben für Hochschulen, aber auch in 
kleinerem Umfang die Zuwendungen an wissen 
schaftliche Service-Einrichtungen mit enthal-
ten sind. -

 

Die Arbeit ist wie folgt' gegliedert: Nach ei-
nem kurzen internationalen Überblick wird 
die Struktur der Forschungskapazitäten bei 
den Forschung durchführenden Institutionen 
beschrieben. 
Dies sind 

 

- Hochschulen 
- Forschungseinrichtungen außerhalb der 

Hochschulen im'öffentlichen'Bereich 
- Wirtschaft (Unternehmen und Industrielle 

Gemeinschaftsforschung )4 

2 Die statistische Beschreibung der Forschungskapazitäten war ins. 
besondere auch dadurch erschwert, daß auf Bundesländerebene eine 
Forschungsstatistik im Rahmen der amtlichen Statistik nur ansatz-
weise existiert. Ein bundesweites Forschungsbudget erstellt das Bun. 
desministerium für Forschung und Technologie, zuletzt im Faktenbe-
richt 1981 züm Bundesbericht Forschung, sowie Bundesbericht 
Forschung 1979. 

3 Hier sind zu nennen der Stifterverband für die Deutsche Wissen-
schaft, die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen 

IAIFI, das Statistische Bundesamt, die Deutsche Bundesbank und die 

Landeszentralbank. in Baden-Württemberg, sowie das Ministerium für 

Wirtschaft, Miitelstand und Verkehr und das Ministerium für Wismn-

schaft und Kunst. 

4 Hier werden nur die naturwissenschaftlich-technischen FuE-Kapazi-

täten statistisch erfaßt. . 
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Als (einzige) Outputgröße der Forschung 
wird anschließend die Patent- und Lizenzbi-
lanz der baden-württembergischen Unterneh-
men mit dem Ausland dargestellt. Gerade bei 
kleinen und mittleren Unternehmen ist der 
Aufbau eigener bzw. die Nutzung externer 
FuE-Kapazitäten mit besonderen Schwierigkei-
ten verbunden. Weitere Schwierigkeiten berei-
tet der Schritt von der Forschung zur Ent-
wicklungsphase und der Schritt bis zur Pro-
duktionsreife und Markteinführung. Ein eige-
ner Abschnitt behandelt daher die öffentliche 
FuE- und Innovationsförderung der Wirtschaft. 
Abschließend wird die Finanzierung von Wis-
senschaft -und Forschung durch die öffent-
lichen Haushalte behandelt. 

FuE•Ausgaben im internationalen Vergleich 

Gemessen am Anteil der FuE-Ausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt nimmt die Bundesrepu-
blik eine Spitzenposition ein. Nach Berech-
nungen (und in der Abgrenzung) der OECD 
betrug hier 1979 der prozentuale Anteil 2,4 $, 
gleichauf lagen die USA, mit geringem Ab-
stand folgten Großbritannien (Anteil 2,2 %), 
Japan (2,0 %) und Frankreich (1,8 %). Beson-
ders stark ist die gesamtwirtschaftliche Be-
deutung der FuE-Ausgaben in Japan gestiegen, 
wo deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
1971 noch 1,6 % betrug, aber auch in der Bun-
desrepublik (1971: 2,1 %), während dieser An-
teil in Großbritannien, Frankreich und den 
USA leicht rückläufig war. 

Für die Bundesrepublik liegen in nationaler 
FuE-Abgrenzung aktuellere Zahlen vor,. Danach 
haben die FuE-Ausgaben 1981 mit 41,5 Mrd. DM 
einen Anteil von 2,7 % am Bruttoinlandspro-
dukt erreicht gegenüber jeweils 2,6 % in den 
Jahren 1979 und 1975. Seit 1975 sind die FuE-
Ausgaben um fast 50 % gestiegen. 

Hochschulen 

Bei den Hochschulen ist durch die kleinzelli-
ge Struktur der Forschungskapazitäten (Lehr-
stühle, Institute) eine äußerst vielgestalti-
ge Forschungslandschaft in allen Wissensge-
bieten vorhanden, auch im geistes- und so-
zialwissenschaftlichen Bereich. 

r 

Die Entwicklung der Forschungskapazitäten 
war in der Vergangenheit in starkem Maß 
durch den enormen Anstieg der Zähl der Stu-
dierenden beeinflußt - so stieg beispielswei-
se an den Universitäten des Landes die Stu-
dentenzahl von 41 100 (WS 1961/62) über 
84 200 (WS 1974175) auf rund 116 400 (WS 
1982/83). Zum einen führten die stetig stei-
genden Studentenzahlen zwar zum .Neu- und 
Ausbau der Hochschulen, was von einer Erhö-
hung der Personalkapazität und damit auch 
der Forschungskapazität begleitet war. Zum 
anderen aber konnte etwa ab der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre bei anhaltender wirt-
schaftlicher Stagnation der weitere Ausbau 
der Personalstellen nicht mehr mit den wei-  

ter steigenden. Studentenzahlen. Schritt hal-
ten, wodurch die Belange der Lehre und 
Ausbildung zwangsläufig mehr in den Vorder-
grund rückten. Dies hatte entsprechende 
Auswirkungen auf die Forschungskapazitäten. 
Traditionell ist Baden-Württemberg ein beson-
ders hochschulreiches Bundesland. So waren 
hier 1972 bundesweit 20 % des wissenschaft-
lichen und künstlerischen Personals der Hoch-
schulen tätig. Insbesondere in den 70er Jah-
ren haben alle Länder große Anstrengungen 
gemacht, den Aus- und Neubau der Hochschu-
len zu forcieren, insbesondere auch in den 
Ländern, wo ein besonders großer Nachholbe-
darf bestand. Daraus ergab sich zwangsläu-
fig, daß der Anteil der baden-württembergi-
schen Hochschulen am bundesweiten wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personal bis 
1981 auf 16,4 $ sanks t  - ein Wert, der immer 
noch überdurchschnittlich ist, gemessen am 
Anteil an der Wohnbevölkerung im Alter von 
18 bis 21 Jahre (1981: 15,6 $)6. 

Die überdurchschnittlich stark ausgebaute 
Hochschullandschaft Baden-Württembergs 
wirkt sich auch in einem stetigen "Studen-
tenimport" aus anderen Bundesländern aus: 
Trotz der inzwischen stark erweiterten Hoch-
schulkapazitäten in den anderen,Bundeslän-
dern erreichte so im WS 1981/82 die Diffe-
renz zwischen der Zahl der Studierenden in 
Baden-Württemberg und der Zahl der (an hei-
mischen oder auswärtigen Hochschulen studie-
renden) Studenten aus Baden-Württemberg 
immer noch einen Wert von 9400, davon 5355 
an Universitäten und Pädagogischen Hochschu-
len. 

In den einzelnen Fächergruppen ist der An-
teil der baden-württembergischen Hochschu-
len, wieder gemessen an der Zahl der Wissen-
schaftler, durchaus differenziert. Während 
1981 der Anteil am Bundesgebiet bei den 
Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 
12,4 %, in der Fächergruppe Kunst und Kunst-
wissenschaften 13,9 % betrug, belief er sich 
bei den Sprach- und Kulturwissenschaften 
auf 16,4 %. Bei der Humanmedizin betrug der 
Anteil 15,5 %, in der Fächergruppe Mathema-
tik, Naturwissenschaften 18,3 $, bei den 
Ingenieurwissenschaften 19,5 $ und bei den 
Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften 
20,7 %. Insgesamt gesehen deuten diese Zah-
len darauf hin, daß die Forschungskapazitä-
ten der baden- württembergischen Hochschu-
len im Bundesvergleich ihren Schwerpunkt 
mehr in den naturwissenschaftlich-techni-
schen Fächern haben. 

An den 9 Universitäten des Landes betrug 
1981 die Zahl der Stellen für Lehr- und For-
schungspersonal rund 7000. Einschließlich der 
Hochschulkliniken erhöht sich die Zahl der 

5 Hier wie im folgenden ohne Personal bzw. Ausgaben der baden-

württembergischen Berufsakademien, die nicht zum Hochschulbereich 

zählen. 

6 Vgl. hierzu Bericht des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst 

zum Staatshaushaltsplan 1983 und 1984, S. 162. 
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Unh,ersitäten 

Stellen für Lehr- und Forschungspersonal 
auf 9400 (im folgenden kurz als Wissenschaft-
ler bezeichnet). Insgesamt waren zu diesem 
Zeitpunkt an den Universitäten und Kliniken 
15-328 Wissenschaftler (Personen) beschäftigt. 
Die Differenz erklärt sich durch die Berück-
sichtigung von nebenberuflichen und teilzeit-
beschäftigten Personen sowie durch Arbeits-
verhältnisse, die durch Sachmittel, insbeson-
dere durchlaufende Drittmittel, finanziert 
werden. 

Von den Wissenschaftlern waren 11 725 haupt-
beruflich, 3603 nebenberuflich tätig. Von der 
Gesamtzahl der Wissenschaftler waren 4431 
(29 %) im Bereich Mathematik und Naturwis-
senschaften tätig, davon 1110 im Fach Chemie 
und 1039 im Fach Biologie. In den Ingenieur-
wissenschaften waren 2266 Wissenschaftler 
tätig (15 %), davon 1013 im Bereich Maschi-
nenbau und Verfahrenstechnik. In der Human-
medizin betrug die Zahl der Wissenschäftler 
3176, im Bereich Agrar-, Forst- und Ernäh-
rungswissenschaften 590 Personen. Eine große 
Bedeutung, vor allem in der naturwissen-
schaftlich-technischen Forschung an den Uni-
versitäten kommt dabei dem aus durchlaufen—  

den Sachmitteln finanzierten "Drittmittel-
Personal" zu. An den Universitäten wurden 
1981 2581 Wissenschaftler (17 % der Wissen-
schaftler) aus Drittmitteln finanziert, dar-
unter 845 im Bereich Mathematik und Natur-
wissenschaften (20 % der dort beschäftigten 
Wissenschaftler), 770 in den Ingenieurwissen-
schaften (34 %), 255 im Bereich der Humanme-
dizin (8 %) und 135 in den Agrar-, Forst-
und Ernährungswissenschaften (23 %) (Tabel-
le 1). 

Die wachsende Bedeutung der Drittmittel für 
die Forschung an Universitäten zeigt sich auch 
an den Drittmitteleinnahmen (Schaubild. 1'). 
Im Jahr 1981 betrugen die Drittmitteleinnah-
men der baden- württembergischen Universitä-
ten 271 Mill. DM gegenüber 183 Mill. DM 1977 
(+ 48,2 %). Quellen von Drittmitteln sind 
Forschungsaufträge und Zuweisungen des Bun-, 
des, Forschungsaufträge bzw. Zuwendungen 
Privater (insbesondere Unternehmen) und Zu-
weisungen des Landes; der größte Teil der 
Drittmittel stammt jedoch von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG); 1981 betrugen 
die Sachbeihilfen der DFG 83 Mill. DM, die 
Zuweisungen der DFG für Sonderforschungs- 

Tabelle 1 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 11  an Universitäten und Fachhochschulen 1981 - 

Personal an ... 

Fachhochschulen2) 
insgesamt 

Fächergruppe 
dar. aus Drittmitteln 

finanziert insgesamt 

Mathematik, Naturwissenschaften 

Mathematik, Naturwissenschaften allgemein 

Mathematik 

Informatik 
Physik, Astronomie 

Chemie 
Pharmazie 
Biologie 
Geowissenschaften (ohne Geographie) 

Geographie 

Ingenieurwissenschaften 

Ingenieurwissenschaften allgemein 
(nur für Lehrerausbildung) 
Maschinenbau, Verfahrenstechnik 
Elektrotechnik 
Architektur, Innenarchitektur 
Raumplanung 

Bauingenieurwesen 
Vermessungswesen 

Sprach- und Kulturwissenschaften 
Sport 
Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 
Humanmedizin 
Veterinärmedizin 
Agrar-. Forst- und Ernährungswissenschaften 

Kunst, Kunstwissenschaften 
Zentrale Einrichtungen und ohne Angaben 

Insgesamt 

4 431 

202 
315 
181 

975 
1110 

164 
1 039 

321 
125 

2 266 770 1 750 

8 
1 013 401 1 099 

303 81 191 
202 11 138 

55 8 172 

645 267 103 
40 2 47 

2047 li 64 66 
137 3 

1 494 104 734 
3176 255 

23 8 
590 135 46 
51 3 118 

1 115 294 51 

15 329 2 581 2 844 

845 

14 
57 

224 

200 
13 

208 
101 
28 

79 

8 
6 

23 

42 

1) Hauptberufliches und nebenberufliches Personal. — 2) Ohne Verwaltungsfachhochschulen. 
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—Ausgaben insgesamt 
Investitionsausgaben 

    

Schaubild 1 

Drittmitteleinnahmenil  der Universitäten 

Mill. DM 

1 ) Den Un'versitäten und Univ rsitätslehrern m Rahmen Ihrer Dienstaufgaben 

zugeflossene Fnanzminel Drin r, einschließlich Einnahmen der Kliniken. 

Ouelle- M nisterium für Wissenschaft und Kunst 

143 83 

bereiche 56 Mill. DM. Sonderforschungsberei-

che sind langfristige, aber nicht auf Dauer 

angelegte Einrichtungen, in denen Wissen-

 

schaftler im Rahmen eines fächerübergreifen-

den Forschungsprogramms zusammenarbeiten. 

Die Kosten werden zu 75 % vom Bund, von 

den Ländern zu 25 % getragen. Anfang 1983 

waren in Baden-Württemberg 31 Sonderfor-

 

schungsbereiche eingerichtet, das sind rund 
ein Viertel aller Sonderforschungsbereiche in 
der Bundesrepublik. 

 

Die in Baden-Württemberg eingerichteten Son-

 

derforschungsbereiche sind sehr breit gefä-

 

chert. Die Schwerpunkte liegen bei den Bio-

 

wissenschaften, den Ingenieurwissenschaften 
und auf medizinischem Gebiet, aber auch an-

 

dere Forschungszweige wie Geschichte, Wirt-

schafts- und Sozialwissenschaften sind ver-

treten. 

Die Bedeutung der Universitäten zeigt sich 

auch an deren Ausgaben. Im Jahr 1981 betru-

gen die Ausgaben der Hochschulen (hier 

wie im folgenden ohne Universitätskliniken) 
1,89 Mrd. DM). Hiervon entfielen 1,5 Mrd. DM 
(80 %) auf die Universitäten (Schaubild 2). 

Gegenüber 1980 haben sich die gesamten 

Ausgaben der Universitäten zwar verringert 
(- 6,7 %), jedoch stiegen die Ausgaben 1981 

gegenüber dem Vorjahr noch in den naturwis-
senschaftlichen Fächern. Der Anteil der Mathe-

matik und Naturwissenschaften an den Aus-

 

gaben der Universitäten erhöhte sich dadurch 
von 22 % (1980) auf 26 % (1981), der Anteil 

der Ingenieurwissenschaften von 14 % auf 
16 %. Die Ausgabenstruktur von 1981 zeigt 
Tabelle 2. 
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Die Ausgaben der Universitätskliniken, die ei-
nen erheblichen Teil der Ausgaben durch eige-

 

ne Einnahmen im Rahmen der Krankenversor-

 

gung decken, betrugen (brutto) 967 Mill. DM. 

Für Investitionen im Hochschulbereich (ein-

 

schließlich Baumaßnahmen) wurden 1981 
233 Mill. DM ausgegeben, davon 196 Mill. DM 
bei den Universitäten. Hinzu kommen die In-

 

vdstitionsausgaben der Universitätskliniken 
in Höhe von 52 Mill. DM (Schaubild 2). 

An den Fachhochschulen (ohne Verwaltungs-

fachhochschulen) in Baden-Württemberg waren 
1981 rund 1250 Stellen für wissenschaftliches 

Personal ausgewiesen. Wie bei den Universitä-

 

ten lag die Zahl der Wissenschaftler nach 

dem Personenkonzept höher, insgesamt waren 

2844 Wissenschaftler beschäftigt, davon wa-

 

ren 1393 hauptberuflich, 1451 nebenberuflich 
tätig. Von den Wissenschaftlern waren 1750 

(62 %) in den Ingenieurwissenschaften tätig. 

Die Ausgaben aller in Baden-Württemberg 
gelegenen Fachhochschulen betrugen 1981 

226 Mill. DM, dies waren 6,1 % mehr als im 
Vorjahr. Darunter waren Investitionsausgaben 
(einschließlich Bauausgaben) in Höhe von 
26 Mill. DM (Schaubild 2). 

Durch ihre Praxisorientiertheit kommt den Fach-

 

hochschulen eine bedeutende Rolle im Techno-

 

logietransfer gerade auch für mittelständische 

Unternehmen zu. Hier ist in erster Linie der 
technische Beratungsdienst der Steinbeis-Stif-

tung an Fachhochschulen zu nennen; 1981 exi-

stierte dieser Beratungsdienst an 16 Fachhoch-

schulen des Landes, in diesem Jahr wurden 

ca. 600 Kurzberatungen und 1500 Untersu-

chungs- und Entwicklungsaufträge durchge-

 

führt. Das Ministerium für Wirtschaft, Mittel-

stand und Verkehr übernimmt dabei die Kosten 

für die Beratungsdienstleiter der Fachhoch-

 

Schaubild 2 

Ausgaben der Hochschulen 

1) Ohne Hochschulkliniken 
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Ausgaben 
insgesamt Anteil 

Fächergruppe 

1000 DM 96 

Sprach-,und Kulturwissenschaften 
Mathematik, Naturwissenschaften 
Humanmedizin 
Ingenieurwissenschaften 
Sonstige2) 

Hochschulen insgesamt, zentrale 
Einrichtungen 

Insgesamt 

132 398 8,8 
390 954 26,0 
123 001 8,2 
241 633 16,1, 
172 979 11,5 

443138 29,5 

1 504 103 100 

Tabelle 2 

Ausgaben der Universitäten') 1981 

1) Ohne Ausgaben der Hochschulkliniken. — 2) Sport, Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften, Agrar-, Forst- und Ernährungswissen-
schaften, Kunst und Kunstwissenschaften. 

schulen und Teile der Beratungskosten7. Be-
sonders zu nennen ist das "Furtwanger Modell", 
in dessen Rahmen Wissenschaftler an der dorti-
gen Fachhochschule von einem Teil ihres Lehr-
deputats zugunsten. von Beratungstätigkeiten 
freigestellt werden. Beratungsdienste für die 
Wirtschaft sind auch an verschiedenen Univer-
sitäten eingerichtet worden. 

Forschungseinrichtungen außerhalb der Hochschulen 
im öffentlichen Bereich 

Anders als bei den Hochschulen sind bei den 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
des öffentlichen Bereichs die Forschungska-
pazitäten mehr, auf ausgewählte Schwerpunkt-
gebiete hin ausgerichtet. Zum öffentlichen Be-
reich gehören neben Bundes- und Landesan-
stalten - also Einrichtungen, die brutto mit 
ihren gesamten Einnahmen und Ausgaben in 
den Haushaltsplänen der Gebietskörperschaften 
nachgewiesen werden - zahlreiche weitere In-
stitutionen, im allgemeinen Organisationen ohne 
Erwerbszweck, die auf Dauer überwiegend öf-
fentlich finanziert werden. Nicht eingeschlos-
sen sind hier die Institute für industrielle Ge-
meinschaftsforschung, die zum Wirtschaftssek-
tor gezählt werden. Nicht in die Untersuchung 
einbezogen werden konnten im allgemeinen sol-
che Institutionen, die neben anderen Funktionen 
auch Tätigkeiten im Bereich von Wissenschaft 
und Forschung ausüben. Wie die Forschungskom-
mission Baden-Württemberg feststellte, sind dies 
A rbeitseinheiten , die sowohl Wissenstransfer als 
auch in gewissem Umfang selbst eigenständi-
ge Analyse betreiben sowie Vorleistungen für 
Forschungsaktivitäten anderer Einrichtungen 
erbringen. Sie sind zum Beispiel integriert in 
die Arbeitsverwaltung, in die amtliche Stati-
stik, in die Deutsche Bundesbank bzw. Landes-
zentralbanken oder auch in Verbände. Nicht 
selten kommt es zu Kooperationen dieser Ein-
richtungen mit Hochschulen bzw. außeruniver-

.sitären Forschungseinrichtungen. 

 

7 Forschungskommissign Baden-Wumemberg (Hrsg.), Abschlußbe. 
richt, Stuttgart 1982. 

Im Bereich der öffentlichen Forschungsanstal-
ten außerhalb der Hochschulen waren 1981 in 
Baden-Württemberg 11 000 Personen beschäf-
tigt, davon rund 3400 Wissenschaftler (als Nä-
herungsgröße hierfür gelten die Beschäftigten 
im höheren Dienst) 8  . Von 1978 bis 1981 ist 
die Beschäftigtenzahl um 8 % gestiegen, darun-
ter bei den Wissenschaftlern um 13 $, Im Jahr 
1981 waren rund 13 % des Personals teilzeitbe-
schäftigt, bei den Wissenschaftlern waren es 
3 % (Tabelle 3). 

Die Forschungsanstalten des Bundes zählten 
in Baden-Württemberg 1981 760 Beschäftig-
te. Nur wenige dieser Einrichtungen liegen 
in Baden-Württemberg: die Bundesanstalt für 
Wasserbau, die Bundesanstalt für Ernährung 
und die Bundesanstalt für Viruskrankheiten; 
andere Bundeseinrichtungen haben hier kleine 
Außenstellen. Nur rund 5 % des Personals der 
Forschungseinrichtungen des Bundes hat sei-
nen Dienstsitz in Baden-Württemberg. 

In den 11 Forschungseinrichtungen des Landes 
waren 1981 660 Personen tätig, dies waren 
12 % der bundesweit in derartigen Länderein-
richtungen Beschäftigten. Vom Ausgabenvolu-
men her die bedeutendsten Einrichtungen sind 
hier die Forstliche Versuchs- und Forschungs-
anstalt, das Geologische Landesamt, die Staat-
liche landwirtschaftliche Untersuchungs- und 
Forschungsanstalt und die Landesanstalt für 
Pflanzenbau und Tabakzüchtung. 

Max-Planck-Institute betreiben vorwiegend 
Grundlagenforschung in ausgewählten Schwer-
punktgebieten. 

 

In den 14 im Lande gelegenen Einrichtungen 
der Max-Planck-Gesellschaft waren 2150 Per-
sonen beschäftigt; hier nimmt, Baden-Württem-
berg mit einem Anteil am Bundesgebiet von 
26 % eine herausgehobene, Position ein. Dies 
gilt auch für die in Baden-Württemberg liegen-
den 14 Institute der Fraunhofer-Gesellschaft; 
hier war mit 1180 Beschäftigten bundesweit 
sogar jeder zweite Beschäftigte dieser Institu-
te in Baden-Württemberg tätig. Da die Fraun-
hofer-Institute auf angewandte Forschung 
und Vertragsforschung hin ausgerichtet sind, 
kommt ihnen im Technologietransfer, gerade 
auch für mittelständische Unternehmen, eine 
wichtige Rolle zu. 

- In Baden-Württemberg befinden sich an Groß-
forschungseinrichtungen das Kernforschungs-
zentrum Karlsruhe, das Deutsche Krebsfor-
schungszentrum Heidelberg und das Forschungs-
zentrum Stuttgart der in mehreren Bundes-
ländern tätigen Deutschen Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
(DFVLR). Charakteristisch für Großforschungs-
einrichtungen sind komplexe, technisch auf-
wendige, langfristig angelegte Forschungsvor-
haben; das Spektrum reicht dabei von der 

 

8 Hier wie im folgenden nach dem Personenkonzept. 
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Tabelle 3-

 

Personal()  in Forschungseinrichtungen im öffentlichen Bereich außerhalb der Hochschulen 

1978 1981 Veränderungsrate  Anteil am Bundesgebiet 

dar.höherer 
Dienst 

dar.höherer 
Dienst 

dar.höherer 
Dienst 

1981 1978 insgesamt insgesamt insgesamt Forschungseinrichtung 

Anzahl 

 

Forschungseinrichtungen des Bundes 

Forschungseinrichtungen der Länder 

Sonstige juristische Personen2) 
im Bereich Forschung 

Max-Planck-G esel Ischaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft  

750 152 

692 176 

8 680 2 660 

1940 680 
1080 450  

760 178 1,3 

662 185 -4,3 

9 510 

2 150 
1 180  

17,1 5,7 5,4 

5,1 12,8 12,3 

23,8 

25,7 
50,6 

3 025 9,6 13,7 22,9 

760 10,8 11,8 25,4 
505 9,3 12,2 54,2 

Sonstige (insbesondere 

 

5 660 1 530 

10122 2988  

6180 1760 -9,2 15,0 20,0 21,2 

10932 3 388 8,0 13,4 17,9 18,4 

Großforschungseinrichtungen) 

Insgesamt2) 

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte. — 2) Ohne Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie Heidelberg. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen (teilweise geschätzt). 

  

Grundlagenforschung bis' zur anwendungsreifen 
Entwicklung. Trotz der in den Institutsbe-
nennungen zum Ausdruck kommenden Schwer-
punkte bieten gerade die Einrichtungen in 
Karlsruhe und Stuttgart ein breit angelegtes 
Potential an Technologietransfer an. 

Außerdem gibt es in Baden-Württemberg noch 
rund 25 meist kleinere Forschungseinrichtun-
gen, die überwiegend im geistes- oder sozial-
wissenschaftlichen Bereich tätig sind. Bei-
spielhaft seien genannt das Institut für Deut-
sche Sprache in Mannheim und das Deutsche 
Institut für Fernstudien in Tübingen. Diese 
Institute sind in Tabelle 3 mit den Großfor-
schungseinrichtungen zum Bereich "Sonstige" 
zusammengefaßt. Hier waren 1981 rund 6200 
Personen beschäftigt (Anteil am Bundesge-
biet: 21 $), 

Baden-Württemberg hat so eine überdurch-
schnittlich gut ausgebaute Infrastruktur an 
Forschungseinrichtungen im öffentlichen Be-
reich. Einschließlich des Europäischen Labo-
ratoriums für Molekularbiologie in Heidelberg, 
einer supranationalen Einrichtung, entfallen 
19 $ des Personalbestandes auf Baden-Württem-
berg. 

Die Bedeutung der außeruniversitären For-
schungseinrichtungen läßt sich anhand der 
Ausgabenströme näher beschreiben (Tabelle 4). 
Im Jahr 1980 hatte dieser Bereich ein Ausga-, 
benvolumen von 1,2 Mrd. DM. Von 1977 bis " 
1980 sind die Ausgaben der in, Baden-Württem-
berg liegenden Einrichtungen um ein Fünftel 
gestiegen, allerdings zeigt Tabelle 4 auch 
einen Ausgabenrückgang von 1979 bis 1980. 
Ursächlich hierfür war eine Investitionsspit-
ze im Jahr 1979 bei einer der Großforschungs-
einrichtungen. Bei dem hohen Strukturwan-
del der kapitalintensiven Großforschungs-
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einrichtungen schlug der nachfolgende Rück-
gang der Investitionen in diesem Institut 
bis zu den Gesamtausgaben aller Instituts-
gruppen durch. 

 

Dominierend bei den Ausgaben waren-die 
"kapitalintensiven" Großforschungseinrich-
tungen, auf die mit 736 Mill. DM allein über 
60 $ der Ausgaben entfielen, dies waren über 
35 $ der bundesweiten Ausgaben für Groß-
forschungseinrichtungen. Mit 196 Mill. DM 
entfielen auf die Max-Planck-Institute 16 $ 
der Ausgaben (Anteil am Bundesgebiet 27 $), 
auf die Fraunhofer-Institute mit 104 Mill. DM 
gut B $ der Ausgaben (Anteil am Bundesge-
biet 48 $), 

Die Tabelle zeigt auch die Struktur der Aus-
gaben nach Forschungszielen. Hierzu werden 
die einzelnen Institute nach 'ihrem For-
schungsschwerpunkt einem der von der OECD 
definierten Forschungsziele zugeordnet 9. 
In Baden-Württemberg entfielen - bedingt 
durch das hohe P;usgabenvolumen des Kernfor-
schungszentrums Karlsruhe - 1980 allein 53 $ 
der Ausgaben auf die Kernforschung.. Die 
Sonstigen Naturwissenschaften hatten einen 
Anteil von 5 $, auf Forschung im Bereich 
des Gesundheitswesens entfielen 11 $, auf 
Raumfahrtforschung 7 $ der Ausgaben. 

Im Vergleich zur Struktur des Bundesgebiets 
fällt insbesondere der vergleichsweise hohe 
Anteil der Verteidigungsforschung auf. Ob-
wohl dieser Anteil in Baden-Württemberg nur 
3 $ beträgt, lägen hier doch gut 70 $ der 
Forschungskapazität des Bundesgebiets in 
Baden-Württemberg. Ursächlich hierfür sind 

9 Diese Zuordnung hat z.B. zur Folge, daß Aktivitäten der DFVLR 
im Bereich Energieforschung ebenfalls dem schwerpunktmäßigen 
Forschungsziel "Raumfahrt"zugeordnet werden. 

 



insbesondere die drei in Baden-Württemberg 
gelegenen verteidigungsbezogenen Institute 
der Fraunhofer-Gesellschaft. Die Art der 
im Lande liegenden Großforschungseinrich-
tungen ist auch für den Anteil an den bun-
desweiten Forschungsausgaben bei den For-
schungszielen Kernenergieforschung (gut 40 $), 
Gesundheitswesen (29 %) und Raumfahrt (18 %) 
maßgeblich. 
Der herausragenden Position der in Baden-
Württemberg gelegenen Einrichtungen im natur-
wissenschaftlich-technischen Bereich steht 
ein unterproportionaler Anteil bei For-
schungsinstituten im Bereich der Geistes-
und Sozialwissenschaften gegenüber; hier 
betrug, gemessen am Ausgabenvolumen, der 
Anteil am Bundesgebiet lediglich 13 %. Hier 
ist allerdings zu berücksichtigen, daß alle 
Bundesanstalten dieses Forschungsbereichs 
nicht in Baden-Württemberg liegen. Allgemein 
muß betont werden, daß bei der relativ ge-
ringen Zahl von Forschungseinrichtungen 
einzelne große Institute (insbesondere Groß-
forschungseinrichtungen) bereits strukturprä-
gend sein können. 

Die bedeutende Rolle der in Baden-Württem-
berg gelegenen außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen im bundesweiten Forschungsver-
bund kommt bei den Ausgaben besonders deut-
lich zum Ausdruck. 
Rund ein Viertel der bundesweiten Ausgaben 
entfiel auf heimische Einrichtungen, während 
der Anteil beim Personal knapp ein Fünftel 
betrug. Im höheren Ausgabenanteil drückt 
sich wieder aus, daß der Schwerpunkt der 
Forschungseinrichtungen deutlicher als im 
gesamten Bundesgebiet bei den investitions-
intensiveren naturwissenschaftlich-techni-
schen Disziplinen liegt, und hier wiederum 
beiden besonders "kapitalintensiven" Groß-
forschungseinrichtungen. 

 

Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft 

Der mit Abstand bedeutendste Träger von 
Forschung und Entwicklung in der Bundesre-
publik ist - sowohl was die Finanzierung als 
auch die Durchführung betrifft - die Wirt-
schaft. Dabei ist der Anteil der Wirtschaft 

 

Tabelle 4 

Forschungsausgaben im öffentlichen Bereich außerhalb der Hochschulen nach Institutionen und 
Forschungszielen 

Institution 

Forschungsziel l ) 

Verände. 
rungsrate 

1980 gegen 
1977  

Anteil Baden. 
Württembergs 

an den 
Forschungs-

 

ausgaben 
des Bundes. 

gebiets 2)  

Ausgabenstruktur 

Baden. 
Württemberg 

1979 1980 

Forschungsausgaben' 

Bund 
1979 1977 1979 1980 

Mill. DM. 

  

1009,2 1 257,7 1 216,7 

nach Institutionen 

55.4 58,5 64,0 
33,0 38;1 40,3-

 

604,6 602,6 735,9 
1.78,2 194,5 195,6 
71,8 89,7 103,7 
57,2 60,8 62,2 

9.0 13.6  

20,6 25 . 100 100 100 

15,5 7 4,7 5,3 18,2 
22,1 13 3,0 3,3 6,2 
21,7 36 63,8 60,5 44,0 
9,8 27 15,5 16,1 14,5 

44,5 48 7',1 8,5 3,8 
8,7 17 4,8 5,1 7,7 

Insgesamt31 

Bundesanstalten 
Länderanstalten 
Großforschungseinrichtungen 
Max-Planck-Institute 
Fraunhofer-Institute 
Sonstige Forschungseinrichtungen3) 

Wissenschaftliche BibliothekQn und Museen 
außerhalb der Hochschulenql - 15,0 66.2 5 1,1 1.,2 5.5 

nach Forschungszielen 

Kernenergie 
Raumfahrt 
Verteidigung 
Landwirtschaft 
Bauwesen, Raum- und Städteplanung 
Verkehrswesen, Nachrichtenwesen 
Gesundheitswesen 
Industrielle Technologie 
Sonstige Naturwissenschaften 
Sonstige Geistes- und Sozialwissen-

 

schaften  

544,5 716,0 645,1 
76,3 83,3 80,9 
26,0 29,3 32,3 
37,7 39,0 40,4 
30,9 33,8 39,8 

101,0 124,6 129,8 
13,3 17',5 20,8 

128,9 160,1 170;9 

50,6 54,2 56,7  

18,5 41 56,9 
6,1 18 6,6 

24,3 72 2,3 
7,0 13 3,1 

29,0 31 2,7 

28,6 29 9,9 
55,9 11 1,4 
12,1 12 4,3  

53,0 34,6 
6,6 9,4 
2,7 0,8 
3,3 6,1 
3,3 2,3 

- 0.6 
10,7 8,9 

1,7 2,8 
4,7 9,4 

32,6 13 12,7 14,0 25,0 

1) Zuordnung zu den Forschungszielen entsprechend dem Forschungsschwerpunkt der Institutionen; Systematik: OECD-Objektives. —

 

2) Arithmetisches Mittel aus 1977/1979. — 3) Einschl. Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie Heidelberg — 4) Forschungsanteile 
geschätzt. 
.Quellen: Statistisches Bundesamt, Landeshaushaltsrechnungen, eigene Schätzung. 
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im Lauf der letzten Jahre angestiegen. Bei 
der Finanzierung von FuE stieg der Anteil 
der Wirtschaft an den bundesweiten FuE-Aus-
gaben von 51 % (1975) auf 54 % (1981)10 , bei 
der Durchführung der Forschung entfielen 
1975 noch 63 %, 1981 bereits 66 % auf die 
Wirtschaft. 

 

Auch hier ist ein kurzer internationaler Ver-
gleich der OECD-Länder interessant11. Der Fi-
nanzierungsanteil der Wirtschaft war 1979 mit 
Ausnahme von Japan (59 $) in der Bundesre-
publik am höchsten, er beträgt in den USA 
46 $, in Großbritannien und Frankreich je 
43 $. Bei der Durchführungsseite von FuE 
ist der Anteil der Wirtschaft in der Bundes-
republik etwa gleichauf mit den USA am höch-
sten; mit Abstand geringer ist der Anteil 
der Wirtschaft in Japan (58 %) und Frankreich 
(60 $). 

 

Daten über Forschung und Entwicklung in der 
Wirtschaft werden in zweijährlichem Turnus 
vom Stifterverband für die Deutsche Wissen-
schaft auf freiwilliger Basis erhoben12 . Die 
Abgrenzung der FuE von Produktionstätigkei-
ten ist besonders schwierig, FuE-Tätigkei-
ten sind dabei relativ eng gefaßt. Nicht zu 
FuE gehören insbesondere Versuchsproduktion, 
Erprobung und Standardisierung, Qualitäts-
kontrollen sowie Entwurf und Konstruktion, 
soweit auf den Produktionsprozeß selbst ent-
fallend. Außerdem sind hier nur naturwissen-
schaftliche Forschungen einbezogen. 

 

Aufgrund einer vom Stifterverband im Auf-
trag des Statistischen Landesamtes durchge-. 
führten Sonderauswertung ist es hiermit erst-
mals möglich, tiefgegliedertes Datenmaterial 
über Forschungsaktivitäten der Wirtschaft 
auch für Baden-Württemberg vorzulegen. Da 
für Baden-Württemberg nur über FuE-Perso-
nal, nicht aber über die Aufwendungen der 
Wirtschaft originär erhobenes Datenmaterial 
vorliegt, können allerdings über die Aufwen-
dungen der Wirtschaft für FuE in Baden-
Württemberg nur einige globale Aussagen ge-
macht werden. Die gesamten Aufwendungen 
der Wirtschaft (einschließlich öffentlicher Fi-
nanzierungsanteile) betrugen 1981 nach einer 
Schätzung des Stifterverbands bundesweit 
27,5 Mrd. DM gegenüber 26,1 Mrd. DM 1980  

(Schätzung aufgrund erhobener Plan-Daten) 
und 23,8 Mrd. DM 1979 (erhobene Ist- Daten)13. 

Von den gesamten Forschungsaufwendungen 
der deutschen Wirtschaft entfielen 1979 98 % 
auf Unternehmen, der verbleibende Anteil 
- der allerdings in einzelnen Branchen durch-
aus ins Gewicht fällt - auf die Institutionen 
für Gemeinschaftsforschung (IfG), zu denen 
sich jeweils in der Regel Unternehmen der 
gleichen Branche auf Verbandsebene zusam-
mengeschlossen haben. Von den bundesweiten 
FuE-Aufwendungen der Unternehmen - also 
ohne IfG - in Höhe von 23,3 Mrd. DM dürften 
schätzungsweise 4,9 Mrd. DM (21 %) auf in 
Baden-Württemberg gelegene Forschungs-
stätten der Unternehmen entfallen. 

Nur ein geringer Teil der Forschungsaktivi-
täten der Unternehmen wird "extern" als Ver-
tragsforschung durchgeführt. Die "internen" 
Aufwendungen der Unternehmen - also für 
Forschung und Entwicklung "im eigenen Haus" 
- betrugen bundesweit mit 22,2 Mrd. DM 93 $ 
ihrer FuE-Gesamtaufwendungen. Von den 
internen Aufwendungen dürften mit rund 
4,7 Mrd. DM ebenfalls 21 $ auf Baden-Würt-
temberg entfallen. 

Ein Strukturbild der Forschungskapazitäten 
der Wirtschaft in Baden-Württemberg läßt 
sich über das FuE-Personal gewinnen. Da 
yes insbesondere in kleinen Unternehmen vor-
kommen kann, daß Beschäftigte nur zeitweise 
mit FuE-Tätigkeiten betraut sind, wurden 
die folgenden Daten bereits auf VDllzeitäqui-
valente umgerechnet. In .Baden-Württemberg 
waren 1979 in Forschungsstätten der Wirt-
schaft (Unternehmen und industrielle Gemein-
schaftsforschung) 52 000 Personen (Vollzeit-

 

äquivalente) beschäftigt 74 der Anteil am 
FuE-Personal des Bundesgebiets (238 000 Per-. 
sonen) betrug 22 $, Davon waren in den For-
schungsstätten der Unternehmen in Baden-
Württemberg 51 400 Personen tätig, in Insti-
tutionen für Gemeinschaftsforschung (IfG) 
530 Personen (Tabelle 5). Von 1977 bis 1979 

10 Faktenbericht S. 12f. 

11 Faktenbericht S. 53, internationale Angaben in der Abgrenzung 
der OECD. 

12 Vgl. hierzu Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (Heraus-
geber) Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft 1977, Arbeits-
schrift A 1980. Definition und Abgrenzung von FuE erfolgen dabei 
entsprechend den im sog. "Frac ti-Handbuch" enthaltenen Richt. 
linien der OECD. 

13 Die Angaben für 1979 (sowohl bezüglich Aufwendungen als auch 
bezüglich FuE-Permnal) schließen erstmals einen erweiterten Berichts-
kreis von kleinen und mittleren Unternehmen ein; diese zusätzlichen 
Daten wurden durch die Integration der durch die Teilnahme an 
einem Förderungsprogramm des Bundes (FuE-Personalkostenzuschuß-
programm) anfallendem statistischen Angaben gewonnen, siehe. hierzu: 
Helga EchterhoffSeveritt, Forschung und Entwicklung in der Wirt-
schaft 1979 in: Deutsche Universitätszeitung 20/1981. 

14 Diese Forschungsstätten können also auch zu Unternehmen ge-
hören, die ihren Sitz außerhalb unseres Landes haben, umgekehrt 
können heimische Unternehmen Forschungsstätten unterhalten, die 
als außerhalb der Landesgrenzen liegend nicht mitgezählt sind. 
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Unternehmen insgesamt 

Nachrichtlich: Institute für Gemeinschaftsforschung WG) 

Wirtschaft insgesamt 

 

51 427 100  

532 

51 959 

 

234 098 

3 864 

237 962  

100 22,0 

- 13,8 

- 21,8 

Tabelle 5 

FuE-Personal der Unternehmen nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen in Baden-Württembergl ) und im 
Bundesgebiet 1979 

Baden-Württemberg Bundesgebiet 

Anteil 
am 

Insgesamt 

Anteil 
am 

Insgesamt 

Anteil 
Baden-

Württem-
bergs am 
Bundes-
gebiet 

FuE-
Personal 

FuE-
Personal 

Wirtschaftsbereich 2) 

Anzahl Anzahl 

  

Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 

Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung 
Herstellung von Kunststoff. und Gummiwaren 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden usw. 
Metallerzeugung und -bearbeitung 
Stahl-, Mastminen- und Fahrzeugbau usw. 

Maschinenbau 
Herstellungvon Büromawhinen,ADV/-Geräten und-Einrichtungen 
Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen, Straßenfahrzeugbau 

Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von EBM-Waren usw. 
Elektrotechnik 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 
Leder-,Textil- und Bekleidungsgewerbe 
Ernährungsgewerbe 

Restliche Wirtschaftsabteilungen  

0 3 545 
9916 226299 
10.9 541358 

1,4 3 456 
0,4 2 252 
0,8 5 816 

37,1 80 184 
14,8 33 751 
4,1 

15,9 28 9563) 
47,4 75 397 
41,5 66 354 
0,9 1 681 
04 1 069 
0.5 2085 

0,3 4 254  

1,5 0,4 
96:7 22,6 
23,2 10,3 

1,5 20,8 
1.0 85 
2,5 6,8 

34,3 23,8 
14,4 22,5 

12,4 28,3 
322 32,3 
28,3 32,1 
0,7 27,4 
0.5 16.9 
0,9 11,7 

1,8 42 

13 
51 235 
5 587 

720 
192 
396 

19 087 
7 594 
2 107 
8 196 

24 367 
21 323 

461 
181 
244 

178 

1).FuE-Personal der in Baden-Württemberg gelegenen Forschungsstätten (Volke täquivalente). - 2) Zuordnung nach dem Schwerpunkt des 
Unternehmens, Systeniatik der Wirtschaftszweige (WZ) 1979.-3)'Ohne WZ-Nr. 245. 
Otiel le: Stifterverband, AI F, eigene Berechnungen. 

ist das in Baden-Württemberg beschäftigte 
FuE-Personal der Wirtschaft um 5 % gewachsen15 

Im folgenden wird zunächst die Branchenstruk-
tur des FuE-Personals der Unternehmen  unter-
sucht; die. IfG werden anschließend behandelt. 

In Bäden-Württemberg waren mit 51 200 nahe-
zu alle FuE- Beschäftigten der Unternehmen 
im Verarbeitenden Gewerbe beschäftigt. Eine. 
herausragende Stellung mit 21 300 FuE-Be-
schäftigten nimmt hier die Elektrotechnik ein, 
hier entfällt. ein Drittel der bundesweiten 
Forschungskapazität auf Forschungsstätten 
in Baden-Württemberg. 

 

Weitere Schwerpunkte der FuE-Tätigkeit sind 
die KFZ- Herstellung mit 8 200 Beschäftigten 
(Anteil am Bundesgebiet 28 $) und der Maschi-
nenbau (Anteil am.Bundesgebiet 23 %). 

 

Entsprechend der Dominanz der Branchen der 
Investitionsgütererzeugung in der heimischen 
Wirtschaft entfällt der weitaus überwiegende 

15 Schätzung des Statistischen Landesamtes. Diese Zuwachsrate 
bezieht sich - im Gegensatz zu den übrigen Angaben - nur auf einen 
eingeschränkten Berichtskreis (insbesondere ohne Unternehmen 
mit weniger als 50 Beschäftigten). 

Teil des baden-württembergischen FuE-Perso-
nals der Unternehmen auf diesen Bereich. So 
entfällt allein auf die Elektrotechnik ein An-
teil von 42 $ (im Bundesgebiet: 28 $), auf 
den Maschinenbau ein Anteil von 15 % (.im 
Bundesgebiet: 14 %), auf die KFZ-Herstel-
lung 16 % (im Bundesgebiet: 12 %) und auf 
die Herstellung von Büromaschinen und ADV-

. Geräten 4 % (hier liegen keine Angaben für 
das Bundesgebiet vor.). Schwächer-  vertreten 
ist entsprechend der Bereich der Grundstoff-
und Produktionsgütererzeugung. So betrug 
der Strukturanteil der Chemischen Industrie, 
und Minerälölverarbeitung 11 %'(im Bundesge-
biet: 23 %), 

Im Verarbeitenden Gewerbe, das weit mehr 
als andere Wirtschaftsbereiche dem internatio-
nalen Wettbewerb, ausgesetzt ist, interessiert 
nicht nür, in welcher Höhe in den einzelnen 
Branchen Forschungskapazitäten vorhanden 
sind, sondern auch, in welchem Ausmaß For-
schungskapazitäten in Relation zur Größe 
der Branchen unterhalten werden. Dies führt 
zur Frage nach der "Forschungsintensität" 
der Branchen des Verarbeitenden Gewerbes. 

Die Forschungsintensität wird im folgenden, 
definiert als der Anteil des FuE-Personals an 
der Gesamtbeschäftigtenzahl der Branche. AI-
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Schaubild 3 

Forschungsintensität" ausgewählter Branchen des 
Verarbeitenden Gewerbes 1979 im Vergleich zum 
Branchen- bzw. Bundesdurchschnitt 

1) FuE- Personal (Vollzeitäquivatente) bezogen auf Beschäftigte in Unternehmen des 
Verarbeitenden Gewerbes mit im allgemeinen mindestens 20 Beschäftigter, Zuordnung 
zu den Branchen nach dem Schwerpunkt des Unternehmens. 
Quelle S1lfter erband, eigene Schätzung. 
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lerdings wirft eine Berechnung dieser Art, 
insbesondere auf Bundesländerebene, erhebli-
che methodische Probleme auf16  so daß die 
weiteren Angaben nur den Charakter einer 
Schätzung haben können, aber doch einige 
aufschlußreiche Tendenzaussagen erlauben. 
Schaubild 3 zeigt die Forschungsintensität 
ausgewählter Branchen des Verarbeitenden 
Gewerbes zum einen im Vergleich zur For-
schungsintensität des Verarbeitenden Gewer-
bes insgesamt, erlaubt also Aussagen dar-
über in welchem Ausmaß eine Branche for-
schungsintensiver ist als der Branchen-

  

16 Insbesondere muß angenommen werden, daß die Untererfassungen 
bei der Erhebung des Stillterverbandes über die Branchen und (beim 
Land-Bund-Vergleich) in den entsprechenden Branchen von Land und 
Bund gleich verteilt sind. Außerdem sind die Probleme zu'berücksich. 
tigen, die bei der Verknüpfung zweier von verschiedenen Stellen 
durchgeführter Erhebungen entstehen. Die Beschäftigtenzahlen um-
fassen Unternehmen mit mindestens 20 Beschäftigten, so daß weiter 
unterstellt wird, daß der Anteil des FuE-Personals der Unternehmen 
mit weniger als 20. Beschäftigten am FuE-Personal. der Branche in 
allen Branchen gleich hoch (bzw. vernachlässigbar) ist. Die Beschäftig. 
tenzahlen (der Nenner der Forschungsintensität) umfassen. die Be-
triebe in Baden-Württemberg von Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes. Die Zuordnung zu den Branchen erfolgt sowohl beiden 
Beschäftigten der Betriebe als auch beim%FuE-Permnal nach dem wirt-
schaftlichen Schwerpunkt des Unternehmens. 
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durchschnitt. Zum anderen wird für jede 
Branche aufgezeigt, in welchem Ausmaß sie 
mehr bzw. weniger forschungsintensiv ist 
als die entsprechende Branche im gesamten 
Bundesgebiet. 

Das Schaubild 3 zeigt zunächst, daß das Ver-

arbeitende Gewerbe in .Baden-Württemberg 
insgesamt um etwa 15 % forschungsintensiver 

als im Bundesgebiet ist. Dabei konnte anhand 
einer Komponentenzerlegung (Shift-Analyse) 
gezeigt werden, daß dies nicht nur darauf 
zurückzuführen ist, daß in Baden-Württem-
berg die besonders forschungsintensiven 
Branchen ein großes Gewicht haben, sondern 

teilweise auch dadurch, daß auch die einzel-
nen Branchen in Baden-Württemberg im allge-
meinen etwas forschungsintensiver als im 
Bundesdurchschnitt sind. 

Der Bereich der Chemischen Industrie und 
Mineralölverarbeitung gehört zu den beson-
ders forschungsintensiven Bereichen, seine 
Forschungsintensität' liegt mehr als das Dop-

pelte über dem Branchendurchschnitt sowie 
auf gleichem Niveau wie im Bundesgebiet. 
Etwa von gleicher Forschungsintensität ist 
die Elektrotechnik; hier liegt die Forschungs-
intensität über dem Bundesdurchschnitt. 
Leicht über dem Branchendurchschnitt liegt 
die KFZ-Herstellung, auch hier ist die För-
schungsintensität im Vergleich zum Bundesge-
biet überdurchschnittlich. Mit Abstand am 
forschungsintensivsten ist in Baden-Württem-
berg jedoch die Herstellung von Büromaschi-
nen und ADV-Geräten, hier ist in Baden-Würt-
temberg deutlich mehr als jeder zehnte Be-
schäftigte dieser Branche mit FuE-Tätigkeiten 
betraut, (für das Bundesgebiet liegen keine 
Angaben vor). 

Eine Ausnahme bildet dagegen der Maschinen-
bau: Dessen Forschungsintensität dürfte so-
wohl unter dem Branchendurchschnitt liegen 

als auch im Vergleich zum bundesweiten Ma-
schinenbau geringer sein, wenn auch nur ge-
ringfügig. 

 

Vor altem zwei Gründe könnten hier eine Rolle 
spielen. Zum einen durfte die Struktur der 
Unternehmen mit Forschungsstätten in Baden-
Württemberg mehr mittelständisch orientiert 
sein. Exakte Zahlen hierzu liegen nicht vor. 
Jedoch kann als ungefähre Vergleichsgröße 
die Größenklassenstruktur der Unternehmen 
des Maschinenbaus mit Sitz in Baden-Württem-
berg herangezogen werden. Hier waren 64 % 

der Beschäftigten17  in Unternehmen in der 
dem Mittelstand zuzurechnenden Größenklas-
se unter 500 Beschäftigten (im Bundesgebiet: 
61 %) tätig. Betrachtet man zum Vergleich 
noch das gesamte Investitionsgüter erzeugen-
de Gewerbe, so betrug dieser Anteil nur 
29 % (im Bundesgebiet: 32 %). 

17 Ohne Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten. 

 



Zum anderen ist zu beachten, daß die Zuord-
nung des FuE-Personals bzw. der Beschäftig-
ten in den einzelnen Branchen nach dem wirt-
schaftlichen Schwerpunkt des Unternehmens 
erfolgte. Es ist bekannt, daß gerade techno-
logisch fortgeschrittene Maschinenbauerzeug-
nisse wie NC-Maschinen, Industrieroboter 
auch in Baden-Württemberg von Unternehmen 
hergestellt werden, deren wirtschaftlicher 
Schwerpunkt in anderen Wirtschaftszweigen 
liegt (insbesondere in der Elektrotechnik). 
Die traditionelle Abgrenzung Maschinenbau/-
Elektrotechnik wird so zunehmend weniger 
aussagekräftig, da auch im Maschinenbau 
die Elektronisierung an Bedeutung gewinnt. 
Zudem ist auch nicht bekannt, in welchem 
Ausmaß hier FuE-intensive Güter zum Beispiel 

.von Mikroelektronik-Herstellern als Vorlei-
stungen bezogen werden. 

Gerade kleine und mittlere Unternehmen haben 
besondere Schwierigkeiten, eigene Forschungs-
kapazitäten zu unterhalten. Deshalb dürfte 
es von besonderem Interesse sein, daß durch 
die Sonderauswertung des Stifterverbandes im 
Auftrag des Statistischen Landesamtes auch 
erstmals Zahlen über das in Baden-Württem-
berg tätige FuE-Personal der Unternehmen, 
gegliedert nach Unternehmens-Größenklas-
sen, vorgelegt werden können18 . Tabelle 6 
zeigt, daß mit 27 000 Personen mehr als die 
Hälfte (53 %) des FuE-Personals in Baden-
Württemberg in Unternehmen tätig ist, die 
5000 und mehr Beschäftigte haben. Weitere 
21 % entfallen auf Unternehmen mit 1000 bis 

18 Die Zuordnung zu den. einzelnen Größenklassen erfolgte bei Mehr -

 

länderunternehmen' nach der Gesamtbeschäftigtenzahl des Unter. 
nehmens im ganzen Bundesgebiet. 

 

Tabelle 6  

unter 5000 Beschäftigten, 9 % auf Unterneh-
men von 500 bis unter 1000 Beschäftigten. 

Unternehmen mit 100 bis 499 Beschäftigten 
besitzen 13 %, Unternehmen mit 50 bis 99 
und Klein-Unternehmen mit unter 50 Beschäf-
tigten jeweils knapp 3 % der FuE-Kapazitäten 
des Unternehmenssektors. Berücksichtigt 
man, daß sich die .Forschungstätigkeit der 
Unternehmen faktisch ausschließlich im Ver-
arbeitenden Gewerbe abspielt, so kann man 
feststellen, daß auf den vom Mittelstands-
programm des Landes abgegrenzten Bereich 
der mittelständischen Unternehmen (1 bis 
500 Beschäftigten) mit 9300 Personen ein 
knappes Fünftel (18 %) des FuE-Personals 
der Unternehmen entfällt. 

Ein direkter Vergleich der entsprechenden 
Anteile der Beschäftigten-Zahlen ist nicht 
möglich, als allerdings nur grobe Näherung 
kann folgende Zahl dienen: In den Unterneh-
men des Verarbeitenden Gewerbes mit Sitz 
in Baden-Württemberg war knapp die Hälfte 
der Beschäftigten in mittelständischen Unter-
nehmen tätig19, 

Die Belastung kleinerer Unternehmen durch . 
das Unterhalten eigener FuE-Kapazitäten soll 
noch durch folgende bundesweite Zahlen ver-
deutlicht werden. Betrachtet man nur diejeni-
gen Unternehmen, die nach der Erhebung des 
Stifterverbandes Forschung betreiben, so be-
trugen die FuE-Aufwendungen, gemessen am 
Umsatz, in den Größenklassen bis 100 Be-

 

19 Hans-Hermann Steiger, Der Mittelstand im Verarbeitenden Ge-
werbe in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 7/1980. 

 

FuE-Persona[ in Unternehmen in Baden-Württemberg 11  und im Bundesgebiet nach Beschäftigtengrößen-
klassen 1979 

Unternehmen mit ... 
bis ... Beschäftigten?)  FuE-Personal  

Baden-Württemberg 

Anteil am 
Insgesamt 

Anteil 
kumuliert  

FuE-Personal  

Bundesgebiet 

Anteil am 
Insgesamt 

Anteil 
kumuliert 

Anzahl Anzahl 

  

1 322 2,6 2,6 5 106 2,2 2,2 
1 350 2,6 5,2 4 498 1,9 4,1 
6 619 12,9 18,1 72 290 9,5 13,6 
4.583 8,9 27,0 15 818 6,8 20,4 

10 558 20,5 47,5 .36049 15,4 35,8 
26 995 52,5 100 150 339 64,2 100 

unter 50 
50 — 99 

100 — 499 
500 — 999 

1 000 — 4 999 
5 000 und mehr 

Insgesamt 51427 100 — 234098 100 — 

1) FuE-Personal der in B den-Württemberg gelegenen Forschungsstätten der Unternehmen (Vollzeitäquivalente). — 2) Größenklassenzu-
ordnung entsprechend der Beschäftigtenzahl des Unternehmens im Bundesgebiet. 
Quelle: Stifterverhand, Al F, eigene Berechnungen. 
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schäftigte mehr als das Doppelte wie im 
Durchschnitt. Dies zeigt, daß eigene For-
schung in kleinen Unternehmen - auch wegen 
der Mindestanforderungen an den Umfang 
erfolgversprechender FuE-Inputs - ungleich 
mehr finanzielle Ressourcen erfordert und 
damit risikoreich ist. 

Neben der Unterhaltung eigener Forschungs-
stätten bietet Forschung ih Institutionen für 
Gemeinschaftsforschung (IfG) gerade den mit-
telständischen Unternehmen eine weitere Mög-
lichkeit, Forschungskapazitäten zu nutzen. 
Eine Zuordnung des FuE-Personals nach Bran-
chen liegt für Baden-Württemberg nicht vor. 
Aus anderen Quellen (zum Beispiel dem Fakten-
bericht) läßt sich die Branchen-Gliederung 
jedoch schätzen. Auch wenn das Gewicht der 
IfG global gesehen gering ist - hier war in 
Baden-Württemberg 1979 mit 530.Personen nur 
1 % des Fulz-Personals beschäftigt -,:sind 
die IfG doch gerade für einige mittelstän-
disch orientierte Branchen von erheblicher 
Bedeutung. Dies gilt in Baden-Württemberg 
insbesondere für das Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe; in diesem Wirtschaftsbe-
reich dürfte sogar der Schwerpunkt der FuE-
Tätigkeit eindeutig auf die IfG entfallen. 
Während in Baden-Württemberg die IfG prak-
tisch ausschließlich in Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes tätig sind, ist bundes-
weit ein erheblicher Anteil (41 %) in ande-
ren Wirtschaftsbereichen tätig, insbesondere 
im Bergbau. Deshalb ist der baden-württember-
gische Anteil des IfG-Forschungspersonals 
auch recht gering (14 %). Betrachtet man je-, 
doch das Verarbeitende Gewerbe allein, liegt 
der Anteil Baden-Württembergs am Bundesge-
biet bei rund 23 %. Das Unterhalten eigener 
FuE-Kapazitäten durch die Wirtschaft - sei 
es in den Unternehmen selbst oder in den 
Instituten für Gemeinschaftsforschung - ist 
allerdings nur einer unter mehreren Wegen, 
neues technisches Wissen nutzbar zu machen. 
Neben der bereits erwähnten Vertragsfor-
schung (zum Beispiel mit außeruniversitären 
öffentlichen Forschungseinrichtungen) gibt 
es auch direkte Kooperationsformen zwischen 
Unternehmen (zum Beispiel zwischen einem 
Hersteller von Textilmaschinen und einem 
Unternehmen der Textilindustrie). 

Der "alltäglichste" Weg, vom technischen Fort-
schritt zu profitieren, dürfte jedoch der Kauf 
von aus der Forschung heraus entstandenen 
neuen oder verbesserten Gütern sein, seien 
es Vorleistungen, wie zum Beispiel neue Werk-
stoffe, oder Investitionsgüter. Dies erklärt 
auch zum guten Teil, daß die typischen "Zu-
liefererindustrien" der Grundstoff- und Pro-
duktionsgütererzeugung und des Investitions-
güter erzeugenden Gewerbes im allgemeinen 
besonders forschungsintensiv sind. Andere 
Formen der Nutzbarmachung von Forschungser-
gebnissen "sind der Erwerb von in- oder aus-
ländischen Lizenzen oder das Eingehen von 
Kapitalverflechtungen. 

Patent- und Lizenzbilanz der baden-württembergischen 
Unternehmen mit dem Ausland 

Erstmals können hier Daten über den Patent-
und Lizenzverkehr mit dem Ausland auch für 
baden-württembergische Unternehmen vorge-
legt werden20 . Die Patent- und Lizenzbilanz 
umfaßt dabei .die Zahlungen für den entgelt-
lichen Erwerb oder für die entgeltliche Nut-
zung und Auswertung von Patenten, Erfindun-
gen, Verfahren und sonstigem technischem 
"Know-how"21 . 

 

Um Mißverständnisse auszuschließen, muß' be-
tont werden, daß diese Daten, isoliert be-
trachtet, "nicht als Indikator für den techno-
logischen Stand im Vergleich zum Ausland an-
gesehen werden können, worauf auch die Deut-
sche Bundesbank in ihren Veröffentlichun-
gen hinweist. 
Insbesondere muß beachtet werden, daß darü-
ber hinaus zahlreiche weitere Wege existieren, 
mit dem Ausland technologisches Wissen aus-
zutauschen. Hierzu gehören die Lieferung 
technologie-intensiver Produkte bis hin zu 
kompletten Industrie-Anlagen und - worauf 
noch einzugehen sein wird - die Gründung 
von Tochtergesellschaften im Partnerland. 
Die Daten für .Baden-Württemberg beziehen 
sich auf Unternehmen, in Ausnahmefällen 
auch auf Konzerne mit Sitz in Baden-Würt-
temberg. 

Die Patent- und Lizenzbilanz ist in Baden-
Württemberg - wie auch im Bundesgebiet -
negativ. Im Jahr 1981 betrug das Defizit 
724 Mill. DM bei Einnahmen in Höhe von 
170 Mill. DM, und Ausgaben in Höhe von 
894 Mill. DM (Tabellen 7 und 8). 

Ein völlig unterschiedliches Bild bietet sich, 
wenn man die Zahlungen danach differenziert, 
ob sie heimische Unternehmen mit bzw. ohne 
maßgebliche ausländische Kapitalbeteiligung 
betreffen. Während die Patent- und Lizenzbi-
lanz bei den Unternehmen ohne ausländische 
Kapitalbeteiligung fast ausgeglichen war 
(Defizit: 4 Mill. DM), betrug das Defizit bei 
Unternehmen in mehrheitlich ausländischem 
Besitz 720 Mill. DM. Von den Einnahmen aus 
dem Patent- und Lizenzverkehr entfielen 20 % 
auf die Unternehmen in ausländischem Besitz, 
von den Ausgaben dagegen 85 % (Tabelle 7). 
Hier ist allerdings auch zu berücksichtigen, 
daß es zum Beispiel "aufgrund steuerrecht-
licher oder devisenrechtlicher Bestimmurigen 

20 Dies wurde durch eine Sonderauswertung der Deutschen Bundes. 
bank in Verbindung mit der Landeszentralbank in Baden-Württemberg 
ermöglicht. Beiden Institutionen sei an dieser Stelle für ihre Bereit-
schaft hierzu herzlich gedankt. 

21 Nicht erfaßt werden damit z.B. alle Arten des Austausches von 
technischem Wissen bzw. Forschungsergebnissen, die nicht zu einer 
Zahlung führen, also z.B. solche, die auf Gegenseitigkeit beruhen. . 
Siehe hierzu Monatshefte der Deutschen Bundesbank Heft 7/1982. 
Auf diese Quelle stützen sich auch die folgenden technischen Erläu-
terungen. 
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Einnahmen Ausgaben 

davon Unternehmen davon Unternehmen 

Mill. DM % I Mill.'DM % Mill. DM 

 

Mill. DM 

 

ohne I mit 
maßgebliche(r) ausländische(,) 

Kapitalbeteiligung 

ohne 1 mit 
maßgeblichä(r) ausländischer) 

Kapitalbeteiligung 

Land insgesamt insgesamt 

Tabelle 7 

Einnahmen und Ausgaben im Patent- und Lizenzverkehr mit dem Ausland 1981 

Baden-Württemberg 1) 

Insgesamt 

darunter 

Frankreich 

Osterreich 

Schweiz 

USA 

Japan 

170 135 79 35 21 894 139 16 755 84 

12 9 75 3 
12 11 95 1 

5 3 70 1 
32 11 33 22 
36 36 99 0  

25 51 3 6 48 94 
5 1 1 95 0 5 

30 170 40 24 129 76 
67 645 79 12 566 88 

1 4 2 44 2 56 

Bundesgebiet 

Insgesamt 1095 993 91 102 9 2143 536 25 1607 75 
darunter 

Frankreich 51 43 84 8 16 111 33 30 78 70 
Niederlande 13 10 77 3 23 269 23 9 246 91 
Schweiz 37 31 84 6 16 394 99 25 295 75 
USA 290 259 89 31 11 1 159 263 23 896 77 
Japan 139 129 93 10 7 28 19 68 9 32 

1) Unternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg. 
Quelle: Deutsche Bundesbank in Verbindung mit der Landeszentralbank in Saden-Württemberg. 

durchaus zu Verschiebungen zwischen Gewinn-
ausschüttungen einerseits und Patent- bzw. 
Lizenzzahlungen andererseits kommen kann. 

Noch deutlicher wird der Unterschied zwi-
schen Unternehmen mit und ohne ausländische 
Kapitalbeteiligung, wenn man die bundeswei-
ten Zahlen betrachtet. Im Bundesgebiet war 
die Bilanz bei den inländischen Unternehmen 
ohne ausländische Kapitalbeteiligung sogar 
positiv (+ 457 Mill. DM); ursächlich für das 
Gesamtdefizit (- 1,048 Mrd. DM) waren hier 
somit allein die Unternehmen mit maßgeblich 
ausländischer Beteiligung (- 1,505 Mrd, DM). 

Von den gesamten bundesweiten Einnahmen 
aus dem Patent- und Lizenzverkehr entfielen 
16 %, von den gesamten Ausgaben dagegen 
42 % auf Unternehmen mit Sitz in Baden-Würt-
temberg. Die Patent- und Lizenzbilanz ist 
daher für Baden-Württemberg vergleichsweise 
defizitärer als im Bundesgebiet. Dies gilt auch, 
wenn Unternehmen ohne maßgebliche ausländi-
sche Kapitalbeteiligung allein betrachtet 
werden: Bei diesem Unternehmenskreis entfie-
len 14 % der bundesweiten Einnahmen, aber 
26 % der Ausgaben auf baden-württember-
gische Unternehmen. 

In Baden-Württemberg wird somit das Defizit 
fast ausschließlich, im gesamten Bundesge-
biet ausschließlich durch die Unternehmen  

mit ausländischer Kapitalbeteiligung verur-
sacht. Bei diesem Unternehmenskreis ent-
fielen 34 % der bundesweiten Einnahmen und 
47 % der Ausgaben auf Unternehmen mit Sitz 
in Baden-Württemberg. 

Zur Erklärung der vergleichsweise defizitä-
ren Patentbilanz der Unternehmen mit Sitz 
in Baden-Württemberg dürften mehrere Fakto-
ren in Frage kommen. 

 

Zum einen spielt, wie die Daten zeigen, die 
internationale Kapitalverflechtung der Unter-
nehmen, also die Höhe des Bestandes an Di-
rektinvestitionen, eine Rolle. Dies gilt nicht 
nur für die Ausgabenseite (also Zahlungen 
inländischer Tochterunternehmen an das Aus-
land), sondern auch für die Einnahmensei-
te (Zahlungen ausländischer Tochterfirmen 
an inländische Muttergesellschaften)22 . 

Bezüglich der Direktinvestitionen sind nun 
baden-württembergische Unternehmen in einer 
ausgeprägteren Schuldnerposition als die Un-
ternehmen bundesweit. Vom Bestand an den 
bundesweiten Direktinvestitionen im Aus-
land entfielen Anfang 1980 nur knapp 13 % 

22 Wie die Deutsche Bundesbank in dem zitierten Monatsheft-Auf-
satz feststellt, dürften in der Regel Zahlungen von Tochterunterneh. 
men an das Ausland den Müttergesellschaften zufließen. 

137 



auf baden-württembergische Unternehmen; 
andererseits waren über 16 % des Bestandes 
an ausländischen Direktinvestitionen in Ba-
den-Württemberg angelegt. Somit ist Baden-
Württemberg, was den Saldo der (unmittelba-
ren) Direktinvestitionen mit dem Ausland be-
trifft, in einer ausgeprägteren Netto-Kapi-
talimportsituation, als dies bundesweit der 
Fall ist; die Nettoschuldnerposition bezüg-
lich der Direktinvestitionen der baden-würt-
tembergischeri Unternehmen machte Anfang 
1980 mit 3,9 Mrd. DM fast 40 % des bundes-
weiten Defizits aus23 . Diese Tatsache hat si-
cherlich Auswirkungen auf die Patent- und Li-
zenzbilanz. 

Eine weitere Ursache dürfte in der Branchen-
struktur zu suchen sein. Dies läßt sich aller-
dings nur indirekt schließen, da hierzu keine 
baden-württemberg-spezifischen Zahlen vorlie-
gen. Bundesweit entfielen 30 %, unter den Un-
ternehmen mit ausländischer Beteiligung fast 
40 % der Ausgaben im Patent- und Lizenzver-
kehr allein auf den (von der Bundesbank nicht 
näher aufgegliederten) Wirtschaftsbereich 
Elektrotechnik einschließlich Datenverarbei-
tung. Gerade diesem Wirtschaftsbereich, ins-
besondere der Herstellung von ADV-Geräten, 
kommt in Baden-Württemberg ein besonders 
hohes Gewicht zu. Im Bereich "Herstellung von 
Büromaschinen und A DV-Geräten" hatten 
1980 über 60 % der Unternehmen24  ihren Sitz 
in Baden-Württemberg; in diesen Unternehmen 

23 Jahresbericht der Landeszentralbank in Baden-Württemberg 1981. 
Die Daten beziehen sich auf die unmittelbaren Direktinvestitionen 

(Bestandsstatistik der Deutschen Bundesbank bzw. Lan_deszentral. 

bank). 

24 Ohne Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten. 

waren rund 45 % der Beschäftigten dieses 
Wirtschaftsbereichs tätig. Es kann vermutet . 
werden, daß hier ein Schwerpunkt der defizi-
tären Patent- und Lizenzbilanz liegt. Auch 
hier dürften wieder Unternehmen mit auslän-
discher Beteiligung eine erhebliche Rolle 
spielen. 

Im folgenden wird noch die Struktur der Pa-
tent- und Lizenzbilanz der baden-württember-
gischen Unternehmen nach Ländern untersucht. 
Es zeigt sich, daß mit weitem Abstand insbe-
sondere der Austausch von Know-how mit den 
USA defizitär (Saldo - 613 Mill. DM) und 
somit zum größten Teil für das Gesamtdefizit 
(- 724 Mill. DM) ursächlich ist. Mit Abstand 
die zweitgrößte "Quelle" für das Defizit liegt 
in der Schweiz (Saldo: - 165 Mill. DM). Hier 
ist allerdings zu berücksichtigen, daß der 
Schweiz als Sitz zahlreicher Holding- und 
Patentverwertungsgesellschaften sicherlich 
eine Sonderstellung zukommt. 
Leicht defizitär ist der Saldo des Patent-
und Lizenzverkehrs auch mit Frankreich 
(- 39 Mill. DM) sowie den Niederlanden 
(- 4 Mill. DM); positiv ist der Saldo bei 
österreich (+ 11 Mill. DM) und Japan 
(+ 32 Mill. DM). 

Ein längerfristiger Zeitvergleich ist nur mit 
bundesweiten Zahlen möglich. Hier konnte be-
obachtet werden, daß ab 1976 das Defizit 
in der Patent- und Lizenzbilanz kaum noch 
gewachsen ist, während es früher, etwa seit 
Mitte der 60er Jahre, kräftig angestiegen war. 
Von 1980 bis 1981 sank das Defizit bundesweit 
leicht von 1,068 Mrd. DM auf 1,048 Mrd. DM, 
während bei in Baden-Württemberg ansässigen 
Unternehmen 1981 das Defizit mit 724 Mill. DM 
gegenüber dem Vorjahr (701 Mill. DM) leicht 

Tabelle 8 

Saldo der Patent- und Lizenzbilanz mit dem Ausland 1981 

Bundesgebiet Baden-Württemberg 1) 

Saldo der Unternehmen 

 

mit 

 

mit ohne 

maßgebliche(r) ausländische(r) 

Kapitalbeteiligung 

ohne 

maßgebliche(r) ausländischer) 

Kapitalbeteiligung 

Land 
insgesamt insgesamt 

Mill DM 

- 4 -720  

+ 6 
- 2 
+ 10 

-37 
-68 
+32 

45 
2 

+ 1 

-128 
-544 
-± 0 

—1 048 

- 60 
- 256 
+ 49 
- 357 
- 869 
+ 111 

+ 457 - 1 505 

+ 10 - 70 
- 13 - 243 
+ 48 + 1 

68 - 289 
4 865 

+ 110 + 1 

-724 

39 
4 

+ 11 

- 165 
-613 
+ 32 

Insgesamt 

darunter 

Frankreich 

Niederlande 

Osterreich 

Schweiz 

USA 

Japan 

1) Unternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg. 

Quelle: Deutsche B ndesbank in Verbindung mit der Landeszentralbank in Baden-Württemberg. 

138 



anstieg. Ursächlich war hier allein die Ausga-
benseite; während hier baden- württember-
gische Unternehmen mit ausländischer Kapital-
beteiligung 1981 45 Mill. DM weniger Zahlun-
gen leisteten als im Vorjahr, flossen von den 
Unternehmen ohne ausländische Kapitalbeteili-
gung 67 Millionen DM mehr als 1980 für Paten-
te und Lizenzelf ins Ausland. 

Bei der Bewertung der negativen Patent- und 
Lizenzbilanz ist im Hinblick auf die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit auch zu berück-
sichtigen, daß der Standort der Produktion 
nur teilweise abhängig ist vom Entstehungsort 
der eingeflossenen Forschungsergebnisse; feh-
lendes Know-how zur Produktion hochinnova-
tiver Güter kann im In- oder Ausland erwor-
ben werden. Entscheidend für die Wettbewerbs-
fähigkeit ist vielmehr, dieses Know-how 
schnell zu beschaffen, anzuwenden und markt-
fähig umzusetzen, so daß technologieintensi-
ve Güter der Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
nach Zeit, Produkt und Preis standhalten 
können. So hat Japan in den letzten Jah-
ren spektakuläre Erfolge auf dem Weltmarkt 
gerade bei Gütern mit hohem Technologiegehalt 
erzielt, andererseits war die japanische Pa-
tent- und Lizenzbilanz (in internationaler 
Abgrenzung einschließlich Urheberrechte) im 
Jahr 1980 (- 1,8 Mrd. DM) defizitärer als 
die deutsche (- 1,5 Mrd. DM). 

Öffentliche Forschungsförderung für die Wirtschaft 

Von den Aufwendungen der deutschen Wirt-
schaft für Forschung und Entwicklung, die 
1981 27,4 Mrd. DM betrugen, wurden 17 % 
von den (inländischen) öffentlichen Haus-
halten finanziert 25 . 

Die öffentlichen Förderungsmaßnahmen sind 
also auch für die Wirtschaft von nicht uner-
heblicher Bedeutung. 

In einem weiteren Sinn ist öffentliche For-
schungsförderung jedoch umfassender zu ver-
stehen, als es in diesen finanziellen Mitteln 
zum Ausdruck kommt: Darüber hinaus hat der 
Staat zunächst;durch die Ausgestaltung der 
Rahmenbedingungen mittelbar Einfluß auf die 
Forschungs- und Innovationstätigkeit der 
Wirtschaft. Hierzu gehören neben den ökono-
mischen Rahmenbedingungen die technischen 
und juristischen, zum Beispiel in Form der 
Patentgesetzgebung, Regelungen über Arbeit-
nehmer-Erfinder, technische Normen usw. 
Wirkungen können auch von anderen gesetzli-
chen Regelungen ausgehen, wie zum Beispiel 
im Umweltschutz, Lebensmittelrecht oder 
Arzneimittelrecht,26. 

Mittelbar von Bedeutung für die Wirtschaft ist 
aber auch die Tatsache, daß Bund und Länder 
durch die Unterhaltung von Forschungskapazi-

 

25 Faktenbericht 1981 S.9. 

 

26 Vgl. hierzu Jutta Geriets, Forschungspolitik in der Bundesrepu-
blik Deutschland, Köln 1982, S. 153 ff. 

täten im öffentlichen Bereich den Transfer 
von Forschungsergebnissen und Technologie 
in die Unternehmen ermöglichen. So flossen 
im Rahmen der institutionellen Förderung des 
BMFT 1981 670 Millionen DM nach Baden-Würt-
temberg, dies waren 32 % der bundesweiten 
Zuschußsumme 27. In diesem hohen Anteil spie-
gelt sich insbesondere die große Zahl von 
öffentlichen Forschungseinrichtungen in Ba-
den-Württemberg wider. 

In diesem Abschnitt soll die öffentliche For-
schungsförderung der Wirtschaft im Mittel-
punkt stehen. Ein wichtiger Punkt wird dabei 
die Frage sein, in welchem Ausmaß auch mit-
telständische Unternehmen an der Förderung 
teilhaben, da dieser Unternehmenskreis insbe-
sondere durch niedrige Kapitalkraft und 
schwereren Zugang zu Finanzierungsquellen 
besonders große Schwierigkeiten hat, FuE-Ka-
pazitäten aufzubauen bzw. zu nutzen sowie 
Forschungsergebnisse in neue Produkte bzw. 
Verfahren zu transformieren. Dies drückt 
sich bei der Unterhaltung eigener FuE-Kapa-
zitäten darin aus, daß Forschungsschwellen 
überwunden werden müssen, also Mindestan-
forderungen an Ausstattung und Personal 
bestehen. Auch der Risikoausgleich durch 
Parallelforschung ist schwieriger. Wenn die 
Unterhaltung eigener FuE-Kapazitäten nicht 
zweckmäßig ist, kommt der öffentlichen För-
derung der Vertragsforschung und Gemein-
schaftsforschung besondere Bedeutung zu. 
Vor allem kleinere Unternehmen haben nicht 
nur besondere Probleme, externes technisches 
Wissen zu nutzen, sondern bereits dabei, ge-
eignete Technologieanbieter zu finden, wes-
halb die Förderung der Technologieberatung 
und -Vermittlung besonders wichtig ist. 
Schließlich übersteigen die zur Verwertung 
des intern oder extern erworbenen techni-
schen Know-hows erforderlichen Finanzierungs-
mittel in vielen Fällen die Möglichkeiten der 
kleineren Unternehmen, sei es bei der Einfüh-
rung eines neuen Produktionsverfahrens oder 
bei der Produktion und Markteinführung eines 
neuen oder verbesserten Produkts. Kleine 
und mittlere Unternehmen bedürfen so in al-
len Stufen des Innovationsprozesses in be-
sonderem Maß öffentlicher Förderung. 

Andererseits kommt den kleineren Unterneh-
men im FuE-Prozeß eine besondere gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung zu. Sie sind flexibler 
und risikofreudiger als große Organisations-
einheiten. Während große Unternehmen eher in 
der Lage sind, Basisinnovationen durchzuset-
zen, in erster Linie in Form von Massengü-
tern,. sind kleinere Unternehmen insbesondere 
befähigt, Verbesserungsinnovationen, Spezial-
lösungen und die Verbreitung vorhandenen 
technischen Wissens in Richtung auf neue 
Produktarten bzw. Verfahren.in ihrer ganzen 
Vielfalt zu gewährleisten. Es kommt also ent-

 

27 Bundestagsdrucksache 911760. 
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scheidend darauf an, ob die öffentliche For-
schungs- und Innovationsförderung dazu bei-
trägt, die Arbeitsteilung zwischen kleinen 
und großen Unternehmen im FuE-Prozeß auf-
rechtzuerhalten und zu vertiefen 28. 

(m folgenden werden zunächst die großen För-
derungsprogramme des Bundes, dann die lan-
deseigenen Programme beschrieben. Hier ist 
in erster Linie die Projektförderung des 
BMFT 29  zu nennen, die überwiegend (1981 zu 
rund 75 %) von der Wirtschaft in Anspruch 
genommen wird. Im Rahmender Projektförde-
rung flossen 1981 518 Mill. DM nach Baden-
Württemberg, dies waren 16,6 % der bundeswei-
ten Förderungssumme; für 1982 waren nach 
vorläufigen Angaben 549 Mill. DM bewilligt30, 
von 1977 bis 1981 stieg diese Fördersumme um 
die Hälfte an. 

 

In Baden-Württemberg dürften gut 70 % dieser 
Summe an Unternehmen der Wirtschaft gehen; 
im Jahr 1980 waren dies 351 Mill. DM gegen-
über 231 Mill. DM 1977 (+ 52 %) 31. 

Die Projektförderung dient vor allem der Ent-
wicklung finanziell risikoreicher, komplexer 
Technologien mit langer Ausreifungszeit und 
begünstigt daher in erster Linie große Unter-
nehmen, auch wenn die starke Konzentration 
der Förderung auf wenige Zuwendungsempfän-
ger inzwischen abgenommen hat. So entfielen 
bundesweit auf die 50 größten Zuwendungsemp-
fänger 1973 noch 93 % der Mittel., 1980 dage-
gen 68 %. 

Die Projektförderung erstreckt sich auf Pro-
jekte der Unternehmen, die, vom BA1FT vor-
gegebenen, "Fachprogrammen" entsprechen 
müssen. Bei dieser Förderungsart fördert 
der Staat also bewußt solche Forschungsziele, 
die als volkswirtschaftlich bedeutsam angese-
hen werden, wobei auf breiter Basis eine 
Konsensbildung mit Wissenschaft und Verbän-
den über die Auswahl vorgenommen wird. 
Wettbewerbspolitisch ist von Bedeutung, daß 
die Zuwendungsempfänger bei der Durchset-
zung einer hierdurch ermöglichten Innovation 
einen Marktvorsprung erhalten. Darüber 
hinaus können die geförderten Unternehmen 
das erworbene Know-how möglicherweise auch 
zur Verbesserung der Marktstellung 
bei anderen Produktsparten benutzen. Aller-
dings gilt dies im Prinzip für alle Förde-
rungsformen, die an irgendeine Voraussetzung, 
und sei es nur die Stellung eines Antrags, 
anknüpfen. 

Der programmbezogenen Projektförderung 
stehen die aufwandsbezogenen ("indirekten") 
Förderungsarten gegenüber, die im allgemei-
nen auf mittelständische Unternehmen zu-
geschnitten sind. Hier sind die Vorausset-

 

28 Siehe hierzu Jutta Gerjets, a.a.O. S. 27 ff. 
29 BMFT-Förderungskatalog 1981. 
30 Bundestagsdrucksache 9/1760. 
31 Faktenbericht S. 204 ff. sowie S. 37 f.  

zungen zur Förderung nur allgemeiner Natur, 
das heißt jedes Unternehmen, das zum Bei-
spiel eine bestimmte Größenklasse nicht über-
schl'eitet, kann prinzipiell gefördert werden, 
unabhängig davon, welchen speziellen For-
schungszweck es verfolgt. Hier ist neben 
kleineren Programmen - wie der Investitions-
zulage und der Förderung der externen Ver-
tragsforschung - in erster Linie das Perso-
nalkostenzuschußprogramm zu nennen. Mit 
diesem auf kleine und mittlere Unternehmen 
beschränkten Programm wurde 1979 ein neuer 
Weg zur Forschungsförderung beschritten, 
der größte Breitenwirksamkeit hat 32. Berück-
sichtigt wird bei dieser Förderungsart vor 
allem, daß der Personalkostenanteil bei den 
Forschungsaufwendungen bei dieser Unterneh-
mensgruppe besonders groß ist, wie zum Bei-
spiel die Erhebungen des Stifterverbandes 
zeigen. 

Bei diesem Förderungsprogramm ist die Be-
teiligung der baden-württembergischen Unter-
nehmen besonders hoch. Seit Beginn der För-
derung fließen pro Jahr über 25 % der ver-
gebenen Mittel nach Baden-Württemberg. In 
der "Antragsrunde" des Jahres 1981 gingen 
Zuschüsse in Höhe von 115 Mill. DM an heimi-
sche Unternehmen (Anteil am Bundesgebiet : 
26,4 %). Damit wurden in Baden-Württemberg 
1620 Unternehmen gefördert, die im Durch-
schnitt knapp 200 Beschäftigte hatten. Die Zu-
schußsumme je Unternehmen betrug dabei 
70 700 DM (im Bundesdurchschnitt 67 500 DM) 
bei Gesamtaufwendungen für FuE-Personalko-
sten von durchschnittlich 390 000 DM je Un-
ternehmen (im Bundesdurchschnitt : 358 000 DM). 

Auch 1982 war die Beteiligung baden-württem-
bergischer Unternehmer weiter rege: Im An-
tragsjahr 1982 wurden 1639 Anträge mit einer 
beantragten Zuschußsumme von gut 90 Millio-
nen DM gestellt (Anteil an der bundesweit 
beantragten Zuschußsumme: 24,5 %). Von den 
Anträgen waren 398 Neuanträge. Gut 40 % der 
Anträge entfielen .auf Unternehmen mit weni-
ger als 50 Beschäftigten. 

Insgesamt gesehen ist die FuE-Förderung des 
Bundes jedoch schwerpunktmäßig nicht mittel-
standsbezogen, auch wenn das Gewicht der 
kleinen und mittleren Unternehmen im Zeit-
verlauf deutlich angestiegen ist. So betrug 
bundesweit die Förderung von konzernunabhän-
gigen Unternehmen mit weniger als 200 Mill. DM 
Jahresumsatz, 1981 mit 819 Mill. DM rund 25 % 
der FuE-Wirtschaftsförderung des Bundes 
(ohne Verteidigungsforschung), während es 
1974 nur 6 % gewesen waren 33, 

 

32 Das Programm betraf ursprünglich (konzernunabhängige) Unter-
nehmen mit.bis zu 100O Beschäftigten oder einem Jahresumsatz 
unter 150 Mill. DM. Seit 1982 wurde die Fördergrenze auf Unter. 
nehmen herabgesetzt, die bis zu 500 Beschäftigten und unter 
50 Millionen Umsatz haben. Siehe hierzu wie im folgenden AIF-
Mitteilungen 1/1982. 
33 Faktenbericht 1981, S.42 ff. 
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500 bis 999 
Beschäftigte 1 bis 9 Beschäftigte 

1000 u. mehr Beschäftigte 

Zuwendungen 
insgesamt 

36,4%ä '-:S:- 58,3 Mi11. DM 

100 bis 499' 
Beschäftigte 

10 big 99 
Beschäftigte 

Ui 83 

Baden-Württemberg ist in erheblichem Umfang 
durch eigene Maßnahmen bei der Förderung 
von Forschung und Entwicklung in der Wirt-
schaft tätig. Das 1977 angelaufene Innova-
tionsförderungsprogramm hat zum Ziel, mittel-
ständische Unternehmen durch finanzielle För-
derung sowie Beratung und Betreuung bei der 
Durchführung von Innovationen zu unterstüt-
zen. Das Programm gliedert sich in vier Teil-
programme. 
Im Programm "Entwicklungsvorhaben kleiner 
und mittlerer Unternehmen" fördert das Land 
die Entwicklung von neuen Produkten und Ver-
fahren durch bedingt rückzahlbare Zuschüsse, 
um den Unternehmen die hiermit verbundenen 
finanziellen Risiken teilweise abzunehmen. 
In diesem Programm wurden von 1977 bis 1981 
58 ; 3 Mill. DM bewilligt, 1982 nach vorläufi-
gen Angaben weitere 10 Mill. DM. Daß bei 
dieser Förderungsart gerade Kteinstunterneh-
men im Vordergrundstehen, zeigt Schaubild 4. 
So flossen 1977 bis 1981 mit 31 Mill. DM rund 
53 % der Mittel dieses Programms in Unterneh-
men mit weniger als 100 Beschäftigten. Mit 
dem Programm "Einrichtung der Fertigung für 
neue Produkte" werden bei kleineren und mitt-
leren Unternehmen Investitionen gefördert, 
die der Fertigung für ein neues Produkt 
oder der Produktion nach einem neuen Verfah-
ren dienen. Die Förderung erfolgt in Form 
von bedingt rückzahlbaren Darlehen der Lan-
deskreditbank. Hierzu gewährt das Land 
Zinszuschüsse. 

Von 1977 bis 1982 konnten Darlehen in Höhe 
von insgesamt fast 19 Mill. DM gewährt wer-
den, davon allein 1982 7,9 Mill. DM, 

Ein- weiteres Landesprogramm umfaßt die För-
derung der anwendungsorientierten Forschung 
insbesondere durch institutionelle und pro-
jektbezogene Förderung der anwendungsorien-
tierten außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und Institute für industrielle Gemein-
schaftsforschung. Von 1977 bis 1982 wurden 
im Rahmen dieses Programms insgesamt rund 
118 Mill. DM aufgewendet, davon 1982 allein 
25 Mill. DM, Die Struktur der geförderten 
Forschungsgebiete zeigt, daß die hierdurch 
ermöglichten Leistungen im Bereich der Tech-
nologieberatung und der Technologievermitt-
lung in hohem Maße mittelständisch orientier-
ten Branchen zugute kommen. Bestandteil des 
Innovationsförderungsprogramms ist, nicht 
zuletzt auch die inzwischen weitgehend ver-
wirklichte Schaffung eines flächendeckenden 
dezentralen Netzes von Anlauf- und Beratungs-
stellen, das vom Landesgewerbeamt koordi-
niert wird. Hierzu gehören die Zentralstel-
le für Technologieberatung und Technologie-
vermittlung beim Landesgewerbeamt, Innova-
tionsberatungsstellen der Kammern und Ver-
bände sowie des RKW, der technische Bera-
tungsdienst der Steinbeis-Stiftung an Fach-

 

34 Siehe hierzu z.B. die Broschüre "Ohne Forschung kein Fortschritt. 
Innovationsförderung in Baden-Württemberg*Hrsg. Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr, Stuttgart o.J., sowie Landtags-
drucksache 813446 (Mittelstandsbericht). 1 

Schaubild 4 

Bewilligte Zuwendungen für Entwicklungsvorhaben 
kleiner und mittlerer Unternehmen nach 
Beschäftigtengrößenklassen 1977/81 

hochschulen sowie Anlaufstellen bei Universi-
täten, außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und Instituten für industrielle Ge-
meinschaftsforschung. 

Die Landesregierung hat einen Regierungsbe-
auftragten für Technologietransfer berufen, 
der die Aufgabe hat, den Einsatz moderner 
Technologien in der mittelständischen Wirt-
schaft anzuregen und zu fördern. 

Die FuE-Förderung des Bundes hat, wie die 
Monopolkommission feststellte 35, in den zurück-
liegenden Jahren große Unternehmen begün-
stigt. Dies liegt, wie dort festgestellt wird, 
nicht nur an den sogenannten Struktureffek-
ten, das heißt an der Tatsache, daß Großun-
ternehmen deshalb von der Förderung beson-
ders profitieren, weil sie in überdurch-
schnittlichem Maße förderungswürdige FuE-Vor-
haben durchführen. Vielmehr deuten die Daten 
darauf hin, daß die großen Unternehmensein-
heiten auch relativ zu ihren eigenen FuE-Auf-
Wendungen höhere FuE-Subventionen erhalten. 

 

Bei der strukturpolitischen Bewertung die 
- 
ser 

Tatsache ist allerdings zu berücksichtigen, 
inwieweit die Förderung von Großunternehmen 
aus technologischen Gründen unvermeidlich 
ist (zum Beispiel im Flugzeugbau). Die FuE-
Förderung Baden-Württembergs und anderer 
Bundesländer, die hauptsächlich auf die mit-
telständische Wirtschaft ausgerichtet ist, 
dürfte jedoch zur Erhaltung einer ausgewoge-
nen Größenklassenstruktur der Unternehmen 
beigetragen haben. 

35 Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/81, Baden-Baden 
1982, S. S. 214 ff. 
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Finanzierung: Die Bedeutung der öffentlichen Haushalte 

In den vorausgegangenen Abschnitten wurden 
die Forschungskapazitäten bei Hochschulen, 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
und in der Wirtschaft dargestellt, also in 
den Institutionen, die Forschung durchführen. 
Dabei zeigte sich, daß auf der Finanzierungs-
seite den öffentlichen Haushalten eine Schlüs-
selfunktion zukommt. In diesem Abschnitt soll 
daher, wieder hach einem kurzen internationa-
len Vergleich, die Struktur dieser Finanz-
ströme dargestellt werden. 
Der Anteil der öffentlichen Forschungsausga-
ben am Bruttoinlandsprodukt war unter den 
EG-Ländern im Jahr 1980 am höchsten in der 
Bundesrepublik (Anteil: 1,14 %), etwa gleich-
auf lag Frankreich (1,13 %), knapp darunter 
Großbritannien (1,11 %). Die Europäische Ge-
meinschaft veröffentlicht auch Zahlen für 
die USA, hier war der Anteil mit 1,21 % hö-
her als in allen Ländern der EG. Bei diesen 
Zahlen ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß in vielen Staaten ein erheblicher Teil 
der öffentlichen Forschungsausgaben der 
Verteidigungsforschung dient, dieser Anteil 
liegt in der Bundesrepublik allerdings nur 
bei 10 %. Nach diesem internationalen Ver-
gleich werden nun die Ausgaben der inländi-
schen Gebietskörperschaften beschrieben. 
Die folgende Darstellung erstreckt sich auf 
die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung. 
Wie bereits in der Einleitung erwähnt, 
schließt der Bereich Wissenschaft den Bereich 
der Forschung mit ein. Dies bedeutet, daß 
Aufwendungen für Hochschulen, wissenschaftli-
che Bibliotheken und Museen nicht nur mit 
(geschätzten) Forschungsanteilen, sondern 
vollständig nachgewiesen werden, und daß 
auch Ausgaben für andere wissenschaftliche 
Einrichtungen mit enthalten sind (zum Bei-

 

Schaubild 5 

Pro-Kopf-Ausgaben" für Wissenschaft 

und Forschung 

1) Neaoaus gaben. — 2) Einschl. Gemeinden.-

 

3) Elnschl. Sondervermögen. ohne Ausgaben für Verteidigungsforschung. 

lag e3 

spiel die Fachinformationszentren), die nicht 
selbst Forschung betreiben, sondern eher 
Service-Funktionen für die Forschung erfül-
len. 

Aufgrund der Arbeitsteilung zwischen Bund 
und Ländern fließen im Wissenschaftsbereich 
nicht zu vernachlässigende Finanzströme zwi-
schen den einzelnen Gebietskörperschaften. 
Um die öffentlichen Ausgaben im Bundeslän-
dervergleich beschreiben zu können, werden 
im folgenden stets die Nettoausgaben verwen-
det, die die aus eigenen Einnahmequellen 
finanzierten Ausgaben der jeweiligen Gebiets-
körperschaften darstellen (IlBelastungsprin-
zip11). 

Im Jahr 1981 betrugen die Ausgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden für Wissenschaft und 
Forschung 28,8 Mrd. D M36. (Nicht enthalten 
sind dabei die Ausgaben des Bundes für Ver-
teidigungsforschung, die 1980 1,67 Mrd. DM 
betrugen). Davon entfielen mit 19,9 Mrd. DM 
knapp 70 % auf die Länder (einschließlich Ge-
meinden). Die Ausgaben Baden-Württembergs 
betrugen 3,1 Mrd. DM, dies sind 15,6 % der 
Länderausgaben. Die Finanzierung der Hoch-
schulen ist im wesentlichen Aufgabe der Län-
der. Von den Ausgaben für Hochschulen (1981: 
18,6 Mrd. DM) finanzierten die Länder mit 
17,8 Mrd. rund 96 %. Mit 2,8 Mrd. DM betrug 
der Anteil Baden-Württembergs an der Länder-
summe 15,5 %. Bei den Ausgaben für Wissen-
schaft und Forschung außerhalb der Hoch-
schulen liegt der Schwerpunkt beim Bundes-
haushalt. Von den 10,3 Mrd. DM wurden 
8,1 Mrd. DM vom Bund, 2,2 Mrd. DM (21 %) 
von den Ländern (einschließlich Gemeinden) 
aufgebracht, davon entfielen auf Baden-Würt-
temberg knapp 349 Mill. DM (16,0 % der Län-
dersumme). Hier leisten auch die Gemeinden ei-
nen Beitrag. Von den baden-württembergischen 
Ausgaben kamen 1980 rund 7,5 Mill. DM von 
den Gemeinden des Landes, insbesondere durch 
Zuwendungen an Forschungseinrichtungen und 
wissenschaftliche Bibliotheken und Museen. 
Die Stellung Baden-Württembergs unter den 
Bundesländern zeigt Schaubild 5 anhand der 
Pro-Kopf-Ausgaben für Wissenschaft und 
Forschung. Im Jahr 1974 lagen die Pro-Kopf-
Ausgaben hier mit 221 DM gut 8 %, 1981 mit 
335 DM immer noch knapp 4 %.über dem Länder-
Durchschnitt. Hier überlagern sich zwei ge-
genläufige Entwicklungen. Im Hochschulbe-
reich ist ein Aufholprozeß der übrigen Län-
der zu verzeichnen, hier waren die baden-
württembergischen Ausgaben pro Kopf 1974 
mit 201 DM gut 10 %, 1981 mit 297 DM noch 
3 % über dem Durchschnitt. Dagegen ver-
größerte Baden-Württemberg den Vorsprung 
bei den Ausgaben für den Bereich außerhalb 
der Hochschulen; hier gaben die heimischen 
öffentlichen Haushalte 1981 mit 38 DM pro 

36 Die Angaben enthalten die Nettoausgaben der Gebietskörperschaf. 

ten. Länderangaben jeweils einschließlich Gemeinden, Ausgaben des 

Bundes einschließlich Sondervermögen (ERP, LAF), ohne Verteidi-
gungsforschung. 
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Kopf rund 9 % mehr als im Durchschnitt der 
Länder aus. Da die Ausgaben für Hochschulen 
dominieren - in Baden-Württemberg entfielen 
1981 89 % der Wissenschaftsausgaben auf die 
Hochschulen -, ist auch insgesamt gesehen 
ein Aufholprozeß der übrigen Länder zu beob-

 

achten. Dies .zeigt auch Schaubild 6. Hier 
wird deutlich, daß von 1970 bis 1982 in 
Baden-Württemberg die gesamten Wissenschafts-
ausgaben (+ 280 %) zwar stärker als das 
Bruttoinlandsprodukt (+ 240 %) gestiegen 
sind, aber weniger stark als bei den Ländern 
insgesamt (+ 330 %) und beim Bundeshaushalt 
(+ 340 %), auch aufgrund des hohen Niveaus, 
das Baden-Württemberg seit jeher erreicht 
hat. 

Diese Tendenz trat auch in jüngster Zeit 
zutage. Von 1980 bis 1981 stiegen die Hoch-
schulausgaben in Baden-Württemberg um 1,3 $, 
die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung 
außerhalb der Hochschulen um 10,3 % (Wissen-
schaftsausgaben insgesamt: + 2,2 %). Bei 
der Gesamtheit der Länder wuchsen die Hoch-
schulausgaben stärker (+ 5,3 %), die Wissen= 
schaftsausgaben außerhalb der Hochschulen 
schwächer (+ 5,7 %; insgesamt: + 5,4 %). Nach 
den Zahlen der Haushaltspläne trat auch von 
1981 bis 1982 eine ähnliche Tendenz auf. In 
Baden-Württemberg dürften danach die Hoch-
schulausgaben um 3,1 %, die Ausgaben außer-
halb der Hochschulen um 5,8 %, die Wissen-

 

schaftsausgaben insgesamt um 3,4 $ gestiegen 
sein. Im Länderdurchschnitt betrug die Zu-
wachsrate bei den Hochschulen 5,2 %, außer-
halb der Hochschulen 4,1 $, bei den gesamten 
Wissenschaftsausgaben 5,1 $. Beim Länderan-

 

teil bezüglich der Hochschulausgaben ist 
zu berücksichtigen, daß diese Ausgaben auch 
durch den Ausbaustand der Hochschulen be-
einflußt werden, der in den einzelnen Län-

 

dern unterschiedlich verlief und besonders 
in Baden-Württemberg bereits frühzeitig recht 
hoch war. So betrug der Anteil Baden-Württem-
bergs an den Hochschulausgaben der Länder 
1970 noch fast 19 %, sank .dann bis 1974 auf 
16,4$ und blieb auf etwa diesem Niveau noch 
bis 1980 (Anteil: 16,2 %). 

Außerdem sind die Ausgaben für die baden-
württemberg-spezifischen Berufsakademien, 
die eine praxisorientierte Alternative zum 
Hochschulstudium bieten, nicht in den Wissen-
schaftsausgaben enthalten. 

Nach diesem globalen Überblick wird nun die 
Struktur der Ausgaben des Landes für Wissen-
schaft und Forschung im Jahr 1981 dargestellt 
(Tabelle 9). Von den Gesamtausgaben für die-

 

sen Aufgabenbereich in Höhe von 3,1 Mrd. DM 
entfielen 2,8 Mrd. (89 %) auf Hochschulen 
(einschließlich Universitätskliniken). Hier-

 

von gingen 1,4 Mrd. DM (46 % der Wissen-

 

schaftsausgaben) an Universitäten (ohne 
Kliniken), 950 Mill. DM (31 %) an die Univer-

 

sitätskliniken. Bei den Klinikausgaben ist 
allerdings zu berücksichtigen-, daß mehr als 
die Hälfte dieser Ausgaben durch Eigeneinnah-  

Schaubild 6 

Entwicklung der Nettoausgaben für Wissenschaft 
und Forschung und des Bruttoinlandsprodukts 

1)Ohne Ausgaben für Veneidigungsfo schungieinschließlich Sondervermögen. 
2)Einschließlich Gemeinden. 3) Eigene Schatzung -
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men der Kliniken aus der Krankenversorgung 
gedeckt wird, die Belastung des Landeshaus-

 

halts hier also effektiv deutlich niedriger 
ist. Rund 349 Mill. DM flossen in den Be-

 

reich außerhalb der Hochschulen. Hierbei 
gingen 114 Mill. DM (4 % der Gesamtausgaben 
für Wissenschaft und Forschung) an fächer-
übergreifende Förderungs- und Trägerorgani-
sationen und an Sonderforschungsbereiche 
der DFG. 
Zu diesem Ausgabenposten gehören Zuwen-

 

dungen an die Max-Planck-Gesellschaft, die 
vom Bund und den Ländern je zur Hälfte 
finanziell gefördert wird. Der auf die Län-

 

der entfallende Anteil wird zu 12,5 % vom 
jeweiligen Sitz-Land, zu 87,5 % von allen Län-
dern gemeinsam aufgebracht. Weitere Bestand-
teile dieser Ausgabenrubrik sind die Zuwen-

 

dungen an die Institute der Fraunhofer-Ge-
sellschaft - hier bringt der Bund 90 $, die 
7 beteiligten Sitz-Länder 10 % auf - sowie 
Zuwendungen an die DFG und die Förderung 
der von der DFG betreuten. Sonderforschungs-

 

bereiche an Hochschulen. Die Ausgaben des 
Landes für Sonderforschungsbereiche betra-

 

gen 1981 18 Mill. DM. 
An wissenschaftliche Bibliotheken, Archive 
u.ä. gingen 1981 36 Mill. DM, davon stamm-

 

ten 0,3 Mill. DM von den Gemeinden. Zu die-
sem Bereich zählt auch das Fachinformations-
zentrum Energie, Physik, Mathematik in Karls-

 

ruhe, eine Service-Einrichtung für die For-

 

schung und die Technologievermittlung. 

An wissenschaftliche Museen gingen 14 Mill. DM 
davon rund 4 Mill. von den Gemeinden. Die Zu-

 

wendungen an die Vielzahl der Forschungsin-
stitute außerhalb der Max-Planck- und Fraun-

 

hofer-Gesellschaft sowie die wirtschaftsbezo-
genen Forschungs- und Innovationsförderungs-
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9323,3 
7477,2 740,1 

8900,7 
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1437,8 46,3 16,2 
950,0 30,6 13,3 

10251,1 8073,5 2177,6 348,5 11,2 16,0 

programme spiegeln sich im Aufgabenbereich 
"Sonstige Forschung", der in Tabelle 10 un-
tergliedert ist. Im Jahr 1981 betrugen hier 
die Ausgaben des Landes 180 Mill. DM, das 
waren 18,8 % der bundesweiten Länderausga-
ben. Bei der Struktur der "Sonstigen For-
schung" ist allerdings einzuschränken, daß 
die verwendete Gliederung einige Unschärfen 
aufweisen dürfte, was nicht zuletzt bei dem 
im Bundesländervergleich unterschiedlich 
stark besetzten Restposten "Sonstiges" zum 
Ausdruck kommt. Ein Zeitvergleich und ein 
detaillierter Bundesländervergleich sind da-
her nicht möglich. In den Ausgaben des Lan-
des für Kernforschung (44 Mill. DM) und 
Weltraumforschung (8 Mill. DM) spiegeln sich 
insbesondere die Zuwendungen an die beiden 
im Lande gelegenen Großforschungseinrich-
tungen wider, die jedoch über ihren For-
schungsschwerpunkt hinaus in,weitem Umfang 
Aufgaben in der Technologievermittlung er-
füllen. Auch im Ausgabenposten Soziale Fra-
gen, Arbeitsmarkt, Gesundheitswesen 
(16,5 Mill. DM) sind Zuwendungen an ein 
im Land gelegenes Großforschungszentrum 
(Krebsforschungszentrum Heidelberg) enthal-  

ten. Großforschungszentren werden zu 90 % 
vom Bund, zu 10 % vom Sitz-Land (bei der 
DFVLR von den beteiligten 4 Sitz-Ländern) 
finanziert. 

Im Ausgabenbereich "Wirtschaft einschließ-
lich Infrastruktur" sind Zuwendungen an die 
Unternehmen und wirtschaftsnahen Forschungs- 
Institute im Rahmen des Innovationsförde-
rungsprogrammes sowie in kleinerem Umfang 
Zuschüsse für wirtschaftswissenschaftliche 
Forschungsinstitute enthalten. Hier betrug 
der Anteil an den Ausgaben der Bundesländer 
37 %. Auf den Ausgabenbereich Ernährung; 
Land- und Forstwirtschaft entfielen rund 
28 Mill. DM (Anteil an den Länderausgaben 
rund 24 %). In den Bereich "Sonstiges" flos-
sen rund 22 Mill. DM. Er enthält neben den 
Zuwendungen für einige Forschungsinstitute 
des Landes insbesondere auch die Zuschüsse, 
die das Land im Zuge der Rahmenvereinbarun-
gen Forschungsförderung nach Artikel 91b. 
des Grundgesetzes für diejenigen Forschungs-
einrichtungen und Einrichtungen mit Service-
Charakter für die Forschung erbringt, die 
außerhalb Baden-Württembergs liegen. 

Tabelle 9 

Ausgaben1)  der Gebietskörperschaften für Wissenschaft und Forschung 1981 

Ausgabenl  ) 

Baden-Württemberg 
Bund, 

LAF, ERP 
zusammen 

Länder 
zusammen  

insgesamt 
Struktur-

anteil  

Anteil an der 
Ländersumme 

Funktionsbereich insgesamt 

 

Mill. DM 

Hochschulen, Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung außerhalb der Hochschulen2)  28844,4 8915,7 19928,6 3 107',5 100 15,6. 

davon 
Hochschulen 

darunter 
Universitäten, Technische Hochschulen, 
Technische Universitäten, 
Gesamthochschulen 
Hochschulkliniken3) 

Wissenschaft,.Forschung und Ent-
wicklung außerhalb der Hochschulen2) 

davon 
Fächerübergreifende.Förder- und 
Trägerorganisationen in Wissenschaft 
und Forschung; Sonderforschungs-
bereiche 

Wissenschaftliche Bibliotheken, Archive, 
Dokumentation usw. 

Wissenschaftliche Museen 

Sonstige Forschung4) 

Wissenschafts- und Forschungs-
, verwaltung 

18593,2 842,3 17751,0 2759,0 88,8 15,5 

1 587,9 910,6 677,3 114,4 3,7 16,9 

503,5 206,2 297,3 35,5 1,1 11,9 

226,1 21,9 204,2 13,9 0,4 6,8 

7893,4 6932,4 961,0 160,3 5,8 18,8 

40,3 2,4 37,9 4,4 0,1 11,6 

1) Nettoausgaben: Länder einschl. geschätzter Ausgaben der Gemeinden. - 2) Einschl. Verwaltung,einschl, Zuschüssen zu den Sonder,: 
forschungsbereichen, ohne Forschung der Verteidigung. - 3) Einschl. kaufmännisch buchende Krankenhäuser (Bruttoverbuchung): -
^. Einschi. FKZ 179 "Sonstiges"; Aufgliederung der "Sonstigen Forschung" siehe Tabelle 10. 

144 



Tabelle 10 

Ausgaben1) der Gebietskörperschaften für "Sonstige Forschung" 1981 

Ausgaben 7) 

Forschungsbereich  
insgesamt  

Bund, LAF,ERP 
zusammen 

Länder 
zusammen  Baden-Württemberg 

Mill. DM 

Sonstige Forschung2) 7893,4 6932,4 961,0 180,2 
davon 
Kernforschung 
Sonstige Energieforschung 
Weltraumforschung und -technik - 
Informatik, Datenverarbeitung 
Technologische Forschung und'Entwicklung 
Wirtschaft einschließlich Infrastruktur 
Verkehrs- und Nachrichtenwesen 
Reinhaltung von Luft, Wasser und Erde, Lärmbekämpfung, 
Reaktorsicherheit, Strahlenschutz 
Ernährung, Land. und:Forstwirtschaft 
Soziale Fragen, Arbeitsmarkt, Gesundheitswesen 
Bau- und Wohnungswesen, Raum- und Städteplanung 
Boden- und Meeresforschung 
Bildungswesen 
Sonstiges 

2059,6 1 938,8 120,8 43,ö 
693,7 689,5 4,2 
811,2 782,4 28,8 B,1 
151,9 126,0 25,9 9,4 
440,9 440,9 
889,1 770,9 118;2 44,4 
562,2 55O,9 11,3' 0,5 

271,5 252,3 19,2 
382,5 266,2 116,2 28;4 
637,2 563,2 74,0 16,5 

50,7 33,4 17,3 1,9 
437,4 346,9 90,4 5,1 

51,9 22,7 29,3 0,9 
453,6 148,3 305,3 21,6 

1) Nettoausgaben. — 2) Einschließlich F.KZ 179 "Sonstiges". Ohne Forschung der Verteidigung. 

Schlußbemerkungen: Forschung und Innovationen 

Die Darstellung der Forschungskapazitäten 
konnte zeigen, daß die Forschung in der Bun-
desrepublik und besonders. in Baden-Württem-
berg einen hohen Rang einnimmt, .zumindest 
was die statistisch faßbare quantitative Aus-
stattung mit Personal und Finanzmitteln be-
trifft. Zwischen Forschung als Inputfaktor 
und der Umsetzung der Forschungsergebnisse 
in Innovationen als Output besteht zwar ein 
Zusammenhang, jedoch keineswegs in Form 
eines Automatismus. 

Das gilt verstärkt dort, wo Forschung nicht 
vollständig im Unternehmen selbst durchge-
führt wird, und dies dürfte - insbesondere 
in kleinen und mittleren Unternehmen - der 
häufigste Fall sein. Hier muß zunächst das 
Problem des Transfers der Forschungsergebnis-
se von der Entstehungsseite in die Verwer-
tungsseite, das heißt in das Unternehmen, 
überwunden werden. Dies ist erst in zweiter 
Linie ein finanzielles Problem, in erster Linie 
jedoch ein Problem der Information, Kommuni-
kation und Motivation. Als Hilfestellung hier-
zu gibt es bereits eine Infrastruktur von 
Technologieberatungs- und Vermittlungsein-
richtungen, die in Baden-Württemberg bisher 
am weitesten entwickelt wurde, wie eine Stu-
die der OECD37 feststellte. 

 

Aber auch in der Phase der Umsetzung der in-
tern oder extern erworbenen FUE-Ergebnisse 
in anwendungsreife Verfahren und Produkte 
und bei der Markteinführung tauchen neue 
Engpässe und Risiken auf, die in erster Li-
nie finanzieller Art sind. So ergab eine Be-
fragung von kleinen und mittleren Unterneh-
men, daß eines der größten Innovationsproble-
me neben der Finanzierung der eigentlichen 
FuE-Arbeiten die Finanzierung der Produk-
tions- und Markteinführung ist38, 

Vor allem hier scheint ein Nachholbedarf zum 
Beispiel gegenüber den USA zu bestehen, was 
weniger öffentliche Förderungsmaßnahmen be-
trifft als die Mobilisierung des privaten Ka-
pitalmarkts zur Risikokapital-Finanzierung, 
sei es durch Banken, andere institutionelle 
Kapitalanlagegesellschaften bei speziellen In-
vestment-Fonds oder Wagniskapitalgesell-
schaften39 . 

Dies gilt sowohl für Kapitalhilfen für be-
reits bestehende Unternehmen als auch für 
technologie-intensive Neugründungen, .die 
sich oft in Form von "spin-offs" von Erfin-
derunternehmern vollziehen, die bisher in 
Forschungseinrichtungen oder Unternehmen 
tätig waren. In den USA gibt es inzwischen 
ganze "Stammbäume" von inzwischen weltweit 
bekannten Unternehmen, zum Beispiel in 
der Computer- und. Halbleiter-Branche im 

38 F. Meyer-Krahmer, G. Gielow, H. Kuntze, Innovationsförderung in 
kleinen und. mittleren Unternehmen, Frankfurt 1982, S. 161 ff.. 

37 OECD (Hrsg.), Innovation in Small and Medium Firms, Paris 1982. 39 Dies läßt sich z,B. der erwähnten OECDStudieentnehmen. 
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sprichwörtlich bekannten "Silicon Valley", 
die aus solchen spin-offs hervorgegangen 
sind. 

Was hier die öffentliche Förderung betrifft, 

so gibt es auch in der Bundesrepublik eini-

ge Ansätze.(zum Beispiel die Deutsche Wagnis-
Finanzierungsgesellschaft) und Existenzgrün-
dungsprogramme; besonders in Baden-Württem-
berg ist das Förderungssystem durch das 
landeseigene Innovationsförderungsprogramm 
und Existenzgründungshilfen relativ weit 
entwickelt, wie die erwähnte OECD-Studie 
betont. 

Zusammenfassung 

- Der Wettbewerb zwischen den fortgeschrit-
tenen Industrieländern vollzieht sich zu-
nehmend auch als Innovationswettbewerb. 
Voraussetzung für die Innovatiohsfähig-
keit sind auf hohem Niveau stehende For-
schungskapazitäten. Diese Arbeit versucht 
erstmals, alle Forschungskapazitäten in 
Baden-Württemberg, gemessen an den Aus-
gaben und am Forschungspersonal, syste-
matisch darzustellen. 

- Forschung erfolgt .in Hochschulen, in im 
allgemeinen überwiegend öffentlich geför-
derten außeruniversitären Forschungsein-
richtungen und im Wirtschaftssektor. 

- An den 9 Universitäten des Landes waren 
1981 rund 7000 Stellen für Lehr- und 
Forschungspersonal ausgewiesen, ein-
schließlich der Hochschulkliniken erhöht 
sich die Stellenzahl auf 9400. Insgesamt 
jedoch waren an den Universitäten und 
Kliniken - einschließlich der nebenberuf-
lich- und teilzeitbeschäftigten Personen 
sowie der aus durchlaufenden Drittmitteln 
finanzierten Arbeitsverhältnisse - 15 300 
Wissenschaftler tätig, davon 11 700 haupt-
beruflich. Rund 4400 (28 % der Wissen-
schaftler) entfielen auf den Bereich Mat-
hematik und Naturwissenschaften, 2300 
(15 %) auf die Ingenieurwissenschaften, 
3200 (21 %) auf die Humanmediiin. Von 
wachsender Bedeutung für die universitäre 
Forschung sind die aus Drittmitteln bezahl-
ten Wissenschaftler (2600 Personen). Die 
Drittmitteleinnahmen - insbesondere öffent-
liche und private Forschungsaufträge und 
Zuwendungen der Deutschen Forschungs-

 

ge(neinschaft (DFG) betrugen 1981 
271 Mill. DM, bei Gesamtausgaben der Uni-
versitäten (ohne Kliniken) von 1,5 Mrd. DM. 
Eine wichtige Funktion im Drittmittelbe-
reich haben die von der DFG betreuten 
Sonderforschungsbereiche. Anfang 1983 
waren in Baden-Württemberg 31 Sonderfor-
schungsbereiche eingerichtet, das war 
ein Viertel aller Sonderforschungsberei-
che der Bundesrepublik. 

- Den praxisorientierten Fachhochschulen 
kommt eine wichtige Rolle bei der Techno-
logieberatung und Technologievermittlung  

zu. An den Fachhochschulen waren (ohne 
Verwaltungsfachhochschulen) 1981 rund 
1250 Stellen für wissenschaftliches Perso-
nal ausgewiesen. Ähnlich wie bei den Uni-
versitäten liegt auch hier die Zahl der 
Wissenschaftler (Personen) höher, es waren 
2850 Wissenschaftler beschäftigt, davon 
1400 hauptberuflich. Gut 60 % der Wissen-
schaftler waren in den Ingenieurwissen- . 
schaften tätig. 

- An den baden-württembergischen Hoch-
schulen waren 1981 16,4 % (1972 noch 
20 %) des bundesweiten wissenschaftlichen 
Hochschulpersonals beschäftigt. Dieser 
Anteil ist immer noch überdurchschnitt-
lich, auch wenn die anderen Bundeslän-
der beim Ausbau der Hochschulen inzwi-
schen stark aufgeholt haben. Im Vergleich 
zum Bundesgebiet haben die heimischen 
Hochschulen den Schwerpunkt mehr in 
den naturwissenschaftlich-technischen 
Fächern. 

- In den öffentlichen außeruniversitären For-
schungseinrichtungen waren 1981 rund 
11 000 Personen beschäftigt. Zu diesem 
Bereich gehören die Institute der Max-
Planck- und der Fraunhofer-Gesellschaft, 
Großforschungseinrichtungen, Forschungs-
anstalten des Bundes und des Landes und 
rund 25 weitere, meist kleinere For-
schungseinrichtungen. 

Die bedeutende Rolle Baden-Württembergs 
im bundesweiten Forschungsverbund zeigt 
sich darin, daß knapp ein Fünftel des Per-
sonals sowie rund ein Viertel der Ausga-
ben der außeruniversitären Forschungsein-
richtungen auf in Baden-Württemberg gele-
gene Einrichtungen entfallen. Im höheren 
Anteil bei den Ausgaben drückt sich aus, 
daß die heimischen Einrichtungen ihren 
Schwerpunkt mehr in den sachkostenintensi-
ven naturwissenschaftlich-technischen 
Bereichen haben. 

- Besonders stark vertreten sind neben den 
Großforschungseinrichtungen die Max-
Planck-Institute mit 2150 Beschäftigten 
(Anteil am Bundesgebiet 26 %) und vor 
allem die Fraunhofer-Institute, bei denen 
mit 1200 Beschäftigten knapp die Hälfte 
des Personalbestands in Baden-Württemberg 
tätig ist. 

- Der bedeutendste Träger von Forschung 
und Entwicklung (FuE) ist der Wirtschafts-
sektor. Hierauf entfielen 1981 bundesweit, 
von der Durchführungsseite her betrachtet, 
zwei Drittel aller FuE-Ausgaben. 

- In den in Baden-Württemberg gelegenen 
Forschungsstätten des Wirtschaftssektors 
waren 1979, in Vollzeitäquivalenten ausge-
drückt, 52 000 Personen im Bereich FuE 
tätig. Der Anteil am Bundesgebiet beträgt 
22 %. Mit enthalten sind hier 530 FuE-.Be-
schäftigte in den auf Branchenebene orga-
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nisierten Instituten für industrielle Ge-
meinschaftsforschung. Von 1977 bis 1979 
wuchs die Zahl des FuE-Personals um 5 $. 

- Eine herausragende Stellung im Unterneh-
mensbereich nimmt beim FuE-Personal die 
Elektrotechnik ein (21 300 Personen), ge-
folgt von der KFZ-Herstellung (8200 Per-
sonen), dem Maschinenbau (7600 Personen), 
der Chemischen Industrie einschließlich 
Mineralölverarbeitung (5600 Personen) 
und der A DV-Herstellung (2100 Personen). 

Die mit Abstand höchste Forschungsinten-
sität - gemessen an der Relation FuE-Per-
sonal bezogen auf die Gesamtzahl der Be-
schäftigten der jeweiligen Branche - weist 
die ADV-Herstellung auf; hier ist deut-
lich mehr als jeder zehnte Beschäftigte 
im FuE-Bereich tätig. Eine im Branchenver-
gleich überdurchschnittliche Forschungs-
intensität hat auch die Elektrotechnik 
und die KFZ-Herstellung, während der Ma-
schinenbau leicht unter dem Durchschnitt 
des Verarbeitenden Gewerbes liegen dürfte. 

- Im Vergleich zum Bundesgebiet weist das 
heimische Verarbeitende Gewerbe eine um 
etwa 15 % höhere Forschungsintensität auf. 
Leicht unter dem Niveau des bundesweiten 
Maschinenbaus dürfte dagegen der Maschi-
nenbau in Baden-Württemberg liegen. 

- Die Unterhaltung eigener Forschungska-
pazitäten ist allerdings nur eine von meh-
reren Möglichkeiten für Unternehmen, 
Forschungsergebnisse zu nutzen. Weitere 
Möglichkeiten sind zum Beispiel die eben 
erwähnte industrielle Gemeinschaftsfor-
schung, Vertragsforschung sowie der Er-
werb von Patenten, Lizenzen und Know-
how aus dem In- oder Ausland. 

 

- Die Patent- und Lizenzbilanz der baden-
württembergischen Unternehmen mit dem 
Ausland ist - noch stärker als im Bundes-
gebiet - negativ; das Defizit betrug 1981 
724 Mill. DM (bundesweit 1,05 Mrd. DM). 
Ursächlich hierfür waren nahezu aus-
schließlich die in Baden-Württemberg be-
sonders stark vertretenen Unternehmen 
mit maßgeblicher ausländischer Kapital-
beteiligung., die so in hohem Maß aus-
ländisches Know-how nutzen. Dies deutet 
darauf hin, daß der Produktionsort tech-
nologieintensiver Güter teilweise unab-
hängig vom Herkunftsland des technischen 
Wissens ist. 

- Bundesweit wurden 1981 die FuE-Ausgaben 
des Wirtschaftssektors zu 17 % von Bund 
und Ländern finanziert. 

- Die wirtschaftsbezogene Forschungsför-
derung des Bundes ist schwerpunktmäßig 
immer noch auf Großunternehmen zuge-
schnitten, auch wenn insbesondere durch 
das FuE-Personalkostenzuschußprogramm  

ein auf. kleine und mittlere Unternehmen 
begrenztes Förderungsinstrument große 
Breitenwirksamkeit hat, das von baden-
württembergischen Unternehmen in hohem 
Maße genutzt wird; jährlich fließen hier-
von über ein Viertel der Fördermittel an 
heimische Unternehmen. 1981 waren dies 
115 Mill. DM, womit 1620 Unternehmen ge-
fördert wurden. 

- Die Forschungsförderung des Landes ist 
stark mittelstandsbezogen und berücksich-
tigt in hohem Maße, daß kleinere Unter-
nehmen, vor allem in den marktnahen 
Stufen des Forschungs- und Innovations-
prozesses besondere Schwierigkeiten ha-
ben, genügend Risiko-Kapital bereitzu-
stellen. Bestandteil des Innovationsförde-
rungsprogramms des Landes ist auch ein 
breites flächendeckendes Netz von Anlauf-
und Beratungsstellen zur Technologiever-
mittlung. 

- Die Ausgaben von Bund, Ländern und Ge-
meinden für Wissenschaft und Forschung 
betrugen 1981 28,8 Mrd. DM, davon ent-
fielen - vor allem bedingt durch die Hoch-
schulausgaben - 70 % auf die Länder. Die 
Ausgaben Baden-Württembergs betrugen 
mit 3,1 Mrd. DM 15,6 % der Länderausga-
ben. 

- Bei den Ausgaben für Hochschulen, wo ein 
Aufholprozeß der anderen Bundesländer 
in Gang ist, lagen die Pro-Kopf-Ausgaben 
mit 297 DM noch 3 % über dem Länder-
durchschnitt. Dagegen lag das Land (ein-
schließlich Gemeinden) bei den Ausgaben 
für Wissenschaft und Forschung außerhalb 
der Hochschulen mit 38 DM pro Kopf um 
9 % über dem Durchschnitt. 

- Von den Wissenschaftsausgaben des Landes 
flossen 1981 2,8 Mrd. DM in den Hoch-
schulbereich, 349 Mill. DM in den Bereich 
außerhalb der Hochschulen; hier spiegelt 
sich bei der Ausgaben$truktur die Art der 
in Baden-Württemberg gelegenen Forschungs-
einrichtungen wider, bei deren Finanzie-
rung das Sitz-Land beteiligt ist. Beson-
ders hoch, gemessen am Länderdurch-
schnitt, sind die Ausgaben für Forschungs-
ziele im naturwissenschaftlich-technischen, 
medizinischen und landwirtschaftlichen Be-
reich sowie insbesondere bei der Forschungs-
förderung der Wirtschaft. 
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Methode der Anlagevermögensberechnung 

 

Da es keine ausreichenden statistischen Un-
terlagen mit Angaben über Vermögensbestände 
gibt, müssen die Anlagevermögensgrößen auf 
indirektem Wege berechnet werden. Die Schätz-
methode, die sich hierzu am besten eignet, 
ist die sogenannte Perpetual-Inventory-Method. 
Bei dieser Methode wird von der Oberlegung 
ausgegangen, daß sich der heute vorhandene 
Vermögensbestand aus Zugängen, also den 
Investitionen der Vergangenheit abzüglich 
der Abgänge, zusammengesetzt. Die Abgänge 
sind von den Abschreibungen zu unterschei-
den. Sie werden dann nachgewiesen, wenn 
die Anlagegüter effektiv aus dem Bestand 
ausscheiden; sie werden mit dem Neuwert 
ausgewiesen. Mit den Abgängen ist daher 
stets eine Verkleinerung der Produktions-
kapazität verbunden. Die Abschreibungen 
messen dagegen die Wertminderung des An-
lagevermögens im Laufe der Periode durch 
Verschleiß und wirtschaftliches Veralten. 

Für die:Berechnung des Bruttoanlagevermö-
gens zum Zeitpunkt t gilt 

BAVt  = BAV 
t-1

+ I
t-1 - At-1 

wobei BAV das Bruttoanlagevermögen am Jah-
resanfang her Berichtsperiode, BAV 

1 das 
Bruttoanlagevermögen der Vorperiodh, 1 
die Zugänge der Vorperiode und A die 1 
Abgänge der Vorperiode darstellen! -  hr das 
Nettoanlagevermögen gilt entsprechend 

NAVt  = NAV 
t-1 + I t-1 - Dt-1 

NAV stellt das Nettoanlagevermögen am Jah-
resanfang der Berichtsperiode, NAV 

-i  das 
Nettoanlagevermögen der Vorperiode und
D 1 die Abschreibung dar. Bei den Zugän-
g3n kann im wesentlichen auf die Investi-
tionsdaten der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen der Länder zurückgegriffen wer-
den. Hier werden bei den Bauten die neuen 
Bauten berücksichtigt, während die Zugänge 
zum Ausrüstungsvermögen auch die Käufe 
abzüglich der Verkäufe von gebrauchten 
Ausrüstungen enthalten. Als Investitionen 
werden neben neuen Anlagen auch große 
Reparaturen und Umbauten, die den Wert 
der vorhandenen Anlagen durch Steigerung 
der Leistungsfähigkeit oder Verlängerung 
der Lebensdauer erhöhen, berücksichtigt. 
Die Abgänge und Abschreibungen stehen 
dagegen nicht zur Verfügung; sie müssen 
geschätzt werden. Für die Festlegungen 
der Abgänge und Abschreibungen ist die 
Länge der Nutzungsdauer, die von den zu-
grundeliegenden Güterarten abhängt, von 
grundlegender Bedeutung. Das hier verwen-
dete Rechenmodell enthält nämlich die Implika-
tionen, das Investitionsjahrgänge einzelner 
Gütergruppen einer bestimmten ökonomischen'  

 

Nutzungsdauer unterliegen, und daß alters-
bedingte Abgänge eines jeden Jahrgangs um 
die durchschnittliche Nutzungsdauer streuen. 
So wird davon ausgegangen, daß die Güter 
eines Investitionsjahrganges nicht geschlos-
sen zu einem bestimmten Zeitpunkt ausschei-
den, sondern daß beispielsweise 1 % der Güter 
nach einem Jahr, 1,5 % nach 2 Jahren, 3 % 
nach 3 Jahren ausscheiden;  bis schließlich nach 
einer maximalen Nutzungsdauer alle Güter 
ausgeschieden sind. Beim Statistischen Bun-
desamt wurde die Form der Streuung der Ab-
gänge einzelner Gütergruppen geschätzt und die 
Dichtefunktion der Gammaverteilung als Ab-
gangsfunktion ausgewählt. Durch Gewich-
tung mit den einzelnen Gütergruppen wurden 
schließlich Abgangs- und Abschreibungsanteile 
berechnet. Auf diesen Oberlegungen basieren 
auch die vorliegenden Schätzungen. Dabei wer-
den die vom Statistischen Bundesamt zur Ver-
fügung gestellten bundesdurchschnittlichen 
Abschreibungs- und Abgangsanteile den Be-
rechnungen zugrunde gelegt. 

Die Abgänge (A ) und,Abschreibungen (D1) 
berechnen sich bann wie folgt: 

A, =Fj  I.'g(i, t); 
i<t 

i<t 

wobei I. die Zugänge des Investitionsjahrs i 
und g ti, t) die Abgangsanteile sowie a (i,t) 
die Abschreibungsanteile darstellen. Da bei 
der Perpetual-Inventory-Method weit.zurück-
reichende Investitionsreihen berücksichtigt 
werden müssen, gehen die Zugänge auf Bun-
desebene bei den Bauten bis ins 19. Jahrhun-
dert zurück, die Ausrüstungsinvestitionen bis 
etwa 1920. Auf Länderebene stehen aber 
die Investitionsdaten erst ab 1960 zur Verfü-
gung, so daß als Ausgangsjahr für die Origi-
närberechnung das Jahr 1960 gewählt wurde. 
Der Vermögensbestand Baden-Württembergs. 
(Brutto- und Nettoanlagevermögen) zu Anfang 
des Jahres 1960 mußte somit aus Bundeswerten 
geschätzt werden. Gleiches gilt für die aus 
den Investitionen vor 1960 folgenden Abgänge 
und Abschreibungen in den Jahren danach. 
Hierzu wurde auf eine Sonderrechnung des 
Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen. 
Zur Zerlegung. der Bundeswerte wurde, soweit 
es sich um Bauten handelt, auf Angaben der 
Statistik über Bautätigkeit zurückgegriffen. 

Zur Zerlegung des Ausrüstungsvermögens wur-
den die Investitionen selbst benutzt. Darüber 
hinaus wurden hier aber auch Ergebnisse der 
Arbeitsstättenzählungen und der Gebäude- und 
Wohnungszählung 1961 berücksichtigt. Da die 
so geschätzten Vermögensgrößen des Jahres 
1960 auf den laufenden Kapitalstock von Jahr 
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Schaubild 

Auslastungsgrad des Produktionspotentials 
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Quel e: Daten für das Bundesgebiet stammen aus d m Jahr sgulachten 1982/83 
des Sachverständlgenrales zur Begutachtun der samtwirtschaftlichen 

Entwicklung. 
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zu Jahr einen geringeren Einfluß haben, ist 
diese Schätzung zu verantworten. So dürfte 

der Einfluß der vor 1960 investierten Güter 
insbesondere bei den Ausrüstungen im Laufe 
der Zeit immer mehr abnehmen, da einerseits 
die alten Anlagen allmählich aus dem Bestand 
ausscheiden und andererseits der Vermögens-
bestand von Jahr zu Jahr mehr durch die In-
vestitionstätigkeit nach 1960 bestimmt wird. 
Bei den Berechnungen wurde das Ziel verfolgt, 
Anlagevermögensgrößen für Baden-Württemberg 
zu berechnen, die mit den vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Größen für das 
Bundesgebiet unmittelbar vergleichbar sind. 
(Für Literatur zur Methode vergleiche Fuß-
note 2). 

Unterdurchschnittlicher Auslastungsgrad 

Ursächlich für die zurückhaltende Investi-
tionstätigkeit und damit für die verlangsam-
te Modernisierung und Erweiterung des Anla-
genbestandes dürfte u.a. auch die niedrige 
Kapazitätsauslastung sein. So hat, wie be-
reits erwähnt, der Bestand an Produktionsan-
lagen in Baden-Württemberg von 1970 bis 1980 
um 55 % zugenommen (Bundesgebiet: 49 %), 
während das Bruttoinlandsprodukt um rund 
34 8 anstieg (Bundesgebiet: 32 %), wobei 
sich die Zunahme zum Anlagevermögen aller-
dings verlangsamte. Darüber hinaus sank 
die Kapitalproduktivität (Verhältnis von 
Bruttowertschöpfung zu Kapitalstock), mit 
der der Angebotsspielraum geschätzt wird, 
im Trend, das bedeutet, daß heute mehr Kapi-
tal (zur Erstellung einer Produktionseinheit) 
eingesetzt wird als beispielsweise in den 
60er Jahren, was auf kapitalintensivere Pro-  

duktionsmethoden bei einem Rückgang der 
Beschäftigten zurückzuführen ist. Der Ange-
botsspielraum, das heißt das gesamtwirt-
schaftliche Produktionspotential, ist damit 
in Baden-Württemberg nach eigenen Schät-
zungen - die in Anlehnung an das Verfahren 
des Sachverständigenratsl durchgeführt 
wurden - im Zeitraum 1970 bis 1980 um rund 
38 % und im Bundesgebiet um 34 % (Berech-
nungen des Sachverständigenrates) gestiegen. 
Genutzt wurde der größere Spielraum jedoch 
nicht. Vielmehr hat der Auslastungsgrad 
des Produktionspotentials bei gleicher Aus-
lastung der Sachkapazitäten wie 1970 deut-
lich abgenommen. So war im Jahr 1980 das 
Produktionspotential in Baden-Württemberg 
nur etwa zu 97 % ausgelastet (Schaubild ). 
Die Auslastung der Betriebe lag damit 1980 
- wie schon in den Jahren zuvor - unter dem 
langfristigen Durchschnitt. Ober die Höhe 
des Auslastungsgrades speziell des Verar-
beitenden Gewerbes gibt die Unternehmensbe-
fragung des Ifo-Instituts Auskunft. So errech-
net sich aus den vom Ifo-Institut2  veröffent-
lichten Ergebnissen für das Verarbeitende Ge-
werbe im Jahr 1981 ein jahresdurchschnittlicher 
Auslastungsgrad in Höhe von rund 79 % der be-
trieblichen Vollauslastung. Für das Jahr 1979 
konnte dagegen der höchste Auslastungsgrad 
seit 1975 festgestellt werden (84,7 %), während 
sich für 1975 ein Durchschnitt von nur rund 
76 % errechnete. 

1 Das Produktionspotential des Sektors Unternehmen ohne Woh-

nungsvermietung wird über die Kapitalproduktivitäten (Bruttowert-

schöpfung/Kapitalstock) geschätzt, wobei zunächst mittels einer 

logarithmischen Trendfunktion aus den empirisch ermittelten Ka-

pitalproduktivitäten die potentiellen Kapitalproduktivitäten bestimmt 

werden. Das Produktionspotential der Unternehmen ohne Wohnungs-

vermietung eines Jahres errechnet sich schließlich als Produkt aus der 

potentiellen Kapitalproduktivität und dem Kapitalstock des jeweiligen 

Jahres. Beim Staat und bei den übrigen Bereichen außerhalb des Sek-

tors Unternehmen ohne Wohnungsvermietung wird dagegen davon 

ausgegangen, daß das Produktionspotential stets voll ausgelastet ist 

und daher mit den jeweiligen Beiträgen zur Bruttowertschöpfung 

identisch ist. Die Kapazitätsauslastung (Auslastungsgrad) des Gesamt. 

wirtschaftlichen Produktionspotentials ist dann das Verhältnis von 

Bruttoinlandsprodukt zu gesamtwirtschaftlichem Produktionspo-

tential (Angebotsspielraum). Vgl. dazu: Jahresgutachten 1982/83 des 

Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung. 

2 J.D. Zindlbauer, Niedrige Auftragsreserven — sinkende Auslastung 

der Industriekapazitäten, IfoSchnelldienst 22/82, Ifo-Institut für Wirt-

schaftsforschung, München. 
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Tabelle 2 

Investitionen von Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes nach Wirtschaftsgruppen und-bereichen 1981 

Erurioanl ageinves it innen 

Wir [schaE[agrupPen 
Wirtschaftsbereiche 

Grundstucke 
und 

Bauren 

l'erände-
ru g 

1981/80 

Sypro 
Nr. IverHatungen insgesamt Anteil 

je Beschäftigten 

absolut Veränderung 
1981/80 

 

69 898 299 871 369 769 3,8 - 6,1 14 645 - 119 

17 912 
13 067 

36 445- 176 936 

1,1 
0,8 

213 381 2,2 

13,9 9 351 
7,0 4 429 

16,2 5 990 

 

28,4 
1 

12,5 

92 206 110 118 
63 797 76 864 

19 152 59 096 78 248 
263 568 956 115 1 219 683 

567 927 1 661 194 2 229 121 
16 633 649 

19 758 19 926 39 684 

163 086 1 021 83D 1 184 916 

55 792 186 506 242 298 
82 579 276 066 358 645 

8 434 57 441 65 875 
138 095 454 493 592 588 

134 802 
4 451 
17 241 
7 629 

70 335 

216 070 
21 274 
49 459 
34 442 
133 364 

350 872 
25 725 
66 700 
42 071 
203 699 

42 918 208 955 331 873 3;4 3,4 22 636 4,2 
34 016 171 421 205 439 2,1 49,7 9 314 51,3 
63 355 227 106 290 461 3,0 9,1 7 987 9,3 
69 863 237 270 307 133 3,2 9,7 7 736 10,8 
30 737 88 421 119 158 1,2 22,6 6 587 24,1 
2 306 8 958 il 264 0,1 46,0 4 354 44,9 
8 028 17 863 25 891 0,3 - 28,0 1 933 24,6 

51 368 228 670 280 038 2,9 - 30,9 3 056 25,0 
8 800 29 121 37 921 0',4 - 20,4 1 171 13,6' 

6 177 183 0~,0 4 5 2 2.731 123,3 
129 653 415 321 544 974,. 5',6 4 o 1 9 599 3,2 

1 347 16 426 17 773 0,2 63,8 0 439 82,1 

22 , Mineralölverarbeitung 
25 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 

und Erden 
27 Eisenschaffende Industrie 
28 NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeug-

werke 
29 Gießerei 
30. - Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlver-

formung usw. 
31 Stahl-"und Leichtmetallbau, Schienen-

fahrzetigbau 
32 Maschinenbau 
33 Straßenfahrzeugbau, Reparaturen von 

Kfz. usw. 
34 Schiffbau 
35- Luft- und Haumfahr zeug bau 
36 Elektrotechnik, Reparaturen von Haus-

haltsgeräten 
37 Feinmechanik, Optik, Herstellung von 

Ohren 
38 Herstellung von EBM-Waren 
39 Herstellung von Musikinstrumenten, 

Spielwaren, Füllhaltern usw. 
40 Chemische Industrie 
50 Hevstellungvon Bilioma sch int n, ADV-Ge-

räten und -Einrichtungen 
51 Feinkeramik 
52' Herstellung und Verarbeitung von Glas 
53 Holzbearbeitung 
54 Holzverarbeitung 
55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und 

pappeerzeugung 
56 Papier- und_ Pappeverarbeltung 
57 Druckerei, Vervielfältigung 
58 Herstellung von Kunststoffwaren 
59 Gummiverarbeitung 
61 Ledererzeugung 
62 Lederverarbeitung 
63 Textilgewerbe 
64 Bekleidungsgewerbe 
65 Reparatur von GebrauchsgUtern (ohne 

elektrische-Geräte) 
68 Ernährungsgewerbe 
69 Tabakverarbeitung 

0,8 19,9 3 826 20,2 
12;5 - 9,9 4671 - 8,9 

2,5 1,6 3 964 8,3 
3,7 5,4 5 595 6,3 

0,7 9,0 2 971 - 1,6' 
6,1 7,4 9 296 7,2 

3,6 6,7 15 702 - 17,2 
0,3 7,6 6 285 7,8 
0,7 6,4 8 090 11,8 
0,4 - 29,5 6 631 21,9 
2,1 - 20,7 4 188 16,6 

- 

- 9,7 4 962 - 6,8 

22,9 
0,0 
0;4 

12,2 

10 484 
1 844 
6 649 

21,5 
32,0 
34,2 

21,9 
35,3 
38,9 

Tabelle 1 

Investitions-,'Nettoinvestitions- und Ersatzquote nach Wirtschaftsbereichen 

Inve titionsquot 1) 

Wir[sohzftsbereiehe  

Ne[[oi es[iri00aquote2)  Ersatzquote3) 

1970 1975 1980 1970 1975 1980 1970 _1975 1980 

28,7 27,0 33,1 10,1 2,0 1,3" '65 92,4 96 
15,1 10,0 13,0 7,0 0 3,8 54 99,6 71 
53,4 46,0 42,0 27,8 22,3 19,0 48 51,5 53 
14,5 8,4 12,0 6,8 - 1,3 3,0 53 114,9 74 
9,3 6,3 7,0 3,0 - 0,7 1,0 68 110,7 85 
12,9 10,1 _ 11,0 6,2 21 1 4,0 52 79,1 -67 
35,7 31,7 27,0 17,6 12,4 8,0 51 60,9 72 
27,4 34,6 36,0 14,3 22,5 20,0 48 35,1 40 
143,0 107,4 119,0 104,0 69,1. 75,0 27 15,6 38 
28,6 17,0 16,0 21,7 11,1 9,5 24 35,0 42 
26,0 19,1 24;0 14,0 8,0 10,0 42 58,3 54 

22,6 16,7 21,5 12,6 7„2 10,0 .44 61,5 55 

 

Land- und Forstwirtschaft,-Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Energie- und Wasserversorgung 
Verarbeitendes Gewerbe 
Baugewerbe 

Handel 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsunternehmen4) 
Wohnungsvermietung 
Staat 
Alle Wirtschaftsbereiches) 

darunter 

Unternehmen zusammen 

1) Anteil der Investitionen an der Brurtowe tschö,f.ng bzw, dem Brettasoz ialprodukc. - 2) Anteil der Nettoinsel itionen (Investitionen ./. Abschzei-

 

bun,ce) an der Bruttowertschöpfung bzw. dem Brur[osozinlprodukr. - - 3) Anteil der ibunge n.. an den [nvesti cionen. - 4) Ohne kbM1nungsvermie [ung. -.5j Einschließlich' Organisationen ohne Etv rbscharakter. - 

 

Verarbeitendes Gewerbe 2 136 052 7 599 350 9- 735 402 100, 1,3 "6 654 3,5 

davon 

Grundstoff- und Produktiocsgütergewerbe 328 268 1 437 977 1 766 245 18,1 2,7 10 614 5,6 
Investitionsgüter produzieren4es Ge- - 
werbe 1 338 576 4 547 500 5 B86 076 60,5 2,9 6 422 '4,1 
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 338 206 1 182 123 1 520 329 15,6 - 4,7 4 731 0,2 
Nahrungs- und Genu Bmittelgewerbe 131 002 431 746 562 748 5,8 - 2,8 9 558 - 1,5 

J 
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5,4 
24,5 

4,4 
12,6 

3,4 
8,4 
0,7 
3,1 
3,9 
6,1 
10,4 
100 

4,4 
13,8 

4,0 
9,3 
0,5 
3,5 
4,6 
6,2 
6,6 

100 

10,3 
57,8 

10,9 
42,6 
4,4 
6,6 
15,0 
5,4 
3,8 

100 

4,5 
18,0 
1,9 
3,7 
5,3 
6,2 
8,9 

100 

5,8 
24,4 

5,6 
17,4 
1,4 
4,2 
7,1 
6,0 
7,4' 

100 

95,0 86,7 89,1 88,7 90,5 

 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 
Baligewerbe . 

Handel 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsunternehmenl) 
Staat 
Alle Gir CschaEtsberelche2) 

darunter 

Unternehmen zusammen 

8,9 
64,3 

8,3 
50,1 
5,9 
5,8 
10,2 
6,3 
3,6 

100 

 

95,4 

 

7,5 
-58,6 

8,0 
46,7 
3,0 
5,7 
9,5 
13,6 
4,2 

100 

 

4,0 
23,8 

4,9 
17,4 
1,6 
3,8 
5,5 
8,8 
9,2 

100 

4,3 
23,3 

5,9 
16,2 
1,2 
4;3 
7,5 
9,4 
7,7 

100 

88,4 90,2 

7,9 3,0 
52,5 12,8 

10,1 3,9 
39,3 8,1 
3,1 0,8 
6,4 3,2 
4,5 4,2 
13,1 7,3 
4,5 10,8 

100 100 

3,1 
13,5 

4,5 
8,4 
0,6 
3,6 
5,1 
8,2 
8,8 

100 

Land- und Forstwirtsehaft, Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 
Baugewerbe 

Handel 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsunternehmenl) 
Staat 
Alle Wirtschaftsberefche2) 

darunter 

Unternehmen ..es . 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe 

Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 
Baugewerbe 

Handel 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsunternehmenl) 
Staat . 
-Alle Wirtschaftsbereiche2) 

darunter 

Unternehmen zusammen 

1970 

42,8 62,1 
57,2 39,6 

46,7 58,0 
59,3 42,6 
73,8 29,7 
37,5 64,4 
51,3' 56,1 
21,6 76,6 
12,4 90,6 
24,2 77,0 

25,4 75,3 

1981 

44,3 46,4 55,7 
59,1 56,7 40,9 

37,9 
60,4 

42,0 
57,4 
70,3 
35,6 
43,9 
23,4 
9,4 
23,0 

24,7 

12,7 15,6 
16,4 14,3 

11,2 13,5 
17,3 14,2 
20,0 23,7 
12,9 14,0 
10,0 13,4 
19,3 15,5 
14,0 19,1 
14,7 15,7 

14,8 15,3 

15,6 
15,4 

13,9 
15,6 
23,8 
14,7 
13,4 
14,5 
19,9 
16,2 

14,4 
16,9 

12,0 
18,0 
19,1 
13,6, 
10,0 
15,7 
14,2 
15,2 

15,2 15,7 

53,6 
43,3 

57,1 
38,8 
35,2 
62,4 
51,0 
64,9 
65,2 
74,2 

73,7 

57,2 
42,8 

53,3 
40,7 
26,2 
62,5 
48,7 
78,4 
87,6 
75,8 

 

74,6 

Tabelle 3 

Verteilung des Bruttoanlagevermögens nach Wirtschaftsbereichen in Baden-Württemberg und im 

Bundesgebiet 
Anla en Beuten AusrUstungen 

Wirtschaftsbereiche 
Baden-

Württmberg Bundeagebiet 
Baden
unstet 

-

 

Beden-
Wurttemberg Bund eegebist Bundesgebiet 

S 

1970 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 
Verarbeitendes Gewerbe 
Baugewerbe 

Handel 
verkehr, Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsunternehmenl) 
Staat 
Alle Wirtschaftsberelche2) 

darunter 

Unternehmen zusammen 

1981 

94,8 94,3 63,2 88,9 

1) Ohne Wohnungsvernietung. - 2) Einschließlich OrBeniaetionen ohne Erwerbschaeektee. 

Tabelle 4 

Anteil der Ausrüstungen und Bauten an den Anlagen nach Wirtschaftsbereichen in Baden-Württemberg 

und im Bundesgebiet 
Anteil der Bauten Anteil der Ausristuogen 

an den Mlagen 

Anteil Baden-Württ®bergs 
am Bund 

Wirtschaftsbereiche 

 

Baden-
Würtremberg 

Baden-
WUrttmber g, 

Bundeagebiet 
Baden

wäretterts 
-

 

Bundeegebiet Bundeegebiet 

42,9 60,6 
61,2 35,5 
64,B 40,3 
37,6 64,2 
49,0 .58,4 
35,1 63,1 
14,8 89,0 
25,2 76,0 

26,3 74,3 

39,4 
64,5 
59,7 
35,8 
41,6 
36,9 
11,0 
24,0 

25,7 

1) Obu, Wohnungsvernietung. - 2) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

154 



Tabelle 5 

Modernitätsgred des Ausrüstungs- und Bauvermögens in Baden-Württemberg und im Bundesgebiet 

AuexOacuvgea Bauten 

 

1970 
Wirtecheft.bereiche 

1981 1970 1981 

Sadee-
Wrttemberg  Hund ..gebist Badev-

Wrccembacg 
Bedev-

Wrtemberg  Bundeag.biec Badev-
Wctt m erg  Bund egebdec Bundesgebiet 

2 

 

Land- und  .t+..M+dK ^-Ft,Fiseherel 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Energie-rund Waeeeaver 
eorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr, NaehriclltedID ttlung 

Diene tle istungscnternehmer, 

Wohnungevermletung 

Staat 

Alle Wixtschaftsberelche2) 

darunter 

Unternehmen zusamoen  

 

56,6 , 55,2 52,3 51,3 56,0 56,9 54,5 55,0 
57,0 56,7 53,5" 52,2 . 69,0 69,8 63,9 62,6 

57,6 54,5 ,54,3 53,8 78,2 78,2 75,5 74,0 
57,6 57,8 53,6 51,9 64,0 66,7 57,6 55,6 
51,2 52,0 50,1 50,6 82,7 81,0 71,6 71,4 
55,3 54,6 54,5 54,6 77,4 77,0 73,6 72,6 
55,6 55,8 - 54,6 54, 

- 

6 65,8 65,7 65,3 65,2 
62,6 65,5 64,2 65,5 79,1 79,3 77,5 78,3 

- - - 75;2 74,4 74,2 73,1 
59,6 59;2 58,6 58,1 74,1 72,2 74,4 72,9 
57,2 56,9 55,4 54,7 73,4 72,9 72,2 71,2 

57,1 56,8 55,3 54,5 73,2 72;8 71,8 70,9 

1) OM1.e Wahvungevexmietusg. - 2) Ein.chlie83i.h Orgevicacihnen hh.e ErvacbscM1araktac. 
Quelle: Die Bundeewecte wurden nach Angaben dee Statistischen Bunde.®ce. errechnet. 
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Methädische Erläuterungen 

  

Bei den Daten dieser Untersuchung handelt 
es sich um Ergebnisse.  von Sonderauswer-
tungen von UN- Statistiken und tiundesdeut-
schen.Statistiken für den Außenhandel. Für 
die warenspezifischen Daten der ersten Ab-
schnitte wurde zur Berechnung auf Metho-
den -zurückgegriffen, die bereits im Stati-
stisch-prognostischen Bericht 1981/82 
(S. 97) genannt wurden. Anders als in der 
seinerzeitigen Untersuchung konnte jetzt 
einheitlich auf-offiziell ausgewiesene Daten 
der Systematik SIT C II auch für die Jahre 
vor 1979 zurückgegriffen werden. 

Neuartig ist demgegenüber die Untersuchung 
der baden-württembergischen Wettbewerbs-
position bei länderspezifischen Warenmärk-
ten (Tabelle 3 und 4 sowie Anhangtabellen 
7 bis 18), die zusätzlich einige besonders 
gravierende Datenprobleme aufweist. Bei 
einigen Warenarten weichen in den UN-Stati-
stiken die Angaben des Importlandes von 
denjenigen des Exportlandes für die prinzi-
piell gleiche Außenhandelsbewegung in so 
beträchtlichem Umfang ab, daß eine befriedi-
gende und sinnvolle Untersuchung nicht mög-
lich ist. In einigen Fällen nehmen die Ab-
weichungen zwischen den Exportangaben 
des Exportlandes und den Importangaben 
des Importlandes für dieselbe Transaktion 
einen so großen Betrag an, daß sie nicht 
mehr nur mit Bewertungsdifferenzen für 
Frachtkosten etc. oder mit konzeptionellen 
Unterschieden (Generalhandel, Spezialhandel) 
zu erklären sind. Wie die UN selbst ausführt, 
ist in solchen Fällen damit zu rechnen, daß 
das vom Exportland angegebene Importland 
nicht das tatsächliche Verbrauchstand ist, 
vielmehr dieses Land die importierte Ware 
selbst wieder exportiert. 

Waren, bei denen diese Abweichungen be-
sonders groß sind, sind in dieser Analyse 
nicht aufgenommen. Für die anderen Waren 
ergibt sich aus diesen Überlegungen, daß 
eine Bezugnahme auf die Importangaben der 
Importländer vorzuziehen ist, da hierin in 
der Regel das tatsächliche Verbrauchsland 
erfaßt wird und - zumindest bei gewerblichen 
Produkten - eine Zuweisung der Importe auf 
das tatsächliche Produktionsland möglich ist. 

Dies bedeutet, daß die nachfolgende waren-
und länderspezifische Untersuchung der Welt-
marktsituation sich prinzipiell auf die Im-
portmärkte (basierend auf Importdaten) be-
zieht. Dieses Prinzip muß jedoch in den bei-
den folgenden Punkten aus Datengründen auf-
gegeben werden. 
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Während aus den genannten Gründen bei 
der länderspezifischen Betrachtung der 
Warenströme stets auf die Importdaten 
Bezug genommen wird', muß bei der Be-
trachtung des Welthandels mit den je-
weiligen Waren auf die Exportdaten zu-
rückgegriffen werden. Dies hängt damit 
zusammen, daß die warenspezifischen 
Weltimporte 'in den UN=Statistiken, nicht 
nach den Export- bzw. Herstellungslän-
dern differenziert sind. Folglich wer-
den in der jeweils ersten Spalte der 
Tabellen 3 und 4 sowie Anhangtabellen 
7 bis 18 die Weltexporte ausgewiesen; 
in den Fußnoten ist aus Vergleichsgrün-
den der betreffende Weltimport nachge-
wiesen. Die Differenzen zwischen Welt-
export und Weltimport sind bei den 
hier aufgeführten Waren in der Regel 
gering. 

- Für die Betrachtung Baden-Württembergs 
auf den Weltmärkten kann nur auf Ex-
portdaten dieses Bundeslandes (in DM) 
zurückgegriffen werden. Dies steht im 
Gegensatz zur geschilderten Heranzie-
hung von Importdaten auf den Märkten 
der einzelnen Länder, die überdies 
einheitlich in US-Dollar ausgewiesen 
sind. 

Um dennoch Aussagen über die Bedeutung 
baden-württembergischer Exporte machen 
zu können, wurde folgendermaßen vorge-
gangen: 

Für die Importe aus der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt wurden - wie für 

,die Importe aus den anderen Staaten -
die Importangaben der entsprechenden 
Importländer (in US-Dollar) betrachtet. 
Der betreffende Import aus Baden-Würt-
temberg bzw. aus den anderen Bundes-
ländern wurde sodann über den Anteil 
dieser beiden bundesdeutschen "Regio- 
nen" an den bundesdeutschen Exporten in 
die betrachteten Importländer bestimmt. 
Hierbei konnte wiederum warenspezifisch 
(SITC II) vorgegangen werden, und zwar 
auf DM-Basis; letzteres ist relativ un-
problematisch, da ja auch den UN-Stati-
stiken die bundesdeutschen Zahlen in 
DM zugrunde liegen, die dann über Wechsel-
kursparitäten in Dollar umgerechnet 
wurden, und da entsprechende bundes-
deutsche Zahlen auf DM-Basis veröffent-
licht sind. Durch die Kombination von 
Exportdaten der bundesdeutschen Regio-
nen (bezüglich ihrer Exporte in Export, 



länder) mit Importdaten der Importlän-
der (bezüglich ihrer Importe aus der 
Bundesrepublik) handelt es sich bei 
den Daten Baden-Württembergs bzw. der 
anderen Bundesländer aber nicht mehr 
um offiziell ausgewiesene, sondern 
"berechnete" Zahlen. Da wie ausgeführt 
grundsätzlich nur solche Waren unter-
sucht werden, bei denen für die prin-
zipiell gleiche Warentransaktion die 
Exportangaben der Bundesrepublik von 
den Importangaben des Importlandes nur 
geringfügig abweichen, dürfte dies ei-
gentlich auch für Baden-Württemberg 
keine Probleme bereiten. 

 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß. 
aus zwei Gründen nicht alle für Baden-

 

Württemberg bedeutsamen Importmärkte un-

 

tersucht werden könnten. Zum ersten 
sind in den UN-Statistiken die Daten 
nur für die zwanzig generell wichtig-

 

sten Importländer ausgewiesen, die 
nicht unbedingt auch für die baden-

 

württembergischen Exporteure wichtig 
sein müssen; zum zweiten ergeben sich 
in einigen wenigen Einzelfällen so hohe 
Abweichungen zwischen der Export- und 
der Importbetrachtung,'daß eine weiter-

 

gehende Analyse nicht mehr ratsam er-

 

scheint. 
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Derunter aua 

- Keltezport 
' ivegaBamt 

Mill. 
US-Dollar 

Bedev-
wurttemberg Jahr 

®deren 
Bundesländern 

Land 

'Staaten ana.rNMb,der Bundesrepublik; und euer 

I Land Z Land 2 

1 
979 
980 

1 

1 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

 

I 

I 

I 

I 

1 

I 

1 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

1979 
1980 

Andere Maschinen und Geräte für besondere Zwecke 

5,8 25,2 USA 13,4 Italien 10,4 I Großbritannien, 8,5 
5,7 20,0 1 USA 15,51 Italien 11,4 Großbritannien 9,4 

3 642 
4 853 

Werkzeugmaschinen zur Bearbeitung von Metallen 

9 769 
11 206 

11,2 
6 

8,8 
7 I 

Japan 
Japan 

3,8 USA 
14,0 USA 

10,5 Schweiz 
,11,4 I  Schweiz 

9,7 
9,4 

1979 I 13 299 4,9 21,1 
1 1960 15 866 4,9 20,8 

Elektrische Geräte zum Schließen, öffnen usw. 

10 792 6,1 
12 663 5,8 

8,
9
1 I NA 

17, USA 
13,6 Japan 
4,1 Japan 

Elektrische und nichtelektrische Haushaltsgeräte 

7 490 5,3 15,5 
1 

Italien 17,81 Japan 
8 242 5,4 15,7_ Stellen 12,8 Japan 

979 
980 

1979 
1980 

1 

I 

Japan 
Japan 

12,01 USA 
6 USA 

10,7 1 Frankreich 9,7 
11,5 Großbritannien 9,6 

11,81 Frankreich 
12,9 Frankreich 

11,4 
11,6 

9,7 USA 
12,61 USA 

8,8 
9,6 

Tabelle 6 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs bei wichtigen Exportgütern 

Kolbenverbrennungsmotoren 

1979 
1980 1 

13 445 6,0 14,6 USA '25,5 Japan 10,6 GroBbritannlen 10,5 
14 ]78 6,5 13,0 I USA 25:52  [Großbritannien 12,4 Japan 12,1 

Rotierende elektrische Kraftmaschinen 

5 814 
6 361 

5,3 
5,6 

12,] I USA 
13,6 USA 

16,] Japan 
18,7 Japan 

14,1 I GroBbritannien 
14,4 Gr, britannlen 

10,2 
10,7 

Landwirtschaftliche Maschinen und Geräte 

 

4 868 2,7 15,0 I USA 22y
51 

Kanada 
5 277 2,4 14,4 USA 24,6 Kanada 

11,1 I Frankreich 
10,9 Frankrelch 

7,3 
7,4 

Ackerschlepper 

5 766 1 6,l USA 27,1 Großbritannien 15,] Japan 
6 379 8,8,3 6,6 I USA 28 ,7 IGaoßbritannien 16,9 1 Japan 

Maschinen und Geräte für die Textil- und Lederindustrie 

13,4 
12,2 

B 488 ],6 
9 972 7r7 

21,3 I Japan 
20,1 Sc hwelz 

13,3 Schweiz 
15,11 Japan 

13,2 Italien 
Italien 

9,0 
9,8 

Maschinen für die Papier- und Paplerhalbstoffherstellung 

2 065 7,4 22,1 I USA 11,11 Finnland 8,1 ISchwelz 
2 567 6,4 20,7 USA 12,3 Großbritannien 8,9 Kanada 

7,7 
7,4 

 Druckerei- und Buchbinderelmaschlnen 

 

 
2 973 6,2 
l 526 5,5 

23,5 USA 19,0 Großbritamien 11,0 Schweiz 
22,2 1 USA 19,51 Großbritannien 11,7 Schweiz  

],6 
7,6 

Maschinen und Geräte zur Verarbeitung von Lebens- und Futtermitteln 

2 077 6,0 15,5 USA 12,8 Großbritannien 9,8 Italien 
2 087 6,0 14,8 1 USA 16,11 GroBbrltamien 10,7 1  Italien 

6,2 
9,6 

F1Ueeigkeitspumpen 

4 596 6,] 17,8 USA 19,6 Frankreich 9,] Großbritannien 9,5 
5 515 6,8 16,9 USA 18,91 Großbritannien 10,8 1 Frankreich 9,4 

Andere nichtelektrische Maschinen und Geräte, Werkzeuge 

5 924 10,3 
6 984 9,] 19,4 1 USA 18,61~Italien 8,81 GroBbritannien 7,5 

Teile und Zubehör für Maschinen und Geräte (nichtelektrisch) 

158 , 



 

I 

979 
980 

379 
80 

979 
980 

979 
980 

  

I 

I 

Daru➢,er a➢s 
AufBeführre 

Länder 
e~ 

Breiren auBerhalb der Bundesr publik, und zwar 
Jahr  r Land x Land Land S 

Frankreich 8,3 Kanada 
Frankreich 8,3 I Italien. 

Frankreich 90 I Schweiz 
Frankreich 10,,4 Italien 

Kolbenverbrennungsmotoren 

5,8 Italien 
4,8 I Kanada 

Rotierende elektrische Kraftmaschinen 

5,0 Italien 
4,7 1 Schweiz 

4,0 
3,1 

4,4 
4,3 

85,3 
85,4 

77,4' 
82,4 

 

Großbritannien 
Großbritannien 

6,5 .I Italien 
6,3 Italien 

Landwirtschaftliche Maschinen und Geräte 

6,4 I Belgien/Luxemburg 5,d 
6,1 Belgien/Luxemburg 4,9 

76,9 
770' 

979 
980 

1979 
1980 

979 
980 

979 
980 

979 
980 

Ackerschlepper - 

10,4 I Frankreich 
11,8 Frankreich 

4,1 Belgien/Luxemburg 3,B 
3,6 I Belgien/Luxemburg 2,7 

Maschinen und Geräte für die Textil- und Lederindustrie 

USA 7,8 I Großbritannien 7,3 I Frankreich 
USA 7,7 Großbritannien 7,4 Frankreich 

Italien 
Italien 

BB,9 
90,8 

84,9 
8 ],2 

5,4 
5,2 

Großbritannien 
Schweiz 

Maschinen für die Papier- und Papierhalbsto£fherseellung 

6,8 Schweden fi,fi I Italien 6,2 76,0 I 1979 
2,2 I Schweden 7,1 Italien 6,4 76,0 1980 

Druckerei- und Buchbinderefmaschinen 

Italien 5,1 Frankreich 4,1 Japan 
Japan 5,2 Italien 5,0 I Frankreich I 

I 

979 
980 

979 
1980 

3.8 90,3 
3,9 90,6 

Maschinen und Geräte Zur Verarbeitung von Lebens- und Futtermitteln 

Niederlande 
Frankreich  

6,7 I Frankreich 5,9 Schweiz 
8,8 Niederlande 8,0 I Schweiz 

5,1 70,0 
5,9 79,9 

Andere Maschinen und Geräte für besondere Zwecke 

Frankreich 7;2 
Japan 7,9 I 

Japan 
Frankreich 

7,0 
7,2 

Schweiz 
Schweiz 

4,3 81,8 
4,4 81,s I 

979 
980 

Werkzeugmaschinen zur Bearbeitung von Metallen 

Italien 8,1 I Großbritannien 6,4 I Frankreich 5,9 84,4 I 1979 
Italien 8,7 Großbritarurden 7,7 Frankreich 5,9 86,9 1980 

Flüssigkeitspumpen 

Japan ].,8 hallen. 6,4 Schweden 3,6 
Japan B,0 I Italien 7,1 I Niederlande 3,6 

Andere nichtelektrische Maschinen und Geräte, Werkzeuge 

81,1 
81,2 

5,8 
6,1 

Schweden 7,0 Japan 
Schweden 7,5 Japan  

Schweiz 
Schweiz  

5,1 81,0 
4,9 82,5 

Teile und Zubehör für Maschinen und Geräte (nichtelektrisch) 

Großbritannien 8,4 Schweiz 3,0 
Italien 9,1 I Niederlande 2,9 

Elektrische Geräte zum Schließen, öffnen usw. 

6,4 I Italien 4,6 
5,8 Italien 4,7 

Elektrische und a ichtelektrische Haushaltsgeräte 

4,6 75,1 1979 
4,4 74,3 I 1980 

78,4 
79,5 

78,7 
80,8 

Italien 
Frankreich 

Großbritannien 
Großbritannien 

Frankreich 
Frankreich 

8,6 
9,1 

67 
,8,0 

6,8 
8,6 

I 

I 

I 

Schweiz 
Schweiz 

Großbritannien 4,6 Niederlande 
Großbritannien 5,2 Niederlande 
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Japan 
Japan 

21,7 1  Frankreich 
2],4 Frankreich 

6,5 9,3 
6,6 18,2 

13,0 I  USA '8,9 
11;5 Belpen/Lauerng  7,E 

9]9 
980 1 12 252 

14 B37 

39,2 
30,0 1  Schweiz 

Schweiz 
7,1 3,1 1 Italien 
7,2 3,6 .Italien 

1 Jap 
Japaan

 
n 

5,1 9,4 22 USA 
26,1 'USA 4,0 8,5 

7,2' 
7','2. 

6,4 
7., 5 

 

9,3 Frankreich 
10,0 (Frankreich 

 

20,0 Gro n ßbritannie 
20,1 I Großbritannien 

11,6.1 Großbritannien 7,9 
13,4 Großbritannien 6,9 

4,9 18,4 I  Japan 12,1 I  Frankreich 
4;3' 19,4 Japan 14,1 Frankreich 

4,2 
4,1 

Möbel 

17,4 Italien 
16-,4 I Italien 22,3 (Belgien / T. erburg 

21,8 Belgien/Luxarburg 
7,0 Frankreich 6,1 
7,3 I Frankreich 6,5 

15,1 
11,3 

22,6 1 USA
20,9 USA 

16,0 1  Japan 
14;4 Japan 

13,8 Niederlande. 5,8 
13,0 I Schweiz 12,2 

16,2 2,2 
5,9 ORB 

Schweiz 
Schweiz 

5,0. 
4,9. 

26 I USA 
12,,3 USA 

30,0 Großbritannien 10,8 Frankreich 
'30,6 I Großbritannien 11,9 (Frankreich 

31,9 
1 J,8 

12,5 1 USA 
2,0 USA 1  Frankreich 

Frankreich 
7,5 12,0 1 Japan 
7,1 11,4 - Japan 

Land Land 

Veltezporr 
inages-E Baden-

V6raeaberß 

Staaten außerhalb der Bundesrepublik, und zwar 
Jahr 

Land 

 

Mil 1. 
US-Dollar 

anderen 
Bundesländern 

Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte 

66 16,5 1  USA 15,2 1  Japan 13,31 Frankreich '8,4 
5, , 6 13,4 USA 16,4 Japan 16,0 Großbritannien 9,0 

 

Personenkraftwaaen einschließlich Kombi-Kraftwaaen 

Lastkraftwagen und. Sonderkraftfahrzeuge 

1979 19 1,8 
1980 I 21 0 

30 3,5 Japan 24,0 Kanada 13,6 USA 1 
79 3,3 19;4 I Japan 29,5.  I Kanada 10,8 I USA -- 9,8 

2 103 
2 283 

Uhrmacherwaren 

6 312 6,0 2,3 1 Schweiz 
7 515 5,2 2,0 Schweiz 

4 581 
5 149 

979 
980 4 113 

160 

Omnibusse,_ Sattelschlepper 

13,8 16,1 USA 14,9 Japan 11,9 Niederlande 10,7 
11,6 18,2 I Japan 15,7 I USA 17;1 I Niederlande. 9,9 

Kfz.-Teile und Zubehör 

4;0 15,9 I  USA 24,0 1  Kanada 10,6 I  Frankreich 10,5 
4,4 15,8 USA 23,1 Frankreich 11,3 Großbritannien 11,0 

Anhänger ohne mechanischen Antrieb 

16,1.1 Japan -11,6 I  Großbritannien 9,8 
14,6 Großbritannien 11,2 Frankreich 10,3 

Instrumente, Apparate.und Geräte zum Messen, Prüfen etc. 

Optische Erzeugnisse 

optische Instrumente und Geräte 

Medizinische Instrumente, Apparate und Geräte 

8,6 11,9 USA 21,3 Japan 10,0 Großbritannien 9,8 
8,3 10,8 I USA 21,0 I Großbritannien 10,4 I Japan' 10,3 

Zähler, Tachometer etc. 

8,5 
8,3 

b,9 
2 

979 
980 

1979 
1960 

1979 
1980 

 

I 

9]9 2 934 
980 4 190 

3
79 I  55 039 
80 58 881 

3
79 2 970 
80 3 616 

1979 1 30 822 
1980 32 835 

1979 1 3 151 
1980 3 540 

1979 I 8 871 
1980 9 997 

1979 I 923 
1980 1 184 

1979 1 2 484 
1980 2 961 

1979 I 556 
1980 629 

31,1 1 Japan 20,4 1 Hongkong 17,7 
28;2 Japan 23,1 Hongkong 22,4 

Schmuckwaren, Gold- und Silbersetuniedewaren 

Muslkinstrunente. 



Großbritannien 10,5 Japan 
Kanada 8,3 I Japan 

USA 6,8 Italien 
USA 6,9 I Südkorea 

Großbritannien 
Großbritannien 

Großbritannien 
Niederlande 

5,5 Schweden 
5,6 I USA 

5,4 I  Frankreich 
5,5 Großbritannien 

979 
980 

1979 
1980 

1979 
1980 

9]9 
980 

9]9 
980 

1979 
980 

979 
980 

9]9 
980 

979 
980 

979 
980 

 

11 

I 

I 

    

9,3 USA 
10,2 I USA 

 

Optische Erzeugnisse' 

Uhrmacherwaren 

Schmuckwaren, Gold- Und Sllberschmledewaren 

6,7 I  Österreich 
7,0 Osterreich 

3,5 _Hongkong 
4,3 [Großbritannien 

5,6 I  USA 
4,9 Südkorea 

2,5 Großbritannien 
2,5 I USA 

2,5 83,5 
2,8 85,6 

z,4 88,0 
2,2 90,5 

4,7 810 
,

 

4,9 7,

 

0 

5,6 82,9 
5,5 81, 9 

Darunter aus 
AfB Aht 

Länder 
®e 

Staaten außerhalb der Bundesrepublik, und zwar 

Land Z x 
 

r 
Land 

Jahr 

x Land 

 

Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte 

6,9 Niederlande 5,9 Italien 4,5 
B,6 Niederlande 5,4 I Italien 4,7 

Großbritannien 
Frankreich 

I 

979 
980 

1979 
1980 

979 
980 

979 
980 

77,3 
79,1 

Personenkraftwagen einschließlich Kombi-Kraftwagen 

Belgien/Luxemburg 8,6 
USA 7,2 

Kanada 
Kanada 

6,7 I  Italien 
6,7' Italien 

5,0 89,7 
4,2 89,6 

Großbritannien 
Frankreich 

Lastkraftwagen und Sonderkraftfahrzeuge 

6,3 I  Frankreich 6,3 I  Schweden 5,8 
710 GroBbbl tann len 6,0 Schweden 5,4 

84;8 
86,2 

  
Omnibusse, Sattelschlepper 

Italien 
Italien 

7,9 Frankreich 
7,4 I Frankreich 4,6 I  Belgien/Luxemburg 4,6 84,7 

6,1 Belgien /Luxemburq 4,2 86,2 

Kfz.-Teile und Zubehör 

6,1 I  Stallen 
6,6 Italien 

Anhänger ohne mechanischen Antrieb 

6,0 Südkorea 
6,4 Italien 

Möbel 

4,8 I  USA 
5,l Schweden 

Optische Instrumente und Geräte 

3,8 I  Schweiz 
5,4 Frankreich  

5,4 8],0 1979 
5,9 86,4 I 1980 

5,4 73,1 
5,2 76,6 

4,4 71,7 
5,1 72,1 

3,2 85,7 
3,5 86;2 

Medizinische Instrumente, Apparate und Geräte 

Frankreich 
Frankreich  

4,8 Scliwe iz d,6 Irland 
5,8 I Irland 4,6 I Schweiz 4;5 75,5 

4,2 75,4 

Zähler, Tachometer etc. 

9,2 I  Italien 
10,2 Jugoslawien 

Instrumente, Apparate und Geräte zum Messen, Prüfen etc. 

2,1 
2,3 

Frankreich 
Japan 

Japan. 
Japan 

Ital ten 
Italien 

Frankreich 
Frankreich 

Großbritannien 
USA 

Italien 
Frankreich 

B 6,5 
85,0 

6,4 I  Niederlande 3,7 83,6 
6,0 Niederlande 3,5 83,5 

6,6 Schweiz 
6,0 Schweiz 

6,0 I  USA 
7,1 Großbritannien 

],4 I  Frankreich 
6,7 Italien 

Musikinstrumente 

6,4 Niederlande 
5,8 I Niederlande 

5,2 Hongkong' 
6,7 Hongkong 
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Jugoslawien 

 

Tabelle 7 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei 

landwirtschaftlichen Maschinen 1980. 

pmportland2) 

Weltexport 

Expor[regionl) 
Frankreich Osterreich Schweiz Großbrie treten Niederlande USA 

Mill. 
US-$ 

zl) Mill. 
US-s 

%4) Mill. 
US-4 

x°> Hill. 
US-4 

x4) Mill. 
US-s 

x4) Mill. 
US-4 

x4) Mill. 
US-$ 

g4) 

5 277,3 100 574,0 .100 100,4 100 85,0 100 315,6 100 159,4 100 779,8 100 Alle Exportlinder 

darunter .Ua 

125,5 2,4 34,3 6,0 14,5 14,4 13,7 16,1 10,2 3,2 9,9 6,2 7,6 1,0 Baden-llUrttem. erg 

anderen Bundes-

 

763,4 14,5 144,8 25,2 42,5 42,3 23,3 27,4 65,2 20,7 57,5 36,1 27,8 3,6 ländern 

1 300,1 24,6 86,5 15,1 3,4 3,4 5,7 6,7 33,4 10,6 14,0 8,8 x x USA 

573,3 10,9 3,9 0,7 0,3 0,3 0,1 0,1 11,7 3,7 1.,0 0,6 614,7 78,8 Kanada 

391,0 7,4 x x 7,7 7,7 10,9 12,8 36,9 11,7 9,5 6,0 18,0 2,3 Frankreich 

332,6 6,3 42,7 7,4 1,6 1,6 1,9 2,2 x x 14,0 8,8 23,9 3,1 Großbritannien 

322,9 6,1 61,9 10,8 10,3 10,3 9,0 10,6 8,0 2,5 6,8 4,3 8,2 1,1 Italien 

260,0 4,9. 68,6 12,0 1,7 1,7 2,3 2,7 39,0 12,4 24,0 15,1 4,7 0,6 Belgien/Luxemburg 

256,7 4,9 43,5 7,6 6,1 6,1 4,5 5,3 37,2 11,8 x x 14,6 1,9 Niederlande 

228,7 4,3 24,3 4,2 3,9 3,9 1,6 1,9 21,8 6,9 5,0 3,1 6,0 0,8 Dänemark 

174,6 3,3 16,3 2,8 2,6 2,6 2,8 3,3 11,2 3,5 5,8 3,6 5,6 0,7 Schweden 

141,6 2,1 11,9 2,1 0!2 0,2 1;0 1,2 6,0 1,9 1 0,8 9,9 1,3 Japan 

61,7 1,2 8,0 1,4 x x 6,4 7,5 2,3 0,7 2,4 1,5 0,8 0,1 österreich 

61,7 1,2 6,0 1,0 1,5 1,5 0,8 0,9 8,1 2,6 0,9 0,6 0,9 0,1 Norwegen 

60,7 1,2 0,3 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 2,5 0,8 0,3 0,2 3,6 0,5 Australien 

46,7 0,9 6,8 1,2 0,0 0,0 0,1 1.,2 0,7 0,2 3,1 1,9 5,2 0,7 Spanien 

36,0 0,7 1,3 0,2 0,3 0,3 0,1 1,2 2,4 0,8 0,4 0,3 0,3 0,0 Finnland 

34,1 0,6 3,0 0,5 2,9 2,9 x x 0,8 0,3 0;6 0,4 0,2 0,0 Schweiz 

1) in Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 

Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Sie der Weltimporte (5 203,3 Mill. US-4) von den 
Veltenporten (5 27),3 rill. US-4) geringfügig abweicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genarrten Importländer auf-
geführt; se sind nach dem Umfang ihrer Importe aus Haden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Experte der in der Vorspalte aufgeführten Export-
regionen am Weltexport. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorspalte aufgeführten Expartregionan am Import des in der Kopfzeile genannten 

Importlandes. 

Tabelle 8 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei Maschinen 

für die Textil- und Ledehhdustrie 1980 

Imporcland2) 

ueuex ner 
Schweiz Großbritannien USA Frankreich 

Ex portregionl) 
Italien 

24) x4) x4) z4) Mill. 
US-4 

23) Mill. 
US-4 

Hiu. 
US-4 

Mill. 
US-4 

Miil. 
US-$ 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-4 

z4) %4) 

9 471,8 100 571,0 100 496,7 100 936;2 100 410,9 1Ö0 233,9 100 181,9 100 

733,0 7,7 91,9 16,1 65,0 13,1 58,7 6,3 38,3 9,3 29,9 12,8 25,2 13,9 

1 903.,7 20,1 168,0 29,4 125,0 25,2 203,5 21,7 80,0 19,5 79,2 33,9 58,5 32,2 

1 428,3 15,1 113,2 19,8 63,6 12,8 213,8 22,8 33,0 8,0 x x 21,5 12,9 

1 344,3 14,2 22,6 4,0 28,4 5,7 139,3 14,9 40,5 9,9- 4,0 1,7 4,3 2,4 

932,3 9,8 x x 78,9 15,9 68,1 7,3 71,2 17,3 24,5 10,5 23,9 13,1-

 

726,8 7,7 21,5 3,8 27,6 5,6 x x 51,3 12,5 3,2 1,4 8,7 4,8 

697,7 7,4 42,8 7,5 43,5 8,8 53,3 5,7 x x 8,7 3,7 3,2 1,8 

488,7 5,2 49,9 8,7 x x 14,9 3,7 28,9 7,0 59,2 25,3 6,7 3,7 

303,9 3,2 10,2 1,8 23,9 4,8 22,2 2,4 14,1 3,4 2,0 0,9 4,2 2,3 

153,8 1,6 7,2 1,3 6,8 1,4 9,5 1,0 12,7 3,1 14,5 6,2 1,8 1,0 

132,1 1,4 2,2 0,4 5,1 1,0 29,5 3,2 9,9 2,4 4,0 1,7 0,6 0,3 

124,1 1,3 11,9 2,1 7,3 1,5 5,2 0,6- - 4,1 1,0 0,3 0,1 0,2 0,1 

113,4 1,2 0,4 0,1 0,1 0,0 1,3 0,1 0,7 0,2 0,0 0,0 

69,0 0,7 5,1 0,9 1,8 0,4 4,5 0,5 4,1 1,0 6,9 2,9 4,8 2,6 

62,9 0,7 1,2 0,2 0,8 0,2 21,3 2,3 2,2 0,5 0,4 0,2 

45,7 0,5 2,3 0,4 2,1 0,4 1,2 0,1 2,9 0,7 1,1 0,5 0,6 0,3 

41,3 0,4 2,2 0,4 0,0 0,0 0,2 0,0 0,4 0,1 0,0 0,0 x x 

32,0 0,3 0,2 0,0 2,0 0,4 3,1 0,3 2,1 0,5 0,0 0,0. 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundes-
ländern 

Schweiz 

Japan 

Italien 

USA 

Groabrltannlen 

Frankreich 

Belgien/Luxemburg 

Niederlande 

Schweden 

Spanien 

Hongkong 

österreich 

Kanada 

Dänemark 

Jugoslawien 

Südkorea 

I) in Spalte 1 mied die Weltexporte der in der Vorspal te genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Fxpartl'¢nder sind nach dem Umfang ihrer 
Vel[naporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die su®e der Weltimporte (8 605,9 Mill. US-4) von den 
Weltexporten (9 471,8 Mill. US-4) geringfügig abweicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe .der in den Kopfzeile genannten Importlinder auf-
geführt; eia i.d asah dem Umfang ihrer le Grte aua Baden-Württemberg geordnet. Aua GrUnden fehlender Daten konnten österreich, Japan und die 
6wjecumi ennicht uacctaucht werden, die badenvürttembergischen Exporte in diese Länder betrugen 25,4 Mill. US-4, 23,2 Mill. US-4 bzw. 21,8 Mill. 
US-4. - 3) Anteil der Exporte der in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen am weltexparc. - 4) Anteil der Importe aus dem in des.Vdrapmlte. auf-

geführten Exportregionen am Import des in der Kopfzeile genannten Importlandes. 
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Tabelle 10 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei elektrischen 
Geräten zum Schließen, Öffnen, Schützen oder Verbinden von elektrischen Stromkreisen 1980 

Importland2) 

Weltax ort 

Export regianl) Frankreich Schweiz kalten Großbrie annien öaterzeith Niederlande 

Kill. 
us-4 

Alle Exportländer 12 663,4 100 822,4 100 332,4 100 597,3 100 707,3 100 306,0 100 560,3 100 

Kill. 
US-4 

Kill. 
US-4 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-$ 

Mill. 
US-S 

23) z4) x4) x4) Mill. 
US-4 

x4) z4) x4) 

Tabelle 9 

Internationale Konkurrenzsituätion Baden-Württembergs auf wichtigem Auslandsmärkten bei 
nichtelektrischen Teilen und Zubehör für Maschinen 1980 

xmportland2) 

We lceapatc 

Expoaiegion 1)  Frankreich  Italien  Schweiz  österreich  Niederlande  GroBbric ansien 

T 
Mill. I x3) 
US-4 

S4) S4) x4) Mill. 
US-4 

g4) x4) Mill. 
US-$ S4) 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-3 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-4 

15 866,3 100 1 3BB,6 100 881,0 100 423,8 100 395,4 100 743,4 10D 1 006,2 100 

776,2 4,9 138,6 10,0 78,5 8,9 68,0 16,0 63,7 16,1 50.1 6,7 44,1 4,4 

3 298,2 20,8 398,4 28,7 334,4 38,0 170,2 40,2 203,4 51,4 269,8 36,3 191,2 19;0 

1 834,8 11,6 43,3 3,1 14,7 1,7 9,5 2,2 3,4 0,9 18,0 2,4 51,1 5,1 
1 822,3 11,5 180,7 13,0 75,5 8,6 25,1 5,9- 13,7 3,5 76,4 10,3 246,0 24,4 
1 518,3 9,6 136,1 .9,8 87,2 9,9 18,9 4,5 16,6 4,2 102,6 13,8 K x 
1 450,3 9,1 x x 123,0 14,0 32,9 7,8 12,1 3,1 43,0 5;8 92,9 9,2 
1 441,4 9,1 207,3 14,9 x x 38,7 9,1 23,6 6,0 47,4 6,4 115,5 11,5 
463,6 2,9 21,8 1,6 19,0 2,2 9,7 2,3 3,9 1,9 x x 53,9 5,4 
449,7 2,8 34,3 2,5 34,6 3,9 11,0 2,6 9,9 2,5 20,6 2,8 30,9 3,1 
447,7 2,8 56,4 4,1 32,0 3,6 x x 26,6 6,7 22,1 3,0 21,0 2,1 
365,8 2',3 )2,4 0,9 10,2 1,2 20,2 4,8 x x 7,1 1,0 7,3 0,7 
342,9 2,2 48,3 3,5 18,9 2,1 4,8 1,1 2,7 0,7 38,8 5,2 42,7 4,2 
339,0 2,1 23,1 1,7 14,2 1,6 7,1 1,7 2,5 0,6 17,0 2,3 24,5 2,4 
230,5 1,5 8,1 0,6 1,4 0,2 0,4 0,1 0,3 0,1 3,7 0,5 14,9 1,5 
210,4 1,3 28,5 2,1 10,5 1,2 1,9 0,4 0,8 0,2 8,2 1.,1 14,7 1,5 
205,7 1,3 1,0 0,1 5,1 0,6 0,1 0,0 3,4 0,9 0,9 0,1 0,7 0,1 
178,4 1,1 0,5 0,0 0,1 0,0 0,3 0,1 0,2 0,1 0,5 0,1 3,4 0,3 
102,8 0,6 3,1 0,2 1,2 0,1 0,9 0,2 1,8 0,5 1,9 0,3 5,D 0,5 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundes-
ländern 

Japan 

USA 

Großbritannien 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Schweden 

Schweiz 

österreich 

Belgien/Luxemburg 

Dänemark 

Kanada 

Spanien 

Jugoslawien 

Singapur 

Finnland 

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 
Weltexporte geordnet. Bei vergleichen mit den werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (16 869,1 Mill. US-4) v n den 
Weltexporten (15 866,3 Mill. US-4) geringügig aWeicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Importländer auf-
geführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus  Baden-W retemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in  der  Votspalte aufgeführten Expmrt-
regionen umWeltexpert. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorspalte aufgeführten Bxporcregionen am Import des in der Kopfzeile genannten 
Lvpaztlandes. 

darunter aus - 

Baden-Württemberg 

anderen Bunde.-
Ländern 

USA 

Japan 

Frankreich 

Großbritannien 

Schweiz 

Italien 

Niederlande 

Belgien/Luxemburg 

Schweden 

österreich 

Singapur 

Jugoslawien 

Kanada 

Spanien 

Dänemark 

Finnland 

732,6 5,8 128,3 15,6 70,0 21,1 60,2 10,1 55,7 7,9 48,5 15,8 44,2 7,9 

2 264,9 17,9 163,5 19,9 112,8' 33,9 179,2 30,0 96,2 13,6 166,9 54,5 198,2 35,4 

1 780,1 14,1 159,8 19,4 32,9 9,9 65,9 11,0 205,4 29,0 8,0 2,6 61,9 11,0 

1 629,4 12,9 24,8 3,0 9,2 2,8 25,1 4,2 34,7 4,9 7,6 2,5 6,6 1,2 

1 473,6 11,6 x x 29,3. 8,8 123,1 20,6 88,6 12,5 9,7 3,2 41,6 7,4 

1 018,5 8,0 65,4 8,0 14,6 4,4 31,0 5,2 x K 6,4 2,1 40,7 7,3 

728,2 5,8 42,2 5,1 X' x 27,6 4,6 36,6 5,2 28,4 9,3 36,8 6,6 

593,5 4,7 62,8 7,6 15,3 4,6 x x 24,1 3,4 4,7 1,5 10,9 1,9 

.408,6 3,2 26,8 3,3 17,8 5,4 24,9 4,2 36,4 5,1 7,7 2,5 x x 
327,3 2,6 57,4 7,0 6,1 1,8 14,2 2,4 16,1 2,3 6,1 2,0 85,1 15,2 

254,2 2,0 5,9 0,7 2,6 0,8 5,2 0,9 13,3 1,9 2,1 0,7 11,1 2,0 

223,9 1,8 6,9 0,8 9,5 2,9 7,1 1,2 6,7 0,9 x x 3,0 0,5 

187,8 1,5 1,9 0,2 0,2 6,1 0,5 0,1 3,2 0,5 0,1 0,0 0,9 0,2 

117,5 0,9 1,3 0,2 0,7 0,2 3,7 0,6 1,2 0,2 1,1 0,4 0,2 0,0 

116,4 0,9 1 5 0,2 0,4 0,1 0,8 0,1 7,8 1,1 0,1 0,0 0,6 0,1 

102,2 0,8 17,5 2,1 2,4 0,7 7,1 1,2 7,1 1,0 0,5 0,2 1,4 0,2 

95.,2 0,8 1,3 0,2 2,9 0,9 2,2 0,4 12,0 1,7 1,6 0,5 3,9 0,7 

74,3 0,6 2,3 0,3 0,9 0,3 1,3 0,2 2,5 0,4 1,0 0,3 0,5 0,1 

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 
Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit deo Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die. S,®e der Weltimporte (12 588,8 Kill. US-S) von deo 
Weltexporten (12 663,4 Kill. US-4) geringfügig aWeicht. - 2) In dm Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Importländer auf-

 

geführt; se m sind nach d Umfang ihrer Importe aus-  BadenWGrttemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in der Vorspalte aufgeführten Export-
regionen amWeltexport. -,4) Mteil der Importe aus den in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen en Import-des in der Kopfzeile genannten 
Impo¢landes. 
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Tabelle 11 

Internationale Konkurrenzsituation.Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei elektrischen 
und nichtelektrischen Haushaltsgeräten (a.n.g.) 1980 

xmpoal.na2) 

weiter ort 

Erpor[re8iool)  
Frankreich  Niederlande  österreich  Belgiev /Lurembuxg  Großbritannien  Schweiz 

x4) Mi 11. 
US-4 

Z4) Mill. 
US-4 

Hill. 
US-4 

Mill. 
US-3 

Nill. 
US-4 

Kill. 
US-4 

Hill. 
US-4 

Z4) Z4) Z4) Z3) Z4) 

8 242,1 100 915,9 100 499,0 100 267,5 100 455,7 100 716,1 100 228;7 100 

445,5 5,4 72,1 7,9 58,6 11,7 37,7 14,1 37,0 8,1 35,0 4,9 34,8 15,2 

1 290,1 15,7 186,7 20,4 151,9 30,4 108,2 40,4 126,4 27,7 69,9 9,8 73,9 32,3 

1 058,5 12,8 237,6 25,9 97,7 19,6 42,9 16,0 61,1 13,4 230,5 32,2 29,3 12,8 

037,1 12,6 5,5 0,6 2,6 0,5 3,2 1,2 1,5 0-,3 25,1 3,5 1,7 0;7 

794,9 9,6 20,8 2,3 6,7 1,3 1,7 0,6 7,6 1,7 42,8 6,0 2,9 1,3 

705,1 8,6 x K 44,2 8',9 12,4 4,6 81,1 17,8 77,5 10,8 19,0 8,3 

425,6 5,2 35,9 3,9 20,2 4,0 5,6 2,1 11,3 2,5 x x 6,5 2,8 

422,9 5,1 6,8 0,7 3,3 0,7 0,4 0,1 0,8 0,2 25,5 3,6 0,8 0,3 

365,9 4,4 49,3 5,4 x. x 7,4 2,8 42,7 9,4 18,,5 2,6 5}7 2,5 

284,0 3,4 44,6 4,9 10,2 2,0 2,6 1,0 4,5 1,0 25,7 3,6 16,9 7,4 

201,4 2,4 11,6 1,3 9,8 2,0 2,5 0,9 8,3 1,8 35,7 5,0 4,3 - 1,9 

174,3 2,1 43,1 4,7 11,3 2,3 0,5 0,2 5,5 1,2 8,8 1,2 0,3 0,1 

164,5 2,0 15,9 1,7 21,3 4,3 x x 6,2 1,4 7,8 1,1 17,5 7,7 

147;3 1,8 16,7 1,8 2,6 0;5 6,7 2,5 3,1 0-,7 1,6 0,2 0,9 0,4 

113,6 1,4 2,1 0,2 3,1 0,6 0,2 0,1 0,2 0,0 2,4 0,3 0,1 0,0 

107,0 1,3 15,0 1,6 4,0 0,8 9,2 3,4 4,3 0,9 8,1 1,1 x x 

99,4 1,2 20,7 2,3 13,5 2,7 1,9 0,7 x x 6,3 0,9 2,0 0,9 

78,8 1,0 6,4 0,7 0,2 0,0 1,1 0,4 0,3 0,1 1,3 0,2 1,4 0,6 

,Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundes-
ländern 

Italien 

Japan 

USA' 

Frankreich 

Großbritannien 

Hongkong 

Niederlande 

Schweden 

Dänemark 

Spanien 

österreich 

Jugoslawien 

Singapur 

Schweiz 

Belgien/Luxemburg 

Norwegen 

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 
weltex,erte geordnet. gei vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff-. ist zu beachten, daß die Sx®e der Weltimporte (8 844,5 Mill. US-4) von den 
Wel[e ... r[en (8 242,1 Mill. US-4) 8erimgfügig .Weich[. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Importl"ander auf-
geführt; sie sind nAch dem Umfang ihrer Importe ... Haden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in der Vorspalte aufgeführten Export-
regionen an weltexpurt. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorepalte aufgeführten Exportregionen sm Import des in der Kopfzeile genannten 
Importlandes. 

Tabelle 12 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei elektrischen 

Maschinen, Apparaten und Geräten (a.n.g.) 1980 
Import land2) 

Yel tex act 
USA Schweden Niederlande Schee iz Italien Frankreich 

Expor[[CBtool) 

Z4)
 

Hill. 
US-4 

Mill. 
UH-4 

Mill. 
US-4 

Mill. 
us-4 

Nill. 
us-s 

Hits. 
US-4 

Z4) 14) Mill. 
US-4 

Z4) x4) Z4) Z3) 

Alle Exportländer 14 190,1 100 1 126,3 100 782,2 100 379,9 100, 1 515,5 100 461,8 100 799,2 100 

darunter aus 

Baden-Württemberg 786,1 5,5 138,6 12,3 91,1 11,6 61,0 16,1 56,1 3,7 52,8 11,4 49,9 6,2 

anderen Bundes-

 

ländern 1 904,2 13,4 200,4 17,8 193,2 24,7 105,6 27,8 104,9 6,9 114,1 24,7 162,9 20,4 

USA 

Japan 

Großbritannien 

Frankreich 

Niederlande 

Italien 

Schweiz 

Belgien/Luxemburg 

Schweden 

österreich 

Spanten 

Singapur 

Südkorea 

Hongkong 

Jugoslawien 

Kanada 

2 326,5 16,4 153,5 13,6 69,1 8,6 35,0 9,2 x x 44,4 9,6 69,3 8,7 

2 263,8 16,0 65,4 5,8 50,6 6,5 30,6 8,1 478,4 31,6 20,0 4,3 29,8 3,7 

1 279,6 9,0 98,4 8,7 62,1 7,9 21,9 5,8 74,8 4,9 45,4 9,8 70,6 8,8 

1 214,6 8,6 x x 90,8 11,6 34,2 9,0 29,5 1,9 47,2 10,2 61,2 7,7 

761,2 5,4 35,6 3,2 54,0 6,9 17.,4 4,6 8,4 0,6 16,3 3,5 x x 

667,5 4,7 102,0 9,1 x x 22,0 5,8 18,1 1,2 11,4 2,5 43,3 5,4 

589,3 4,2 54,8 4,9 27,9 3,6 x x 27,2 1,8 16,3 3,5 23,8 3,0 

514,1 3,6 134,5 11,9 47,8 6,1 7,5 2,0 9,6 0,6 15,1 3,3 208,0 26,0 

235,8 1,7 8,4 0,7 5,5 0,7 7,0 1,8 8,3 0,5 x x 11,0 1,4 

228,5 1,6 7,2 0,6 9,5 1,2 21,4 5,6 2,2 0,1 ,14,1 3,1 22,7 2,8 

220,8 1,6 42,7 3,8 21,4 2,7 1,6 0,4 3,6 0,2 1,9 0,4 6,5 0,8 

190,3 1,3 1,9 0,2 2,6 0,3 1,8 0,5 22,1 1,5 0,7 0,2 0;3 0,0 

145,2 1,0 3,3 0,3 5,1 0,7 0,3 0,1 42,1 2,8 0,3 0,1 6,1 0,8 

141,5 1,0 3,2 0,3 4,0 0,5 1,3 0,3 66,1 4,4 1-,0 0,2 2,8 0,4 

128,1 0,9 14,8 1,3 3,1 0,4 2,2 0,6 116 0,1 0,3 0,1 1,0 0,1 

105,7 0,7 4,8 0,4 1,3 0,2 0,5 0,1 133,4 8,8 3,2 0,7 1,8 0,2   

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer Bind nach dem Umfaa6 ihrer 
welz.xpnrte geordnet. Bei Vergleichen mit den werten der Spelten.3 ff. ist zu beachten, daß die. Summe der Weltimporte (14 403,0 Hill. 115#4) v o'.dm 

Welt .... rten (14 190,1 Hill. US-4) geringfügig abwicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Impartl'ander auf-

 

geführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus Baden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in der Vorspalte aufgeführten Ea 
m 

pmrt-
regionen aWeltexpoit.' - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorepalte aufgeführten Exportregionen m Import des in der Kopfzeile genannten 
Impor[landea. 
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Tabelle 13 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei 
Kraftfahrzeugen'1980 

Importlende) 

Wel[e port 
USA Italien Frank eich Expm~[regionl) Gz.Bbri atmen Schweiz 

Mill. 
US-$ 

x4) Mi ll. 
US-4 

Will. 
US-$ z4) Mill. 

US-s 
x3) Will. 

US-4 
Bill. 
US-4 

x4) 
z4) x4) 

2 030,6 100 

186,8 9,2 

671,3 33,1 

306,0 15,1 

286,1 14,1 

62,3 3,1 

1,6 0,1 

170,6 8,4 

202,1 10,0 

46,1 2,3 

53,1 2,6 

6,8 0,3 

15,4 0,8 

13,7 0,7 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

'anderen Bundes-
ländern 

Japan 

Frankreich 

USA 

Kanada 

Belgien/Luxemburg 

Italien 

Gr.Bbritann ier. 

Schweden 

Spanien 

Niederlande 

österreich 

84 276;6 

5 027,2 

14 488,0 

23 115,3 

8 499,3 

6 862,2 

6 417,2 

5 484,0 

3 541,0 

3 333,5 

2 422,8 
1 751,5 

1 123,1 

447,9 

100 

6,0 

17,2 

27,4 

10,1 

8,1 

7,6 

6,5 

4,2 

4,0 

2,9 

2,1 

1,3 

0,5 

20 352,3 

1 738,5 

1 802,3 

9 898,6 

272,3 

x 
5 471,4 

0,5 
347,5 

312,0 

485,4 

0,0 

0,7 

100 

8,5 

8,9 

48,6 

1,3 

x 
26,9 

0,0 
1,7 

1,5 

2,4 

0,0 

0,0 

5 800,5 

436,6 

1 554,9 

19,1 

2 134,0 

1916 

0,6 

458,5 

x 

158,5 

64,8 

435,3 

191,9 

18,3 

100 

7,5 

26,8 

0,3 

36,8 

0,3 

0,0 

7,9 

x 

2,7 

1,1 

7,5 

3,3 

0,3 . 

4 733,3 

399,5 

1 406,2 

258,6 

x 

38,3 

1,7 

514,4 

692,1 

160,3 

176,1 

770,0 

184,2 

6;0 

100 

8,4 

29,7 

5,5 

x 

0,8 

0,0 

10,9 

14,6 

3,4 

3,7 

16,3 

3,9 

0,1 

5 760,9 

267,1 

1 578,3 

810,9 

941,9 

28,3 

3,1 

491,7 

411,6 

x 

445,8 

322,7 

201,3 

3,6 

100 

4,6 

27,4 

14,1 

16,3 

0,5 

0,1 

8,5 

7,1 

x 

7,7 

5,6 

3,5 

0,1 

Weltexporten (84 276,6 Mill. US-4) geringfügig abweicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Importländer auf-

Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der.Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (81 762,2 Will. US-4) von den 

geführt; se sind each,dem Umfang  ihrer  Importe aus Baden-Württemberg geordnet.  - 3) Anteil der Exporte der in 
der Vorapalte aufgeführten Export-regionen am Weltexport. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorppalte aufgeführten Exportregionen am Import des in der Kopfzeile genannten Importlandes. 

1) in Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorapalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtds. [s ehe Exportländer sind nach dem umfang ihrer 

Tabelle 14 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs, auf wichtigen Auslandsmärkten bei Teilen 
und Zubehörfür Kraftfahrzeuge 1980 

Importlande) 

Welten ort 

Exportregionl)  Belgien/L xemburg Frankreich Italien  Osterreich  Niederlande USA 

Mill. 
US-$ 

Will. 
U9-4 

Will. 
US-4 

z3) Mill. 
U5-4 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-4 

Mill. 
US-4 

x4) ;4) x4) ;4) x4) x4) 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bandes--

 

ländern 

USA 

Frankreich 

Großbritannien 

Kanada 

Japan 

Italien 

Schweden 

Belgien/Luxemburg 

Spanien 

Mexiko 

Niederlande 

Brasilien 

Jugoslawien 

österreich 

Schweiz 

32 835,1 100 3 556,4 100 1 902,6 100 1 010,8 100 5 510,3 100 342,4 100 945,7 100 

1 440,1 4,4 216,8 6,2 160,9 9,5 146,5 14,5 79,2 1,4 66,8 19,5. 62,2 6,6 

5 202,5 15,8 1 811,2 50,9 573,0 30,1 308,5 30,5 451,8 8,2 181,2 52;9 186,2 19,7 

7 596,7 23,1 75,7 2,1 109,1 

3 719,5 11,3 659,2 18,5 x 

3.597,0 11,0 315,3 8,9 186,8 

2 715,4 6,3 1,5 0,0 1,9 

2 168,4 6,6 10,0 0,3 18,5 

1 942,3 5,9 47,3 1,3 347,5 

1 062,8 3,2 232,7 6,5 19,6 

837,6 2,6 x x 103,8 

417,6 1,3 15,8 0,4 178,1 

372,9 1,1 7,0 

344,5 1,0 123,8 3,5 44,3 

262,7 0,8 0,1 0,0 11,1 

238,1 0,7 3,6 0,1 26,6 

141,1 0,4 1,0 0,0 6,9 

109,3 0,3 4,7 0,1 5,0 

5,7 20,6 2,1 

x 320,9 31,7 

9,8 110,7 11,0 

0,1 0,2 0,0 

1,0 O,s 0,0 

18,3 x x 

1,0 16,1 1,6 

5,5 17,2 1,7 

9,4 26,1 2,6 

0,4 

2,3 6,8 - 0,7 

0,6 4,3 0,4 

1,4 15,0 1,5 

0,4 1,4 0,1 

0,3 6,4 0,6  

x x 4;3 1,3 13,8 

251,7 4,6 22,0 6,4 79,8 

211,1 3,6 12,2 3,6 92,2 

2 083,2 37,8 0,4 0,1 0,8 

1 743,2 31,6 6,5 1,9 12,2 

146,1 2;7 17,7 5,2 28,5 

29,4 0,5 6,3 1,8 150,7 

73,9 1,3 2,9 0,8 295,0 

40,8 0,7 0,6 0,2 1,9 

184,1 3,3 0,1 0,0 0,0 

7,4 0,1 2,9 0,8 x 

115,2 2,1 0,1 0,0 5,7 

2,3 0,0 0,9 0,3 0,0 

0,7 0,0 x x 1,4 

1,0 0,0 7,5 2,2 0,8 

1,5 

8,4 . 
9,7 

0,1 

1,3 

3,0 

15;9 

31,2 

0,2 

0,0 
x 
0,6 

0,0 
0,1 

0,1 

1) In Spalte 1 sind die W'elteapor[e der in der Vorapalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 
Weltexperte geordnet= Bei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ier zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (34 463,9 Mi 11. US-4) von den 
Welteaporten (32 835,E Ni 11. US-4) geringfügig abweicht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten Importländer auf-
geführt sie sind nach den Umfang ihrer Importe aus Baden-wurttemberg geordnet. Aus Gründen fehlender Baten konnte SUdafrika nicht untersucht werden, 
die baden-a-0rt [embergiscM1ev Experte in dieses Land betrugen 91,9 Will. US-7. - 3) Anteil der Experte der in der Vorspalte aufgeführten Esportregionen 
am Weltexport. - 4) Anteil der Importe aus deo in der Vvrspal[e aufgeführten Exportregionen am Import dee in der Kopfzeile genannten Importlandes. 
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Tabelle 15 

 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei Möbeln 1980 

Lmpor[land2) 

Veltex Ort 
Österreich Frankreich Schweiz Niederlande 

Exportregion I ) 

 

Bill. 
US-$ 

Will. 
US-$ 

Mfll. 
US-4 

x4) Mill. 
US-$ 

Mill. 
us-4 

;4) S4) x4) x3) 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundesländern 

Italien 

Belgien/Luxemburg 

Frankreich 

Großbritannien 

USA 

Schweden 

❑'änemark 

Niederlande 

Jugoslawien 

Kanada 

Finnland 

bsterrelch 

Spanien 

Japan 

Schweiz 

Hongkong 

9 996,6 100 1 026,0 100 532;9 100 1 308,8 100 362,5 100 

4,1 76,8 7,5 66,2 12,4 56,6 4,3 51,6 14,2 

16,4 440,1 42,9 144,5 27,1 171,6 13,1 176,6 48,7 
406,1 

1 639,6 

2 179,6 

725,4 

650,2 

556,3 

527,5 

510,1 

437,3' 

346,7 

327,5 

191,0 

174,0 

165,4 

164,0 

153,7 

136,0 

103,8 

21,8 108,0 10,5 135,3 25,4 

7,3 190,2 18,5 7,9 1,5 

6,5 26,5 2,6 53,4 10,0 

5,6 31,9 3,1 14,2 2,7 

5,3 6,0 0,6 2,9 0,5 

5,1 20,0 1,9 26,1 4,9 

4,4 24,6 2,4 12,3 2,3 

3,5 x x 7,4 1,4 

-3,3 7,5 0,7 6,0 1,1 

1,9 0,2 0,0 0,7 0,1 

1,7 6,5 0,6 3,7 0,7 

1,7 3,1 0,3 30,8 5,8 

1,6 3,3 0,3 5,9 1,1 

1,5 3,8 0,4 0,4 0,1 

1,4 5,2 0,5 X x 
1,0 1,0 0,1 0,3 0,1  

524,0 40,0 61,6 17,0 

225,4 17,2 4,2 1,2 

x x 6,2 1,7 

37,6 2,9 4,2 1,2 

13,3 1,0 0,8 0,2 

13,2 1,0 11,3 3,1 

9,8 0,7 5,7 1,6' 

20,6 1,6 3,2 0,9 

14,0 1,1 3,2 0,9 

1,6 0,1 0,1 0,0 

3,4 0,3 2,3 0,6 

1,9 0,1 x x 

66,1 5,1 0,8 0,2 

1,5 0,1 0,3 0,1 

9,6 0,7 11,8 3,3 

1',9 0,1 0,1 0,0 

I) In spalte I sind die Weltex orte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exporrländer sind nach dem Umfang ihrer 

Weltexporte geordnet. Bei Verg eichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der wel[importe (II 020,2  Mill. US-5) von den 
Wel[exporteO (9 996,6 Mill. US $) geringfügig abweicht. - 2) In den spalten 3 ff. sind die Importe der in der Kopfzeile genannten importlinder 

auf-

geführt; sie sind nach dem Umf ng ihrer Importe aus Baden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in der Vorspalte 
aufgeführten Export-

regionen am Weltexport. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorapa Ire aufgeführten Exportregionen am Import des in der Kopfzeile 
genannten 

Lepor[landes. 

 

Tabelle 16 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei medizinischen 

Instrumenten, Apparaten und Geräten (a.n.g.) 1980 
lmportland2) 

Weltex Ort 
Niederlande 

Expor [regionl) 
Japan Schweiz Frankreich Italien USA 

K ii. 
US-$ 

Mill. 
US-4 

Bill. 
US-4 

x4) Mill. 
US-s 

Mill. 
us-s 

24) S4) Bill. 
US-s 

14) Mi11. 
US-4 

x4) x4) z3) 

2 960,5 100 257,4 100 183,3 100 265,4 100 75,4 100 153,3 100 110,8 100 

245,4 8,3 55,0 21,4 22,1 12,1 21,4 8,1 12,3 16,3 11,7 7,6 10,7 9,7 

320,2 10,8 38,9 15,1 26,6 14,5 30,7 11,6 16,6 22,0 12,8 8,3 22,5 20,3 

620,6 21,0 x x 29,8 16,3 62,5 23,5 13,0 17,2 82,4 53,8 30,0 27,1 

308,9 10,4 13,9 5,4 15,8 8,6 18,0 6,8 3,3 4,4 9,1 5,9 7,9 7,1 

304,7 10,3 67,7 26,3 19,1 10,4 17,5 6,6 2,7 3,6 x x 4,5 4,1 

171,0 5,8 2,9 1,1 16,5 9,0 x x 8,8 .11,7 3,7 2,4 3,5 3,2 

137,0 4,6 10,0 3,9 8,2 4,5 27,9 10,5 2,5 3,3 1,2 0,8 3,2 2,9 

124,2 4,2 12,3 4,6 9,0 4,9 11,9 4,5 x x 6,9 4,5 3,0 2,7 

120,9 4,1 0,9 0,3 13,0 7,1 24,1 9,1 2,3 3,1 3,5 2,3 12,2 11,0 

110,8 3,7 1,4 0,5 x x 17,0 6,4 3,7 4,9 1,9 1,2 3,1 2,8 

103,5 3,5 5,7 2,2 6,5 3,5 7,3 2,8 3,2 4,2 6,3 4,1 4,5 4,1 

95,7 3,2 0,5 0,2 5,4 2,9 6,8 2,6 0;8 1,1 2,1 1,4 x x 

58,6 2,0 1,5 0,6 4,8 2,6 4,4 1,7 1,7 2,3 2,1 1,4 3,4 3,1 

41,2 1,4 0,5 0,2 0,6 0,3 0,5 0,2 0,0 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 

25,3 0,9 4,7 1,8 0,2 0,1 1,2 0,5 0,1 0,1 - 0,9 0,6 0,2 0,2 

23,5 0,8 9,8 ,3,8 0,6 0,3 1,0 0,4 0,1 0,1 0,3 0,2 0,5 0,5 

Alle Exportländer 

darunter aus 

Baden-Württemberg 

anderen Bundes-

 

ländern 

USA 

Großbritannien 

Japan 

Frankreich 

Irland 

Schweiz 

Belgien/Luxemburg 

Italien 

Schweden 

Niederlande 

Dänemark 

Australien 

Kanada 

Pakistan 

1) 1n.5pal[e 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalte genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer 

Weltexporte geordnet. Bei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der Wel[rmpnrte (3,017,5 li11. US-4) von den. 

Weltexporten (2 960,5 Mill. US-4) geringfügig abweicht. - 2) In den Spalten 3  ff. sind die Importe der in der Kopfzeile. genannten Importländer auf-

geführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus Baden-Württemberg geordnet. - 3) Anteil der Kxporte der in der vorspalre.aufgeführtenExport-

regionen am Wel[expar[. - 4) Anteil der Importe aua den in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen,em Import des in der Kopfzeile genannten 

Impor [l andes. 
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Tabelle 17 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei 
Uhrmacherwaren 1980 

Impor[Iand2) 
'.le lcexpprc 

PaPorr regionl), USA Schvera Gmebri cannien Frankreich Italien 

ell. 
US-s 

Mill. 
US-4 

Mil  
US-$ 

23)
 

Mill. 
US-4 

Mfll. 
US-$ 

ell. 
U5-$ 

24 ) 14) 14) 24) 14) 

Alle Exportländer 

darunter ans 

Baden-Württemberg 

anderen Bundes-
ländern 

Schweiz 

Japan 

Hongkong 

Frankreich 

Südkorea 

USA 

Großbritannien 

Italien 

Singapur 

Philippinen 

Kanada 

Malaysia 

Niederlande 

Belgien/Luxemburg 

Australien 

Thailand 

7 515,4 100 1 125,2 100 238,6 100 368,3 100 397 16 100 361,1 100 

388,0 5,2 47,3 4,2 42,0 17,6 40,4 11,0 37,7 9,5 32,0 8,9 

150,0 2,0 8,2 0,7 13,0 5,4 10,3 2,8 25,] 6,5 13,0 3,6 

2 120,6 28,2 209,5 18,6 x x 69,3 18,8 130,3 32,8 156,1 43,2 
1 733,5 23,1 313,3 27,8 15,7 6,6 48,5 13,2 72,5 .18,2 71,8 19,9 
1 681,8 22,4 285,6 25,4 24,9 10,4 100,8 27,4 69,7 17,5 47,5 13,2 

365,6 4,9 18,0 1,6 51,7 21,7 21,9 5,9 x -z 20,4 5,6 
186,2 2,5 38,5 3,4 0,6 0,3 7,7 2,1 9,3 2,3 2,2 0,6 
163,6 2,2 x x 3,2 1,3 9,1 2,5 6,1 1,5 2,1 0,6 
134,4 1,8 18,6 1,7 5,4 2,3 x x 6,8 1,7 4,4 1,2 
120,9 1,6 3,6 0,3 54,1 22,7 6,0 1,6 12,2 3,1 x x 
103,7 1,4 35,9 3,2 8,5 3,6 1,2 0,3 0,9 0,2 0,2 0,1 
83,4 1,1 26,2 2,3 0,7 0,3 1,6 0,4 1,3 0,3, 
41,1 0,5 1,9 0,2 0,3 0,1 3,8 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
36,8 0,5 6,2 0,6 1,4 0,6 0.3 0,1 0,0 0,0 0,0 0;0 
33,8 0,4 0,5 0,0 0,6 0,3 4,7 4,3 0,8 0,2 1,4 0,4 
28,3 0,4 0,2 0,0 0,5 0,2 1,1 0,3 1,0 0,3 0,5 0,1 
23,7 i0,3 0,0 0,0 0,2 0,1 0,6 0,2 0,0 0,0 
14,3 0,2 0,6 0,1 3,6 1,5 0,0 0,0 0,5 0,1 _ 

 

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Vorspalce genannten Exportregionen aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dem Umfang ihrer Weltexporte geordnet. gei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Summe der Weltimporte (7 488.1 ell. US-4) von den 
Weltexporten (7 515,4 e11. US-4) geringfügig abweicht. - 2) 1. den Spalten 3 ff. sind die laperte der in der Kopfzeile ...amten Importländer ..[-
geführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus Baden-Württemberg geordnet. - 3) Anzeii der Exporte der in der Vorepalte aufgeführten Faaert-regionen am Weltexport. - 4) Anteil der Importe aus den in der Vorspalte aufgeführten Exportregionen m Import des iv der Kopfzeile genannten Impot[lavde s. 

Tabelle 18 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs auf wichtigen Auslandsmärkten bei 
Musikinstrumenten 1980 

Imp.rtlad2) 
Velrex ort 

Export regian 1)  6r.abritamie. Frankreich  Izaltev  Niederlande  Schweiz USA 

1 3) 14) Mill. 
US-4 

24) 14) ell. 
US-4 

14) ei 1. 
US-e 

Mill. 
US-4 

24) Mill. 
us-4 

Mill. 
us-4 

eil. 
US-e 

I 4) 

Alle E.ppitländer 4 113,4 100 435,9 100 342,0 100 192,9 100 238,6 100 160,3 100 509,4 100 
darunter aus 

Baden-Württenberg 166,1 4,0 21,3 4,9 20,5 6,0 14,0 7,3 13,5 5,7 11,6 7,2 10,5 2,1 
anderen Bundes-

 

ländern ,348,5 8,5 22,2 5,1 53,4 15,6 22,7 11,8 46,8 19,6 47,4 29,6 29,5 5,8 

Japan 

USA 

Großbritannien 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Hongkong 

Korea 

Singapur 

Belgien/Luxemburg 

Schweiz 

Kanada 

Osterreich 

Schweden 

Spanien 

Irland 

1 072,5 26,1 92,3 21,2 60,8 17,8 26,6 13,8 21,9 9,2 17,0 10,6 260,8 51,2 
827,8 20,1 128,2 29,4 71,6 20,9 37,6 19,5 48,6 20,4 21,6 13,5 x x 
295,2 7,2 x x 27,3 8,0 21,2 11,0 21,4 9,0 8,0 5,0 24,5 4,8 
277,4 6,7 22,8 5,2 x x 27,4 14,2 16,9 7,1 20,4 12,7 7,7 1,5 
238,2 5,6' 30,7 7,0 38,3 11,2 x x 16,0 6,7 12,8 8,0' 11,6 2,3 
225,9 5,5 38,5 8,8 18,1 5,3 5,3 2,7 x x 6,2 3,9 7,4 1,5 
124,4 3,0 7,9 1,8 3,9 1,1 0,6 0,3 1,3 0,5 0,9 0,6 25,3 5,0 
76,0 1,8 4,2 1,0 4,3 1,3 3,7 1,9 1,2 0,5 0,4 0,2 18,5 3,6 
71,5 1,7 2,0 0,5 0,3 0,1 0,0 0,0 0,1 0,0 0,1 0,1 5,1 1,0 
64,1 1,6 8,7 2,0 8,0 2,3 5,9 3,1 22,5 9,4 0,9 0,6 0,3 0,1 
46,9 1,1 2,3 0,5 4,2 1,2 3,8 2,0 1,8 0,8 x x 6,2 1,2 
36,5 0,9 6,6 1,5 0,8 0,2 .1,8 0,9 5,5 2,3 1,4 0,9 20,4 4,0 
35,1 0,9 1,0 0,2 1,7 0,5 2,1 1,1 6,5 2,7 4,0 2,5 2,5 0,5 
2 
1.
 8,7 0,7 2,8 0,6 0,6 0,2 0,1 0,1 0,3 0,1 1,0 0,6 0,4 0,1 

21,3 0,5 1,5 0,3 2,4 0,7 1,2 0,6 0,6 0,3 1,2 0,7 0,7 0,1 
20,0 0,5 14,2 3,3 1,2 0,4 0,9 0,5 1,3 0,5 0,3 0,2 0,4 0,1 

1) In Spalte 1 sind die Weltexporte der in der Varspalte genannten Faportregioven aufgeführt, nichtdeutsche Exportländer sind nach dm Umlang ihrer 
Weltexporte geordnet. gei Vergleichen mit den Werten der Spalten 3 ff. ist zu beachten, daß die Surre der Weltimporte (4 302,8 Mill. US-4) von den 
Weltexporte. (4 113,4 ell. US-a) geringfügig aW ieht. - 2) In den Spalten 3 ff. sind die lapor[e der in der {opfzeile ger-.,.. beportländer Auf-
geführt; sie sind nach dem Umfang ihrer Importe aus  ßadeo-ffiir [[®her. geordnet. - 3) Anteil der Exporte der in der  Vorspal[e aufgeführten  trport-
reaiaaen mW'eltexport. - 4) Anteil der Importe aus deo in der Vmrspal[e aufgeführten Exportregionen m Import dee in der Kop Feeile genannten 
Impar[Imdes. 
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3,8 
1,9 

3,7 
3,6 
3,3 

1,6 
2,0 

4,6 
2,0 
2,1 

461,2 142,4 1 107,1 3,1 310,3 45,7 2,4 

41,8 5,7 96,6 0,3 12,5 24,0 2,3 
115,1 16,0 325,4 0,9 36,1 28,5 2,8 
156,9 21,7 422,0 1,2 48,6 27,4 2,7 

1 959,0 407,5 5 973,0 16,9 836,0 38,2 3,0 

212,8 73,5 817,8 2,3 168,2 46,1 
195,2 52,8 363,2 1,0 92,2 36,6 

le0,7 53,4 676,9 1,9 80,0 43,7 
156,7 23,3 569,3 1,6 57;3 29,3 
745,4 203,0 2 427,2 6,9 397,7 38,8 

348,7 192,4 557,3 1,6 285,7 46,0 
191,1 60',9 380,5 1,1 120,5 40,3 

94,3 6,9 436,3 1,2 23,0 32,3 
348,1 97,8 691;9 2,0 155,7 30,0 
982,2 358,0 21 066, 0 5,8 584,9 35,5 

35,9 10,5 80,8 0,2 23,2 33,6 2,3 

337,8 22,4 2 569,5 7,3 95,6 40,3 7,6 
87,5 21,0 261,3 0,7 33,5 30,8 3,0 
392,1 30,5 2 891,5 8,2 130,2 38,3 7,4 
853,3 84,4 5 803,1 16,4 282,5 38,6 6,8-

 

2 580,9 645,4 10 296,3 29',1 1 265,1 38,0 4,0 

2,2 
z,,t 
3,4 
2,2 
2,9 
2,5 

35,6 
34,3 
35,6 
33,8 
31,3 
37,4 

113,6 
108,6 
48,3 
59,1 
29,1 

669,0 

63,2 
59,0 
20,6 
27,4 
9,6 

322,2 

1,3 
1,3 
1,2 
0,9 
1,1 
8,9 

0,3 26,0 33,9 1,9 57,7 11,5 

47,8 
29,4 
26,7 
49,4 
42,4 

4,8 
2,7 
2,7 
7,7 
4,7 

2,1 
0,4 
0,8 
3,2 
6,7 

37,7 
4,8 
20,5 
29,4 
118,4 

28,0 
2,5 
8,9 
12,7 
63,6 

213,5 
208,4 
125,6 
146,7 
137,0 

1 292,4 

152,4 
46,7 
104,0 
148,9 
509,7 

460,6 
445,4 
429,9 
321,0 
403,0 

3 167,0 

109,2 

734,0 
123,9 
277,2 

1 139,7 
2 384,0 

1 

8 625,5 1 643,0 35 411,5 100 3 532,8 37,7 

142,6 15,4 
82,7 14,2 
70,6 5,6 
295,9 35,2 

121,1 34,2 

87,7 20,3 
73,2 3,7 
262,0 58,2 

305,0 26,4 
210,2 14,0 
68,7 4,7 
583,9 45,1 

161,8 138,5 

1 360,4 3,8 
1 594',4 4,5 

155,4 0,4 
3 110,2 8,8 

4 976,7 14,1 

504,2 
238,7 
202,1 
945,0 

159,5 
576,6 
921,5 

185,4 0,5 50,5 43,4 1,5 

0,5 
1,6 

.2,6 

1,4 
0,7 
0,6 
2,7 

90,2 36,9 
42,6 53,3 
10,8 23,4 

143,6 42,3 

315,7 40,6 

41,0 
28,4 
16,3 
85,7 

26,6 
9,3 

86,4 

33,4 
36,8 

.28,8 
33,0 

24,0 
59,6 
44,7 

3,5 
2,9 
2,9 
3,2 

1,8 
7,9 
3,3 

4,5 
7,6 
2,3 
5,3 

4,3 

4,1. 

248,0 

726,9 
128,6 
573,7 

1 677,2 

91,0 
299,0 
51,0 
441,0 

295,7 
244,3 
265,6 
805,6 

2 923,8 

68,4 461,3 

87,1 4 296,3 
14,0 596,5 
132,1 2 411,1 
301,6 7 765,2 

12,7 480,7 
41,9 1 647,1 
3,6 129,9 
58,2 2 257,7 

40,8 1 103,0 
32,8 1 126,6 
18,2 1 913,0 
91,8 4 142,6 

451,6 14 165,5 

1,3 107,3 

12,1 229,4 
1,7 39,1 
6,8 309.5 
21,9 685,3 

1,4 48,3 
4,7 117,7 
0,4 9,1 
6,4 175,1 

3,1 81,4 
3,2 90,2 
5,4 84,0 
11,7 255,6 

40.0 1 116,0 

49,1 1.9 

38,3 
32,3 
36,2 
37,6 

32,1 
38,2 
20.9 
35,1 

40,1 
33,0 
33,9 
35,1 

5,9 
4,6 
4,2 
4,6 

5,3 
5,5 
2,5 
5,1 

3,7 
4,6 
7,2 
5,1 

36,4 4,8 

Tabelle 19 

Fremdenverkehr in den Stadt- und Landkreisen 1981 

Durchschnittliche Obernacht ... ¢. Ankünfte 

Kreis-
scnldaeel 

Kreis 
Regio 

Regiarungsberirk 
Land 

darunter 
an 

Amlande-

 

.äeten 

darunter 

Auslands- 
gäsren 

Barren-
au nutzung 

Aufent-
haltsdauer A.teil insgesamc insgesamt 

x 1000 tage 1000 

Stadtkreis 
111 Stuttgart 

Landkreise 
115 Böblingen 
116 Esslingen 
117 Göppingen 
118 Ludwigsburg 
119 R4..-Murr-Kreis 
11 Region Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
121 Heilbronn 

Landkreise 
125 Heilbronn 
126 Hohenlohekreis 
127 Schwabisch Hall 
128 Main-Tauber-Kreis 
12 Region Franken 

Landkreise 
135 Heidenheim 
136 Ostalbkreis 
13 -Region Ostwürttemberg 

1 Regierungsbezirk Stuttaart 

Stadtkreise 
211 Baden-Baden 
212 Karlsruhe 

Landkreise 
215 Karlsruhe 
216 Rastatt 
21 Region Mittlerer Oberrhein 

Stadtkreise 
221 Heidelberg 
222 Mannheim -

 

Ländkrelse 
225 Neckar-Odenwald-Kreis 
226 Rhein-Neckar-Kreis 
22 Region Unterer Neckar 

Stadtkreis 
231 Pforzheim 

Landkreise 
235 Cal. 
236 Erzkreis 
237 Freudenstadt 
23 Region Nordschwarzwald 

2 Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
311 Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
315 Breisgau-Hochschwarzwald 
316 Emmendi ... m 
317 Ortenaukreis 
31 Region Südlicher Oberrhein 

Landkreise 
325 Rottweil 
326 Schwarzwald-Baar-Kreis 
327 Tuutlingen 
32 Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Landkreise 
335 Konstanz 
336 Lörrach 
337 waldshut 
33 Region Hochrhein-Bodensee 

3 Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
415 Reutlingen 
416 Tübingen 
417 2ollernalbkreis 
41 Region Neckar-Alb, 

Stadtkreis 
421 Ulm 

Landkreise 
425 Alb-Donau-Kreis 
426 Biberach 
42 Region .Donau-Illerl) 

Landkreise 
435 Bodenseekreis 
436 Ravensburg 
437 Sigmaringen 
43 Region Bodensee-Oberschwaben 

4 Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg 

 

1) Soweit Land Baden-Wrttember.. 
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Tabelle 20 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Eigenland in den landwirtschaftlichen Vergleichsgebieten 1979 
Lmdvi rcechaftl ich. 

Betr ebe 
vnegeaem[ 

Darunter Betriebe mit 
Eigenland 

verändezmg 
1979; gegen 1971 

Vergleicpegepiece 
Betriebe Betliebe 'Eigenfluh. Betriebe  Eigemfläch. LF LF 

Mzahl ha Anzahl ha Z 

Unterland/Bergetra Be 

Bessere und geringere 
Gäulandscha£t 

Bessere und geringere 
Rheinebene 

Westlicher BOdeneae 

West-Schwarzwald 

Hochschwarz.. ld 

östlicher Schwarzwald 

Baar 

östlicher Bodensee 

Allgäu 

Oberland 

Donau-Iller 

Bessere Alb 

Geringere Alb 

Neuberg 

Westliches Albvorland 

Neckar-Nagoldl l 

östliches Albvorland 

Schwäbischer Wald/Odenwald 

Hohenlohe 

Bessere92) und geringeres 
Bauland 

10 087 

18 572 

24 302 

3 232 

5 579 

5 169 

4 924 

3 487 

1 872 

3 869 

12 327 

2 661 

3 563 

11 258 

1 995 

2 483 

7 847 

5 298 

8 692 

6 130 

8 805  

152 094 23 263 

35 219 3 076 
42 660 5 478 

47 010 4 9'72 

39 166 4 .805' 

50 140 3 356 

19 848 1 818 

57 127 3 744 

174 425 11 944 

35 958 2 568 

Si 553 3 470 

151 298 10 912 

16 812 1 964 

22 225 2 402 

60 545 7 618 

48 653 5 129 

83 341 8 520 

87 744 5 995 

111 135 _ 8 521  

142 979 

33 394 

41 683 

45 348 

37 809 

48 735 

19 187 

55 163 

168 473 

34 677 

52 855 

146 557 

15 990 

20 834 

58 399 

46 687 

81 714 

85 662  

76 433 

21 288 

35 251 

38 895 

27 932 

31 930 

16 258 

45 714 

127 661 

26 071 

38 638 

102 863 

10 352 

10 973 

35 027 

28 701 

63 535 

68 571 

85 781 9 737, 82 526 41 522 - 15,4 - 4,9 

156 261 17 951 150 345 77 343 - 25,2 - 12,5 

- 19,0 - 10,3 
- 16,5 - 7,6 
- 13,9 - 2,1 

- 13,7 3,7 
- 24,1 12,8 
- 26,0 11,9 

- 9,5 6,3 

- 15,3 7;7 

- 15,5 6,5 

- 15,8 7,6 
- 16,1 8,1 

- 20,2 10,2 
- 21,1 7,6 

- 30,2 12,6 

- 26,6 14,2 

- 24,2 12,0 

- 18,1 8,5 

--13,6 5,7 

22,5 9;6 106 675. 71 525 . 

1) Einacbli.ßlich pb,dlirhe Bchwarzvaldrmdplatte. - 2) Ein achlie Blich Odmwaldravd/Main-sauber-Oebie c. 

 

Tabelle 21 

Pachtflächen und Pachtquoten in den landwirtschaftlichen Vergleichsgebieten 1979 

Pachtland in 2 de[ LF 
inag B®t 

Betriebe mit Paehcl und 
Veränderung 

19)9 8egea 1971 
Z 

Vecgle ichaeebiete 
Betriebe LF Pachtfläche 

dagegen 
1971 1979 

Mtehi ha 

6 440 75 709 43 624 50,9 50,8 

10 787 132 816 76 534 49,0 45,5 

14 044 126 456 73 702 48,5 45,1 « 3,4 
2 134 28 559 13766 39,1 36,9 + 2,2 
2 133 - 19 463 6 657 16,1 14,1 + 2,0 
1 224 15 073 5 426 11,5 11,9 - 0,4 
2 165 26 322 10.651 27,2 21,9 + 5,3 
2 336 42 376 17 946 35,8 28,3 7,5 
845 11 145 3 573 18,0 17,0 1,0 

2 219 37 489 11 221 19,6 15,5 . 4,1 
8 272 135 884 46'012 26,4 21,3 + 5,1 
1 895 29 713 9 806 27,3 23,8 « 3,5 
2 547 44 624 15 805 29,0 24,5 + 4.5 
7 042 119 420 47 545 31,4 26,6 • 4,8 
693 10 806 5 744 34,2 29,5 « 4,7. 

1 173 17 676 10 603 47,7 44,2 + 3,5 
3 680 46 482 23 916 39,5 34,8 + 4,7 
2 963 38 944 18 969 39,0 35,4 . 3,6 
4 866 60 629 19 428 23,3 19,5 3,8 
3 809 64 660 18 951 21,6 19,2 . 2,4 

4 922 86 947 39 247 35,3 30,5 4,8 

86 189 _ 1 171 193 519 328 33,9 30,3 3,6 

0,1 

3',5 

Unterland/Berg.tra8e 

Bessere und geringere 
Gäulandschaft 

Bessere und geringere 
Rheinebene 

Westlicher Bodensee 

liest-Sch.azz.eld 

Hochschwarzwald 

östlicher Schwarzwald 

Baar 

östlicher Bodensee 

Allgäu 

Oberland 

Donau-Iller 

Bessere Alb 

Geringere Alb 

Heuberg 

Westliches Albvorland 

Neokar-Nagoldl) 

östliches Albvorland 

Schwäbischer Wald/Odenwald 

Hohenlohe 

Besseres 2) und geringeres 
Bauland 

I ...... t 

1) Ei ... hlieBlich mördli.he 5chwarzweldrandplat[e. - 2) Einech1ie01 ich.Odevwald rand /lL in-Tauber-Cebie c. 
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1978 1973 

Cegens tavd der Nachweisung Bandes-
gebiet 

Bundes- 
gebier 

Baden-

 

gärt-

 

emberg 

Baden-

 

Wütt-

 

cemberg 

unter 800 
800`- 1 400 

1 400 - 2 000 
2 000 - 2 500 
2 500 - 3 000 
3 000 - 20 000 
Zusammen 

9,4 9,6 
22,6 20,2,. 
24,9 23,0 
15,6 16,6 
9,9 10,8 
15,3 17,0 
97,7 97,4 

Bunaesgeb'ec Baden-vürcc®berg' 

Gegenstand der Nachweisung Anceill) Betragt) 
in DM 

Betrag?), 
in DM in R 

 

tei 11) 
in R 

Haushaltstyp 
13,1 

- 26,0 
29,3 
48,1 
52,2 
50,5 

6 995 

8 049 
9 910 
10 132 
10 039 
9 350 

1 

Tabelle 22 

Verteilung der hochgerechneten Haushalte 

nach ausgewählten Schichtungsmerkmalen 

Haushalte insgesamt 100 100 100 100 

Soziale Stellung des_Hau.haltsvorstands_ 
Landwirt 2,9 3,7 2,4 
Selbständiger lohne Landwirt) 7,0 0,0 6,0

 

Beamter. l 26,7 28,9 6 4 
} Angestellter 20 5 

Arbeiter 28,4 28,6 23,7

 

Nichterwerbstätiger 35,0 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von . bis unter 
unter 800 19,2 17,3 

Boa - 1 200 22,2 18,8 
1 200 - 1 800 28,5 29,1 
1 800 - 2 500 16,8 19,0 
2 500 - 15 000 10,4 12,1 
Zusammen 97,1 96;3 

2,6 
6,5 
6;1 
22,1 
23,8 
38;8 

„ 1) 

30,8 41,1 

   

1) Selbsteinstufung der Haushalte in voirgegebene Einko®ensklassen im Januar 1973 
bzw. 1978; ohne Haushalte von Landwirten. 

Tabelle 23 

Guthaben auf Sparbüchern nach 
ausgewählten Schichtungsmerkmalen 1973 

 

Haushalte insgesamt 1 90,9 7 955 

Soziale Stellung de Haushaltsvorstands 
Landwirt 89,4 13 027 
Selbständiger lohne Landwirt) 

111 
90,7 11 803 

Beamter > 96,1 7 937 Angestellter l 
Arbeiter 94,1 6 705 
Nichterwerbstätiger 84,4 7 826 

93,6 8 823 

94,4 22 199 
93,5 10 533 

96,5 8 199 

94,2 7 402 
90,4 8 687 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von . bis unter ... DM 
unter 800 77,2 4 770 84,4 5 299 

800 - 1 200 92,0 6 801 94,1 7 566 
1 200 r. '1 800 95,1 7 809 95,9, 8 329; 
1 800- 2 500' 95,7 9 289 96,5 9 161 
2 500 - 15 000 - 94,7 12 023 96;0' 11 815' 

 

1) Anteil der Haushalte mit Guthaben auf Sparbüchern an den Haushalten der vorge-
nannten Gruppe. - 2) Durchschnittliches Guthaben je Haushalt mit Sparbüchern. 

Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Gegenstand der Nachweisung Antei11) Becrag2) Anmi11) Becrag2) 
in Z in DM in 2 tn DM 

Haushalte insgesamt 35,4 9 576 48,4 10.515 

Soziale Stellung de Haushaltsvorstands 
Landwirt 47,4 9 717 51,4 9 793 
Selbständiger lohne Landwirt) 57,8 12 455 65,5 12 915 
Beamter  
Angestellter 52,1 10 530 6],6 11 921 

Arbeiter 36,6 7 948 51,3 9 246 
Nichterwerbstätiger 16,1 8 125 26,6 8 266 

Tabelle 24 

Bausparguthaben nach ausgewählten 

Schichtungsmerkmalen 1973 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von . bis unter ... DM 
unter 800 9,2 6 135 18,6 6 366 

800 - 1 200 I 25,5 7 146 34,2 5 824 
1 200 - 1 800 
1 800 - 2 500 
2 500 - 15 000 

39,2 8 362 53,1 9'348 
52,1 10 364 65,5 11 418 
64,2 13 523 74,4 14 931   

Alter des Haushaltsvorstands von ...,bis unter ... Jahren 
unter 25 40,5 7 245 
25 - 35 55,4 10 280 

48,5 9 986 
39;0 9 162 
27,8 8 956 
13,8 8 804 

Alleinlebende Frau 
Alleinlebender Mann 
Elternteil mit 1 Kind 
Ehepaar ohne Kind 
Ehepaar mit 1 Kind 
Ehepaar mit 2;Klndern 
Ehepaar mit 3 Kindern 

1) Anteil der Haushalte mit noch nicht zugeteilten Bausparverträgen an den Haus-
halten der vorgenannten Gruppe. - 2) Durchschnittlichen Guthaben auf noch nicht zuge-
teilten Bausparverträgen, je Haushalt it Bausparverträgen. 

35 - 45 
45 - 55 
55 - 65 
65 und mehr 
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1973 1978 

von den Nettogeldveneagen entfielen auf 
Neccögeldvermögen 

Wertpapiere 
Nettogeld stm8gen Gegenstand 

der 
Nachweisung 

Sparbücher Bausparguthaben Kreditä ) 

DM DM 

Bundes- 
gebiet 

Baden- 
Wdnlembm9 

Bemdes- 
,.hier 

Badn 
Wümemb,0 

Bundes-
gebiet 

Bade, 
Wünbanhm9 

Bundes-
gebiet 

Esehr-
M.emeag 

Bundes-
gebier 

Baden 
wümsmbaß 

Bundes-
gebiec 

Betlug 
Wüntembm4 

1 Person 

2 Personen 

3 Personen 

4 Personen 

5 und mehr Personen 

 

Tabelle 25 

Höhe und Zusammensetzung der durchschnittlichen Nettogeldvermögensbestände ~~?) 

Haushalte insgesamt ) 12 253 15 785 56,0 51,6 27,1 26,0 22,9 27,4 - 5,9 - 5,0 17 574 20 551 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstands 

 

 
Landwirt 

Selbständiger lohne Landwirt) 

Beamter 

Angestellter 

Arbeiter 

Nichterwerbstätiger 

16 214 26 387 67,7 59,8 16,2 17,1 21,6 27,5 (- 5,61(- 4,4) 22 358 24 187 

j
22 984 25 027 39,3 39,6 43,8 40,5 22,8 26,4 - 6,0 1- 6,5) 36 597 34' 341 

}15 059 18 166 46,3 38,7 19,6 19,0 42,0 50,5 7,9 - 8,2 21 921 24 966 
J 49,7 46,0 26,7 24,6 31,3 35,5 - 7,6 - 6,1 20.383 23 452 

9 084 11 916 67,0 57,6 12,1 12,6 31,4 37,4 - 10,5 - 7,6 13 164 15 913 
10 210 13 495 61,9 58,3 31,6 31,8 8,6 11,6 - 2,1 - 1,6 14 969 18 506  

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... bis unter ... 0M 

unter 800 

800 - 1 400 

1 400 - 2 000 

2 000 - 2 500 

2 500 - 3 000 

3 000 - 20 000  

76,0 

69,0 

65,4 

58,7 

52,7 

41,8 

78,5 

65,6 

59,5 

51,7 

46,4 

39,3 

19,9 

23,0 

20,4 

21,6 

25,4 

38,4 

(18,0) 

22,8 

18,4 

21,1 

26,7 

36,4 

8,4 

12,7 

21,6 

26,5 

27,6 

25,3 

6,4) 

14,9 

26,4 

33,1 

31,6 

30,5 

- 
- 

4,3 (- 3,0) 5 131 7 284 

4,7 (- 3,2) 10 141 13 264 

7,3 - 4,2 13 995 16 957 

6,8 - 5,9 lB 936 21 559 

5,7 - 4,7 22 962 "26 179` 

5,4 - 6,1 36 479 36.384 

Alter des Haushaltsvorstands von ... bis unter ... Tahred 

  

unter 25 

25 - 35 

35 - 45 

45 - 55 

55 - 65 

65 und mehr 

6 635 

11 267 

12 702 

13 779 

12 253 

11 929  

67,7 58,9 10,7 (16,3) 43,4 (32,9) 

48,4 39,2 14,2 11,5 54,4 59,8 

50,2 46,2 22,5 21,5 - 36,6 42,0 

57,6 53,9 25,6 24,6 22,6 26,8 

57,8 55,4 30,7 28,8 14,5 18,2 

60,4 56,3 34,0 34,3 6,8 10,4 

- 
- 
- 
- 

21,8 1- 8,1) 6 922 8 545 

17,0 - 10,5 14 001 17 369 

9,3 - 9,6 18 132 19 954 

5,8 - 5,2 19 670 23 097 

3,0 - 2,3 20 557 23 607 

1,3 1- 1,0) 16 480' 20 126-

 

  
Haushaltsgröße 

7 265 8 134 62,7 61,0 30,4 26,9 10,4 14,5 - 3,4 

13 608 18 358 56,7 53,3 30,3 29,1 16,8 20,2 - 3,8 

14 273 18 819 59,3 47,3 23;9 21,9 29,5 36,8 - 7,7 

13 756 17 912 50,4 45,1 22,7 23,0 35,1 40,0 - 8,2 

13 267 14 959 54,5 50,2 24,4 27,6 31,6 31,0 - 10,5 

Haushaltstyp 

- 2,4 11 281 13 735 

2,6 20 325 23 522 

- 6,0 20 ,009 23 612' 

- 8,2 19 546 21 750 

8,8 19 796 22 829 

Alleinlebende Frau 

Alleinlebender Mann 

Elternteil mit 1 Kind 

Ehepaar ohne Kind 

Ehepaar mit 1 Kind 

Ehepaar mit 2 Kindern 

Ehepaar mit 3 Kindern4) 

6 B87 

10 927 

13 795 

14 036 

13 513 

13 260 

 65,3 65,3 27,8 23,1 9,1 12,4 - 2,2 I- 0,9)' 10 399 12 680 

56,0 49,7 36,7 (36,8) 13,9 (19,7) - 6,6 I- 6,3) 14,309 17 543 

58,8 51,8 29,0 (24,5) 18,2 (28,7) - 6,0 1- 5,0) 14 762 16 989 

56,5 53,5 30,6 30,0, 16,4 18,9 - 3,5 - 2,4 21 061 24 445 

53,9 46,2 22,8 21,1 30,9 38,8 - 7,6 - 6,1 -19 91-0 23 802 

50,0 45,8 22,7 21,1 35,6 41,6 8,3 - 8,6 19 271 21 545 

51,0 47,1 27,7 29,5 33,0 31,7 - 11,7 - 8,3 18 671 22 415 

1) Guthaben auf Sparbüchern, Wertpapieren, Bauspargethaben abzüglich Kredite. Ohne Barbestände, Guthaben auf Girokonten und bei Lebensvers icM1erungsn 
u.ä. Die Durchschnittswerte dieser Tabelle beziehen sich wegen der Addition der einzelnen Vermögensarten auf alle erfaßten Haushalte. - 2) Abweichungen 
m den S.o. durch Runden der Zahlen. - 3) Ohne Kreditverpflichtungen aus Mypocheken. Baudarlehen u.ä. - 4) 1978 Ehepaar mit 3 und mehr Kindern. 
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1973 1978 

2 1000 DM 1000 DM 2 

Gegenstand 
der 

paveluvg 

Badan-
Wrttmb rg 

Meei13) 

Ruode.gebiet 

Einheit, 
vert4) 

Reat-
.chuld5) Mtei13) Re.[-

e huld5) 

B~~des-
gebie[ 

gadev-Wrttemberg 

Uehe5{s-
verta 

Tabelle 26 

Private Haushaltet) mit Grundvermögen2) 

. ..tllohee Haushalt ... tioeielsommen von ... bis unter ... DM 

unter 800 

800,- 1 200 

1 200 - 1 800 

1 000 - 2 500 

2 500 - 15 000 

unter Boo 

800 - 1 400 

1 400 - 2000 

2 000 - 2 500 

2 500 - 3 000 

3 000 - 20 000 

21,8 26,7 

32,2 37,9 

39,5 44,0 

46,6 50,6 

61,6 62,5  

 
18,4 22,1 ( 4,5) (26.3) (19,8) / 

29,5 27,4 11,6 37,1 27,4 ( 9,5) 

40,4 32,1 19,2 47,8 33,6 .18,7 

48,0 37,8 33,9 56,3 40,0 33,8 

53,3 41,3 40,6 56,8 38,8 41,1 

67,2 59,0 62-,2 71,1 57,9 60,7   

Alter dee Mauehaltevorstande von ... bis unter ... Jahren 

    

39,0 68,5 

43,7 55,8 

45,8 35,2 

37,3 15,9 

35,4 6,5 

unter 25 

25 - 35 

35 - 45 

45 - 55 

55 - 65 

65 und mehr 

1 6, 9) 

28,5 

47,1 

52,2 

42,9 

32,0 

1 619) (30,8) (29,4) / 

30,3 _ 39,4 64,1 36,9 

53,6 43,2 53,6 59,4 

57,3 42,3 32,6 64,6 

50,5 38,0 18,7 58,3 

32,8 34,0 9,9 43,3      

   

Baushaltetyp 

21,2 26,2 11,7 33,2 27,7 10,7 

21,3 35,0 17,6 (27,6) (33,3) (11,1) 

35,5 32,9 24,7 (44,2) (35,0) 18,4 

45,2 37,5 29,0 52,5 38,1 23,4 

51,7 41,2 44,7 59,1 40,1 40,3 

30,5 44,3 44,9 60,8 49,5 53,5 

67,8 46,2 43,4 68,4 49,1 42,9 

Alleinlebende Frau 

Alleinlebender Mann 

Elternteil mit 1 Kind 

Ehepaar ohne Kind 

Ehepaar mit 1 Kind 

Ehepaar mit-2 Kindern 

Ehepaar mit 3 Kindern6) 

19/3 

34,0 

38,4 

41,6 

49,0 

57,5    

1)Ohne Hanelulte vvb Auelgndero, oho. Priv.[h ... halre in Metaltan und ohne Reuehalte mit be.ovder. heben movetli.h.. Baushalt ... [coeintormen. -

 

2)Haue- und G.dbe.it. ohne eigengenutz[a R.eri.b.grundet6cte und -geUude. - 3) Anteil der Haushalts mit Gr erzögen an den Haushalten der vO -
gevnoten Gruppe. - 4) Durch.cheittlither neuerlicher Einbeitsvert (Stand: 1966) je Raughelt mit Grund ernBgen der sogenannten Gruppe. - 5) Durch- 
.tMi[tliehe Reauchuld (noch a zahlende iilgu.gen und Zinsemus Hypotheken, Baud.rlehen u.gJ je Hauzhelt mit Crundvicedlgea der vergeluvn[en 
Gruppe. - 6) 1978 Ehepur mit 3 und mehr Rindere. 
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Tabelle 27 

Ausländische. Zu- und Fortzüge über die Auslandsgrenze 

Zuruge YwrtzUBe Wanderungssaldo 

Jahr 
i vsgesant 

davon 
vages®[ 

davon 
vager®[ 

davon 

ngnnllrh weiblich .ärmlich weiblich sganlivh veiblich 

Personen insgesamtt) 

214 956 _141 131 73 825 154 413 106 320 48 093 60 543 34 811 25 732 
128 221 73 944 54 277 159 168 105 689 53 479 - 30 947 - 31 745 798 
80 510 45 198 35 312 155 536 95 466 60 070 - 75 026 - 50 268 - 24 758 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

87 400 49 652 37 748 127 747 74 782 52 965 = 40 347 - 25 130 - 15 217 
96 706 55 719 40 987 109 626 64 071 45 555 - 12 920 - 8 352 - 4 568 
100 983 59 656 41 327 94 992 55 757 39 235 5 991 3 899 2 092 
122 850 77 905 44 945 90 484 55 026 35 458 32 366 22 879 9 487 
136 712 89 150 47 562 97 124 62 482 34 642 39 588 26 666 12 920 

96 129 56 972 39 157 94 201 59 793 34 408 1 928 - 2 821 4 749 
62 372 35 217 27 155 99 392 61 437 37 955 - 37 020 - 26 220 - 10 800 

Erwerbspersonen l) 

140 316 111 866 28 450 104 140 84 726 19 414 36 176 27 140 9 036 
58 379 45 887 12 492 101 699 81 437 20 262 - 43 320 - 35 550 - 7 770 
33 193 25 780 7 413 87 741 67 196 20 545 - 54 548, - 41 416 - 13 132 

36 211 28-518 7 693 64 235 47 493 16 742 - 28 024 - 18 975 - 9 049 
41. 336 32 868 8 468 52 483 38 909, 13 574 - 11 147 - 6 041 - 5 106 
43 721 35 326 6 395 45 682 34 445 ' 11 237 - 1 961 881 - 2 842 
57 638 47 874 9 764 44 428 34 662 9 766 13 210 13 212 - 2 
65 441 54 383 11 058 51 858 41 807 10 051 13 583 12 576 1 007 

44 452 34 187 10 265 48 241 38 724 9 517 - 3 789 - 4 537 748 
27 972 20 790 7 182 48 694 38 574 10 120 - 20 722 - 17 784 - 2 938 

Nichterverbspersonenl) 

74 640 29 265 45 375 50- 273 21 594 28 679 24 367 7 671 16 696 
69 842 28 057 41 785 57 469 24 252 33 217 12 373 3 805 8 568 
47 317 19 418 27 899 67 795 28 270 39 525 - 20 478 - 8 852 - 11 626 

51 189 21 134 30 055 63 512 27 289 . 36 223 - 12 323 - 6 155 - 6 168 
55 370 22 851 32 519 57 143 25 162 31 961 - 1 773 - 2 311 538 
57 262 24 330 32 932 49 310 21 312 27 998 7 952 3 018 4 934 
65 212 30 031 35 181 46 056 20 364 25 692 19 156 9 667 9 489 
71 271 34 767 36 504 45 266 20 675 24 591 26 005 14 092 11 913 

51 677 22 785 28 892 45 960 21 069 24 891 5 717 1 716 4 001 
34 400 14 427 19 973 50 698 22 863 27 835 - 16 298 - 8 436 - 7 862 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1960 

1981 

1982 

1) Ohne Berlin (Ort), DDR und Deutsche Ostgebiete. 
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3 518' 
4 719 
1 201 

4 987 
5 630 

643 

7 008 
7 377 

- 369 - - 
3 098 
6 404 

- 3 306 

1 936 
4 312 

- 2 376 

2 992 
5 953 

- 2 961 

4 352 
7 851 

- 3 499 

1 675 
3 254 

- 1 579 

2 130 
4 049 

- 1 919 

2 910 
4.796 

- 1 686 

 

1 103 2 391 
2 379 3 261 

- 1 276 - 870 

4 069 2 635 
4 232 2 918 

- 163 283 

Tabelle 28 

Wanderungsbewegung der Ausländer insgesamt über die Auslandsgrenze nach.Altersgrupperi.. . 

5 978 
12 240 

- 6 262 

8 311 
15 350 

- 7 539 

8 569 
9 368 

799 

10 222 
7 376 
2 846 

8 857 
8 062 

795 

7 998 
4 882 
3 116 

6 590 
4 905 
1 685 

12 620 
13 712 

- 1 092 

18 905 
20 489 

- 1 584 

15 969 
23 819 

- 7 850 

4 782 
5 211 

429 

5 686 
4 049 
1 637 

4 732 
4 417 

315 

4 002 
2 533 
1 469 

3 365 
2 643 

722 

6 006 
8 982 

- 2 976 

10 672 
12 640 

- 1 968 

9 753 
16 414 

- 6 661 

10 739 7 274 
18 804 14 021 

- 8 065 - 6 747 

5 750 
8 950 

- 3 200 

7 122 
8 607 

- 1 485; 

5 982 
10 384 

- 4 402 

5 406 
6 494 

- 1 088 

4 765 
4 113 

652 

8 684 
8 036 

648 

13 436 
12 509 

927 

10 690 
16 534 

- 5 844 

6 432 
13 653 

- 7 221 

5 094 
12 171 

- 7 077 

3 156 4 973 
4 977 5 045 

- 1 821 72 

 

6 607 
5 974 

633 

7 048 
8 414 
1 366 

3 993 
4 788 

- 795 

3 277 
5 7B0 

- 2 503 

- 
8 063 
9 432 
1 369 

2 798 
3 600 

- 802 

2 452 
2 030 

422 

4 624 
4 537 

67 

8 203 
6 576 
1 627 

6 447 
9 365 

- 2 918 

3 948 
8 637 

- 4 689 

3 343 
8 362 

- 5 019 

7 334 
4 864 
2 470 

5 763 
3 289 
2 474 

10 961 
7 387 
3 574 

16 418 
11 005 

5 413 

12 237 
11 346 

891 

5 749 
7 618 

- 1 669 

4.690 
4 631 

59 

5 314 
3 610 
1 704 

4 703 
3 766 

937 

4 605 
2 040 
2 565 

7 471 
3 164 
4 307 

12 743 
10 335 

2 408 

26 046 
14 410 
11 636 

25 097 
16 685 

8 412 

18 154 
14 153 
4.001 

13 049 
12 472 

577 

8 630 
8 532 

98 

9 704 
6 500 
3 204 

6 679 
6 816 
1 663 

8 873 
4 018 
4 855 

12 414 
5 225 
7 189 

23 581 
14 816 

8 765 

39 039 
21 570 
17 469 

34 331 
23 049 
11 282 

23 754 
18 588 

5 166 

16 915 
15 609 

1 306 

11 847 9 087 6 746 4 939 3 857 2 589 4 486 

11 655 _ 9 479 12 512 9 986 9'239 6.494 6 087 

192 - 392 - 5 766 - 5 047 - 5 382 3905 - 1601 

1 914 1 025 1 449 721 1 387 571 1 759 

2 125 1 250 2 127 1 310 2 150 1 142 2 306 

- 211 - 225 - 678 - 589 - 763 - 571 - 547 

128 221 
159 168 

- 30 947 

73 944 
105 689 

- 31 745 

49 652 
74 782 

- 25 130 

87 400 
127 747 
40 347 

100 983 
94 992 

5 991 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zufüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
E'ortail,e 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zazüge 
FOrtzüae 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzuce 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzuge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
ortzüge 

Saldo 

141 131 
106 320 

34 811 

214 956 
154 413 
60 543 

174 

 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

IS - 18 

18 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50 - 55 

55 - 60 

60 - 65 

65 und mehr 

Insgesamt 

1978 1976 1974 1973 
Alter v 

bit unter n.. 
JaM1zen 

Wanderungsbewegung 

  

darun [er 
mannlich 

  

dar 
mannlich 

darunter 
mannlidM1 



4 055 
2 643 
1 412 

9 597 
3'667 
5 930 

5 708 
1 951 
3 757 

3 777 
1 987 
1 790 

4 101 
4 764 

- 663 

3 298 
1 657 
1 641 

10 869 
3 237 
7 632 

7 348 
1 839 
5 509 

4 218 
1 666 
2 552 

'- 600 
3 764 

- 964 

6.221 
4 487 
1 734 

16 095 
9 343 
6 752 

10 227 
6 367 
3 860 

5 689 
5 185 

504 

6 650 
546 

- 888 

10 947 
6 746 
4 201 

10 146 
9 160 

986 

23 141 
14 472 
8 669 

10 287 
13 292 

- 3 005 

8 512 
10 009 

- 1 497 

8 304 
14 090 

- 5 786 

5 666 
7 280 

- 1 614 

5 716 
11 252 

- 5 536 

3 600 
4 894 

- 1 294 

3 904 
7 787 

- 3 883 

6 702 
3 750 
2 952 

6 833 
3 186 
3 647 

10 534 
8 217 
2 317 

15 851 
13 902 
1 949 

12 633 
13 866 

- 1 233 

8 391 
10 468 

- 2 077 

5 655 
6 908 

- 1 253 

16 702 
10 038 
6 664 

14 621 
10 016 
4 605 

8 875 
7 504 
1 371 

5 218 
5 113 

105 

7 988 
6 588 
1 400 

4 998 
5 818 
820 

3 717 
5 134 
1 417 

19 702 
14 022 
5 680 

12 286 
10 827 
1 459 

7 638 
7 123 
515 

2 245 
2 650 - 405 

1 463 
2 022 

- 559 

- 

- 

3'247 
4 201 

954 

6 217 
8 321 
2 104 

5 288 
9 827 
4 539 

3 634 
7 626 

- 3 992 

2 463 
5 467 

- 3 004 

1988 ' 
4 188 

- 2 200 

1 411 
3 130 

- 1 719 

 

395 
714 
319 

 

510 
802 
292 

551 
794 
243 

1 503 
1 823 

- 320 

1 363 
1 658 

- 295 

3 000 1 035 2 869 996 
2 975 1 168 2 905 1 151 

25 - 133 - 36 — 155 

1 062 
2 258 

- 1 196 

723 
4 503 

- 780 

542 
1 028 

- 486 

856 
1 071 

- 215 

 

866 
1 021 

155 

1 496 
2 070 

574 

926 
1 323 
397 

1 602 
1 903 

3G1 

836 
1 133 
297 

2 796 
3 400 

- 604 

2 231 
2 688 

- 457 

3 005 
3 304 
299 

2 103 
2 438 

- 335 

1 227 
1 866 

- 639 

676 
1 064 

- 388 

1 924 
3 563 
1 639 

1 782 
2 969 
1 187' 

1 447 
2 206 
759 

2 442 
2 838 

396 

19821) 1978 1980 1981 
Alter von 

bis unter ... 
Jahren 

N de[wgsbevegung 

 

darunter 
mannlich 

darunter 
männlich 

darunter 
mmnlich 

darunter 
männlich tue men 

   

2 685 
2 742 

57 

4 389 
3 373 
1 016 

2 379 
1 800 
579 

3 069 
3 303 

- 234 

1 611 
1 842 

231 

2 088 
3 719 

- 1 631 

1 122 
2 015 

- 893 

3 653 5 713 3 117 3 656 1 961 2 360 1 250 
3 277 4 127 2 196 3 799 2 104 4 173 2 228 

376 1 586 921 - 141 - 143 - 1 813 - 978 

3 940 
4 725 
785 

7 532 
6 530 
1 002 

4 235 
3 598 
637 

5 153 
6 124 

- 971 

2 756 
3 389 
633 

3 137 
7 073 

- 3 936 

1 706 
3 902 

- 2 196 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortz(lae 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge' 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge, 
Saldo 

Zuzüge , 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge: 
Saldo 

Zuzüge 
orteüge. 
Bald. 

. 

Zuzüge 
Fortzüge 
Salda 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
F.rt,zOge 
Si ldö 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo " 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

18 - 21' 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 -.45 

45 - 50 

50 - 55 

55 - 60 

60 - 65 

65 und mehr 

Insgesamt 

- 
2 875 6 000 3 997 4 592 2 904 3 063 
4 142 5'721 4 117 5 610 4 037 5 774 
1 267 279 - 120 - 1 018 1 133 - 2'711 

2 114 4 278 2 740 3 659 2 163 2 359 
3 131 4 307 2 937 4 251 2 902 4 582 

- 1 017 29 - 197 - 592 - 739 — 2 223 

59 656 
55 757 
3 899  

136 712 
97 124 
39 588  

89 150 
62 482 
26 668  

96 129 
94 201 
1 928  

56 972 
59 793 
2.821 

62 372 
99 392 
37 020  

35 217 
61 437 

- 26 220 
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7 586 
3 061 
4 525 

5 294 
2 141 
3 153 

2 626 
2 255 

371 

1 674 
1 431 

243 

1 546 
887 
659 

4 540 
4 877 

337 

10 556 
8 757 
1 799 

6 720 
10 091 

- 3 371 

16 807 
11 313 

5 494 

4 274' 
7 476 

- 3 202 

8 080 
7 704 

376 

11 549 
14 929 

- 3 380 

23 336 
12 178 
11 158 

30 928 
16 470 
14 458 

a 293 
10 483 

- 2 190 

    

- 

 

- - - - 

        

272 146 56 29 44 
50 25 15 6 18 

222 121 41 23 26 

10 825 
19 410 

- 8 585 

8 035 
16 274 

- 8 239 

6 576 
14 123 

- 7 547 

6 573 
15 168 

- 6 595 

6 866 
13 555 

- 6 689 

5 781 
12 051 

- 6 270 

6 734 
11 856 

- 5 122 

4 333 
10 647 

- 6 314 

3 721 
10 050 

- 6 329 

 

28 801 
19 470 

9 331 

23 839 
15 529 

8 310 

17 814 
13 806 

4 008 

20 586 
16 521 

4 065 

12 911 
12 324 

587 

14 702 
14 225 

477 

Tabelle 29 
Wanderungsbewegung der ausländischen Erwerbspersonen insgesamt über die Auslandsgrenze noch 
Altersgruppen 

1978 1976 1974 1973 
Alter von 

bi. unter ... 
]ehren 

zua®en 

 

darunter 
mYvnlich 

zucaen 
darunter 
".dich 

auca®en 
darunter 
mgwlich 

zuee®ev 

VeMerungebeeegung 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

18 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50 - 55 

55 - 60 

60 - 65 

'65 und mehr 

Ingmeaamt 

Zuzüge. 
FortZUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
FoitzUve 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUme 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Säldd 

Zuzüge 
Fortzüge, 
Saldo 

Zuzüge 
Foitzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzug. 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
FaitzUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo    

18 37 
8 12 

10 25 

1 020 1 707 
493 727 
527 980 

3 173 5 820 
3 258 4 375 

85 1 445 

6 245 10 471 
4 848 6 736 
1 397 3 735 

5 246 8 213 
8 101 7 623 
2 855 390 

3 556 5 511 
8 078 7 151 
4 522 - 1 640 

3 145 4 087 
8 047 6 1.19 
4 902 - 2 032 

10 148 8 980 5 432 4 823 2 870. 2 482 3 200 
10 679 9 396 11 290 - 9 675 7 782 6 329 4 910 

531 - 416 - 5 858 - 5 052 - 4 912 - 3 847 - 1 710 

5 664 4 903 3 349 2 918 2 173 1 844 2 361 
6 437 5 553 6 842 5 872 5 192 4 162 3 675 

773 - '650 - 3 493 - 2 954 - 3 019 - 2 318 - 1 314 

3 009 2 547 1 911 1 574 1 216 1 005 1 340 
3 375 2 839 3 773 3 176 2 894 2 232 2 210 

366 - 292 - 1 862 - 1 602 - 1 678 - 1 227 - 870 

1 068 922 731 611 575 460 651 
1 384 1 177 1 389 1 198 1 280 1 024 1 128 

316 - 255 - 658 - 587 - 705 - 564 - 477 

419 
966 - 547 

150 
342 
192 

58 379 
101 699 

- 43 320 

350 
852 - 502 

121 
294 - 173 

45 887 
81 437 

- 35 550 

249 
730 - 481 

130 
318 - 188 

36 211 
64 235 

- 28 024 

211 
627 - 416 

113 
286 - 173 

28 518 
47 493 

- 18 975 

198 
520 - 322 

125 
296 - 171 

43 721 
45 682 

- 1 961 

 

581 
915 
334 

164 
240 

76 

140 316 
104 140 

36 176 

- 

- 

481 
790 
309 

137 
211 
74 

111 866 
84 726 
27 140 

176 



1 263 
436 
827 

4 266 
3 167 
1 099 

2 297 
876 

1 421 

8 298 
5 497 
2 B01 

1 767 
637 

1 130 

6 357 
4. 331 
2 026 

1 315 
681 
634 

5 138 
4 307 

831 

8 469 
4 903 
3 566 

15 108 
9 111 
5 997 

6 653 
5 460 
1 193 

14 436 
10 237 
4 199 

9 345 
B 330 
1 015 

4 535 
5 326 

791 

 

22 29 21 31 
6 6 1 10 
16 23 20 21 

12 497 
7 278 
5 219 

12 202 
8 295 
3 907 

8 038 
6 648 
1 390 

9 767 
8 107 
1 660 

8 904 
9 770 
866 

6 354 
7 898 

- 1 544 

3 503 5 662 4 836 4 217 
4 902 5 740 4 741 5 398 

- 1 399 - 78 95 - 1 181 

3 

 

739 
3 814 

75 

2 737 
3 954 

- 1 217 

4 314 
4 552 

- 238 

2 549 
2 727 

178 

l 994 
2 978 

- 984 

3 006 
3 320 

- 314 

- 
4 117 
5 689 
1 572 

- 
3 216 
6 653 
3 437 

- 
5 735 
7 639 
1 904 

5 594 
9 726 

- 4 132 

 

4 257 
8 306 

- 4 049 

2 944 
5 997 

- 3 053 

2 249 
4 521 

- 2 272 

- 
1 588 
3 461 
1 873 

1 830 
3 828 
1 990 - 

1 298 
2 865 

- 1 567 

- 
3 373 
4 443 
1 070 

6 
12 
6 

599 
509 
90 

2 687 
3 692 

- 1 005 

2 005 
2 633 

- 628 

2 894 
3 636 

- ' 742 

2 279 
4 922 

- 2 643 

 

- 

3 
5 
2 

407 
328 
79 

1 822 
2 435 

- 613 

4 138 
7 867 

- 3 729 

16 
5 

11 

963 
440 
523 

3 514 
3 259 
255 

7'' 326 
6 270 
1 056 

6 880 
B 038 

- 1 158 

5 086 
6 357 

- 1 271 

3 266 
4 387 

- 1 121 

2'511 
3 193 

- 682 

- 

  

293 
576 - 283 

115 
298 - 183 

44 452 
48 241 

- 3 789 

238 
454 
216 - 

95 
261 
166 

34 187 
38 724 

- 4 537 

350. 
723 
473 

201 
593 
392 - - 

81 
232 
151 

70 
205 
135 - - 

27 972 
46 694 

- 20 722 

20 790 
38 574 

- 17 784 

1976 1980 

 

darunter 
mä.nlith 

  

Vanderuv8ebemeädn. 
Alter v 

bis unter ... 
Jahren 

  

1981 1982 

zusammen 
darunter 
mannt ich 

 

darunter 
männlich 

lamr.ter 
männlich 

 

1 092 1 764 1 442 1 660 1 305 1 140 907 
1 714 2 179 1 705 2 292 1 820 2 434 1 976 

- 622 - 415 - 263 - 632 - 515 - 1 294 - 1 069 

527 810 637 881 699 .635 494 
903 1 149 892 1 324 1 052 1 490' 1 208 
376 - 339 - 255 - 443 - 353 - 863 - 714 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo . 

ZuzUge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

18 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50-- 55 

55 - 60 

60 - 65 

65 und mehr 

Insgesamt 

  

157 
443 
286 

108 
253 
145 

35 326 
l4 445 

881 

- 

255 
555 
300 

117 
306 
189 

65 441 
51 858 
13 583 

 

203 
460 
257 

95 
278 
183 

54 383 
41 807 
12 576 

177 



1973 1978 1974 1976 

1 483 
1 322 

161 

2 057 
980 

1 077 

1 708 
892 
816 

1 855 
412 

1 443 

2 762 
836 

1 926 

1 392 
1 344 

48 

3 730 
809 

2 921 

6 478 
1 799 
4 679 

6 429 
2 506 
3 923 

2 844 
2 465 

379 

4 098 
1 886 
2 212 

3 210 
1 921 
1 289 

3 177 
995 

2 182 

1 889 
1 003 

886 

1 822 
2 446 

624 

2 585 
1 768 

817 

3 171 
2 924 

247 

2 784 
3 419 

- 635 

2 400 
2 105 

295 

3 337 
1 502 
1 835 

2 880 
1 435 
1 445 

3 135 
682 

2 453 

3 983 
1 050 
2 933 

3 421 
1 666 
1 755 

6 489 
1 406 
5 083 

9 023 
2 458 
6 565 

8 068 
3 036 
5 032 

Tabelle 30 

Wanderungsbewegung der Türken über die Auslandsgrenze nach Altersgruppen) 

Altar von 
bis unter ... 

Jahren 

 

darunter 
näwlich 

 

darunter 
männlich 

 

darunter 
männlich 

zu.-1n 

Wanderungsbewegung 

1 759 
2 684 

- 925 

50 313 
20 500 
29 813 

33'368 
15 121 
18'247 

30 075 
25 500 
4,575 

16 992 
17 975 

- 983 

20 022 
26 557 

- 6 535 

10 570 
16 308 

- 5 738 

23 659 
16 489 

7 170 

- - - - 

 

202 
716 
514 

619 
580 

39 

401 
460 

59 

337 
625 
288 

533 
808 
275 

659 
803 
144 

959 
1 021 

- 562 

306 
402 
94 

146 
172 

26 

247 
523 
276 

101 
293 
192 

26 
72 
46 

108 
150 

42 

221 
329 
108 

119 
228 
109 

212 
204 

8 - - - - - 

113 34 103 30 117 
101 39 113 58 164 

12 - 5 - 10 - 28 - 47 - - 

4 237 3 295 1 932 1 328 1. 104 597 1 177 
2 473 2 120 2 943 2 407 2 989 2 192 1 553 
1 764 1 175 - 1 011 1 079 - 1 885 - 1 595 - 376 

2 096 1 560 1 386 980 758 437 867 
1 557 1 377 2 182 1 880 2 132 1 597 1 142 

539 183 - 796 - 900 - 1 374 1 160 - 275 

140 35 152 39 132 38 121 
119 40 150 50 140 44 136 

21 - 5 2 11 - 8 - 6 - 15 

160 41 167 30 224 50 229 
126 35 148 31 261 60 232 

34 6 19 - 1 - 37 - 10 - 3 

1) Diese Tabellen liegen weiterhin für folgende Nationalitäten vor: Italiener, Jugoslawen, Spanier, Griechen, Portugiesen. 

'178 

 

1 595 
2 118 

523 

 

1 329 
2 853 
1 524 

 

495 
844 
349 

1 125 
512 
613 

- 
589 
928 
339 

1 122 
1 784 

662 

1 772 
1 561 

211 

1 447 
2 113 

666 

1 306 
1 234 

72 

693 
575 
118 

570 
1 783 

- 1 213 

1 668 
1 396 

272 

2 702 
1 617 
1 085 

3 471 
2 599 

872 

3 833 
1 474 
2 359 

1 911 
809 

1 102 

1 556 
877 
679 

2 076 
1 017 
1 059 

1 544 
1 018 

526 

1 389 
1 242 

147 

1 840 
2 783 

943 

2 866 
2 440 

426 

2 442 
3 318 

876 

2 386 
2 032 

354 

1 425 
1 059 

366 

1 135 
T 431 

296 

1 963 
1 293 

670 

Zuzüge' 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
£ortzüme 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

16 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50 - 55 

55 - 60 

60 --65 

65 und mehr Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Insgesamt Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1 741 
1 610 

131 

2 486 
1 194 
1 292 

1 884 
1 213 

671 

1 747 
604 

1 143 

1 085 
692 
393 

719 
1 903 
1 184 

1.125 
911 
214 

1 582 
1 885 

303 



 

zuae®en darunter 
armlieb 

113 
210 

97 

537 
450 

87 - 
216 
248 

32 - 
251 
422 
171 - 

-93 
271 
178 - 

212 
556 
344 - 

95 
359 
264 

- 
188 
565 
]J] 

- 
355 
572 
217 

570 
1 294 

724 

1 000 
1 050 

50 

308 
802 
494 

 

210 
794 
584 

- 
207 
897 
690 

- 
136 
564 
428 

271 
1 148 

- 877 

330 
2 134 

- 1 804 

175 
1 312 

- 1 137 

213 
801 

- 588 

398 1 620 924 
799 1 104 •830 
401 516 94 

551 
975 
424 - 

275 
536 
261 

1 020 
790 
230 

592 
575 

17 - 
422 
677 
255 

456 
1 583 
1 127 - 

479 
2 593 
2 114 - 

327 
1 776 

- 1 451 

404 
1 212 

- 808 

411 
1 083 

672 - 

308 
807 
499 - 

332 
891 
559 - 

580 
931 
351 - 

920 
2 001 
1 081 - 

1 649 
1 590 

59 

- 
316 
498 
182 

- 
552 
579 

27 

 

541 
922 
381 

375 
1 298 

- 923 

- 

- 

- 

271 
890 
619 

209 
732 
523 

167 
481 
314 

608 
1 248 

640 

X608 
2 451 

- 1 643 

280 
1 304 

- 1 024 

 

527 
1 239 

- 712 

979 
961 

18 

1 991 
623 

1 368 

2 078 
404 

1 674 

999 
863 
136 

1 652 
1 030 

622 

2 069 
1 681 

388 

2 299 
905 

1 394 

1 122 
466 
656 

758 
522 
236 

1 252 
580 
672 

709 
431 
278 

472 
668 
196 

536 
1 069 

553 

1 239 
747 
492 

2 088 
840 

1 248 

3 512 
1 401 
2 111 

5 421 
877 

4 544 

6 246 
738 

5 508 

4 374 
1 861 
2 513 

5 293 
2 289 
3 004 

6 159 
3 323 
2 836 

3 595 
2 111 
1 484 

2 265 
1 395 

870 

762 
481 
281 

1 251 
511 
740 

2 111 
899 

1 212 

3 485 
552 

2 933 

4 600 
470 

4 130 

3 343 
1 553 
1 790 

4 394 
1 949 
2 445 

5 230 
2 941 
2 289 

2 748 
1 763 

985 

1 483 
4 131 

352 

540 
789 
249 

904 
859 

45 

1 706 
1 511 

195 

3 178 
1 002 
2 176 

3 015 
692 

2 323 

1 015 
1 203 

- 188 

937 
1 588 

- 651 

894 
2 826 

- 1 932 

606 
1 620 

- 1 014 

666 
1 136 

- 470 

47 249 71 ISS 54 105 42 
70 233 109 290 142 292 165 
23 16 - 38 - 135 - 88 - 187 - 123 

   

1978 1980 1981 1982 

Alter von -

 

bis unter ... 
.lehren 

Wanderungsbewegung 
darunter 
mgnalirh 

darunter 
m8mlinh 

darunter 
mennlich 

xu ae®en zuze®em 

 

36 132 42 79 32 54 17 
48 113 48 125 43 122 54 
12 19 - 6 - 46 - 11 68 37 

69 .311 90 144 46 83 35 
65 284 107 239 75 200 66 

4 27 - 17 - 95 - 29 - 117 - 31 

Zuzüge 
FortzUge 
saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
FOrt.dge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

18 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50 - 55 

55 60 

60 - 65 

65 und mehr 

Insgesamt 

 

12 807 44 061 31 342 
9 963 18 556 14 167 
2 844 25 505 17 175 

15 063 
15 954 

- 891  

8 825 
11 624 

- 2 799  

7 222 
18 176 

- 10 954  

4 152 
12 577 

- 8 425 

179 



   

2 229 
686 

1 543 

1 867 
608 

1 259 

569 
468 
101 

435 
385 
50 

179 
14C 

39 

117 
81 
36 

182 
71 

111 

6 956 
2 719 
4 237 

3 511 
2 252 
1 259 

1'636 
1 432 

204 

409 
481 

72 - 

110 
158 
48 - 

6 395 
2 487 
3 908 

3 274 
2 115 
1 159 

1 549 
1 369 

180 

384 
447 
63 - 

98 
148 

50 - 

1 370 
2 578 

- 1 208 

994 
1 972 

- 978 

344 
668 
324 - 

114 
241 
137 - 

436 
1 731 

- 1 295 

204 
766 
562 - 

87 
321 
234 - 

5 
4 
1 

5 

1 

29 813 
12 257 
17 556 

24 666 
10 878 
13 788 

7 687 
12 412 

4 725 

4 079 
10 407 

- 6 328 

8 696 
14 319 

- 5 623 

Tabelle 31 

Wanderungsbewegung der türkischen Erwerbspersonen über die Auslandsgrenze nach Altersgruppen 

 

95 68 20 11 16 6 18 
16 11 5 4 6 3 3 
79 57 15 7 10 3 15 

2 322 1 163 701 514 335 283 335 
1 416 1 243 2 011 1 717 871 607 337 

906 - 80 - 1 310' - 1 203 - 536 - 324 - 2 

4 988 
981 

4 007 

3 453 
656 

2 797 

1 123 
1 232 

- 109 

889 
734 
155 

1 027 
715 
312 

947 
369 
578 

979 
562 
417 

 

473 
783 
310 

534 
1 717 

- 1 183 

- 

- 

392 
857 
465 

270 
560 
290 

 

1 295 
2 386 
1 091 

950 
1 867 

917 

- 

- 

327 
615 
288 

108 
223 
115 

7 495 6 353 1 617 1 430 569 488 618 
2 042 1 732 2 182 1 764 1 281 826 494 
5 453 4 627 - 565 - 334 - 712 - 338 124' 

 

1 796 
2 875 

- 1 079 

1 691 
2 639 

946 

579 
2 059 

- 1 480 

605 
2 403 

- 1 798 

573 
2 146 

- 1 573 

419 
1 567 

- 1 148 

193 
699 

- 506 

81 
269 

- 188 

537 
1 183 

- 646 

90 
215 

- 125 

4 4 7 
5 3 13 

- 1 1 - 6 

180 

1976 1974 1973 1978 

 

Insgesamt 

Alter v 
bis unter n.. 

ehren 

  

darunter 
männlich 

 

darunter 
männlich 

 

darunter 
männlich 

 

6 11 
11 8 

3 

 

3 677 
8 379 

- 4 702 

3 948 
5 156 

- 1 208 

0 - 3 

3 - 6 

6 - 10 

10 - 15 

15 - 18 

18 - 21 

21 - 25 

25 - 30 

30 - 35 

35 - 40 

40 - 45 

45 - 50 

50 - 55 

55 - 60 

60 - 65 

65 und mehr 

Zuzüge 
Fortzüge 
Sä ldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Yanderungsb gu g 



1978 1980 1981 1982 
Alter v 

bis  
d..rer. darunter darunter daru.rer Jahren 

dr männlich sue®ev 
mävhli - an... 

..lieh 

Vend erungebeeegwg 

 

mäwlirh 

   

0 - 3 

 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

    

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

 

3 - 6 

   

zuzUge 
Fortzüge 
Saldo 

6 - 10 

- - - 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

10 - 1s 13 12 10 12 
1 1 - 4 

12 14 10 8 

8 1 -

 

1 2 1 
7 - 1 - 1 

zuzUge 
Fortzüge 
Saldo 

15 - la 115 
38 
77 

139 582 492 151 
44 124 100 57 
95 458 392 94 - 

24 
81 
57 - 

20 
58 
38 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

18 - 21 

- 

898 
418 
480 

267 1 969 1 846 288 242 
226 1 049 - 966 602 527 

41 920 880 - 314 - 285 

137 
546 
409 

116 
385 

- 269 

21 - 25 3 609 
1 618 
1 991 

3 444 
1' 516 
1 928 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

488 433 213 182 
972 868 988 830 

- 484 - 435 - 775 - 648 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

25 - 30 552 
315 
237 

4 714 
2 684 
2 030 

4 546 
2 579 
1 967 

527 
2 222 

- 1 695 

290 
1 927 

- 1 637 

261 
1 813 

- 1 552 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

- 

- - 

482 
2 123 
1 641 

248 
1 176 

92B 

30 - 35 426 
624 
198 

2 605 
1 685 

920 

2 500 
1 590 

910 

290 
1 258 

- 968 

190 
1 301 

- 1 111 

157 
1 173 

- 1 016 

190 
824 
634 

35 - 40 

- 
Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

503 1 410 1 358 270 249 216 
1.  055 1 109 1 056 882 809 900 

- 552 301 302 - 612 - 560 - 684 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

40 - 45 199 
741 
542 

368 866 842 
764 832 _ 770 

- 396 34 72 - 
188 
679 
491 - - - 

205 
794 
589 

193 
722 
529 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

45 - 50 151 
480 
329 

253 556 533 
512 562 531 

- 259 - 6 2 - - 
144 
435 
291 - - 

131 
565 
434 

123 
506 
383 

84 
184 
100 

50 - 55 190 
226 
36 - - 

187 
212 

25 - - - - 
88 

253 
165 

81 
229 
148 

89 
366 
277 

82 
316 
234 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

55 - 60 29 43 38 38 37 28 26 
56 89 80 116 102 147 135 
27 - 46 - 42 - 78 - 65 - 119 - 109 

Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

60 - 65 9 11 10 13 12 8 8 
16 18 15 23 20 41 34 

7 - 7 - 5 - 10 - B - 33 - 26 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

65 und mehr 

3 551 
4 222 

- 671 

10 7 7 8 8 4 4 
7 20 20 20 17 15 14 
3 - 13 - 13 - 12 - 9 - 11 , - 10 

16 574 
10 017 

6 557 

Insgesamt 15 813 
9 435 
6 378 

2 523 
7 630 

- 5 107 

2 247 
7 024 

- 4 77 

1 536 
7 673 

- 6 137 

1 362 
6 011 

- 5 449 

Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

181 



e 
% 

Anzahl 

Insgesamt 

0 - 3 Zuzüge 9' 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

3 - 6 Zuzüge 4 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

6 - 10 Zuzüge % 
Fortzüge 8 
Saldo Anzahl 

10 - 15 Zuzüge % 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

15 - 18 Zuzüge 4 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

18 - 21 Zuzüge e 
Fortzüge g 
Saldo Anzahl 

21 - 25 Zuzüge % 
Fortzüge 8 
Saldo Anzahl 

25 -, 30 Zuzüge 9 
Fortzüge 4 
Saldo Anzahl 

30 - 35 Zuzüge Z , 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

35 - 40 Zuzüge 4 
Fortzüge 4 
Saldo Anzahl 

40 - 45 Zuzüge % 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

45 -.50 Zuzüge 4 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

50 - 55 Zuzüge 4 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

55 - 60 ZvzUge % 
Fortzüge % 
Saldo Anzahl 

60 - 65 Zuzüge % 
Fortzüge 4 
Saldo :Anzahl 

65 und Zuzüge 4 
mehr Fortzüge. 4 

Saldo Anzahl 

1 
2 
3 

4 
5 
6 

7 
8 
9 

10 
11 
12 

13 
14 
15 

16 
17 
18 

19 
20 
21 

22 
23 
24 

25 
26 
27 

28 
29 
30 

31 
32 
33 

34 
35 
36 

37 
l8 
39 

40 
41 
42 

43 
44 
45 

46 
47 
48 

49 
50 
51 

4,8 4,7 
5,1 6,0 

- 326 - 1 026 

5,1 5,3 
7,0 7,8 

- 774 - 1 456 

7,7 8,3 4,3 5,8 5,9 
7,3 7,9 2,7 4,3 4,8 
78 99 1 052 114 - 538 

4;2 
4,2 
35 

8,8 
7,5 
118 

4,9 
4,0 
30 

6,9 
7,6 
124 

 

4,1 
4,1 
248 

3,6 
4,4 
180 

7,1 
6,3 
161 

10,4 
12,1 
27 

11,0 
9,6 

8 765 

11,1 
12,1 

- 196 

11,0 10,7 
8,7 7,6 

2 317 - 888 

14,6 16,2 15,7 
13,5 11,4 9,6 

1 428 494 - 586 

16,7 
8,8 
110 

16,8 
14,6 
2 102 

19,8 
9,3 
543 

13,2 
5,9 
462 

18,2 
14,0 

17 469 

16,5 16,5 
14,8 13,4 

1 949 - 3 005 

10,4 19,3 
17,0 15,5 

- 107 - 1 718 

5,8 7,1 4,5 6,7 6,9 6,9 8,7 8,1 7,6 
3,4 3,4 3,8 3,3 4,4 4,9 4,6. 4,6 4,2 

7 189 3 647 - 964 195 145 - 8 2 506 530 - 142 

2,3 
2,2 
759 

1,2 
1,2 

- 44 

1,6 
119 

- 320 - 

2,3 2,4 
3,2 3,2 

- 367 - 569 

2,9 
5,4 

- 69 

3,3 
5,0 

- 121 

1,9 2,9 3,1 4,3 
2,7 3,6 3,6 1,4 

- 163 - 604 - 1 639 - 66 

3,2 
3,7 

- .21 

0,9 
1,4 
236 - 

  

- 

1,2 
1,3 
192 

1,0 
1,8 

- 18 

1,3 
2,0 

- 52 

0,6 
1,2 

- 267 - 

0,6 
1,4 
263 

0,9 
1,4 
163 

2,8 3,6 0,3 
3,5 3,3 0,6 

- 1 - 39 - 87 - 

100 100 
100 100 

- 4 992 - 14 343 

100 
100 

6 136 

.100 100 
100 100 
834 - 11 -394 

100 100 100 
100 100 100 

1 928 - 37 020 - 3 821 

100 
10Q 

60 543 

0,9 2,3 2;9 1,1 1,6 ,2,0 1,2 1,2 
1,4 2,9 3,0 1,0 2,9 ,3,5 1,8 2,4 

- 211 - .457 - 1 187 - 30 - 31 - 92 - 199 - 373 

1,1 3,0 3,9 1,6 
1,4 3,1 2,9 1,4 
133 - 36 - 396 - 34 

1,5 
2,7 
543 

0;8 
1,8 
388 

Tabelle 32 

Anteil der Zu- und Fortzüge über die Auslandsgrenze nach ausgewählter Staatsangehörigkeit und 
Altersgruppen 

Darunter Nauptanverbel,nder 

Alter 
von 

-bi. unter 
... Jahren 

Ausländer inagea®t 
Lfd. 
Nr. Griechenland Wanderungsbewegung Italien 

1973 1981 1982 1973 1981 1982 1973 1981 1982 

4,0 3,2 3,3 6,1 3,2 2,9 4,4 4,9 5,0 
5,5 3,5 3,7 10,9 3,7 3,5 4,2 4,9 5,5 
98 - 234 - 1 631 - 874 9 - 65 349 - 244 - 855 

4,5 3,8 3,8 9,0 
4,2 4,0 4,2. 7,3 

3 204 - 141 - 1 813 - 118 

4,0 5,4 5,0 12,0 
4,4 6,5 7,1 9,2 

1 863 - 971 - 3 936 - 84 

4,1 7,0 6,6 9,9 
2,6 4,0 4,8 6,0 

4 655 2 952 - 663 141 

16,0 13,1 13,3 9,8 
14,9 14,7 14,2 10,5 

11 282 - 1 233 - 5 786 - 462 

9,0 10,8 12,1 11,1 11,9 
8,0 9,1 -13,9 13,0 13,6 
112 - 76 - 134 - 1 070 - 2 181 

6,3 6,4 6,4 7,5 6,8 7,2 
11,2 7,4 7,4 9,7 9,3 9,3 

- 885 18 - 134 - 594 - 1 018 1 607 

7,9 5,9 6,3 
10,1 7,3 7,8 

1 306 - 1 253 - 3 883 

5,5 4,8 4;9. 4,9 5,7 ~5,0 6,3 4,0 3,7 
7,5 6,0 5,8 7,6 8,0 6,8 6,9 5,1 4,6 
192 - 1 016 - 2 711 - 544 - 38 - 149 106 - 505 - 786 

3,3 3,8 3,8 2,7 4,4 3,8 5,2 3,3 3,3 
4,8 4,5 4,6 4,3 6,4 6,2 5,8 4,1 4,1 

- 369 - 592 - 2 223 - 316 - 36 - 159 - 15 - - 386 - 703 

11,1 8,7 9,2 
12,0 11,1 11,3 
5 166 - 2 077 - 5 536 

7,1 
12,6 

- 1 001 

5,3 
8,1 

- 58 

6,0 
7,8 

- 160 

7,0 
8,2 

- 159 - 

4,4 
5,6 
534 

 

4,7 
6,0 

1 053 
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Darunter Naup[anwerbel8nder 

Lfd. 
Nr. Jugoa lavien Por[ugil Spanien Türkei 

1973 1981 1982 1973 1981 1982, 1973-

 

1982 1981 1973 1982 1981 

4,2 4,6 2,6 2,3 3;2 
3,9 4,2 3,1 4,0, 3,4 
61 - 226 125 - 42 - 49, 

3,9 
5,4 
67 

4,0 
4,8 

- 67 

3,9 
4,0 

- 25 

4,4 
3,5 

- 36 

4,8 
10,3 
295 

3,6 
4,9 
249 

1 4,6 
4,9 

- 559 
2 

 

3 

3,7 
2,8, 
912 - 

6,3 
5,8 

1 

8,3 
12,1 
627 

5,5 3,7 4,2 6,2 3,6 
5,0 3,5 4,8 4,1 4,2 
267 200 - .42 - 50 - 52 

4,0 
5,6 

- 49 

4,2 6,6 
7,3 

1 835 

6,0 
5,4 
45 

8,0 
5,1 

- 351 

4 
5 
6 

5,6 
- 74 

2,6 
2,5 
454 

.7,3 
12,3 

1 044 

2,8 
3,5 
133 

8,9 
13,5 
- 136 

9,6 
12;1 
182 

3,6 
5,2 

- 135 

6,5 
9,9 

- 90 

5,4 
9,1 

- 131 

5,7 
7,0 

1 445 

11,3 
9,5 
195 

12,7 
11,0 

- 1 081 

7 
8 
9 

- 

2,3 7,4 7,0 3,3 16,4 12;6 
1,2 4,3 4,6 1,5 8,1 9,1 
734 204 - 123 232 - 13 - 115 

3,4 
3,0 
28 

10,0 
4,3 
24 

6,9 
5,2 

- 52 

6,2 
3,3 

2 453 

21,1 
6,3 

2 176 

22,8 
8,7 
59 

10 
11 
12 

3,6 6;3 5,0 .1,8 10,7 4,7 
2,2 3,2 3,6 1,2 4,5 4,3 

1 051 232 - 123 112 2 - 59 

2,7 
1,8 
73 

5,4 
3,4 

- 29 

6,4 7,9 
5,1 

2 933 

20,0 
4,3 

2 323 

7,3 
6,8 
712 

13 
14 
15 

3,2 

 

9 - 

9,8 
6,1 

2, 868 

7,9 6,5 
5,5 4,9 
122 187 

2,6 12,0 7,2 13,3 
1,.7 5,3 3,6 5,4 
160 - 1 - 36 616 

7,7 
5,4 

- 50 

10,5 
5,3 
13 

6,8 
'8,4 

1 755 

6,7 
7,5 
188 

5,2 
7,1 

- 923 

16 
17 
18 

23,2 13,7 11,8 10,7 14,1 20,7 17,2 14,0 19,6 12,9 14,5 8,6 7,2 4,8 6,3 5,6 10,8 7,9 7,0 "6,9'. 6 670 X310 - 147 739 - 2 - 19 493 6 - 7 5 083 

6,2 
10,0 
651 

6,3 
8,7 

1 127 

19 
20 
21 

15,7 10,4 9,9 
16,2 9,4 8,3 

2 280 - 99 - 392 

34,8 
22,9 
2 201 

7,6 
5,0 

- 23 

8,9 
3,8 

- 34 

19,8 
18,9' 
60 

12,7 16,1 
8,8 

- 61 

17,9 
12,0 
6 565 

5,9 
17,7 

- 1 932 

6,6 
14,3 

2 114 

22 
23 
24 

7,9 
- 6 

11,4 
14,2 
803 

7,6 
12,3 
705 

8,8 
12,3 
952 

16,6 
21,5 
748 

5,0 
9;6 

- 105 

5,2 
8,4 
133 

10,4 
13,8 
- 282 

8,0 
12,1 

- 110 

4,5 
9,8 

1 451 

9,1 
10,5 

- 133 

16,0 
14,8 
5 032 

4,0 
10,2 

- 1 014 

25 
26 
27 

- - - 

9,1 
12,3 
277 

4,9 5,8 12,7 6,7 7,7 8,9 6,9 4,9 8,4 
8,0 9,6 17,8 12,8 16.0 12,3 9,9 9,8 12,1 
467 - 811 531 - 140 - 262 - 276 - 86 - 145 1. 764 

4,4 
7,1 

- 470 

5,6 
6,7 
hos 

28 
29 
30 

- 

 

6,8 
10,0 

31 

4,7 
6,3 
278 

5,7 
7,1 
516 

5,5 
10,9 
140 

3,4 
11,0 
- 134 

4,9 
12,0 

- 199 

6,9 
9,5 

- 211 

3,2 
7,0 

- 77 

3,5 
5,5 
77 

4,2 
7,6 
539 

3,7 
6,1 

- 424 

5,7 
6,0 
672 

31 
32 
33 

 

- - 

  

3,5 
5,5 
130 

4,6 
5,3 
176 

5,1 
5,8 
389 

1,8 
4,3 
22 

3,4 
7,3 

- 82 

3,0 
8,5 

- 144. 

3,4 
5,5 

- 164 

3,8 
6,4 

- 63 

4,5 1,2 
7,9 2,8 

- 114 39 

2,0 0,4 
5,8 1,0 

- 92 8 

2,8 
4,2 

- 255 

4,3 
4,4 
499 

34 
35 
36 

 

- 

 

1,8 
3,0 
140 

3,8 3,9 0,6 1,9 2,0 
4,B 4,6 1,7 3,5 4,8 
198 - 321 4 - 38 - 80 

1,3 
2,1 

- 69 

3,1 
5,6 

- 56 

1,7 
2,6 
171 

2,9 
3,1 
344 

37 
38 
39 

 

- 

  

0,9 
1,3 
25 

3,5 4,0 
3,9 3,7 

- 123 - 204 - 

0,2 1,0 2,0 
0,7 1,9 2,8 
7 - 21 - 43 

0,4 1,5 2,2 0,2 1,0 1,5 
0,9 3,7 4,7 0,5 1,8 1,6 

- 37 - 42 - 71 12 - 135 - 187 

40 
41 
42 

 

1,0 2,5 3,7 0,1 1,0 1,0 0,5 
1,5. 2,9 3,3 0,4 1,1 0,8 0,7 
46 - 97 - 172 - 5 - 9 - 10 - 14 

0,8 
4,3 
72 

1,0 
3,4 

- 42 

0,3 
0,6 
21 

0,5 
0,8 
46 

0,7 
0,7 
68 

43 
44 
45 

 

- - - 

O,B 4,0 5,3 0,2 1,3 1,2 
1,3 3,8 3,5 0,5 1,3 0,7 
41 - 61 - 101 - 2 - 10 - 7 

0,6 
1,2 

- 47 

4,7 
3,9 

- 17 

3,4 0,3 
0,6 
34 

1,0 1,1 
1,5 1,1 

- 95 - 117 

46 
47 
48 

3,5 
43 - 

 

100 100 100 
100 100 100 

15 703 - 2 095-  - 5 975 

100 
100 

5 333 

100 100 
100 100 

- 796 - 1 422 

100 
100 

- 85 

100 
100 

- 611 

100 
100 

- 1 187 

100 100 
00 100 

29 813 - 891 

100 
100 

-10 954 

49 
50~ 
51 
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Jahr 

Ym,derwgebewegwg 

Aval ivder 
s6m,ien Türkei Italien 

~d ervvrer 
m3mlich 

Ceiechenl®d Jugoslawien 

zu-

 

zu-

 

zu-

 

Per ugal 

zu-
e®en 

darunter 
mgnnl ich 

darunter 
mäwlich 

darunter 
mgnglich a 

zu-

 

dir,mter 
mgonlieh 

darunter 
mM.lieh 

darunter 
.3nnlich 4®en 

narmrer uaeh Staarsagebürigkeit 

 

i mgumt i 

Tabelle 33 

Wanderungsbewegung der Ausländer nach ausgewählter Staatsangehörigkeit über die Auslandsgrenze 

Personen insgesamt 

214 956` .141 131 9 442 5 261 54 532 39 256 50 873 32 662 8 211 5 928 7 850 5 642 50 313 33 366 
154 413 106 320 13 263 7 402 48 3% 36 121 35 170 24 227 2 878 2 241 7 935 5 610 20 500 15.121 
60.543 l4 811 - 3 821 -2 141 6 lw 3 135 15 703 8 4M 5 333 3 687 - 85 32 29 813 18 247 

128 221 73 9H 8 270 4 468 29 674 19 725 26 293 14 919 2 623 1 088 2 495 1 260 30 075 16 9922 
159 16B 105 689 12 259 6 861 45 470 31 350 37 072 25 220 4 234 3 240 6 603 5 880 25 500 17 975 

- 30 947 - 31 745 - 3 989 -2 393 -15 7% - 11 625 -10 779 -10 301 -1 611 -2 152 -6 108 -4 620 4 575 - 983 

80 510 45 198 4 859 2 630 16 147 10 321 15 460 8 277 1 469 649 1 297 687 17 944 10 227 
155 536 % 466 17 737 9 587 37 412 23 613 33 702 21 114 3 574 2 240 7 588 4 761 32 513 21 370 

- 75 026 - 50 268 -12 878 -6 957 -21 265 -13 292 -18 242 - 12 837 -2 105 -1 591 -6 291 -4 074 - 14 569 -11 143 

87 400 49 652 4 220 2 478 21 955 15 039 14 120 6 928 1 195 498 1 087 558 20 022 10 570 
127 747 74 782 16 170 8 666 30 418 18 715 24 302 13 977 2 356 1 351 5 919 3 476 26 557 16 308 

- 40 347 - 25 130 - 11 950 -6 188 - 8 463 - 3 736 -10 182 - 7049 -1 161 - 856 -4 832 -2 918 - 6 535 - 5 738 

96 706 55 719 4 222 2 415 27 254 16 578 14 412 6 934 %8 383 971 512 21 909 11 688 
109 626 64 071 12 537 6 761 26 851 17 437 19 720 10 505 1 712 921 4 401 2 423 22 233 13 542 

- 12 920 - 8 352 - 8 315 -4 346 403 1 141 - 5 308 - 3 571 - 744 - 538 -3 430 -1 911 - 324 - 1 854 

100 %3 59 656 4 297 2 535 28 773 19 839 12 262 5 839 924 387 940 408 23 659 12 807 
94 992, 55 757 9 162 4 943 25 780 17 143 16 258 8 487 4 312 640 3 067 1 703 16 489 9 %3 
5 991 3 899 - 4 B65 -2 408 2 993 2 6%.- 3 9% - 2 648 - 388 - 253 -2 127 -4 215 7 170 2 844 

122 850 77 905 3 %2 2 314 32 190 22 464 11 997 5818 935 437 976 521 34 062 22'181 
90 484 55 026 7 054 3 830 26 503 18 039 14 601 7 671 1 272 624 2 313 1 316 13 043 8.215 
32 366 22 879 - 3 072 -1 516 5 687 4 425 - 2 604 - 1 853 - 337 - 187 -1 337 - 7% 21 019 13 %6 

136 712 89 150 4 0B2 2 365 29 668 20 103 11 774 6 030 793 3% 1 122 658 44 061 31 342 
97 124 62 482 5 495 2 849 26 887 18 630 13 325 7 065 1 857 976 1 930 1 123 18 556 14 167 
39 588 26 668 - 1 413 - 484 2 781 1 473 - 1 551 - 1 035 -1 064 - 620 - 808 - 465 25 505 17 175 

% 129 56 972 4 437 2 660 22 027 14 293 9 623 4 754 616 282 879 471 15 063 8 825 
94 201 59 793 3 603 2 068 27 019 17 904 11 718 6 218 1 412 735 1 490 841 15 954 11 624 
1 928 - 2 821 834 592 - 4 992 - 3 611 - 2 095 - 1 464 - 7% - 453 - 611 - 370 - 891 -2 799 

62 372 35 217 2 950 1 6% 13 262 8 163 6 238 3 036 405 190 596 309 7 222 4 152 
99 392 61 437 4 344 2 500 27 605 17 244 12 213 6 414 1 827 937 1 783 959 18 175 12 577 
37 020 - 26 220 - 1 394 - 804 -14 343 - 9 081 - 5 975 3 378 - 1 422 - 747 -1 187 - 650 -10 954 8 425 

1973 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1974 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1975 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1976 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1977 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1978 Zuzuge 
FortzUge 
Saldo 

1979 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1980 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1981 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1982 Zuzuge 
FortzUge 
Saldo 

. Darunter Erwerbspersonen 

1973 Zuzüge, 
Fortzüge 
Saldo 

1974 Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

1975 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1976 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1977 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

1978 Zuzöge 
Fortzüge 
Saldo 

1979 Zuzüge 
FortzUge 
Saldo 

1980 Zuzuge 
Fortzüge 
Saldo 

1981 Zuzuge 
Fortzüge 
Saldo 

1962 Zuzüge 
Fortzüge 
Saldo 

140 316 111 866 3 957 ' 2 719 39 956 33 809 36 230 28 308 6 312 5 325 5 553 4 728 29 813 24 666 
104 140 84 726 7 189 4 466 36 822 31 505 26--050 21 262 2 304 2 017 5 559 4 576 12 257 10 878 
36 176 27 140 - 3 232 -1 747 3 134 2 304 10 180 7 046 4 008 3 308 - 6 152 17 556 13 768 

58 379 45 887 2 066 1 503 18 429 15 428 13 515 10`957 683 511 903 665 8 696 7 667 
101 699 81 437 6 507 4 030 31 271 25 646 26 723 21 924 3 323 2 909 5 977 4 829 14.319 12 412 
43 320 - 35 550 - 4 439 -2 527 -12 842 -10 218 -13208 -10 967 -2 640 -2 398 -5 074 -4 164 - 5 623 - 4 725 

33 193 25 780 1 236 907 9 153 7 660 6 691 5 381 278 216 403 309 4 659 4 252 
87 741 67 196 8 949 5 403 22 828 17 952 21 762 77 132 2 266 1 749 4 649 3 567 16 196 13 637 

- 54 548 - 41 416 - 7 713 -4 496 -13 675 -10 292 -15 071 -11 751 -1 988 -1 533 -4 246 -3 258 -11 537 -9 385 

36 211 28 518 1 212 952 13 941 11 901 5 093 3 943 180 137 354 249 4 079 3 677 
64 235 47 493 7 866 4 764 17 730 13 838 13 473 10 099 1 213 890 3 297 2 397 10 407 8 379 
28 024 - 18 975 - 6 654 -3 812 - 3 789 - 1 937 - 8 380 - 6 156 -1 033 - 753 -2 943 -2 148 - 6 328 - 4 702 

41 336 32 868 1 231 964 17 345 14 861 4 992 3 880 186 131 331 239 4 096 3 676 
52 483 38 909 5 972 3 549 16 145 13 020 9 233 6 714 739 527 2 272 1 545 7 484 6 088 
11 147 - 6 041 - 4 741 -2 585 1 200 1 841 - 4 241 - 2 834 - 553 - 396 -1 941 -1 306 - 3388 - 2 412 

43 721 35 326 1 366 1 085 18 379 15 959 4 128 3 226 144 93 305 220 3 94B 3 551 
45 682 34 445 4 398 2 683 15 832 13 136 7 194 5 121 545 342 1 504 1 043 5 1% 4 222 
1 %1 881 - 3 032 - 1 598 2 547 2 823 - 3 066 - 1 895 - 401 - 249 -1 199 - 823 - 1 208 - 671 

57 638 47 674 1 336 1 052 21 170 18 345 3 741 2 897 195 127 333 255 9 725 9 192 
44 428 34 662 3 318 2 066 16 600 13 984 6 105 4 414 514 338 1 113 804 4 244 3 679 
13 210 13 212 - 1 982 -1 014 4 570 4 361 - 2 364 - 1 517 - 319 - 211 - 780 - 549 5 481 5 513 

65 441 54 383 1 412 1 070 18 525 15 811 3 955 3 085 196 125 491 393 16 574 15 813 
51 858 41 807 2 584 1 534 17 218 14 546 5 986 3851 890 599 940 694 10 017 9 435 
13 583 12'576 - 1 172 - 464, 1 307 1 265 - 1 431 - 766 - 694 - 474 - 449 - 301 6 557 6 378, 

44 452 34 1B7 1 748 1 391 12 812 10 810 3 052 2 333 147 92 299 225 2 523 2 247 
48 241 38'724 1 590 1 074 15 905 13 203 4 765 3 432 618 414 677 496 7 630 7 024 
3 789 - 4537 158 317 - 3 093 - 2 393 - 1 713 - 1 099 - 471 - 322 - 378 - 271 - 5 107 - 4 777 

27 972 20 790 1 101 850 7 333 5 980 2 083 1 607 113 76 226 149 1 536 1 362 
48 694 38 574 1 863 1 302 14 996 12 125 5 151 3 796 846 561 857 604 7 673 6 811 
20 723 - 17 784 - 782 - 452 - 7 663 - 6 145 - 3 066 - 2 189 - 733 - 485 - 629 - 455 - 6 137 - 5 H9 
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Tabelle 34 

Schulische Vorbildung der Auszubildenden in Industrie und Handel 1982 

Von den Auszubildenden zuletzt erreichter Bchulabschluß 

Aussubilde_nde 
nsges c 

i  
Hictlerec 
Abschluß 

Hacbschot-

 

oder 
Fachhoch-

 

schulreife 

Berufs-
fachschule  

usr ige/ 
ahne 
Angabe 

ahne mit 
Berufsgruppe 

Naup [schu lab schlvB 

Anzahl 

Gewerbliche Ausbildungsberufe 

darunter 

Elektrotechnik 

Kaufmännische Ausbildungsberufe 

Industrie ui.d Handel insgesamt  

58 030 100 1,0 50,7 32,9 1,6 10,8 3,0 

8'386 100 0. 30,6 53,0 1,4 13,0 2,0 

67,884 100 0,7 30,2 34,9 8,6 18,0 7,6 

125.914 100 0,8 39,6 34,0 5,4 14,7 5;5 

Tabelle 35 

Ausbildungserfolg bei der Berufsbildung 19821) 

 

Vorzeitige l3sung von Ausbildungsverträgen Erfolg bei der Absrblußprürung 1982 

Ausbildungsbereich,  
Vorzeitig geloste 
Verträge 19821)  Teilnehmer  Erfolgsquote 

Bestand a Lösongtn in 2 
Vertragen 1981 des Vorjahres bes[ands 

davon bestanden 
die Abschlußprüfung 

 

tnsgts 1  weiblich  insges mc  weiblich msgesam[ weiblich  insgesamt  weiblich  insgesamt  weiblich,  insgesamt  weiblich 

,%es 1,1 Ai all R 

5 150 2 447 129 114 55 286 4,0 4,4 55'951 26 372 53 465 25 183 95,6. 95,5 

1 743 334 56 804 B 835 3,0 3,6 22 350 4 190 21 341 4 063 95,5 97,0 

3 40] 2 113 ]0 310 46 451 S,B 4,5 33 601 22 182 32 124 21 120 95,6 95,2 

6 219 92 737 20 818 6,7 33 485 6 863 31 048 6 518 92,7 95,o 

280 7 433 1 822 3,8 2 838 763 2 733 ]43 96,3 97,4 

104 42 ' 8 239 3 320 1,3 1,3 2 8]5 1 083 2 799 1 064 97,4 98,2 

63 65 1 127 1 124 5,8 5,8 642 637 627 622 97,7 97,6 

535 519 16 787 16 433 3,2 3,2 6 639 6 636 6 532 6 394 95,5 96,4 

Industrie und Handel 

daxnb 

gewerblich 

kaufmännisch 

Handwerk 

Landwirtschaft 

öffentlicher Dienst 

Hauswirtschaft 

Freie Berufe 

Insgesamt 12'333 . 255 437 98 853 4,8  - 102 571 42 354 97 116 40 524 94,7 95,7 

I) vartäuiige zahlen. - 2) Fsr den Bereich Landwireschafe gescEä rzq Freie Eirufe -hat Patencanxa][ska®er (1981: 6 Lösungen). 
Quelle, Angaben der Kzm-I,.ern zur Berufsbildungsstatistik. 
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2) 
1 

 

51,2 

2) 

99,1 

29,5' 

3,9 

37,1 

35,4 

51,5 

53,0 

26,4 

Tabelle 36 

Auszubildende in ausgewählten Berufen und Ausbildungsbereichen 

Auszubildende Veränderung. 
1982 gegen 1977 

Auebildungabereich 
)ü  

19621) 

rnageeamt  darunter 
weiblich  

1977 

insgesamt .  darunter 
weiblich 

Austu bildende . weibliche 
inägeeami Ausrubildevde2) 

Z Anzahl 

.Industrie und Handel  125 914 52 969  101 194 39 592  24,4 33,8 

darunter 

Maschinenschlosser 

Mechaniker 

Technische Zeichner 

Werkzeugmacher 

Elektroanlageninstallateur 

Energieanlagenelektroniker 

Informationselektroniker 

Bauzeichner 

Betonbauer 

'Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

Verkäufer 

Einzelhandelskaufmann 

Industriekaufmann 

Bankkaufmann 

Versicherungskaufmann 

Bürokaufmann  

6 895 83 7 659 7 16,1 

8 368 348 6 561 9 27,5 

2 854 1 876 2 190 1,241 90,3 

5 627 67 5 029 6 11,9 

1 384 18 1 537 3. - 9,9 

2 329 29 1 334 - 74,6 

942 46 453 6 107,9 

2 445 1'549. 1569 778 55,8 

140 - 182 - - 23,1 

6 749 3 111 5 926 2 403 13,9 

9 610 7 767 9 358 7 477 2,7 

7 234 - 4 784 5 359 3 490 35,0 

10 850 7 218 9 778 5 344 11,0 

B 684 4 831 6 156 3 188 41,1 

1 375 566 1 003 370 37,1 

5 223 4 284 4 148 3.389 25,9 

Handwerk 

darunter  

91 962 21 476  70 37.7 14 759 30,7 45,5' 

Maurer 

Zimmerer 

Mäler und Lackierer 

Schlosser 

Kraftfahrzeugmechaniker 

Gas- und Wasserinstallateur 

Elektroinstallateur 

Tischler 

Bäcker 

Konditor 

Friseur 

Landwirtschaft - 

öffentlicher Dienst 

Na uswlrtschaft 

Freie Berufe  

4 713 22 2 659 3 77,2. 

3 413 16 2 091 5 63,2' 

A 396 604 3 478 53 26,4 

2 717 12 2 044 4 32,9 

8 209 91 8 431 23 - - 2,6' 2) 

4 416 30 3 239 2 36,3 

7 351 47 5 720 11 28,5 

5 712 .358 3 387 66 68,6 

4 230 469 3 068 72 37,9 

1 687 886 1 194 332 41,3 166,9 

7 778 7 266 7 480 7 030 4,0 3,4 

7 433' 1 822 5 617 1 101 32,3 65,5 

8 768 3 771 6 577 1 836 33,3 105,4 

1 257 1 252 910 910 38,1 .37,6 

17 196 16 797 13 067 12' 726 31,6 32,0 

Alle Auszubildende Zusammen  252 530  98 087 197 742 70 926  27,7 38,3 

1) Vorläufige Zahlen. - 2) Nur ausgewiesen in Ausbildungsberufen mir mindecbens 100 weiblichen Auszubildenden im Jahre 1977. 
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Wirtschaft und Verwaltung 

Metalltechnik 

Elektrotechnik 

Bautechnik 

Holztechnik 

Textiltechnik und Bekleidung 

Chemie/Physik/Biologie 

Drucktechnik 

 

Farbtechnik und Raumgestaltung 

Gesundheit 

Körperpflege 

Ernährung und Hauswirtschaft 

Agrarwirtschaft und Sonstige 

Insgesamt 

Tabelle 37 

Übergang in das duale System nach Geschlecht und Abschlußert 

U.hoeri.che 
Ubageng...t.2) 

Schulabgänger 
im Schuljahr 1981/82 

Neueingetretene 
Becufaechüler 19821) 

Zuletzt erreichter 
Schulabachluß  

mu..lich weiblich aus.  männlich weiblich xuea®en 

Anzahl 

männlich  weiblich 1 aus—. 

i 

7 621 5 539 13 160 2 331 798 3 129 50,6 14,4 23,8 

33 993 27 724 61 717 24 741 14 004 3B 745 72,B 50,5 62,8 

23 134 27 172 50 306 13 944 15.017 28 961 60,3 55,3 57,6 

6 068 9 771 15 839 2 597 4 649 7 246 42,8 47,6 45,7 

23 108 18 785 41 893 2 054 2 633 4 687 8.9 14,0 11,2 

93 924 88 991 182 915 45 667 37 101 62 768 48,6 41,7 45,2 

Ohne Hauptechulabschlug 

Mit Hauptechulabschlug 

RealschulabschluS3) 

Fachschulreife 

Abitur/Fachhochschul-
reifeß 

Insgesamt 

1)Nut Schüler mit Auabildungav rerag an öffentlichen und privaten Berufs- und Sonderberufsschulen einschließlich Teil.eioBerufagcundbildungajahc. 
2)Zeitliche Verschiebungen rwi Chen dem Erwerb des jeweiligen Abschlussee und dem Ubergang in das duale System bleiben unberücksichtigt. Die. gilt 
i nsbesondere für die Abgänger a s einjährigen Beruf efs<habhulen mit Vorvertrag, die erst beim Eintritt in die Teilzeit-Berufaachule erfaßt sind. -

 

3)Wer gleichwertiger Abschlug einer allgemeinbildemden Schule. - 4) Einschließlich Berufliche Schulen. 

Tabelle 38 

Schüler an Berufsschulen) mit Ausbildungsvertrag nach Berufsfeldern 

Schüler im Schuljahr 
1982/833) 1977/78 

Veränderung 
1982/83 gegen 1977/78 

ßerufwfeld 

Anzahl T 

54 818 68 673 

54 758 63 958 

16 568 20 873 

11 141 18 068 

5 294 9 981 

4 561 3 672 

1 392 1 877 

2 548 4 051 

4 438 6 829 

12 292 15 375 

7 421 7 768 

21 765 27 087 
1 

6 358 8 711 

203 3542) 256 923  

• 13 855 . 25,3 

• 9 200 . 16,8 

• 4 305 26,0 

• 6 927 62.2 

+ 4 687 88,5 

889 19,5 

485 34,8 

1 503 59,0 

2 391 53,9 

3 083 + 25,1 

347 • 4,7 

5 322 . 24,5 

2 353 • 37,0 

53 569 + 26,3 

  

1) öffentliche und private Berufs- und Sonderberufeechule ei..chli.Blich kooperatives BeruEagrundbildungejehr. - 2) Einschließlich 1 642 Praktikanten. 
- 3) Ohne Praktikanten. - 
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